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38. Sitzung 

Bonn, den 5. September 1991 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Meine Damen und 
Herren, die Sitzung ist eröffnet. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten können, 
müssen einige Mitglieder in Gremien neu gewählt 
werden. 

Aus dem Gemeinsamen Ausschuß nach Art. 53 a 
des Grundgesetzes scheidet Frau Kollegin Matthäus

-Maier als ordentliches Mitglied aus. Die Fraktion der 
SPD schlägt vor, daß Frau Kollegin Anke Fuchs (Köln), 
bisher stellvertretendes Mitglied im Gemeinsamen 
Ausschuß, an ihre Stelle tritt. Als neues stellvertreten-
des Mitglied wird Frau Kollegin Gudrun Weyel vorge-
schlagen. 

Sind Sie damit einverstanden? — Ich höre keinen 
Widerspruch. Damit sind die Kollegin Anke Fuchs als 
ordentliches Mitglied und die Abgeordnete Gudrun 
Weyel als stellvertretendes Mitglied im Gemeinsamen 
Ausschuß eingesetzt. 

Aus dem Vermittlungsausschuß nach Art. 77 Abs. 2 
des Grundgesetzes scheidet ebenfalls Frau Kollegin 
Ingrid Matthäus-Maier als ordentliches Mitglied aus. 
Die Fraktion der SPD schlägt als Nachfolger Herrn 
Kollegen Harald Schäfer (Offenburg), der bisher stell-
vertretendes Mitglied im Vermittlungsausschuß war, 
vor. Neues stellvertretendes Mitglied soll Herr Kol-
lege Gunter Huonker werden. 

Sind Sie auch damit einverstanden? — Das ist der 
Fall. Damit sind der Abgeordnete Harald Schäfer (Of-
fenburg) als ordentliches Mitglied und der Abgeord-
nete Gunter Huonker als stellvertretendes Mitglied im 
Vermittlungsausschuß bestimmt. 

Wir setzen jetzt die Aussprache zu Punkt 1 der Ta-
gesordnung fort. 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für 
das Haushaltsjahr 1992 

(Haushaltsgesetz 1992) 
— Drucksache 12/1000 — 

Überweisung: 

Haushaltsausschuß 

b) Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Der Finanzplan des Bundes 1991 bis 1995 
— Drucksache 12/1001 — 

Überweisung: 
Haushaltsausschuß 

Nach der interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die heutige Aussprache insgesamt neun Stunden vor-
gesehen. — Auch dazu sehe ich keinen Widerspruch. 
Dann ist es so beschlossen. 
Als erster Redner hat Herr Bundesminister Mölle-

mann das Wort . 

Jürgen W. Möllemann, Bundesminister für Wirt-
schaft: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die wirtschaftliche 
Entwicklung im vereinten Deutschland hat zwei ganz 
verschiedene Gesichter. In den alten Bundesländern 
läuft der Konjunkturmotor weiter stetig mit guter Tou-
renzahl. Die Wachstumsimpulse sind nach wie vor 
durch den Nachholbedarf in den neuen Bundeslän-
dern geprägt und schlagen sich unverändert in den 
Auftragsbüchern der Indust rie nieder. 
Hervorzuheben bleibt: Die Investitionen in den al-

ten Ländern sind weiterhin stark expansiv. Im westli-
chen Teil der Bundesrepublik ist das Bruttosozialpro-
dukt in der ersten Jahreshälfte 1991 real um 4,5 
höher als vor einem Jahr. Dieses hohe Tempo wird die 
Wirtschaft in der zweiten Jahreshälfte nicht ganz hal-
ten können. Die Gründe: Zum einen haben sich die 
Exportüberschüsse gegenüber früheren Jahren zu-
rückgebildet, und zum anderen wird sich die inländi-
sche und zum Teil stürmische Nachfrage bei den pri-
vaten Verbrauchern im Jahresverlauf etwas beruhi-
gen. Dabei dürfen wir nicht die Augen davor ver-
schließen, daß die Steuer- und Abgabenerhöhungen 
zur Finanzierung der Einigungslasten auch Spuren 
hinterlassen. 
Seit geraumer Zeit ist die Bundesrepublik der 

Wachstumsmotor in Europa. In einer konjunkturellen 
Schwächeperiode der Weltwirtschaft steht sie in einer 
besonderen Verantwortung. Gerade unsere Partner in 
Europa verfolgen mit Interesse, ob der Konjunktur-
kessel in der Bundesrepublik weiter unter Dampf 
bleibt. Wohl und Wehe vieler unserer Handelspartner 
sind mehr denn je mit einer starken deutschen Wirt-
schaft verknüpft. Der Nachfragesog im Gefolge der 
Einheit hat einen erheblichen Beitrag zur Stützung 
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der Weltkonjunktur geleistet und das Nachlassen der 
Wirtschaftskräfte dort zum Teil ausgleichen können. 

Im ersten Halbjahr dieses Jahres haben wir für 
20 Milliarden DM mehr Güter importiert, als wir selbst 
auf den Weltmärkten abgesetzt haben. Der ehemalige 
Exportweltmeister Bundesrepublik zeigt sich in einem 
anderen Gewand. Diese Entwicklung ist durch Son-
derfaktoren der deutschen Einheit sicher überzeich-
net. Mittelfristig können wir deshalb eine Normalisie-
rung der Handelsströme erwarten. 

Die jetzt eingetretene Beruhigung bei den Auf-
triebskräften ist kein Rezessionsvorbote. Wenn die Fi-
nanzpolitik die Konsolidierung weiter ernst nimmt 
und die Tarifparteien ihrer gesamtwirtschaftlichen 
Mitverantwortung entsprechen, wird die Konjunktur 
robust bleiben und wird sich die Wirtschaftsleistung 
auch im nächsten Jahr auf dem Wachstumspfad be-
wegen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Meine Damen, meine Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Die Anpassungskrise in den neuen 
Bundesländern war unvermeidlich. Das Bruttosozial-
produkt der neuen Bundesländer machte im ersten 
Halbjahr lediglich 8,3 % der westdeutschen Wirt-
schaftsleistung aus. Die Bet riebe sind zu einem guten 
Teil personell noch überbesetzt. Die Folge liegt rech-
nerisch auf der Hand, nämlich eine Produktivität von 
deutlich weniger als 30 % im Vergleich zwischen Ost-
und Westdeutschland. 

Tatsache ist aber auch, daß die Anpassung in vollem 
Gange ist. Positive Signale in Teilbereichen, etwa im 
Baubereich, sind sichtbare Zeichen der wirtschaftli-
chen Regene rierung. Im nächsten Jahr können wir 
realistischerweise mit 60 Milliarden DM rechnen, die 
mit Hilfe der Fördermaßnahmen und der investiv 
wirksamen Anreizpolitik der Bundesregierung von 
der Wirtschaft in Ostdeutschland plaziert werden. 
Wachstumsraten bis zu 10 % im Osten werden dann in 
einem dynamischen Aufholprozeß durchaus möglich 
sein. 

Die zunehmende Einübung marktwirtschaftlicher 
Denk- und Verhaltensweisen in Handel, Handwerk 
und Dienstleistungswirtschaft ist der Boden, auf dem 
die wirtschaftliche Erneuerung gedeiht. 

(Wolfgang Roth [SPD]: Das ist eine neue 
Theorie!) 

Die fortschreitende Privatisierung von Treuhand-
unternehmen, Kooperationen zwischen ost- und west-
deutschen Bet rieben und die Existenzgründungen 
schaffen und sichern viele wettbewerbsfähige Ar-
beitsplätze. Allein im Mittelstand der neuen Bundes-
länder werden in diesem Jahr über 400 000 neue Ar-
beitsplätze entstehen. 

Wir legen Wert auf eine allgemeine Investitionsför-
derung, die allen die gleichen Chancen bei wirtschaft-
lichem Neubeginn eröffnet. Der Markt muß der Kom-
paß für lohnende Investitionen sein. 

(Zuruf von der FDP: Jawohl!) 

Mit aktiver Struktursteuerung und Investitionslen

-

kung in einzelnen Regionen haben die Menschen in 

der DDR 40 Jahre lang schlechte Erfahrungen ge-
macht. Wer glaubt, hier den Stein der Weisen gefun-
den zu haben — wie etwa mit dem sogenannten natio-
nalen Aufbauprogramm die Kolleginnen und Kolle-
gen von der SPD — , stellt grundlegende Prinzipien 
unserer Wirtschaftsordnung ohne Not in Frage. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Wie Sie sich 
das vorstellen! — Anke Fuchs [Köln] [SPD]: 
So ein Unsinn! — Zuruf von der FDP: Ohne 

Not!) 

Die noch bestehenden wirtschaftlichen Verwerfun-
gen in Ostdeutschland treten naturgemäß am Arbeits-
markt deutlich zutage. 

(Wolfgang Roth [SPD]: Redigieren Sie doch 
Ihre Rede besser! So einen Unfug am besten 

gleich herausschmeißen!) 

— Nun seien Sie doch nicht gleich am Anfang schon 
polemisch. 

(Zurufe von der SPD: Wir haben noch gar 
nichts gesagt! — Wir fangen erst an!) 

Am frühen Morgen! Entspannt bleiben! 

(Ernst Waltemathe [SPD]: Bis jetzt haben Sie 
uns erheitert!) 

Den ständig neuen Beschäftigungsrekorden im We-
sten steht der Abbau unproduktiver Arbeitsplätze im 
Osten gegenüber. 

(Wolfgang Roth [SPD]: Sind Sie Spätaufste

-

her, Herr Minister? Für mich ist es schon spät 
am Tag!) 

— Also, ich bin heute morgen wieder einmal um 5 Uhr 
aufgestanden, um von Münster in Westfalen hierher 
zu kommen. 

(Wolfgang Roth [SPD]: Das erklärt alles!) 

Dann kann man mich doch nicht als Spätaufsteher 
bezeichnen. Ich bin also ganz schön wach! 

Die nochmals sprunghaft gestiegene Zahl von Men-
schen, die sich bei den Arbeitsämtern beschäftigungs-
los gemeldet haben, ist auf Sondereinflüsse der aus-
gelaufenen Kündigungsschutzabkommen und der 
Warteschleifenregelungen im öffentlichen Dienst zu-
rückzuführen. Ohne etwas beschönigen zu wollen: Im 
Jahresdurchschnitt 1991 dürfte die Arbeitslosenzahl 
bei etwas über 1 Million liegen. Zum Jahresende 
könnte sie auf ca. 1,5 Millionen ansteigen. Das ist viel; 
das ist zu viel, insbesondere aus der Sicht der ganz 
konkret Betroffenen. Aber es ist erfreulicherweise 
deutlich weniger, als viele von uns hier befürchtet 
haben. Der Prozeß verläuft positiver als erwartet. 

Der Anpassungsprozeß ist unvermeidlich, wenn wir 
dauerhafte Beschäftigung in wettbewerbsfähigen Be-
trieben aufbauen wollen. Deshalb müssen wir von 
den Menschen die Bereitschaft fordern, sich mit Qua-
lifizierung und Mobilität das Rüstzeug für die moder-
nen Arbeitsplätze anzueignen. Ich rufe deshalb die 
Bürger in Ostdeutschland erneut zur notwendigen 
Geduld und gleichzeitig zur Initiative auf. Nehmen 
Sie die Angebote zur Aus- und Fortbildung wahr! Las- 
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sen Sie sich von den Schwierigkeiten im Übergang 
nicht entmutigen! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, mit Sorge sehen wir die 
Lohnsteigerungen und die zum Teil schon bis 1994 
festgelegten weiteren Entwicklungen. Diese haben 
manchen der um ihre Existenz kämpfenden Bet riebe 
eine Kostenlawine beschert, die den Abbau vieler Ar-
beitsplätze erheblich beschleunigt hat. Diese Ent-
wicklung erweist sich für die Arbeitnehmer als Bume-
rang. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Richtig!) 

Die Lohnentwicklung hat die Orientierung an der 
Produktivität inzwischen verloren. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Das ist schade!) 

Die Folgen dieser verfehlten Tarifpolitik machen sich 
auch in den Staatskassen bemerkbar. Zusätzliche 
Transferzahlungen aus dem Westen werden für kon-
sumtive Zwecke erforderlich und stehen für die be-
deutsameren investiven Aufgaben, etwa bei der Mo-
dernisierung der Infrastruktur, nicht mehr zur Verfü-
gung. 

Bei allem Verständnis für den Wunsch nach Ein-
kommensangleichung kann man derartig grundle-
gende Zusammenhänge nicht ungestraft ignorieren. 
Das gefährdet auch die wirtschaftliche Stabilität im 
Westen, auf die wir dringend angewiesen sind. Ich 
wiederhole hier meinen Vorschlag, an Öffnungsklau-
seln bei Tarifverträgen vorurteilsfreier heranzuge-
hen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Die Menschen in den Unternehmen, die vor die Wahl 
gestellt werden — zeitlich begrenzte Abweichung 
vom Tariflohn oder Betriebsschließung? — , denken in 
dieser Frage vielleicht etwas anders als die Gewerk-
schaftszentralen in Stuttgart und Frankfurt. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich stelle inzwischen im übrigen eine größere Flexi-
bilität bei der SPD fest, die sich mittlerweile mit dem 
Gedanken des Investivlohnes offensichtlich ange-
freundet hat. Wir sollten uns gemeinsam überlegen, 
wie die berechtigten Anliegen der Beschäftigten und 
die Notwendigkeit einer Lohnanpassung mit Augen-
maß besser miteinander verzahnt werden können. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auf die Haushalts-
und Finanzpolitik kommt in dieser Situation eine be-
sondere Verantwortung zu. Sie muß die notwendigen 
Mittel für die Wirtschaftsförderung in den neuen 
Bundesländern zur Verfügung stellen und gleichzei-
tig den Strukturwandel sozial abfedern. Das ist immer 
wieder eine schwierige Gratwanderung. Die benötig-
ten Mittel müssen so finanziert sein, daß die Lei-
stungsfähigkeit der deutschen Volkswirtschaft nicht 
überfordert wird. Konstruktives Zusammenwirken al-
ler Beteiligten ist erforderlich. Das bedeut: Die Geld-
politik der Bundesbank braucht die entschlossene 

Unterstützung durch Parlament und Regierung. 
Schon um das Vertrauen ausländischer Investoren 
nicht zu gefährden, müssen wir den Weg der Konso-
lidierung der öffentlichen Finanzen entschlossen 
weitergehen. Staatsausgaben und Neuverschuldung 
müssen enger begrenzt werden. 

Wir dürfen uns auch nicht auf den Ergebnissen der 
ersten Subventionskürzungsrunde ausruhen. Die 
Steuerschraube darf sich nicht weiter drehen; sonst 
verlieren wir das Vertrauen der Bürger und wir verlie-
ren — was genau so schlimm ist — die Gestaltungs-
fähigkeit in der Politik. 

Die hohe staatliche Neuverschuldung in diesem 
Jahr ist durch die Wiedervereinigung entstanden und 
in ihrer Höhe von etwa 5 % des Bruttosozialprodukts 
nur mit diesem geschichtlichen Ereignis zu rechtferti-
gen. Sie wird nach dem Finanzplan der Bundesregie-
rung von 1991 bis 1995 stufenweise auf 25 Milliarden 
DM zurückgeführt. Damit wird auch die Rückführung 
der Staatsquote, die uns in den 80er Jahren erfolg-
reich gelungen war, wieder möglich. Sie bleibt eine 
vordringliche Aufgabe auf unserem Weg zu mehr 
Markt und weniger Staat. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Beschluß zum 
Subventionsabbau vor der Sommerpause war ein 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Flop!) 

wichtiger und notwendiger Kraftakt. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich weiß, daß man — auch ich selbst — manches in 
diesem Vorgang handwerklich und auch in der Prä-
sentation besser hätte machen können. 

(Zurufe von der SPD: So? — Aha!) 

— Ja, warum nicht? Diejenigen, die hier alles fehler-
frei machen, mögen das für sich reklamieren. 

(Zuruf von der FDP: Die machen gar nichts 
und deshalb auch nichts falsch!) 

Aber es war ein wichtiger Einstieg in die Verbesse-
rung der Situation der Staatsfinanzen, und ich will 
jetzt an einem Beispiel deutlich machen, weshalb wir 
mit bestimmten Argumentationsweisen nicht so fort-
fahren können, wie es bislang geschehen ist. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Das stimmt!) 

Sie erleben in diesen Tagen unablässig — und hier 
im Parlament ist es auch geschehen — am Beispiel der 
Subventionen für die deutsche Steinkohle, wie die 
Fakten ungerührt verdreht werden. Derzeit kostet die 
Tonne deutscher Steinkohle auf Grund der hohen Ko-
sten, die wir wegen der spezifischen Förderbedingun-
gen aufwenden müssen, knapp 290 DM. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [FDP]: Gut, 
daß ich so wenig brauche!) 

Auf dem Weltmarkt kostet die Tonne im Augenblick 
97 DM. Der Differenzbetrag wird von den Menschen 
in unserem Land über Steuern und Abgaben finan-
ziert. Wir, die Bürger dieses Landes, zahlen im Augen- 
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blick für jeden im Steinkohlebergbau tätigen Berg-
mann pro Jahr 76 000 DM Zuschuß. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Also mehr als der 
Lohn!) 

Pro Kopf pro Jahr 76 000 DM! Meine Damen und Her-
ren, dies ist nicht durchzuhalten! 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Dies kann niemand vernünftigerweise in einer Zeit 
dauerhaft vertreten, in der wir die Mittel dringend 
brauchen und in der vor allem kein Mensch daran 
denkt, den Kumpels im Braunkohlentagebau in den 
neuen Bundesländern, z. B. in der Lausitz, auch nur 
ansatzweise eine Arbeitsplatzgarantie zu geben. Dort 
wird ein drastischer Abbau vorgenommen, um die 
Braunkohle ohne Subventionen wettbewerbsfähig zu 
machen. 

(Peter Kittelmann [CDU/CSU]: Frau Mat

-

thäus-Maier ist ganz fassungslos! — Gegen

-

ruf der Abg. Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: 
Als Berliner wäre ich bei Subventionen zu

-

rückhaltender!) 

Wir können — ich sage es noch einmal — einen sol-
chen hohen Subventionsansatz nicht weiter fort-
schreiben. Es gibt dafür auch in keiner anderen Bran-
che ein Beispiel, und es hat keinen Zweck, den Men-
schen im Bergbau etwas anderes zu suggerieren. Es 
wird ihnen zur Zeit immer noch suggeriert. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, Ausgabenkürzungen 
bleiben eine ständige Aufgabe über den Subventions-
beschluß hinaus, wenn — wie derzeit — ständig neue, 
zusätzliche Ausgaben auf uns zukommen. Wir müssen 
alle Ausgabenpositionen auf ihre Berechtigung über-
prüfen. Wenn wir z. B. die von allen Parteien des Bun-
destages befürwortete Korrektur beim Familienla-
stenausgleich und bei der Flankierung des § 218 in die 
Wirklichkeit umsetzen wollen — dafür spricht sehr 
viel; das wird einen Milliardenaufwand kosten —, 
dann müssen wir den Ausgleich durch Kürzungen an 
anderer Stelle vornehmen. Es geht nicht an, daß der 
hierfür erforderliche Betrag entweder durch höhere 
Steuern oder durch eine Anhebung der Nettokredit-
aufnahme finanziert wird. Wir werden die Kraft haben 
müssen, nicht nur segnend durch die Lande zu eilen 
und den Menschen Neues zu verteilen, sondern ihnen 
auch zu sagen, was nicht mehr geht. Das ist nicht das 
Einfachere, aber wir müssen es machen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Ing rid Matthäus-Maier 

[SPD]: Vermögensteuersenkung!) 

Die Belastung mit Steuern und Abgaben hat ihre 
Grenze erreicht. Die jetzt von der Bundesregierung 
beschlossene Anhebung der Mehrwertsteuer um ei-
nen Prozentpunkt — — 

(Dr.  Wolfgang Weng [Gerlingen] [FDP]: 
Blüm mitnehmen zum Fallschirmspringen!) 

— Das ist ein guter Vorschlag, aber meine freund

-

schaftliche Vor- und Fürsorge für den Kollegen Nor

-

bert würde mich natürlich dazu verpflichten, ganz 

besonders vorsichtig zu springen, wenn man das 
überhaupt kann. 

(Heiterkeit bei der FDP) 

Die jetzt von der Bundesregierung vorgesehene 
Mehrwertsteueranhebung um einen Prozentpunkt ist 
wegen der Harmonisierung der Steuern in der Euro-
päischen Gemeinschaft notwendig. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Alibi! — Hel

-

mut Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Rede doch 
nicht so einen Stuß!) 

Weitere Belastungen dürfen nicht im Rahmen allge-
meiner Steuererhöhungen hinzukommen. Unsere 
Wirtschaft muß ohnehin die höchsten Lohnzusatzko-
sten der Welt und hohe ertragsunabhängige Steuerla-
sten verkraften. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Deswegen will ich hier auch klar sagen, daß aus der 
Sicht des Bundeswirtschaftsministers jedes Gedan-
kenspiel mit der Idee, die angekündigte Absenkung 
der Beiträge für die Bundesanstalt für Arbeit viel-
leicht doch nicht vorzunehmen, nicht in Ordnung ist, 
und deswegen will ich ebenso hinzufügen, daß es 
auch nicht in Ordnung wäre, den Bet rieben über eine 
1%ige weitere Umlage die Kosten für die Pflegeversi-
cherung aufzubürden. 

(Zuruf von der SPD: Sie können ja die Politik 
einstellen, Herr Kollege!) 

Das kann so nicht gehen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Unser Ziel ist die Entlastung bei den ertragsunab-
hängigen Steuern sowie die Korrektur der hohen 
Steuersätze. 

(Ernst Waltemathe [SPD]: Und das können 
wir uns leisten?) 

Diese sind für ausländische Investoren, die sich in 
Deutschland, insbesondere in den neuen Bundeslän-
dern, engagieren sollen, eher abschreckend. Insofern 
ist die Unternehmenssteuerreform auch ein Stück So-
zialpolitik; denn sie sorgt mit dafür, daß Investoren zu 
uns kommen, Unternehmungen aufbauen, ausbauen 
und damit Arbeitsplätze sichern. 

Meine Damen und Herren, die wirtschaftspoliti-
schen Aufgaben im Innern der Bundesrepublik müs-
sen wir im Einklang mit unserer internationalen Ver-
antwortung erfüllen. Deswegen möchte ich zum 
Schluß noch auf einen Punkt zu sprechen kommen, 
der uns in den nächsten Wochen und Monaten sehr 
beschäftigen wird: Die Bundesregierung setzt sich in-
tensiv für die Sicherung des internationalen Freihan-
dels ein und unterstützt den schnellen Abschluß eines 
neuen GATT-Abkommens. Wir sind wie keine andere 
Nation darauf angewiesen, daß wir einen möglichst 
ungehinderten Zugang zu allen internationalen 
Märkten haben. 

(Peter Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wir müssen, mehr als jeder andere, exportieren kön-
nen; die Zahlen der letzten Jahre zeigen es. Im Jahre 
1990 etwa haben wir 35 % aller Güter und Dienstlei-
stungen, die bei uns produziert wurden, auf ausländi- 
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schen Märkten verkauft. Zum Vergleich: Frankreich 
24 %, Japan 15 %, USA 8 %. 

Niemand wäre schwerer betroffen als die deutsche 
Volkswirtschaft, wenn es uns nicht gelänge, das Sy-
stem des internationalen Freihandels zu sichern. Des-
wegen setzt sich die Bundesregierung nachdrücklich 
dafür ein, daß es noch in diesem Jahr zu einem Ab-
schluß der Uruguay-Runde und zur Sicherung des in-
ternationalen Freihandels kommt. Dabei werden auch 
einige Branchenegoismen zurückstehen müssen. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Aha! Agrar

-

politik!) 

Das gilt für alle diejenigen Bereiche, in denen wir 
selber durch Stützungsmaßnahmen, kartellartige Ver-
einbarungen u. ä. den freien Handel hemmen. Wir 
können von anderen gutes und beispielhaftes Verhal-
ten nur erwarten, wenn wir selber dazu bereit sind. 
Das gilt auch für den Bereich, den ich zuvor nannte, 
sicher aber auch für die Agrarpolitik; das ist wohl 
wahr. 

Zusammengefaßt, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
möchte ich sagen, daß die wirtschaftliche Situation in 
diesem Jahr und nach aller Voraussicht auch im näch-
sten Jahr Grund zu der Annahme gibt, daß nach dem 
neunten Jahr wirtschaftlichen Aufschwungs in Folge 
auch ein zehntes Jahr folgen wird — eine beispiellose 
Entwicklung in ganz Europa. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Und das haben 
wir Ihnen zu verdanken?) 

Gewiß wird niemand reklamieren, daß das allein 
oder auch nur zuvörderst das Verdienst einer Regie-
rung ist. 

(Zuruf von der SPD: Nein, trotz der Regie

-

rung!)  

So schlecht kann die Wirtschaftspolitik dieser Bundes-
regierung aber wohl nicht sein, wenn es 10 Jahre 
nacheinander eine so exzellente wirtschaftliche Ent-
wicklung gibt. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Abgeordnete Wolfgang Roth. 

Wolfgang Roth (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Diese Debatte anläßlich der Einbrin-
gung des Bundeshaushalts 1992 hat schon ihre Selt-
samkeit. Der Herr Bundeswirtschaftsminister beklagt 
lauthals die viel zu hohe Staatsverschuldung. Auch 
sein Parteivorsitzender, Graf Lambsdorff, hat das ge-
stern getan, 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [FDP]: 
Müssen wir das gleich bejubeln?) 

und zwar in Worten, die wir unterstützen können; ich 
habe daran keine Kritik zu üben. Nur, was folgt dar-
aus? Es folgen keinerlei Entscheidungen zur Reduzie-
rung der tatsächlich viel zu hohen Staatskredite, 

(Hans H. Gattermann [FDP]: Mach mal einen 
Vorschlag! — Heiterkeit bei der FDP) 

allerhöchstens Lippenbekenntnisse, Schönfärbereien 
oder Profilierungsaktionen. 

Beispiel: die sogenannten Subventionskürzungen. 
Im Grunde gibt der Bundeswirtschaftsminister, wenn 
er heute die Lage dramatisiert, ja zu, daß die soge-
nannten Subventionskürzungen gar nichts gebracht 
haben. Ich kann auch erklären, warum. Nehmen wir 
die Kürzung der AB-Maßnahmen. Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen wurden gestrichen. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Als ob das eine 
Subvention wäre!) 

Zwar wurde damit in einem Posten des Etats tatsäch-
lich etwas weggestrichen; nur machen an anderer 
Stelle des Haushalts dieselben Problemfälle zusätzli-
che Arbeitslosenunterstützung notwendig; Einspa-
rung gleich Null, aber die Operation hat Menschen 
um Arbeit gebracht, und jetzt bezahlen wir das 
Nichtstun. 

Ganz ähnlich ist es bei der Werfthilfe oder bei der 
Unterstützung im Bereich der Kohle. Es ist doch nicht 
so, daß derartige Streichungen keine Arbeitsplatzef-
fekte hätten. Natürlich fallen Arbeitsplätze bei den 
Werften und im Kohlebergbau weg. Wo sind da die 
Einsparungen? Meine Meinung ist, daß das ganze 
Theater um Subventionskürzungen im Grunde die 
Lage nicht verändert hat. Insofern hat der Herr Bun-
deswirtschaftsminister recht: Die Lage ist dramatisch 
geblieben und hat sich nicht verbessert. 

Meine Damen und Herren, zurück zur Konsolidie-
rung der Staatsfinanzen: Wirtschaftspolitisch ent-
scheidend ist doch, daß die Staatsverschuldung die 
Zinsen nach oben treibt und zunehmend als gefährli-
che Investitionsbremse wirkt — übrigens am 
schlimmsten im Wohnungsbau, auf dem Sektor, auf 
dem wir inzwischen wegen der gewaltigen Woh-
nungsnot den stärksten Bedarf haben. 

Der Zugriff des Staates auf den Kapitalmarkt nimmt 
immer mehr zu. Dieses Jahr beanspruchen Bund, Län-
der, Gemeinden und die Schattenhaushalte, die Sie 
gebildet haben, am Kapitalmarkt etwa 200 Milliarden 
DM. Das heißt, der Staat nimmt mehr als die Hälfte der 
freiwilligen Ersparnisse in Anspruch. Dies ist wirt-
schaftspolitisch nicht mehr zu tragen. Dieser Kredit-
hunger des Staates verdrängt p rivate Investitionen 
und verschlechtert damit die Möglichkeit einer 
schnellen Integration Ostdeutschlands in die west-
deutsche Wirtschaft. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD] : Leider, lei

-

der!)  

Ich bin auch der Meinung, daß diese Zinssteigerun-
gen für die notwendigen Modernisierungen unserer 
Volkswirtschaft gefährlich sind. Wir sehen Probleme 
in der Wettbewerbsfähigkeit. Ich habe da eine andere 
Position als Sie, Herr Bundeswirtschaftsminister. Stei-
gende Zinsen auf den Kapitalmärkten machen Inve-
stitionen in Finanzanlagen, in Geldvermögen, weit 
attraktiver als arbeitsplatzschaffende Investitionen in 
Produktivkapital. Die Folge davon ist, daß die Arbeits-
losigkeit in den neuen Bundesländern zunehmen wird 
und daß der Zuschußbedarf zur Einkommenssiche-
rung und für Sozialausgaben größer wird, als es bei 
einer soliden Finanzpolitik der Fall wäre. All das sieht 
der Bundeswirtschaftsminister offenbar auch so, wenn 
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man seinen Worten glauben darf. Aber mit der Vor-
lage dieses Haushalts geschieht überhaupt nichts, um 
das wirksam zu bekämpfen. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Meine Damen und Herren, es ist doch völlig klar, 
daß nur eine mutige Kombination von Ausgabenkür-
zungen auf der einen Seite und Einnahmeverbesse-
rungen auf der anderen Seite Abhilfe bringen 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie fordern doch 
immer mehr Ausgaben!) 

und die unerträgliche Neuverschuldung reduzieren 
kann. In einem föderativen System ist das nur mög-
lich, wenn alle Beteiligten, die im Bund und die in den 
Ländern, gemeinsam Lösungen finden. Genau an die-
ser Stelle nimmt die Regierungskoalition — auch Sie, 
Herr Bundeswirtschaftsminister, und Ihre Partei — 
eine völlig falsche Weichenstellung vor. Glauben Sie 
wirklich, daß tragfähige Kompromisse zwischen der 
Koalition und der Mehrheit im Bundesrat möglich 
sind, wenn Sie unsoziale Entscheidungen in der Steu-
erpolitik an den Anfang stellen? 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Was Sie beschließen — jene Kombination von Erhö-
hung der Mehrwertsteuer, d. h. in besonderem Maße 
Abschneiden des Einkommens der Bezieher kleiner 
Einkommen, und Senkung der Vermögensteuer bzw. 
Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer — , das ist 
nicht einmal ein Verhandlungsangebot an die Oppo-
sition. Das müssen Sie wissen! 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Was hat dies mit der Wirtschaft zu tun? Wenn Sie 
Steuervorschläge machen, von denen Sie ganz genau 
wissen, daß sie zwischen Regierung und Opposition 
nicht einmal verhandlungsfähig sind, dann verunsi-
chern Sie die Wirtschaft über Monate mit falschen 
Versprechungen. Das ist die Wahrheit! 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE — Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Es wird mit uns keine Abschaffung der Gewerbeka-
pitalsteuer und es wird keine Vermögensteuersen-
kung geben, weil das nicht in die Landschaft paßt, 
weder wirtschaft lich noch sozial. Wir können nicht 
von der breiten Masse Opfer verlangen und wenigen 
Reichen etwas geben. Das geht sozial nicht! 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE — Zurufe von der CDU/CSU) 

Karl Schiller, auf den Sie sich so liebenswerterweise 
in der Attacke gegen die SPD zuweilen berufen wol-
len, hat für diesen Problemfall einen schönen Beg riff 
gefunden. Er hat gesagt: In jeder Phase brauchen wir 
soziale Symmetrie. Was Sie in der Steuerpolitik vor-
schlagen, ist soziale Asymmet rie, wenn nicht sozialer 
Zynismus. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Meine Damen und Herren, wenn Sie mit uns zusam-
men — dazu sind wir bereit — die Begrenzung der 

Schulden und die Begrenzung der Kreditaufnahme 
wollen, müssen Sie bereit sein, von Ihren Positionen 
herunterzukommen; Sie müssen ernsthafte Verhand-
lungen und Gespräche beginnen. 

Das zweite wichtige Thema dieser Wirtschaftsde-
batte im Rahmen der Haushaltsdebatte ist das Thema 
neue Bundesländer. Die Perspektiven für die neuen 
Bundesländer, insbesondere was das Kernproblem 
angeht, sind seit der Beratung des Bundeshaushalts 
im Frühjahr nicht besser geworden. Das Kernproblem 
ist die weitgehende Entindustrialisierung des Ostens 
unserer Republik, die Zerschlagung alter industrieller 
Strukturen, ohne daß neue, tragfähige Strukturen in 
der Industrie zu sehen sind. 

Sie, Herr Wirtschaftsminister, haben gerade wieder 
erwähnt, Sie sähen die Lage im Osten positiv. Sie 
haben auf Dienstleistungen hingewiesen und haben 
gesagt, dort seien neue Strukturen entstanden. Si-
cherlich: Wir haben auf diesem Gebiet einen Fort-
schritt im Osten. Das ist alles richtig. 

Aber machen wir uns keine Illusionen, so froh ich 
über diesen Tatbestand bin: Ein Land kann nicht al-
lein von Banken, Versicherungen, Gastwirtschaften 
und Imbißstuben oder Bauaktivitäten allein leben. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Das ist unbestrit
-

ten!)  

Was wir brauchen, ist eine industrielle Basis im 
Osten. Für die Erholung dieser industriellen Basis gibt 
es leider keinerlei Hinweise. Genau hier versagt die 
Bundesregierung in ihrer Politik: Die alten Strukturen 
brechen immer schneller weg, ohne daß neue Arbeits-
plätze entstehen. 

Übrigens kommt natürlich verstärkt hinzu — wofür 
ich Sie nicht verantwortlich mache — , daß im Osten 
Aufträge, insbesondere aus der Sowjetunion, storniert 
werden. Bei der Außenhandelsbank in Moskau liegen 
meterhoch Anträge von Unternehmen für Importe in-
dustrieller Güter, die nicht genehmigt werden, weil 
keiner verantwortlich ist oder sich verantwortlich 
fühlt. Das ist eine Phase, die uns im Osten erheblich 
zusätzliche Schwierigkeiten bereitet. 

Wenn das nun richtig ist, müssen wir von der Philo-
sophie der Treuhand wegkommen, einerseits zu pri-
vatisieren und andererseits, wenn das nicht gelingt, 
sofort stillzulegen. Wir müssen wissen, daß wegen der 
besonderen Umstände, insbesondere im Osten, viele 
Unternehmen jetzt Pleite machen werden, die in zwei, 
drei Jahren, wenn sich die Sowjetunion stabilisiert hat 
und wenn die anderen osteuropäischen Länder neue 
Märkte haben werden, lebensfähig wären. Wenn es 
erhaltenswerte Strukturen gibt, muß man jetzt helfen, 
daß sie „Brückenbaumaßnahmen" bekommen. Dafür 
treten wir in Richtung auf die Treuhand ein. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Das heißt, das bisherige Treuhandkonzept kann nicht 
aufgehen. 

Im übrigen muß ich an dieser Stelle fragen: Was soll 
denn der Purismus: privatisieren oder stillegen? — 
Wenn wir dies in der Bundesrepublik Deutschland 
gemacht hätten, gäbe es keine Krupp-AG mehr; dann 
gäbe es keine AEG mehr; dann wäre Salzgitter vor 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 38. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. September 1991 	3127 

Wolfgang Roth 
Jahrzehnten Pleite gegangen. Ich erinnere mich an 
die Zeit: Der VW-Konzern hätte erhebliche Schwie-
rigkeiten gehabt, wenn er nicht sogar untergegangen 
wäre. Das ist die Wahrheit. 

Wir haben, egal wer Wirtschaftsminister war, ob 
Erhard oder später Schiller, in Notsituationen immer 
eingegriffen, wenn wir wußten, daß mittelfristig 
Marktchancen vorhanden waren. Das ist die richtige 
Politik. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Wir müssen also im Treuhandgesetz klar formulieren, 
daß in dieser Übergangs- und Anpassungsphase auch 
eine aktive Strukturpolitik ihren Platz hat und not-
wendig ist. 

Herr Möllemann, Sie haben vor mehr als einem Jahr 
die Verantwortung für die Treuhandanstalt gefordert. 
Sie sagten, es sei richtig, daß der für Strukturpolitik 
regional wie sektoral zuständige Minister die Verant-
wortung haben müsse. Ich kann das heute noch immer 
unterstützen. Es zeigt sich, daß der Fiskalminister 
nicht die industriepolitische Strategie entwickelt, um 
Ostdeutschland in eine neue Zukunft zu bringen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Liste 
— Friedrich Bohl [CDU/CSU]: So ein Un

-sinn!) 

Um es konkret zu sagen: Chemiearbeitsplätze muß 
es im Raum Halle auch dann geben, wenn die Priva-
tisierung nicht so schnell gelingt, wie man es erwartet 
hat. Werften an der Küste von Mecklenburg-Vorpom-
mern müssen auch dann erhalten werden, wenn wir 
nicht schnell industrielle, private Partner im Westen 
bekommen. Wir haben bislang keine bekommen. Wo 
sind sie denn, die westdeutschen Werften? Wo ist 
Thyssen? Thyssen ist weiß Gott ein reiches Unterneh-
men. Warum engagiert es sich nicht? Weil die Unter-
nehmen nicht in der Lage sind, die Sanierung kurzfri-
stig unter dem p rivaten Kalkül vorzunehmen. Deshalb 
ist nach meiner Auffassung eine industriepolitische 
Verantwortung des Bundes auf diesem Gebiet not-
wendig. 

Es sind inzwischen, meine Damen und Herren 
— ich sage das, weil sie Zwischenrufe machen, die die 
Lage verharmlosen — , 80 Prozent der früheren indu-
striellen Arbeitsplätze im Osten weggebrochen. 
80 Prozent! 

(Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: Und wie 
viele neue?) 

Wollen Sie auch noch die restlichen 20 Prozent zerstö-
ren? Vor dieser Alternative stehen wir inzwischen. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE sowie bei Abgeordneten der PDS/ 

Linke Liste) 

Meine Damen und Herren, der Herr Bundeswirt-
schaftsminister hat auch heute wieder zur Konjunktur 
Stellung genommen. Er hat wiederum — wie in seiner 
Pressekonferenz am Freitag — die 4,5 % Wirtschafts-
wachstum des zweiten Quartals gepriesen. Auch ich 
bin froh darüber, daß wir dieses Wirtschaftswachstum  

erreicht haben; denn sonst sähe es bei den Staatsfi-
nanzen noch schlechter aus. 

(Matthias Wissmann [CDU/CSU]: Sie haben 
das Gegenteil vorausgesagt!) 

Aber ich möchte doch ein paar kritische Nachfragen 
stellen. 

Die „Süddeutsche Zeitung" hat in diesem Zusam-
menhang zu Recht von einer „geliehenen" Konjunk-
tur gesprochen, die an der Grenze ihrer Entfaltungs-
möglichkeit sei. Mit „geliehen" meinte die „Süddeut-
sche Zeitung" ein Doppeltes: Die westdeutsche Kon-
junktur ist durch die gewaltig steigende Nachfrage 
aus dem Osten entstanden und ist also insofern gelie-
hen. Diese Nachfragesteigerung im Osten wurde 
durch eine gigantische Staatsverschuldung im We-
sten finanziert. Wenn Sie so wollen, war das ja nichts 
anderes als eine Keynesianische Wirtschaftsstrategie, 
genau die, die Sie traditionell eigentlich immer abge-
lehnt haben. Aber diese Strategie hatte in diesem Fall 
einen großen Webfehler; denn Staatskredite wurden 
nicht in Investitionen gesteckt, sondern es wurden 
Staatskredite ausschließlich für konsumtive Ausga-
ben aufgenommen. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Die Investitionen nach sich gezogen 

haben!) 

Die „Süddeutsche Zeitung" hat völlig recht: Eine der-
artige Strategie kann man nicht lange durchhalten. 
Sie sind selbst, wie Sie zugeben, an die Grenzen ge-
kommen. Wenn das stimmt, wäre ich nicht so optimi-
stisch, was die Vorausschau anbetrifft. 

Im Grunde sind die Staatskredite, wenn Sie so wol-
len, nur wie Wasser in einem Durchlauferhitzer durch 
die neuen Bundesländer gejagt und in den Westen 
zurückgeschleust worden. Das kann und wird auf die 
Dauer nicht gutgehen. 

Eines kommt hinzu — ich bedaure eigentlich, Herr 
Bundeswirtschaftsminister, daß Sie das gar nicht er-
wähnt haben — : Wir sehen zur Zeit eine Abschwä-
chung im Export. Ich sehe das nicht nur positiv, son-
dern, wenn ich die Strukturen, die Sektoren betrachte, 
mit großer Besorgnis. Im Automobilbereich haben wir 
eine deutliche Abschwächung der Exportmöglichkei-
ten, insbesondere in Richtung USA. Der Maschinen-
bau ist beim Export bereits in eine schwere Krise ge-
kommen. Das wird nur durch andere Sektoren, von 
denen ich gerade gesprochen habe, ausgeglichen. 

Ich mache mir wirklich Sorgen um die Leistungsfä-
higkeit und Wettbewerbsfähigkeit der westdeut-
schen Wirtschaft. Wir müssen nach meiner Überzeu-
gung darauf achten, ob es nicht so sein könnte, daß die 
Japaner, nachdem sie den amerikanischen Markt, ins-
besondere bei Autos, aufgerollt haben, jetzt in Stoß-
richtung Europa starten, was zu erheblichen Schwie-
rigkeiten vor allem in der Automobilindustrie führen 
könnte. 

Ich finde, daß es, was die Steigerung der Wettbe-
werbsfähigkeit und der Leistungsfähigkeit unserer 
Volkswirtschaft anbetrifft, aus dieser Bundesregie-
rung keinerlei Anstöße mehr gibt. Übrigens wird das 
auch in der Indust rie beklagt. Die Anwort, daß Indu- 
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striepolitik mit Marktwirtschaft unvereinbar sei, wird 
international allmählich nur noch belächelt. 

Übrigens, Herr Möllemann, was soll ich eigentlich 
davon halten, daß Sie aktive Industriepolitik verwei-
gern, während der Chef des Planungsstabes des Aus-
wärtigen Amtes, Herr Seitz, einer der Hauptberater 
des Herrn Genscher, ein dramatisches Buch schreibt 
über die Notwendigkeit von Industriepolitik, um die 
japanische Herausforderung zu beantworten? Wo ist 
da eigentlich die Strategie? 

Ich stimme weitgehend den Analysen von Herrn 
Seitz zu, auch gewissen Antworten, die uns und den 
Gewerkschaften auf diesem Gebiet weh tun wer-
den. 

Wir werden dieses Thema Industriepolitik zwischen 
Unternehmen, Gewerkschaften, Staat und Wissen-
schaft diskutieren müssen. Wir müssen nach meiner 
Überzeugung eine aktive, erneuerungsorientierte 
und leistungssteigernde Industriepolitik in der Bun-
desrepublik Deutschland bekommen. 

Hierzu gehört auch eine ökologisch orientierte 
Wirtschaftspolitik. Es ist doch völlig offenkundig, daß 
die althergebrachten Wachstumsmodelle der Indu-
striestaaten für die ganze Welt so nicht mehr brauch-
bar sind. Wir brauchen umweltverträgliche Produkte 
und Produktionsverfahren. Diese kommen nur auf 
den Markt, wenn gesetzliche Instrumente, Auflagen 
oder Förderungen, eingesetzt werden, um ökologi-
sche Produktionsweisen und umweltgerechtere Pro-
dukte durchzusetzen. Man darf das nicht als lästige 
staatliche Einmischung verstehen, sondern im 
Grunde ist das hier eine industriepolitische Vision mit 
großer Zukunft. Ökologisches Wirtschaften wird die 
Marktchance der 90er Jahre und des nächsten Jahr-
tausends sein. Deshalb : Industriepolitik in ökologi-
scher Erneuerung. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will nur an einer Stelle zeigen, was Rea lität ist. 
Herr Bundeswirtschaftsminister, wir wissen, daß al-
ternative Energiequellen die Zukunft sind. Die For-
schung auf diesem Gebiet ist sehr gering. In Ihrem 
Etat gibt es zudem nicht einmal ausreichend Mittel zur 
Markteinführung schon vorhandener Instrumente 
bzw. Produkte der alternativen Energien, beispiels-
weise im Solarbereich. Ich fordere Sie auf, auf diesem 
Gebiet eine aktivere Politik zu betreiben, weil in der 
Tat hier Chancen vorhanden sind. 

(Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: Lesen Sie 
den Haushalt noch einmal!) 

Mein Urteil zur Wirtschaftspolitik der Bundesregie-
rung lautet: Sie ist viel zu kurzatmig, sie zielt auf den 
aktuellen Effekt. Sie ist taktisch ausgerichtet, ihr fehlt 
im Grunde jede Strategie. Sie motiviert nicht, ihr fehlt 
der Anreiz zur Anstrengung, zur Leistung, insbeson-
dere auch in Richtung auf die ökologische Erneue-
rung. Sie ist im Grunde opportunistisch, weil sie nicht 
ehrlich sagt, daß wir wirklich alle Opfer bringen müs-
sen, wenn wir den Osten in den Westen integ rieren 
wollen. Konkrete Antworten auf diesem Gebiet wer-
den verweigert. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat jetzt 
der Abgeordnete Michael Glos. 

Michael Glos (CDU/CSU): Frau Präsidentin, meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Wer sich 
versprochen hat, durch die Rede von Herrn Roth neue 
Rezepte zu hören, wie die Herausforderungen, die 
zweifelsohne vorhanden sind, gelöst werden sollen, 
ist sehr bitter enttäuscht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Roth, Sie haben auch durch Ihre Ausführungen 
zur Steuerpolitik gezeigt, daß Sie von investitions-
und wachstumsfreundlicher Steuerpolitik nicht die 
geringste Ahnung haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Jetzt kommt es 

aber! Jetzt erzählen Sie einmal!) 

— Ganz ruhig! Sie werden es abwarten können. 
Wir stehen vor gewaltigen finanz- und wirtschafts-

politischen Herausforderungen sowohl in unserem 
Land als auch in unserer Umgebung durch die Verän-
derungen in Ost- und in Südosteuropa. Wir haben 
eine doppelte Aufgabe: Wir müssen den Wiederauf-
bau des durch den Sozialismus zerstörten östlichen 
Teils unseres Landes fördern, und wir müssen gleich-
zeitige Hilfe beim Umstrukturierungsprozeß der Re-
formstaaten in Osteuropa und in der Sowjetunion ge-
ben. 

Die eigentlichen Wirtschaftsreformen in der UdSSR 
können im Grunde erst beginnen, wenn dort zwischen 
der Union und ihren Republiken Klarheit über die 
künftige verfassungsmäßige Ordnung geschaffen ist. 
Korruption, Mißwirtschaft und organisierter Mangel 
müssen dringend beendet werden. Wir wissen, daß es 
zwangsläufig zu einer sehr schwierigen Übergangs-
phase kommen wird, daß viel Geduld und langer 
Atem notwendig sein werden. Es gibt dabei keine 
Patentrezepte. Wir spüren das ja auch beim Umstel-
lungsprozeß der Wirtschaft im anderen Teil unseres 
Vaterlandes. 

Es ist ganz leicht, aus ganzen Eiern Rühreier zu 
machen. Aber es ist ganz schwer oder fast unmöglich, 
aus Rühreiern wieder Spiegeleier zu machen, meine 
sehr verehrten Damen und Herren. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Gerade weil dieser Umstellungsprozeß so schwierig 
ist und gerade weil so viel Kraft erforderlich ist, ist es 
ganz wichtig, daß wir die richtige Therapie anwen-
den. Die richtige Therapie ist die Politik der Sozialen 
Marktwirtschaft, so wie wir sie von Ludwig Erhard 
übernommen haben. Dieser Weg hat unser Land nach 
vorne gebracht, und dieser Weg ist der einzig richtige 
für Ost- und für Südosteuropa. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Helmut  Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Rühr- 

eier für alle!) 
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Ich begrüße ausdrücklich die jetzt laufenden Bemü-
hungen, die Sowjetunion an den Internationalen 
Währungsfonds heranzuführen, sei es über eine Asso-
ziierung oder als Vollmitglied. Denn die Bundesrepu-
blik Deutschland, die schon mit gewaltigen Summen 
geholfen hat, wäre alleine überfordert, wenn sie diese 
Last zusätzlich tragen sollte. Ich bin der Meinung, wir 
sind bis an die Grenzen des Verkraftbaren gegangen. 
Wir müssen uns überlegen, wie wir unsere Kräfte jetzt 
konzentrieren können, und vor allen Dingen, wie wir 
unsere Partnerstaaten dazu bringen, mit einzusteigen. 
Wir dürfen die Grenzen unserer Möglichkeiten nicht 
überschreiten. Wir können nicht Zahlmeister für die 
ganze Welt sein. Es bedarf jetzt einer fairen Lasten-
verteilung zwischen den Industrieländern des We-
stens. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Also, Wasser in 
die Rühreier!) 

Vor allen Dingen unsere japanischen Freunde müs-
sen stärker ran. Es geht nicht an, daß sie gewaltige 
Handelsbilanzüberschüsse auch auf Kosten der ande-
ren Industrieländer anhäufen und daß sie sich dann 
solchen Aufgaben versagen. Wenn sie erst tätig wer-
den wollen, wenn sie ihre Autos in der Sowjetunion 
gegen gutes Bargeld verkaufen können, ist es zu spät. 
Wenn sie glauben, wir finanzieren die Übergangszeit 
und lassen uns noch unsere eigenen Märkte kaputt-
machen, dann ist das nicht der Weg, der auf die Dauer 
zu einer ordentlichen Übereinkunft zwischen Part-
nern führen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mit einer 
Überforderung der deutschen Volkswirtschaft würde 
niemandem, schon gar nicht den Reformstaaten Ost-
und Mitteleuropas, gedient sein. Wir sind in den Bela-
stungen der öffentlichen Haushalte, aber auch bei 
den Steuer- und Abgabenquoten bis an die Grenze 
des Verkraftbaren gegangen. Ich halte deshalb über

-

haut nichts von Überlegungen, die Mehrwertsteuer 
bei uns um einen weiteren Prozentpunkt zu erhöhen, 
um damit Hilfen für die Sowjetunion zu finanzieren. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir müs-
sen aufpassen, daß wir die Grenzen des Verkraftbaren 
nicht überschreiten. Das gilt nicht nur für die Steuer

-

lastquote, sondern das gilt für die Abgabenquote ins-
gesamt. Deswegen muß auch bei der Pflegeversiche-
rung nach einem Weg gesucht werden, der die Abga-
benquote insgesamt nicht erhöht. Wir dürfen unserer 
Wirtschaft nicht zu viele Lasten aufbürden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Matthias Wissmann [CDU/CSU]: Ausge

-

zeichnet!) 

Eines ist sicher: Nur wenn wir selbst stark bleiben, 
dann können wir auch anderen helfen. Es ist ein 
Glücksfall für unser Land, daß wir auf die gewaltige 
Herausforderung des inneren Zusammenwachsens 
Deutschlands sowie auf die rasante Entwicklung im 
Osten wirtschaftlich so gut vorbereitet waren. 

Ein wiedervereinigungsbedingtes Wirtschaftswachs-
tum von real 4,8 % im zweiten Quartal zeigt, daß im 
Westen unseres Landes die Konjunkturlokomotive 
weiterhin unter Dampf steht. 

Auch die gestern veröffentlichten Zahlen der Bun-
desanstalt für Arbeit waren erfreulich. Die Arbeitslo-
sigkeit ist sowohl im Westen als auch im Osten unse-
res Vaterlandes weiter zurückgegangen. 

Trotz aller Notwendigkeit für eine finanzielle und 
wirtschaftliche Unterstützung der neuen Bundeslän-
der und trotz der erforderlichen Ausgabendisziplin in 
den öffentlichen Haushalten bedarf es nach wie vor 
einer Wirtschafts- und Finanzpolitik, die den Nähr-
boden dafür bereitet, daß der wirtschaftliche Auf-
schwung im Westen unseres Landes nicht abb richt 
und im Osten mehr und mehr in Gang kommt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Auch wenn die Gefahr besteht, daß von der linken 
Seite dieses Hauses wieder Lärm entsteht, komme ich 
jetzt zur Steuerpolitik. Gerade weil wir im internatio-
nalen Standortwettbewerb auch künftig an der Spitze 
bleiben wollen, müssen wir die Unternehmensteuern 
noch investitions- und beschäftigungsfreundlicher 
gestalten, als sie schon von uns gestaltet wurden, da-
mit vorhandene Arbeitsplätze gesichert und neue Ar-
beitsplätze geschaffen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deswegen ist die geplante Unternehmensteuerentla-
stung in Wahrheit eine Reform der Besteuerung von 
Investitionen und Arbeitsplätzen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Das ist die richtige Überschrift für dieses Reform-
werk. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Roth hat heute nahtlos an die Ausführungen 
von Herrn Engholm angeknüpft, 

(Helmut Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Guter 
Mann!)  

der schon gestern gezeigt hat, daß er in Sachen Unter-
nehmensbesteuerung keinerlei Sensibilität besitzt, 
sondern hier im Gegenteil den Blickwinkel des Nei-
des in den Vordergrund schiebt 

(Lachen bei der SPD) 

und dabei Investoren verunsichert. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Glos, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeord-
neten Frau Matthäus-Maier? 

Michael Glos (CDU/CSU): Aber gerne. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Herr Kollege, wenn 
Sie schon die soziale Ungerechtigkeit nicht verstehen, 
die darin liegt, daß Sie die Mehrwertsteuer anheben, 
um die Vermögensteuer zu senken, dann frage ich 
Sie, ob Sie mir denn wenigstens darin folgen, daß von 
Investitionsförderung keine Rede sein kann, wenn Sie 
das Halten von Vermögen und Kapital entlasten, aber 
die degressive Abschreibung verschlechtern mit der 
Folge, daß das Investieren steuerlich schlechterge-
stellt wird. 

(Zustimmung bei der SPD) 
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Michael Glos (CDU/CSU): Der erste Teil Ihrer Frage 
enthält eine Unterstellung, die ich zurückweisen muß: 
Wir erhöhen die Mehrwertsteuer nicht, um Unterneh-
mensteuerentlastungen vorzunehmen, sondern dies 
wird neutral umfinanziert. 

(Lachen bei der SPD) 
— Schauen Sie sich das Konzept an. Es werden Ab-
schreibungsvergünstigungen eingeschränkt, und da-
für werden andere Betriebsteuern gesenkt. 

(Helmut Wieczorek [Duisburg] [SPD]: 
Welche?) 

Soviel zum ersten Teil Ihrer Frage. 
Was den zweiten Teil Ihrer Frage angeht, so kann 

ich sagen: Wenn Sie dem Herrn Roth richtig zugehört 
hätten — es lohnt sich nicht immer, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der FDP — 
Ingrid  Matthäus-Maier [SPD]: Das war eine 

gute Rede!) 
aber er hat auch Richtiges gesagt — , dann wäre Ihnen 
der Zusammenhang klar geworden: Er hat davor ge-
warnt, daß durch die hohen Zinsen das Investieren in 
risikoloses Kapital immer mehr üblich wird 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Ja, eben!) 

und daß dadurch Investitionen eingeschränkt wer-
den. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Warum sen

-

ken Sie jetzt die Vermögensteuer?) 

Wenn ich Eigenkapital, das in Bet rieben dringend als 
Risikokapital gebraucht wird, jetzt noch mit einer 
sehr hohen betrieblichen Vermögensteuer und Ge-
werbekapitalsteuer belaste, dann mache ich das Inve-
stieren noch uninteressanter, wodurch das Hin- und 
Herschieben von Finanzanlagen interessanter wird. 
Das ist einer neben vielen anderen Gründen, warum 
wir eine Unternehmensteuerreform durchführen wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Glos, gestatten 
Sie eine weitere Zwischenfrage des Abgeordneten 
Poß? 

Michael Glos (CDU/CSU): Nein, wir haben hier 
keine Fragestunde. 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: Sehr rich

-

tig!) 
Ich möchte meine Ausführungen gerne zu Ende brin-
gen. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 

SPD, ich sage Ihnen: Wenn Sie mit Ihrer Politik des 
Neidschürens 

(Lachen bei der SPD) 
und mit Ihrer Politik der Verweigerung so weiterma-
chen, indem Sie Komplexe schüren und sagen, wir 
würden umverteilen von unten nach oben, 

(Zuruf von der SPD: Das stimmt ja nun!) 
dann werden wir nicht einmal die „Holzklasse " im 
gesamten Deutschland erreichen, vor der Herr Eng-
holm warnte. Er hat ja davon gesprochen, wir hätten 
eine „Plüschklasse" (West) und eine „Holzklasse" 

(Ost). Ich mag diese Klassenvergleiche sowieso nicht. 
Ich kann nur sagen: Wenn die Sozialdemokraten re-
gieren würden, dann gäbe es eine Holzklasse in ganz 
Deutschland, und nach kurzer Zeit würde die Holz-
klasse vom Krückstock abgelöst werden, an dem un-
sere Wirtschaft gehen würde. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der FDP 
— Zurufe von der SPD) 

—Ich kann das an Hand von Beispielen belegen. Hier 
sitzt der Herr Senatspräsident von Bremen, Herr We-
demeier. In Bremen regiert seit langer Zeit die SPD. 
Meines Wissens ist die dortige Pro-Kopf-Verschul-
dung mit 21 000 DM doppelt so hoch wie im übrigen 
Bundesgebiet. 

(Bernd Neumann [Bremen] [CDU/CSU]: 
23 000 DM!) 

—Inzwischen sind es 23 000 DM; Schulden vermeh-
ren sich sehr schnell. — Die Arbeitslosenquote ist mit 
10,5 % ebenfalls doppelt so hoch wie in den westli-
chen Bundesländern. 

(Matthias Wissmann [CDU/CSU]: Holz

-

klasse!) 

—Ganz genau, das ist die Holzklasse, die uns allen 
droht, wenn Sozialisten überall regieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Politik der Union ist es dagegen, durch eine voraus-
schauende Gestaltung der steuerlichen Rahmenbe-
dingungen rentable Investitionen möglich zu machen, 
Arbeitsplätze zu schaffen und ein angemessenes Wirt-
schaftswachstum zu garantieren, damit die „Plüsch-
klasse", um bei dem Bild von Herrn Engholm zu blei-
ben, in Ost und West erreicht werden kann. 

Zugegeben — hier muß ich mich insbesondere an 
meine Landsleute in den neuen Bundesländern wen-
den — , bis dies alles geschafft sein wird, ist sicher ein 
weiter Weg zurückzulegen. Es gehört viel Geduld 
dazu, diese Wegstrecke zurückzulegen. Wir müssen 
die Mitbürger im Osten bitten, die Ärmel auf zukrem-
peln. Die allermeisten tun es. Dafür mein herzlicher 
Dank. Ich möchte an dieser Stelle auch all denen mei-
nen Respekt aussprechen, die aus dem Westen in die 
neuen Bundesländer gegangen sind und dort mithel-
fen, sei es als Investoren, sei es als Verwaltungsleute 
und seien es selbst unsere Kollegen aus der Politik, die 
ihre Stühle vertauscht haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Ich glaube, daß sie einen guten und wichtigen Dienst 
für das Zusammenwachsen unseres Vaterlandes lei-
sten. Ich bedanke mich auch bei den Kaufleuten, 
Handwerkern, Fab rikanten und Industriellen, die 
sich, aus dem Westen kommend, bemühen, in den 
neuen Bundesländern zu investieren, und die sich 
nicht entmutigen lassen, weil es dort noch ein ganzes 
Stück schwieriger ist, was die Verwaltungsabläufe 
betrifft. 

Im Bundeshaushalt 1992, über den wir hier debat-
tieren, stehen für die neuen Länder über 100 Milliar-
den DM bereit. Das ist mehr als ein Viertel der Ge-
samtausgaben des Bundes. Das Gemeinschaftswerk 
„Aufschwung Ost" ist dabei, ein voller Erfolg zu wer- 
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den. Zwei Drittel der für dieses Jahr vorgesehenen 
12 Milliarden DM sind bereits in Aufträge umgesetzt 
worden. Die Wirtschaftsexperten und -institute bestä-
tigen uns, daß sich die Anzeichen für den Beginn der 
wirtschaftlichen Regeneration in den neuen Bundes-
ländern mehr und mehr zeigen. Jeder, der Augen im 
Kopf hat, der hinüberfährt, kann das mit eigenen Au-
gen sehen. Ein CDU-Kollege hat mir gestern gesagt, 
das Land verändert sich stündlich. Das ist auch mein 
Eindruck aus den Besuchen in den neuen Bundeslän-
dern. Es verändert sich zum Besseren, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren. 

Eine positive Entwicklung verzeichnet in allererster 
Linie das ostdeutsche Baugewerbe. Doch auch in der 
Industrie ist nach Befragungen trotz des jetzt noch zu 
erwartenden Produktionsrückgangs vorsichtiger Op-
timismus zu erwarten. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Wo haben Sie das 
denn gelesen?) 

Für das Handwerk ist im zweiten Halbjahr mit einer 
deutlichen Steigerung der Wertschöpfung zu rech-
nen. Ähnliches gilt für die Dienstleistungsunterneh-
men. Wir müssen allerdings aufpassen, daß wir bei 
den AB-Maßnahmen nicht zuviel des Guten tun. Die 
Grenzen sind dort erreicht, wo Aufträge für das hei-
mische Handwerk gefährdet werden. Hier kann ich 
nur an die Kommunalpolitiker appellieren, eine ent-
sprechende Sensibilität an den Tag zu legen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Der Ausbau eines dynamischen Mittelstandes 
kommt gut voran. Seit Anfang 1990 sind 440 000 Ge-
werbebetriebe neu gegründet worden. Auch das 
Tempo der Privatisierung von Unternehmen hat er-
heblich zugenommen. Die Treuhandanstalt hat bisher 
3 000 Unternehmen verkauft. Damit wird die Basis für 
unternehmerisches Denken in den neuen Ländern 
mehr und mehr verbreitert. Ich bin der Meinung, je 
schneller privatisiert wird, desto billiger wird die An-
gelegenheit für den deutschen Steuerzahler. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Herr Roth, es macht keinen Sinn, Produkte herzu-
stellen, die hinterher vom Markt nicht gebraucht wer-
den. Wir machen diesen Fehler schon — irgendwann 
werden wir ihn korrigieren müssen — bei unserer 
Landwirtschaftspolitik. Wir produzieren Güter, z. B. 
auf dem Getreidesektor, die nicht gebraucht werden, 
lagern sie für viel Geld ein und suchen Käufer auf dem 
Weltmarkt. So etwas kann auch zur Nahrungsmittel-
vorsorge dienen. Es ist auch dazu da, um in Notzeiten 
zu helfen. Wenn ich allerdings Industrieprodukte her-
stelle, für die es keinen Markt gibt, bleibt nur die 
Müllbeseitigung. Und die ist teuer und schwierig. Das 
dürfen wir allein der Umwelt zuliebe nicht tun, meine 
sehr verehrten Damen und Herren. 

Die deutsche Sozialdemokratie tut sich mit übertrie-
benen, sorgenvollen Kommentaren für die Zukunft 
der ostdeutschen Wirtschaft, den Kurs der Finanzpoli-
tik und die Entwicklung der D-Mark an den Devisen-
märkten hervor. Herr Roth hat das eben wieder getan. 
Man gefällt sich darin, warnend den Zeigefinger zu  

heben, von der Politik die notwendigen Kurskorrektu-
ren anzumahnen, und zeigt ansonsten keine kon-
struktiven Lösungsansätze auf. Jedem Kritiker muß 
klar sein, welch fatale Wirkung das Einstimmen in den 
Chor kollektiver Befürchtungen haben kann, wie wir 
es von den Sozialdemokraten gewohnt sind. Gäbe es 
eine Weltmeisterschaft im Schüren von Pessimismus, 
wäre die SPD endlich wieder in der Lage, Weltspitze 
zu werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Hans-Jochen Vogel [SPD]: Das 17. Mal! 
Gucken Sie sich an, was Sie für ein Pessimist 

sind!) 

Woher nehmen Sie eigentlich den Mut, sich in Bonn 
—so wie es der Herr Roth wieder getan hat und Sie 
gestern — zum finanzpolitischen Saubermann bzw. 
zur finanzpolitischen Sauberfrau, wie man heute so 
schön sagt, aufzuschwingen 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Im Vergleich 
zu Ihnen allemal!) 

und den Konkursrichter zu beschwören? Gestern hat 
der Herr Bundeskanzler vorgerechnet, daß alles, was 
wir an Schulden haben, 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Hat kein 
Mensch verstanden!) 

allein auf den von Ihnen übernommenen Schulden 
plus den Zinsen und Zinseszinsen beruht, die seitdem 
zu leisten waren. Das ist eine objektive Tatsache. Das 
können Sie nachrechnen, Herr Vogel. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nehmen wir doch einmal die von Ihnen regierten 
Bundesländer. Sind denn das Musterbeispiele? Im 
Gegenteil. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Die haben 
wir doch alle von Ihnen übernommen! Das ist 

doch lauter Erblast von Ihnen!) 

—Das Beispiel Bremen habe ich schon gebracht. Da 
ist nichts übernommen worden. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Niedersach

-

sen, Rheinland-Pfalz, Saarland! Alle über

-

nommen! Alles Ihre Hinterlassenschaften!) 

— Sie verwechseln Bremen mit dem Saarland. Das 
sollten Sie nicht tun, auch wenn Sie sich so viel über 
den Herrn Lafontaine geärgert haben. Immer sauber 
auseinanderhalten, Herr Vogel. 

Der Herr Senatspräsident Wedemeier, der Gelegen-
heit hat, zu erwidern, hält es offensichtlich mit seinem 
Parteivorsitzenden Engholm, der sich unlängst ge-
genüber der „Westdeutschen Allgemeinen Zeitung" 
beim Bund für scharfes Sparen ausgesprochen hat 
—auch wenn es weh tut, hat er gesagt — , allerdings 
unter Hinweis darauf, daß in seinem Land, in Schles-
wig-Holstein, nichts mehr läuft. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Auch eine 
Erblast! Stoltenberg war über 11 Jahre Mini

-

sterpräsident!)  
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Jeder möchte beim Engerschnallen am Gürtel des an-
deren fummeln und den eigenen Gürtel dabei ver-
schonen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das ist eine typisch sozialdemokratische Haltung: tief-
schürfende wirtschaftspolitische Diagnosen einer-
seits, aber Anmahnen der schmerzhaften Therapien 
beim politischen Gegner andererseits. 

Geduld und Verständnis in den alten und neuen 
Bundesländern bleibt das Gebot der Stunde. Nicht 
jedes soziale oder wirtschaftliche Problem kann in 
demselben Umfang und Tempo angepackt werden, 
wie es bisher der Fall war. Beim Einsatz knapper 
öffentlicher Mittel muß gelten, daß sie in hohem Maß 
zunächst dort eingesetzt werden, wo sie am dringend-
sten benötigt werden. Das ist vermutlich im Osten 
unseres Vaterlandes. Da müssen wir auch einmal 
überprüfen, ob wir nicht in vielen Bereichen etwas 
langsamer voranschreiten müssen als in der Vergan-
genheit. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Zum Beispiel?) 

— Ja, ich bringe Ihnen gerne ein Beispiel. 

Die Bürgermeister meines Wahlkreises beklagen 
sich, daß sie sehr hohe Auflagen und weiteren Druck 
bekommen, was die Abwasserreinigung anbelangt. 
Hier wird angemahnt, daß Kläranlagen, die funktio-
nieren, noch besser funktionieren sollen. Ich verstehe 
das Ganze technisch nicht; aber dazu gehört ein 
wahnsinnig hoher Investitionsaufwand, um an der 
Grenze noch mehr zu erreichen. Da wir eine gesamt-
deutsche Umwelt haben, wäre es, glaube ich, richtig, 
wenn wir bei uns einmal eine Weile diese Forderun-
gen aussetzten und die knappen Mittel dorthin 
schichteten, wo sie dringender gebraucht werden, wo 
überhaupt noch keine Kläranlagen, Luftreinigungs-
anlagen und ähnliche Dinge existieren, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

ganz abgesehen davon, daß die Kapazitäten in der 
Industrie für diese Dinge nicht gleichzeitig zweimal 
beansprucht werden können. 

Darüber muß nachgedacht werden. Das gilt insbe-
sondere auch für die Strukturhilfemittel, die im Bun-
deshaushalt ab 1992 zu Recht in die neuen Länder 
umgelenkt werden sollen. Ich halte diese Maßnahme 
für richtig. 

Neue Prioritäten bedingen nun einmal, daß Nach-
rangiges zurückgestellt wird. Jede Mark, die dem 
Bundesfinanzminister für noch so gut gemeinte Wohl-
taten im Westen abgerungen wird, fehlt zwangsläufig 
im Osten unseres Landes. Deswegen kommen wir 
auch am weiteren Subventionsabbau nicht vorbei. Ich 
bin allerdings gespannt, wie der Herr Möllemann die 
neue Linie seiner Partei bei der Werfthilfe erklärt. 
Subventionsabbau ist wichtig. Das ist ein ganz ernstes 
Kapitel. Manchmal etwas mehr Durchsetzung, etwas 
weniger Theaterdonner, glaube ich, wäre diesem ern-
sten Kapitel angemessen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das, was wirklich gespart worden ist, ist dem Bun-
desfinanzminister zu verdanken, bei dem ich mich 
ausdrücklich dafür bedanke, daß er mit ruhiger Hand  

diesen seriösen finanzpolitischen Kurs durchhält. Der 
Finanzminister fürs Sparen, der Wirtschaftsminister 
etwas mehr für den Theaterdonner. Aber auch daran 
haben wir uns gewöhnt, und Trommeln gehört ganz 
bestimmt zum Handwerk. 

(Wolfgang Roth [SPD]: Wir sind doch unter 
10 Milliarden!) 

— Ich habe schon das gelbe Licht. Sie rufen und fra-
gen soviel dazwischen, und das Ganze geht auf Ko-
sten meiner Redezeit. Sie werden es sicher bedauern, 
daß ich jetzt bald enden muß. 

Ich darf abschließend — das ist eine vernichtende 
Absage an das, was Herr Roth industriepolitisch gefor-
dert hat — aus dem Sondergutachten des Sachver-
ständigenrates zitieren. Er sagt, es wäre verfehlt, die 
Reform einer vorher zentral geleiteten Wirtschaft 
durch eine Struktur- und Industriepolitik zu betrei-
ben. An anderer Stelle sagt der Sachverständigenrat: 
„Die kritische Wirtschaftslage in den neuen Bundes-
ländern erfordert nicht die Abkehr von einer auf 
Marktkräfte setzenden Wirtschaftspolitik, sondern 
deren konsequente Anwendung." Genau das haben 
wir mit unserer Politik getan. Das wollen wir mit dem 
Bundeshaushalt 1992 fortsetzen. Wir werden uns auf 
diesem Weg nicht irremachen lassen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat jetzt 
der Abgeordnete Werner Zywietz. 

Werner Zywietz (FDP): Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Ich habe für meinen Beitrag zum Bundeshaus-
halt 1992 nicht soviel Zeit, aber dennoch möchte ich 
versuchen, mich nicht hetzen zu lassen; denn schließ-
lich sind wir bei einer ernsthaften Arbeit und nicht 
irgendwo auf der Flucht. 

(Heiterkeit und Zurufe von der SPD) 

— Haushaltspolitik war und ist immer ernsthafte Ar-
beit; das ist keine Sache für Rhetorik oder Polemik, 
sondern das ist Knochenarbeit. Das weiß doch jeder, 
der hier im Saal sitzt. Und hier sitzt ja immer nur der 
vernünftige Teil aller Fraktionen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Natürlich ist Haushaltspolitik eine schwierige Ar-
beit. Dazu möchte ich ein paar Anmerkungen ma-
chen. Ich habe nur so wenig Zeit, weil ich gehört habe, 
daß es aus Gründen, die ich mir nur ganz schwer 
erklären kann, eine sogenannte Bremer Runde gibt. 
Vermutlich soll da das Beispiel dargestellt werden, 
wie man einen Landeshaushalt mit ganz wenig Staats-
verschuldung führen kann. Ich habe jetzt zwei Tage 
lang gehört, was die Koalition und was mit Hilfe oder 
Mitarbeit der FDP in dieser Koalition verkehrt ge-
macht wird, nämlich die Staatsverschuldung. Ich war 
immer gespannt, den theoretischen Gedankenansatz 
zu hören, wie man diese Staatsverschuldung abbrem-
sen, abbauen kann, wie man sie einfach unnötig ma-
chen kann. 

(Ernst Waltemathe [SPD]: Ihr wißt es nicht!) 
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Ich vermute, daß jetzt praktische Hinweise am Bei-
spiel Bremen geliefert werden. Wir werden das hö-
ren. 

(Dr. Hermann Otto Solms [FDP]: Wir sind 
sehr gespannt!) 

Ich möchte einmal die Ausgangslage in ganz weni-
gen Strichen für diese 92er Haushaltsdebatte kenn-
zeichnen. Wenn ich nur den Teil der Staatsverschul-
dung — das ist ein unangenehmer, ein harter Teil 
einer Haushaltsdebatte — herausgreife, dann fällt mir 
ein, daß es dieses Problem seit 1972 ununterbrochen 
gibt. Ich möchte niemanden anklagen, sondern nur 
jeden vor Übermut warnen, der sagt: Ich weiß, wie es 
geht. Denn beteiligt waren alle daran — das ist eine 
ganz simple Feststellung — , der eine mit mehr, der 
andere mit weniger Erfolg. Es scheint sich also um 
eine schwierige Aufgabe zu handeln. Aber an die 
müssen wir herangehen. 

Zweitens befinden wir uns nicht in einem Staat, der 
schlecht strukturiert ist. Mein Eindruck ist, wir leben 
in einem wohlhabenden Staat mit zufriedenen Bür-
gern, mit einem Haushalt, der das Notwendige leistet, 
der in der Tat aus unserer Sicht aber noch ein zu hohes 
Defizit hat. Das ist das Problem. Aber wir sind kein 
Armutsstaat. Man muß nicht ein Zerrbild eines Staa-
tes, einer Gesellschaft zeichnen, die vor dem Ausver-
kauf, dem Bankrott oder totaler Fehlleitung steht. Das 
geht an der Sache total vorbei. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wenn wir an die Remedur gehen oder nur ein paar 
Facetten liefern wollen, was man wohl tun kann, dann 
stelle ich fest: Der Abbau der Staatsverschuldung muß 
sukzessive an der Ausgabenseite angesetzt werden. 
Das ist der entscheidende Punkt. Steuerpolitisch kann 
man durch die eine oder andere Steuererhöhung et-
was Milderung schaffen. Angesichts der Gesamt-
strukturen kann das aber nur über die Reduktion auf 
der Ausgabenseite gehen. Da hat das Bemühen um 
den Abbau von Subventionen seinen Platz. 

Wir nehmen für uns gern in Anspruch, daß der Wirt-
schaftsminister Möllemann das sehr deutlich und sehr 
drastisch zu seinem Thema und damit auch zum 
Thema der FDP gemacht hat und auch Erfolge vorwei-
sen kann, die nötig sind. 

(Beifall bei der FDP) 

Er hat das in sportlich engagierter Weise getan. Ich 
möchte ihn fast ermutigen, noch einmal sozusagen 
gezielt auf den Haufen des Subventionsabbaus zu 
springen. Das kann gar nicht schaden; denn die Arbeit 
muß weitergehen. Das wissen wir. 

(Matthias Wissmann [CDU/CSU]: Bei den 
Werften!) 

— Die Werftenhilfe. Ich will da einmal aus dem Ge-
dankenrahmen herausgehen und dieses Stichwort 
aufnehmen. Wenn wir uns darauf verständigen kön-
nen, daß die Schnelligkeit und das Volumen des Ab-
baus bei der Werftenhilfe zum Muster für den Sub-
ventionsabbau in allen anderen Bereichen gemacht 
werden, 

(Matthias Wissmann [CDU/CSU]: Dann 
kommen wir nicht sehr weit!) 

dann sind wir sehr schnell ein gutes Stück weiter. Ich 
will die Werftenhilfe gar nicht in toto verteidigen. 
Aber die Werften sind — wie andere Bereiche auch — 
eine Branche, die ihre Probleme hat. Auch wenn sie 
nun aber gerade nicht bei Ihnen im Wahlkreis, son-
dern an der Küste, im Norden, nicht aber im bayeri-
schen oder im baden-württembergischen Hügelland 
zu Hause ist und kein Problem der Alpenregion ist, 
kann man die Augen vor den Problemen noch lange 
nicht verschließen. Eine gewisse Berechtigung ist ge-
geben, über Zeit und Umfang kann man sprechen. 

Ich möchte jedoch alle diejenigen warnen, die im-
mer sagen, Werftenhilfe dürfe nicht sein; der Kollege 
Manfred Richter wird dazu noch Ausführungen ma-
chen. Denen kann ich nur sagen: Schauen wir einmal 
auf andere Bemühungen in Sachen Subventionsab-
bau. Wenn ich so argumentiere, kann ich auch fragen: 
Warum geben wir einem Konzern wie Daimler oder 
anderen — um nur einmal willkürlich Adressen zu 
nennen — soviel Geld? Die können das auch selber 
bezahlen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Da kommen wir auf ein Feld, auf dem wir uns alle 
noch gemeinsam anstrengen können. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Landwirtschaft! — 
Dr.  Sigrid Skarpelis-Sperk [SPD]: Luft- und 

Raumfahrt!) 

Wir wollen den Weg des Subventionsabbaus gehen. 
Nur, was sind denn die Stichworte für eine konse-
quentere Konsolidierung, die nötig ist? Wenig an der 
Steuerschraube drehen, denn das Fummeln an frem-
den Gürteln, aber auch das Drehen an Steuerschrau-
ben sind alles nicht die richtigen Rezepturen. Auch 
der Staat muß sich darauf einstellen — und da helfen 
alle Theorien nichts —, daß er auf Dauer nicht mehr 
ausgeben kann, als er per Steuer einnimmt. Wir haben 
eine ausreichend hohe Staatsquote, die nicht weiter 
erhöht werden darf. Deswegen muß man sich zur 
Decke strecken und mit dem, was per Steuergesetz-
gebung und Steuerbelastung in die Staatshaushalte 
kommt, auf Sicht gesehen auskommen. Das wird die 
Grundregel für alle weiteren politischen Bemühungen 
sein. 

Wenn ich mir nun Äußerungen der Opposition vor 
Augen führe, stelle ich fest, daß sie reichlich wider-
sprüchlich sind. Wir wollen das in einem Stufenplan 
machen. Das vorliegende Paket ist ein erster, vorzeig-
barer Schritt. Wir wissen doch alle: Wenn man über-
gewichtig ist, soll man keine Gewaltkuren machen. 
Das ist ungesund, und man sieht anschließend 
schlecht aus. Hat man ein bißchen zuviel Staatsver-
schuldung, kann man die auch nicht in einem Hau-
ruck-Kurs abbauen. Auch das ist ungesund, und man 
sieht nachher schlecht aus. Man muß schon einen Stu-
fenplan machen. Dabei sind wir, und auf diesem Weg 
muß es weitergehen. Sie sind zum Mitmachen einge-
laden. Das ist das ganze Erfolgsrezept. 

Wer sich die Verschuldung anschaut, stellt fest, daß 
— wenn auch nicht überall — doch einige besondere 
Faktoren ursächlich sind. Ich erinnere nur an Ener-
giekrisen, ich erinnere an die deutsche Einheit, die wir 
begrüßen, die jedoch auch ihre Konsequenzen hat. Ich 
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frage mich aber, warum Kommunalhaushalte, warum 
Länderhaushalte so verschuldet sind, die keine oder 
nur eine geringe Berührung mit diesen Sonderfakto-
ren hatten. 

(Ernst Waltemathe [SPD]: Das ist Blödsinn! 
Der Bund refinanziert sich über Steuererhö

-

hungen, das ist der Punkt!) 

So wächst z. B. der Landesetat Schleswig-Holsteins 
um 5 %. Die haben 40 % Personalausgaben. Da muß 
man fragen, ob nicht auch hier ein Stopp vorgenom-
men, ein Stück Privatisierung stärker eingeführt wer-
den muß, damit wir von Sockelbeträgen von 40 % Per-
sonalausgaben in Landesetats beispielsweise weg-
kommen. Der Bundeshaushalt ist da relativ gut vor-
zeigbar, auch wenn er Belastungen durch Sonderfak-
toren verkraften muß. Aber Gemeinden und Länder 
haben sich in diesem Bereich viel zuwenig ange-
strengt. Und auch das sind, wie man so schön zu sagen 
pflegt, Hände des öffentlichen Finanzverhaltens. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Wir müssen also diesen Weg weitergehen: abspek-
ken, weitere Subventionsüberprüfung. Aber auch die 
großen Haushaltsbrocken wird man auf den Prüfstand 
zu stellen haben. Man kann sich nicht nur auf Subven-
tionen fixieren. Zwar mußte das soziale Netz wegen 
des Nachholbedarfs in den neuen Ländern verstärkt 
werden. Aber das kann keine Dauererscheinung sein. 
Die Beschäftigungspolitik ist so anzulegen, daß aus 
einer speziellen, sozial orientierten Hilfe — sofern 
man keine rentierlichen Arbeitsplätze hat — , aus ei-
ner Überlebenshilfe Hilfe zum Überwechseln in eine 
Beschäftigung wird. 

(Beifall bei der FDP) 

Aber am Ende müssen sich selbst tragende, sich selbst 
verdienende Arbeitsplätze stehen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Diesen Brückenschlag müssen wir mit staatlicher Un-
terstützung und dem, was in diesen Haushalten noch 
vorgesehen ist, möglichst rasch schaffen. Dann wer-
den wir Einnahmen verbessern, insbesondere in den 
neuen Bundesländern, und einiges im Sozialetat und 
in anderen Bereichen abbauen können. Das wird sich 
wohltuend auf den Abbau der Verschuldung auswir-
ken. Das ist eine der großen Herausforderungen, vor 
denen wir stehen. 

Ich meine, wir haben gute Chancen, das zu schaf-
fen: In den beiden vorigen Haushalten war der kon-
sumtive Ausgabenanteil für die neuen Bundesländer 
noch höher als der investive Anteil. Mit diesem Haus-
halt bekommen wir erstmals die Kurve: Der investive 
Anteil wird größer als der konsumtive Ausgabenan-
teil. Das ist ein erstes Zeichen dafür, daß wir wirklich 
nachhaltig und solide zu einer besseren Strukturie-
rung der Wirtschaft in den Ostländern kommen. Ich 
bin sicher: Wenn sich dieser Anteil noch weiter ver-
bessert, sind wir auf gutem Wege. 

(Beifall bei der FDP) 

Heilmittel gibt es nicht. Aber ich sage: Nicht so sehr 
auf die Steuerseite schauen. Das lohnt auch nicht. Da  

wird uns die SPD mit ihrer sehr verquasten program-
matischen Haltung und ihren widersprüchlichen Aus-
sagen — Stichwort: Mehrheit im Bundesrat — viel zu-
viel Ärger machen. Das bringt nichts. 

Gehen wir vielmehr den eigenen Weg, der auch der 
richtige ist: 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Aha!) 

Sparen wir, privatisieren wir, bringen wir mehr Effi-
zienz in den Staatsapparat. Dann werden wir auf dem 
Wege sein, daß wir im nächsten Jahr einen Haushalt 
beraten, der einen noch geringeren Schuldenanteil 
hat. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster hat der 
Abgeordnete Werner Schulz das Wort. 

Werner Schulz (Berlin) (Bündnis 90/GRÜNE): 
Werte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Glauben versetzt Berge, heißt es. Mir scheint, die Bun-
desregierung hat das etwas zu wörtlich genommen. 
Sie versucht, die wirtschaftliche Einigung Deutsch-
lands und die notwendige Umstrukturierung Ost-
deutschlands mehr auf Glauben denn auf begründete 
Konzeptionen zu stützen. 
Da gab es den Glauben an die heilsame Wirkung 

einer schnellen Einführung der D-Mark, den aller-
dings mit der Bundesregierung kaum jemand teilen 
mochte. 

(Adolf Roth [Gießen] [CDU/CSU]: Das hat 
jeder gemacht!) 

Da gab es den Glauben an die Möglichkeit, eine 
ganze Volkswirtschaft, eine todkranke dazu, auf die 
schnelle zu privatisieren, ohne sie dabei endgültig zu 
ruinieren. Da gibt es immer noch den Glauben, staat-
liche Struktur- und Industriepolitik sei verhängnis-
voll. 

Wir sollten es in der Wirtschaftspolitik nicht mit 
Glauben versuchen, sondern mit Wissen und Ver-
nunft. Das kostet weniger Arbeitsplätze. 

Seit Inkrafttreten der Wirtschafts- und Währungs-
union hat sich die wirtschaftliche und gesellschaftli-
che Situation im Osten Deutschlands dramatisch zu-
gespitzt. Das Niveau der wirtschaftlichen Aktivität ist 
insgesamt drastisch gesunken. Um gut 65 % sank die 
Bruttowertschöpfung der Indust rie vom ersten Halb-
jahr 1990 bis zum ersten Halbjahr 1991, und das, ob-
wohl sie im vorangegangenen Jahr ebenfalls deutlich 
gefallen war. 
Selbst der erhoffte Beschäftigungseffekt im Dienst-

leistungsgewerbe, das in der DDR stark unterentwik-
kelt war, ist bislang ausgeblieben. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Das stimmt doch nicht!) 

Gegenwärtig weiß niemand, welche Wirtschaftsbran-
chen im Osten Zukunft haben. Das ist einer der wenig 
genannten Gründe für ausbleibende Investitionen. 
Investoren sollten jetzt mit voller Montur ins kalte 

Wasser springen — genau den Schritt wagen, der uns 
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bei der Wirtschafts- und Währungsunion empfohlen 
wurde — zu denen, die dort verzweifelt schwimmen 
und erbarmungslos unterzugehen drohen. Jetzt gilt es 
Risikobereitschaft, die so viel gelobte Stärke der 
Marktwirtschaft, zu beweisen, bevor die Bedenken

-

träger einer risikolosen Marktaufteilung vor Ort 
sind. 

Bei aller Freude über Existenzgründungen — die 
nicht nur beim Start unterstützt werden müssen, weil 
es ein großes Wagnis für Menschen ist, die keine 
marktwirtschaftliche Erfahrung haben und zudem ei-
nem harten Wettbewerb ausgesetzt sind — : Gleich-
zeitig brechen Existenzen zusammen, z. B. mittelstän-
dische Betriebe, Handwerksbetriebe, Kommissions-
handel, die sich unter hohem Kraftaufwand sogar zu 
SED-Zeiten gehalten haben. Die Treuhandanstalt 
rechnet noch in diesem Jahr mit 400 000 Arbeitslosen 
zusätzlich. 

Der Wert der Warenlieferungen aus der alten Bun-
desrepublik in die neuen Bundesländer ist im Juni 
1991 gegenüber dem Vorjahresmonat um 17 To  gestie-
gen. Der Wert der entsprechenden Lieferungen von 
Ost nach West nahm dagegen um 38 % ab. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Das war doch zu erwarten!) 

Sechsmal so viele Waren wandern von West nach Ost 
über die nicht mehr existierende Grenze als in umge-
kehrter Richtung. 

Die Steuereinnahmen der ostdeutschen Länder lie-
gen teilweise deutlich unter den in den Haushaltsplä-
nen eingestellten Werten. So ist von vorgesehenen 
3,6 Milliarden DM Steuereinnahmen des Landes 
Sachsen-Anhalt bisher lediglich 1 Milliarde DM in der 
Kasse. 

Wir Bürger der ehemaligen DDR wissen sehr gut, 
daß die Ursache dieser für die Menschen im Osten 
existenzbedrohenden Entwicklung in erster Linie in 
dem menschenfeindlichen und ineffizienten Gesell-
schafts- und Wirtschaftssystem der DDR zu suchen ist. 
Aber das spricht die Bundesregierung nicht frei von 
der Verantwortung für ihren Anteil an der Misere. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Wir übernehmen die Verantwor

-

tung!) 

Mit jedem Tag zieht die Behauptung weniger, daß die 
Mißerfolge und Fehler der Bundesregierung eine di-
rekte Folge der Erblast des Sozialismus seien. Sie ha-
ben sich an dieses Argumentationsmuster gewöhnt. 
Aber das macht es nicht überzeugender. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Aber es ist rich
-tig!) 

Der Treuhandanstalt, die unbestreitbar einiges bei 
der Privatisierung erreicht hat, fehlt nach wie vor ein 
überzeugendes Konzept für die große Zahl der ihr 
anvertrauten Unternehmen, die auf kurze Zeit nicht 
privatisierbar, aber auf mittlere Sicht sanierungsfähig 
sind. Wenn diese Bet riebe dichtgemacht werden oder 
verkommen, dann wird die indust rielle Basis in Ost-
deutschland beängstigend schmal. „In ihrer Struktur, 
Arbeitsweise und Größe" — schreibt Harry Maier, ein 
früherer DDR-Ökonom, der es weiß — „ähnelt die 

Treuhand sehr stark der ehemaligen Plankommission 
der DDR. " 

Den Unternehmen hat sie die Entscheidungsbefug-
nisse genommen, und das Management ist völlig von 
ihr abhängig. Zwangsweise teilt sie auch die Gebre-
chen ihrer Vorgängerin: Sie unterliegt keinerlei de-
mokratischer Kontrolle und trägt nicht das Risiko für 
ihre Entscheidungen. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Aber sie wird aufgelöst!) 

Wir fordern seit März dieses Jahres, der Treuhand-
anstalt einen gesetzlichen Sanierungsauftrag zu ge-
ben, und haben, wie Sie wissen, vor der Sommerpause 
einen solchen Gesetzentwurf in den Bundestag einge-
bracht. Ministerpräsident Engholm hat diese Woche 
in Leipzig ebenfalls einen solchen Auftrag gefordert. 
Dann ist dies sicherlich in der SPD Konsens. Schließen 
Sie sich unserem Gesetzentwurf an, meine Damen 
und Herren von der SPD; gemeinsam mit dem christ-
demokratischen Arbeitnehmerflügel haben wir dann 
eine satte Mehrheit für dieses notwendige Vorha-
ben. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Das ist auch nur eine Hoffnung!) 

Ein weiteres Hindernis für eine sozial und ökolo-
gisch gestaltete Wirtschaftsentwicklung in Ost-
deutschland ist der unglaubliche Stromvertrag, den 
westdeutsche Energiemultis, unterstützt von der Bun-
desregierung, mit der Regierung de Maizière ge-
schlossen haben. Dieser Vertrag steht nurmehr auf 
tönernen Füßen. Weit über hundert Kommunen in den 
neuen Ländern sind bereit, ihre Eigentumsrechte an 
den Energieversorgungseinrichtungen einzuklagen. 
Darüber hinaus wird immer deutlicher, daß auch die 
neuen Länder Eigentumsrechte an den Energiever-
sorgungseinrichtungen, insbesondere den lukrativen 
Leitungsnetzen, besitzen. 

Die Einrichtung von Stadtwerken, die viele Kom-
munen fordern, kann ein guter Schritt zur Entwick-
lung einer dezentralen, hocheffizienten und wegwei-
senden Energieversorgung sein. Diese Bestrebungen 
sollten von der Bundesregierung unterstützt und nicht 
gehemmt werden. 

Wir können Sie nur auffordern: Tun Sie im Interesse 
der Länder und Kommunen in Ostdeutschland das, 
was notwendig ist. Machen Sie den beteiligten Ener-
gieversorgungsunternehmen klar, daß der Stromver-
trag nicht zu halten sein wird, und ebnen Sie den Weg 
für eine zügige Revision dieses ungleichen Vertrages. 
Es geht doch nicht darum, die westdeutschen Ener-
gieunternehmen vom Markt zu drängen. 

Selbst der routinierte Vorsitzende des Haushalts-
ausschusses, Rudi Walther, hat Schwierigkeiten, die 
zugunsten des Beitrittsgebietes vorgesehenen Haus-
haltsmittel zu finden. Wie mag es da erst den Bürge-
rinnen und Bürgern in Ostdeutschland gehen, durch 
die verwirrende Vielfalt von Fördermitteln, Steuerver-
günstigungen, Zuschüssen, Zuwendungen, Hilfen 
durchzublicken? Solches Förderwirrwarr ist nicht nur 
äußerst undurchsichtig für Antragsteller und Verwal-
tung, es zeugt auch von mangelnder Konzeption. 
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Es ist gerade noch möglich, den Mittelabfluß der 
unterschiedlichen Programme zur Kenntnis zu neh-
men. Ihre Wirksamkeit jedoch zu überwachen und zu 
verbessern, die regional sehr abweichenden Verhält-
nisse einzubeziehen, ist mit Sicherheit schon nicht 
mehr möglich. Um Investitionsanreize zu erzielen, ist 
das Sammelsurium von über 700 Fördermaßnahmen 
zu kompliziert, zu verzweigt und unübersichtlich. 
Angesichts der deutlichen regionalen und sektora-

len Unterschiede, die sich an divergierenden Ent-
wicklungen etwa der Investitionen oder der Arbeitslo-
senquote nachzeichnen lassen, ist es an der Zeit, ge-
zielt und konzentriert Schwerpunkte bei der Förde-
rung zu setzen. Erst im Rahmen regionaler Entwick-
lungskonzepte werden Umschulung und Qualifizie-
rung mehr leisten, als die Arbeitslosen zwei Jahre aus 
der Statistik herauszunehmen. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE, bei der 
SPD und der PDS/Linke Liste) 

Dezentralisierte Strukturentwicklung ist eine wich-
tige Voraussetzung für einen sinnvollen Weg aus der 
Wirtschaftskrise. 
Lassen Sie mich zum Schluß einige Bemerkungen 

zur wirtschaftspolitischen Vernunft des vorgelegten 
Haushaltes 1992 machen. Es gibt sicher Situationen, 
in denen sozial schmerzhafte und ungerechte Maß-
nahmen wirtschaftspolitisch unausweichlich sind. Die 
von der Bundesregierung angestrebte Erhöhung der 
Mehrwertsteuer um 1 % und ein mögliches weiteres 
Prozent eiserne Reserve ist es nicht. Daß sie die öffent-
lichen Haushalte nicht nur auffüllt, sondern zu Teilen 
auch belastet, sei nur am Rande erwähnt. Gerade un-
ter den Bedingungen einer aufkommenden Stagfla-
tion ist diese preistreibende Steuer Gift. Die Bundes-
bank hat die Antwort bereits gegeben und der infla-
tionären Haushaltspolitik die kontraktive Geldpolitik 
entgegengesetzt. Das ist der Mechanismus der Stag-
flation. 
Ich danke Ihnen, meine Damen und Herren. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE, bei der 
SPD und der PDS/Linke Liste) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster hat 
Herr Abgeordneter Henn das Wort. 

Bernd Henn (PDS/Linke Liste): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Es ist mir im Prinzip richtig 
unangenehm, daß ich an den Anfang meiner Ausfüh-
rungen ein Zitat von Wolfram Engels stellen muß, ein 
für mich zutiefst antigewerkschaftlicher Reaktionär, 
Sprecher des Kronsberger Kreises und Herausgeber 
der „Wirtschaftswoche". 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Das ist der 
Urenkel von Friedrich Engels!) 

— Das ist mir bekannt, aber er hat geistig nicht viel mit 
ihm zu tun. 
Wolfram Engels hat Mitte August in der „Wirt-

schaftswoche" geschrieben — ich zitiere — : 

In den letzten Wochen verging kein Tag, an dem 
nicht irgendeine Erfolgsmeldung über den Ticker 
gelaufen wäre. Daraus schließen dann die Exper-
ten, der Aufschwung Ost stünde vor der Tür. Ein 

Fehlschluß: Wenn über die Hälfte der Kaufkraft 
im Osten aus westdeutschen Quellen stammt, 
dann florieren natürlich Einzelhandel, Reisebü-
ros, Banken, Baubetriebe oder Tankstellen, aber 
eben nur so lange, wie die Transfers fließen. Wird 
der Strom abgeschaltet, dann geht das Licht im 
Osten wieder aus. Wenn die neuen Bundesländer 
wirtschaftlich auf eigenen Beinen stehen sollen, 
dann brauchen sie eine eigene konkurrenzfähige 
Produktion. Die aber geht zurück und wird wohl 
noch weiter schrumpfen. 

Dieser Beschreibung und der grundsätzlichen 
Schlußfolgerung muß man leider zustimmen. Ost-
deutschland braucht konkurrenzfähige Produktionen 
und Produktionsstätten. Das ist eine ganz und gar 
schlichte Wahrheit. Und allen Erfolgsmeldungen zum 
Trotz verbessert sich die Wettbewerbsfähigkeit des 
Standortes Ex-DDR nicht, sondern sie verschlechtert 
sich. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Das stimmt doch nicht!) 

Die Käufer der rund 3 000 privatisierten Betriebe 
haben Investitionszusagen in der Größenordnung von 
65 Milliarden DM gemacht. Verteilt auf einen durch-
schnittlichen Investionszeitraum von ca. drei Jahren 
macht das etwa 20 bis 22 Milliarden DM jährlich. Das 
ist viel zuwenig für die Herstellung gleichgewichti-
ger wettbewerbsfähiger Produktionsstrukturen in 
Deutschland. Das Verhältnis der in der gewerblichen 
Wirtschaft vernichteten zu den tatsächlich neu ge-
schaffenen Arbeitsplätzen beträgt günstigstenfalls 
10:1. 

Auf etwa 60 Milliarden DM ist die Gesamtinvesti-
tionssumme in der Ex-DDR im Jahr 1991 einzuschät-
zen. Das ist knapp die Hälfte dessen, was unseres 
Erachtens mindestens nötig wäre, um die Strukturan-
passung im Osten ökonomisch und sozial zu bewälti-
gen. In der Sprache von Karl Schiller hieß das: „Die 
Pferde saufen nicht. " 

An Kapitalmangel in Gesamtdeutschland kann es 
nicht liegen. Es gibt wohl niemanden, der ernsthaft 
bestreiten würde, daß in der privaten Wirtschaft Mittel 
in Höhe von mehreren 100 Milliarden DM zur Verfü-
gung stehen, daß die westdeutschen Unternehmen in 
den 80er Jahren allem öffentlichen Gejammer über 
die Gefährdung des Industriestandorts Bundesrepu-
blik zum Trotz Gewinne eingefahren haben wie noch 
nie. Ich verweise hier noch einmal auf den Bundes-
bankbericht vom Mai dieses Jahres. 

Selbst der Bundeskanzler hat gestern die westdeut-
schen Unternehmen als Hauptnutznießer der deut-
schen Einheit ausgemacht. Und wo er recht hat, hat er 
recht. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Donnerwetter! — Friedrich Bohl 
[CDU/CSU]: Der hat mehr recht, als Sie 

denken!) 

Allein die Banken kassieren 10 Milliarden DM Zin-
sen für die Altschulden der Ex-DDR-Betriebe. Im 
zweiten Quartal 1991 wurden für 47 Milliarden DM 
Waren von West nach Ost geliefert; in umgekehrter 
Richtung waren es 8 Milliarden DM. Das heißt, die 
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deutsche Einheit ist für etliche ein schönes Ge-
schäft. 

Ich verstehe allerdings nicht, wie eine solche Er-
kenntnis des Kanzlers mit der Absicht seines Kabi-
netts zusammengeht, die Unternehmensteuern weiter 
senken zu wollen. Wenn die Gewinnsituation der 80er 
Jahre zu dieser enormen Bildung von Finanzpolstern 
bei Industrieunternehmen und Banken führen konnte 
und diese ihre nationale Verpflichtung zu Investitio-
nen in strukturschwachen Gebieten und vor allem im 
Osten nicht erfüllen — ich habe Art. 14 des Grundge-
setzes immer so verstanden, daß in dieser Weise eine 
Verpflichtung vorliegt — , wäre es da nicht richtiger, 
das Gegenteil zu tun und die Unternehmensteuern 
wieder zu erhöhen und ausschließlich Investitionen in 
strukturschwachen Gebieten — ob in Ost oder 
West — mit gegebenenfalls höheren Zulagen zu be-
denken? Was in aller Welt sollen sonst die Mittel sein, 
die die Pferde dazu bringen, wieder zu saufen? 

Der Kanzler hat gestern hier das Wort „Industrie-
politik" in den Mund genommen, was mich schon sehr 
gewundert hat, weil ich geglaubt habe, das sei in die-
ser Regierung ein Tabuwort. Er hat in diesem Zusam-
menhang von langen Zeiträumen gesprochen, von 
globalen Wettbewerbsregionen Japan, USA und Eu-
ropa. Einen Moment lang schien es mir sogar, als sei 
da irgendwo eine Konzeption, die auch für die kon-
kreten Sorgen und Nöte unserer Bürgerinnen und 
Bürger in Ost- und Westdeutschland Antworten, Per-
spektiven für die nähere Zukunft erkennen ließe. 
Aber statt dessen kam nur die altbekannte Formel, 
daß schon früher alles nicht so schnell gehen konnte 
und daß Wunder auch jetzt etwas länger dauern. Es 
kam der Appell zur Geduld, zum gemeinsamen An-
packen usw. — mit anderen Worten: metaphysische 
Holzwolle. 

Der Bundesfinanzminister hatte einen Tag vorher 
zumindest relativ deutlich formuliert, wo er Grenzen 
für Industriepolitik und Industriesanierung sieht 
— ich zitiere — : 

Vor allem bei den großen Sanierungsvorhaben 
— Schiffbau, Chemie, Metall — sind allerdings 
strengste finanzielle Maßstäbe anzulegen. Im In-
teresse des wirtschaftlichen Aufschwungs dürfen 
alte, durch Autarkie und Prestigestreben entstan-
dene Strukturen — bei allem Bemühen um sozial 
verträgliche Lösungen — nicht unk ritisch erhal-
ten werden. 

Damit ist — in nette Worte gekleidet — das brutale 
Sterben vieler weiterer Produktionsstandorte ange-
kündigt. 

Mir ist in diesem Zusammenhang völlig unklar, was 
die Entstehungsgeschichte von Strukturen — ob Au-
tarkie oder Prestigestreben — als Kriterium für ihre 
Erhaltungswürdigkeit hergeben soll. Ich muß hier 
wieder daran erinnern — auch der Kollege Roth hat 
das heute getan — , daß solche Kriterien für Erhal-
tungswürdigkeit nach dem Krieg für „KdF-Stadt" — 
sprich: Wolfsburg — oder für „Hermann-Göring-
Stadt" — sprich: Salzgitter — Gott sei Dank nicht ge-
golten haben. Wenn diese Kriterien gegolten hätten, 
dann hätte man diese Regionen in agrarwirtschaftli-
che Zonen zurückverwandeln müssen. Das ist Gott sei 

Dank nicht geschehen. Entscheidend müssen die so-
zialen Interessen von konkreten Menschen in einer 
konkreten Region heute sein sowie die Frage, welche 
Alternativen es für diese Menschen gibt. 

Ich appelliere an Sie: Behandeln Sie die Bürger der 
ehemaligen DDR nicht wie Bürger zweiter Klasse. 
Verweigern Sie ihnen nicht die Instrumentarien, die 
für die Westbürger in der Nachkriegszeit gegolten 
haben. 

(Beifall der Abg. Dr. Dagmar Enkelmann 
[PDS/Linke Liste]) 

Ich will diese Koalition vielleicht doch daran erin-
nern, daß noch Anfang der 80er Jahre — das ist ja gar 
nicht so lange her — im Zeichen der Krise der west-
europäischen Stahlindustrie ein Instrumenta rium an-
gewendet worden ist, was man nun wirklich eher im 
Osten vermutet hätte. Fünf Jahre lang wurden nach 
den Regeln des EGKS-Vertrages in der Stahlindustrie 
Produktionsquoten und Preise für die einzelnen Her-
steller reguliert — die Stahlindustrie befindet sich 
heute im übrigen wieder im freien Wettbewerb —; 
damit wurden Standorte erhalten. Es gingen zwar 
auch Zehntausende Arbeitsplätze verloren; aber dies 
geschah im wesentlichen für die Betroffenen sozial 
verträglich. Die Tempoverzögerung — auch wenn sie, 
wie in Rheinhausen, erst erkämpft werden mußte — 
hat  den Regionen zumindest geholfen, die Umstruktu-
rierung etwas leichter zu bewältigen. 

Die ostdeutsche Stahlindustrie soll jetzt offensicht-
lich vor die Hunde gehen. Über Riesa in Sachsen ist 
das Aus bereits verhängt worden. Eisenhüttenstadt 
hat auf Dauer keine Chance, wenn ihr die Treuhand, 
wie in den letzten Tagen geschehen, verweigert, ein 
neues Warmwalzwerk zu bauen. Warum, um alles in 
der Welt, sind Sie nicht bereit, das zu tun bzw. über 
Brüssel zu regeln, was im Westen von 1982 bis 1986, 
also zur Zeit Ihrer Regierung, Prinzip war? Warum soll 
es nicht möglich sein, im deutsch-deutschen Kontext 
für eine gewisse Zeit eine Produktionsaufteilung vor-
zunehmen, die den ostdeutschen Standorten etwa 
15 % der Gesamtstahlmenge sichert — das entspräche 
der ursprünglichen Produktionsverteilung —, um die-
sen Standorten für die Umstrukturierung Luft zu ver-
schaffen? 

Lothar de Maizière hat im Ap ril 1990 vor der Volks-
kammer gesagt: „Die Überwindung der Teilung ist 
nur durch Teilen möglich. " Wenn in Deutschland, in 
Europa oder in der Welt die Märkte nicht wachsen, 
dann wird es, wenn wir gleichgewichtige Strukturen 
in Deutschland wollen, nicht anders gehen, als daß auf 
dem Gebiet Gesamtdeutschlands auch eine Teilung 
der Produktion stattfindet. Insoweit, meine ich, müs-
sen Sie hierfür Instrumentarien anbieten. Ich habe das 
eben am Beispiel der Stahlindustrie beschrieben. 

Herr Möllemann hat heute wieder so getan, als sei 
jedes Lenken und Eingreifen in wirtschaftliche Ent-
wicklung eine Verletzung der Prinzipien, die in der 
Vergangenheit hier eine Rolle gespielt haben. Sie wis-
sen selbst, daß das Unsinn ist. Ich glaube, wir würden 
Tage brauchen, wenn wir alle Regulierungs- und 
Subventionstatbestände der Vergangenheit hier auf-
zählen und beschreiben wollten. Man könnte anfan-
gen mit den zu Beginn der 50er Jahre vorgenomme- 
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nen massiven Exportsubventionen, die ja ein wesent-
liches Element des Aufschwungs nach dem Kriege 
gewesen sind. Das heißt, das, was hier von uns ver-
langt wird, ist kein Sündenfall. Im übrigen korrespon-
diert es sogar mit einer Andeutung des Kanzlers, der 
hier gestern davon sprach, daß wir jetzt nicht die 
Stunde der reinen marktwirtschaftlichen Lehre ha-
ben. Es wird höchste Zeit, daß das wirtschaftspoliti-
sche Laisser-faire ein Ende hat. Mehr und mehr Be-
triebe in der Ex-DDR werden zu verlängerten Werk-
bänken von westlichen Unternehmen. Es wird wohl 
kaum noch eine Konzernzentrale in Ostdeutschland 
geben. Die Forschungs- und Entwicklungskapazitä-
ten sind fast auf Null  gefahren. Von ehemals 80 000 
Beschäftigten in diesem Bereich sind noch ganze 
12 000 verblieben. Mehr und mehr junge, qualifi-
zierte, leistungsstarke Arbeitskräfte wandern in den 
Westen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Henn, Ihre Re-
dezeit ist abgelaufen. 

Bernd Henn (PDS/Linke Liste): Ja, ich komme zum 
Schluß. 
Ich denke, Sie müssen schleunigst einen Kurswech-

sel vornehmen, denn wenn Sie diesen Kurswechsel 
nicht vornehmen, dann werden die Chancen für eine 
Umkehr des Prozesses, der jetzt in Ostdeutschland 
stattfindet, immer schlechter, und dafür tragen Sie die 
politische Verantwortung. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste — Zuruf von 
der CDU/CSU: Das Ergebnis sehen wir 

doch!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort erteile ich 
nun dem Präsidenten des Senats der Freien Hanse-
stadt Bremen, Herrn Bürgermeister Wedemeier. 

Präsident des Senats Klaus Wedemeier (Bremen) : 
Verehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Ich wollte ursprünglich zunächst 
zum Thema Subventionsabbau Stellung nehmen, 
aber nun ist eine Bremer Runde angesagt. 

(Manfred Richter [Bremerhaven] [FDP]: So 
ein Zufall, nicht?) 

— So ein Zufall, Herr Richter. — Ich bin ganz zuver-
sichtlich, daß die Abgeordneten und Staatssekretäre 
aus Bremen, die hier in Bonn tätig sind, beweisen wer-
den, daß sie hier in Bonn für ihr Land tätig sind. 

(Beifall bei der SPD — Manfred Richter [Bre

-

merhaven] [FDP]: Was ist denn Ihre Meinung 
dazu?) 

Ich weiß, daß sie das sind. Ich komme noch darauf 
zurück. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Sagen Sie doch 
einmal etwas zum Subventionsabbau!) 

— Das will ich auch tun, aber ich will auch etwas zu 
Ihrer Holzklasse sagen, Herr Kollege. 

(Friedrich Bohl [CDU/CSU]: Sagen Sie ein

-

mal etwas zum Asylrecht! Wir wollen einmal 
wissen, wie das bei Ihnen läuft!) 

— Dazu kann ich Ihnen auch etwas sagen. Nur müs-
sen Sie dazu meine Redezeit verlängern. Dann gebe 
ich Ihnen auch noch Tips. 

(Friedrich Bohl [CDU/CSU]: Nein! Kurz, prä

-

zise!) 
Jetzt will ich einmal auf den Einwurf des Kollegen 

aus dem Frankenland eingehen, was die Holzklasse 
Bremen angeht. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Ich habe nicht 
gesagt, daß Bremen Holzklasse ist!)  

Ich würde doch auch aus dieser Entfernung raten, 
Menschen einer anderen Stadt nicht so einfach abzu-
qualifizieren, wie Sie das hier versucht haben. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das hat er doch gar nicht gemacht! 

Eine typische Verleumdung!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Bürgermeister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Glos? 

Präsident des Senats Klaus Wedemeier (Bremen) : 
Wenn Sie das nicht auf meine Redezeit anrechnen, 
ja. 

Michael Glos (CDU/CSU): Herr Senatspräsident, 
würden Sie mir bitte bestätigen, daß ich Bremen nicht 
als Holzklasse bezeichnet habe, sondern gesagt habe, 
wo sozialdemokratische Politik hinführen kann? 

(Widerspruch bei der SPD) 
Ich habe mich auf Äußerungen von Herrn Engholm in 
Bremen bezogen, der gesagt hat, daß die Gefahr be-
steht, daß eine Plüschklasse West und eine Holzklasse 
Ost existiert. Das war der einzige Zusammenhang mit 
Bremen. 

Präsident des Senats Klaus Wedemeier (Bremen) : 
Okay. Dann bitte ich Sie herzlich, Ihre eigene Rede 
nachzulesen. Dann wissen Sie Bescheid, was Sie ge-
sagt haben. Ich habe gedacht, das wüßte man nach so 
kurzer Zeit noch. Lesen Sie Ihre Rede bitte nach. 
Wenn Sie sozialdemokratisch regierte Länder an-

sprechen, dann haben Sie Schleswig-Holstein und das 
Saarland im Sinn. Ich kann auch noch Niedersachsen 
hinzufügen. Dazu darf ich Ihnen folgendes sagen, und 
das weist vielleicht darauf hin, daß die Fragen, wie 
Arbeitslosigkeit entsteht, wie man sie bewältigen soll, 
wie die Menschen davon betroffen sind, nicht unbe-
dingt immer etwas damit zu tun haben, wer wann wo 
regiert, aber sehr wohl damit zu tun haben, wer wann 
welche Instrumente eingesetzt hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
Nachdem im Saarland, in Niedersachsen und in 

Schleswig-Holstein die SPD die Regierung übernom-
men hat, werden in diesen Ländern jetzt endlich die 
Instrumente eingesetzt, die Arbeitslosen wirklich hel-
fen. 

(Beifall bei der SPD) 
Vorher war da nichts. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: So wie in Bremen!) 

Das dazu. 
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Wenn dann noch danach gefragt wird, wie das in 
Bremen mit dem Sparen sei, will ich Ihnen dazu auch 
noch etwas sagen. Wenn Sie die Berichte der Deut-
schen Bundesbank lesen würden, könnten Sie fest-
stellen, daß die Deutsche Bundesbank gerade das 
Land Bremen wegen der Haushaltsführung der letz-
ten zehn Jahre lobt. Wir haben in den letzten zehn 
Jahren — das ist dort nachzulesen — netto 3 000 Stel-
len abgebaut; das finden Sie, relativ gesehen, in kei-
nem anderen Land. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich habe schon einmal gesagt, Herr Kollege Neu-
mann, daß der Glaube, man könne der Arbeitslosig-
keit durch eine Einstellungspolitik des öffentlichen 
Dienstes begegnen, falsch war. Es kommt immer dar-
auf an, was man dann für Konsequenzen gezogen hat. 
Wenn Sie die Ausgaben von 1970 bis 1990 bei allen 
Ländern vergleichen, werden Sie feststellen, daß wir 
darunter liegen. 

Wir haben also im Personalbereich und im konsum-
tiven Bereich erheblich konsolidiert, die Investitionen 
aufgestockt. Das müssen wir uns nicht mehr nachsa-
gen lassen. Wir haben vielmehr seit zehn Jahren ge-
handelt. 

Meine Damen und Herren, ich warne aber davor, 
sich hier hinzustellen und ganz allgemein zu Ländern 
und Gemeinden zu sagen, sie würden der Haushalts-
konsolidierung nicht den Vorrang geben. Ich habe 
bei solchen Bemerkungen in diesem Hause den Ein-
druck — entschuldigen Sie bitte — , daß Sie sehr weit 
von den Problemen der Gemeinden entfernt sind. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Hans-Jochen Vo

-

gel [SPD]: Leider wahr!) 

Bitte beachten Sie dabei, daß Sie es sind, die uns in 
den Gemeinden, in den Ländern die Mittel für den 
Wohnungsbau und die Mittel für den Städtebau neh-
men, unsere Sozialhilfekosten hochtreiben, weil Sie 
eben nichts gegen den Pflegenotstand tun, 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Was hat der Pflegenotstand mit der 

Sozialhilfe zu tun?) 

weil Sie nichts gegen die Arbeitslosigkeit tun. 

(Zustimmung der Abg. Gerlinde Hämmerle 
[SPD]) 

Sie novellieren das Arbeitsförderungsgesetz, und 
dann wollen Sie im Bundeshaushalt auch noch Mittel 
streichen. Wir in den Gemeinden müssen das, was 
hier an falscher Politik gemacht wird, bezahlen und 
aushalten. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE — Abg. Dr. Wolfgang Weng [Gerlin

-

gen] [FDP] meldet sich zu einer Zwischen

-

frage) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Bürgermeister, 
gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Präsident des Senats Klaus Wedemeier (Bremen) : 
Nein, ich möchte meine Redezeit ausnutzen. 

Ich bin dem Bundeswirtschaftsminister dafür dank-
bar, daß er — weil das auch anderen immer wieder 
passieren kann; ich selbst bin da nicht ausgeschlos-
sen — , zum Subventionsabbau gesagt hat, es habe 
Präsentationsfehler und handwerkliche Fehler gege-
ben. In der Tat! Ich habe schon im Juni in der Debatte 
hier gesagt, man solle es Ihnen nicht als Schwäche 
auslegen, wenn Ihre Beschlüsse wieder einzeln ein-
kassiert würden, sondern eher als die Fähigkeit, zu 
neuen Einsichten zu kommen. Dies ist ja passiert, 
wenn zum Teil auch noch nicht ausreichend genug. 

Sie sind noch einmal auf die Kohle eingegangen. 
Ich denke, meine Damen und Herren, Subventionen, 
auch Wettbewerbshilfen in einer Sozialen Marktwirt-
schaft sind ein legales Instrument der Wirtschaftspoli-
tik im Einzelfall. Sie können auch volkswirtschaftlich 
unverzichtbar sein. Das trifft z. B. auf die Kohle zu. Wir 
sind verantwortlich für die Sicherheit der Grundver-
sorgung in Deutschland. 

(Beifall bei der SPD sowie Zustimmung des 
Abg. Dr. Ulrich Briefs [PDS/Linke Liste]) 

Ich verstehe den Einwand mit der EG. Ich verstehe 
aber nicht, warum Bundesminister Möllemann ohne 
Not den Jahrhundertvertrag einfach in Frage stellt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Ich sage ohne Not, obwohl ich den EG-Druck ver-
stehe: Sehr geehrter Herr Bundesminister, solange es 
keine abgestimmte Konzeption auf EG-Ebene, unter 
den Mitgliedstaaten, gibt, sind die einzelnen Staaten 
in der Pflicht, für ihre Grundversorgung zu sichern. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Darum macht es wenig Sinn, jetzt mit Zahlen über 
Importkohle und heimische Kohle zu kommen. Bitte 
machen Sie dann eine gesamtwirtschaftliche, eine 
volkswirtschaftliche Rechnung auf. Dann wissen Sie, 
wie schief Ihre Zahlen sind, die Sie hier nennen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Nun haben die Bergarbeiter an Rhein und Ruhr und 
an der Saar nicht das Glück, daß es heute eine NRW-
oder Saarrunde gibt, weil etwa Landtagswahlen vor 
der Tür stehen. Sie haben das Pech, daß das nicht der 
Fall ist. In Bremen aber gibt es Landtagswahlen. 

(Bundesminister Jürgen W. Möllemann: Ich 
habe ja für Nordrhein-Westfalen gespro

-

chen!) 

— Ja, das finde ich mutig; auch das muß ich einmal 
sagen. 

(Bernd Neumann [Bremen] [CDU/CSU]: 
Deswegen reden Sie ja auch!) 

— Selbstverständlich, Herr Neumann. 

(Bernd Neumann [Bremen] [CDU/CSU]: Ich 
habe das auch nicht kritisiert! Ich habe das 

nur festgestellt!) 

— Nun hört doch damit auf. Wir wollen nur feststellen, 
daß er nicht gegen mich angetreten ist. Dafür gibt es 
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Gründe, die nicht nur im Portemonnaie zu suchen 
sind. 

(Gerhard O. Pfeffermann [CDU/CSU]: Was 
ist denn das für eine Aussage?) 

Meine Damen und Herren, die Werftarbeiter in 
ganz Norddeutschland können froh sein, daß sich et-
was tut. Ich will zunächst einmal sagen, daß es sich bei 
der Wettbewerbshilfe nicht um eine Subvention han-
delt. Die Hilfen sind notwendig, weil es auf internatio-
naler Ebene nicht gelungen ist, gleiche Wettbewerbs-
bedingungen herzustellen. Deshalb sind Hilfen für die 
Werften notwendig. 

(Zustimmung bei der SPD — Zuruf des Abg. 
Manfred Richter [Bremerhaven] [FDP]) 

— Ich wiederhole laut, was er gesagt hat: „Wenn Sie 
in Bremen die Löhne von Korea einführen, dann ginge 
das".— Nur, damit die Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer wissen, wie die FDP darüber denkt. Ich 
halte das für ganz wichtig. 

Es ist eine Aufgabe des Bundeswirtschaftsministers, 
dafür zu sorgen, daß international gleiche Wett-
bewerbsbedingungen hergestellt werden. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Solange er dabei erfolglos ist, kann er nicht in 
Deutschland die Wettbewerbshilfe streichen. Das ist 
ein Ding der Unmöglichkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundeswirtschaftsminister, Sie haben bei der EG 
Ihre Zustimmung dazu gegeben — ich will das nicht 
kritisieren —, daß in den EG-Staaten 15 % Wettbe-
werbshilfe gegeben werden. Die EG hat als Begrün-
dung angegeben, diese Wettbewerbshilfe diene der 
Verteidigung eines europäischen Schiffbauanteils. 
Wie wahr! In Deutschland gibt es 9,5 % Wettbewerbs-
hilfe; das wissen Sie auch. Ich habe Sie im Juni darauf 
hingewiesen, was passiert, wenn Sie das nicht zurück-
nehmen. Ich habe Sie auf Japan und Korea hingewie-
sen. Da gibt es zwar keine direkte Wettbewerbshilfe, 
sondern da werden die Bilanzen der Unternehmen 
einfach durch den Staat ausgeglichen, in Korea zum 
Beispiel. Das ist natürlich keine Wettbewerbshilfe. 

Sie haben hier damals heftig dagegen geredet. Ich 
habe Sie auf die dramatischen Folgen und darauf hin-
gewiesen, daß wir in Nordwestdeutschland bei den 
Werften bereits 41 000 Arbeitsplätze verloren haben. 
Das hat alles nichts geholfen, Sie haben das für richtig 
gehalten. Ich war den Abgeordneten in diesem 
Hause, die dafür gesorgt haben, daß ein Teil der Wett-
bewerbshilfe wieder freigegeben wurde, für diese 
Entscheidung sehr dankbar, weil das den Werften 
geholfen hat. Wenn das nicht geschehen wäre, hätte 
man nicht einmal mehr Aufträge akquirieren kön-
nen. 

(Dr. Hermann Otto Solms [FDP]: Das Thema 
ist doch vorbei! — Gegenruf des Abg. Dr. 
Hans-Jochen Vogel [SPD]: Bei nächster Ge

-

legenheit macht ihr das doch wieder!)  

—Nein, das Thema ist nicht vorbei. Die Frage ist: Wie 
glaubwürdig ist das Wort des Bundeswirtschaftsmini-
sters jetzt? 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der FDP) 

Da hilft auch nicht Ihre Fraktionssitzung in Bremen, 
wo Sie auf Druck der Bremer oder der Norddeutschen 
anders entschieden haben. Ich habe heute einer Rede 
entnommen, daß das Thema eben noch nicht abge-
schlossen ist. Es ist deshalb nicht abgeschlossen, weil 
Sie in der Zwischenzeit unwahrscheinlich viel Scha-
den ange richtet haben. Das ist doch das Problem. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben nicht nur die Werftarbeiter verunsichert, 
Sie haben auch ohne jeden Grund die Unternehmen 
verunsichert. Das ist das Problem. 

(Dr. Hermann Otto Solms [FDP] : Diese Rede 
beweist, daß es Ihnen nur um ein Wahl

-

kampfthema geht, nicht um die Sache!) 

Man kann nicht auf internationaler Ebene einen wei-
chen Kurs und bei uns einen harten Kurs verfolgen. 
Niemand war dabei an Ihrer Seite, Herr Richter, das 
wissen Sie, Sie wissen, daß die CDU in Bremen heftig 
gegen diese Subventionskürzungen, gegen diese 
Kürzung der Wettbewerbshilfe, gekämpft hat, ge-
nauso wie alle anderen. Deshalb haben Sie am Ende 
diesen Schwenk gemacht. 

Ich will dem jetzt nur noch hinzufügen — — 

(Manfred  Richter [Bremerhaven] [FDP]: So 
geht man in Bremen mit seinen Freunden 
um! So geht man in Bremen mit den Leuten 
um, die hier bremische Interessen vertreten! 
Herr Bürgermeister, schämen Sie sich! — Ge

-

genrufe von der SPD) 

—Herr Richter, ich könnte Ihnen einen Zeitungsarti-
kel zeigen. Darin haben Sie die Kürzung der Wettbe-
werbshilfe um 160 Millionen als Ihren Erfolg bezeich-
net; Sie hätten Herrn Möllemann überzeugt, daß man 
das über mehrere Jahre strecken müsse. Und dann 
haben Sie die Abfinanzierung der letzten Jahre mit 
dem aktuellen Programm verwechselt. 

(Manfred Richter [Bremerhaven] [FDP]: Das 
stimmt nicht! Das ist einfach nicht wahr! — 

Gegenrufe von der SPD) 

—Reden wir nicht weiter darüber. 

(Friedrich Bohl [CDU/CSU]: Es ist immer 
schlecht, wenn man zu Wahlkampfzwecken 

spricht!) 

— Ich bin auch sonst hier. 

(Manfred Richter [Bremerhaven] [FDP]: Frau 
Präsidentin, wie nennt man das, wenn einer 

etwas sagt, was nicht wahr ist?) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Richter, Sie 
können eine Zwischenfrage stellen. 

Präsident des Senats Klaus Wedemeier (Bremen): 
Ich verstehe Ihre Aufregung, Herr Richter. Ich will 
wissen — mit mir auch andere Parteien in Bremen —, 
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ob das, was jetzt gesagt worden ist, auch wirklich gilt 
oder ob es nach dem 29. anders aussieht als heute. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Ulrich 
Briefs [PDS/Linke Liste]) 

Ich will noch ein zweites Thema ansprechen, weil 
auch das etwas mit Wirtschaftspolitik zu tun, nämlich 
die Strukturhilfe. Damit Sie nicht meinen, ich hielte 
Wahlkampfreden, beziehe ich mich auf zwei Zitate 
von Kollegen aus Bremen, damit klar wird, daß ich für 
alle Bremer Parteien rede. Der Vorsitzende der SPD-
Fraktion in der Bremischen Bürgerschaft, Herr Ku

-

della, hat zu dem Vorschlag, die Strukturhilfe zu strei-
chen, folgendes gesagt: 

(Wolfgang Roth [SPD]: CDU-Fraktion!) 

— CDU-Fraktion. Wenn er SPD-Fraktionsvorsitzen-
der wäre, wären auch wir schon bei 23 %. 

Herr Kudella, CDU, sagt folgendes: „Bei dieser 
Bundesregierung ist man vor Überraschungen ja nie 
sicher. " 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Eben!) 

Soweit der CDU-Fraktionsvorsitzende. 

Herr Jäger von der FDP ergänzt und appelliert an 
die Bundesregierung, das Land Bremen nicht weiter 
zu beuteln. Das war ein Zitat. 

Ich will das alles nicht kommentieren, zumal die 
CDU dazu sagt, daß der Parlamentarische Staatsse-
kretär, den wir in Bonn haben, von alledem nichts 
gewußt hat. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Was?) 

Das Problem ist, daß es sich auch hier — das wissen 
Sie, die das jetzt machen, genau — um Wortbruch 
handelt. 

Wir haben uns beim Strukturhilfegesetz, nachdem 
lange über die sogenannte Albrecht-Initiative disku-
tiert worden ist, darauf geeinigt, dieses Strukturhilfe-
gesetz für zehn Jahre aufzulegen. 

(Zuruf von der SPD: Für zehn Jahre!) 

— Für zehn Jahre. 

Es war schon damals klar, daß so manches Kriterium 
des Strukturhilfegesetzes nicht stimmt. Darum sind ja 
auch zwei Länder zum Bundesverfassungsgericht ge-
gangen. Die Albrecht-Initiative wäre die sinnvollere 
gewesen. 

(Beifall bei der SPD) 

Damals hatte sich der gesamte Bundesrat dieser Initia-
tive angeschlossen. Aber die Bundesregierung hat das 
nicht machen wollen und deshalb die Strukturhilfe 
vorgeschlagen. 

Wir haben uns auf diese Strukturhilfe und auf dieses 
Gesetz verlassen. Die Länder sind auf Grund dieses 
Gesetzes Verpflichtungen eingegangen, die langfri-
stig waren, weil das Gesetz bis 1998 gelten sollte. 

(Zuruf von der FDP: Mit Revisionsklausel! — 
Zuruf von der SPD: Sehr leichtsinnig von ih- 

nen!) 

—Jawohl, es sollte zum 1. Januar 1992 überprüft wer-
den. Das heißt aber nicht, daß es abgeschafft werden 
sollte. Das ist nämlich das Problem. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Bürgermeister, 
gestatten Sie jetzt eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Dr. Weng? 

Präsident des Senats Klaus Wedemeier (Bremen) : 
Wenn ich mit meiner Rede zu Ende bin, gerne. An-
dernfalls werde ich gleich wegen der Redezeit ge-
mahnt. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Nein, das wird nicht 
auf Ihre Redezeit angerechnet. 

Präsident des Senats Klaus Wedemeier (Bremen): 
Dann bin ich selbstverständlich dazu bereit. 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) (FDP): Herr Bürger-
meister, ist Ihnen bewußt, daß in dem Gesetz eine 
Revisionsklausel enthalten ist — eine Detaildiskus-
sion ist hier leider nicht möglich — und daß diese 
Revisionsklausel nach Herstellung der deutschen Ein-
heit ganz sicher die politische Überlegung einbezie-
hen muß, ob man diese Mittel zugunsten der neuen 
Bundesländer einsetzt, wie das von uns geplant ist? 

Präsident des Senats Klaus Wedemeier (Bremen): 
Ich kann Ihnen das fast wörtlich zitieren. Im Struktur-
hilfegesetz steht, daß die Verteilung der Finanzhilfen 
zum 1. Januar 1992 angepaßt wird. Aber es ist nicht 
von einem vorzeitigen Auslaufen des Strukturhilfege-
setzes die Rede. Das ist das Problem. 

(Zuruf von der FDP: Den neuen Realitäten 
anpassen!) 

—Ja, wir wollen das den Realitäten anpassen. Ich will 
dazu einen Vorschlag machen. Den Realitäten anpas-
sen heißt aber nicht, die struktur- und finanzschwa-
chen Länder im Westen völlig im Stich zu lassen. Das 
heißt es nicht. 

(Beifall bei der SPD) 
Ich darf Sie darauf hinweisen, daß sich alle Mini-

sterpräsidenten der Deutschen Länder — alle! — am 
28. Februar einstimmig darauf verständigt haben, daß 
dann, wenn das Strukturhilfegesetz revidiert werden 
soll, selbstverständlich die Situation der neuen Län-
der, aber — ich zitiere — „auch die der struktur- und 
finanzschwachen alten Länder zu berücksichtigen 
ist" . Nur darum bitte ich. 
Dem entspricht nicht das schlichte Abschaffen des 

Gesetzes, sondern nur eine Revision, bei der wir die 
neuen Länder einbeziehen, bei der wir aber die alten 
Länder, die strukturschwach sind — es werden wel-
che als strukturschwach gehandelt, die es gar nicht 
sind —, ebenfalls mit berücksichtigen. Das ist das An-
liegen. 
Jetzt will ich dazu einen Vorschlag machen. Ich 

hoffe, daß wir uns, weil ja klar ist, daß dieses Struk-
turhilfegesetz im Bundesrat keine Mehrheit findet, 
miteinander verständigen. 

(Gerlinde Hämmerle [SPD]: Ja, richtig!) 
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Mein Vorschlag sollte, bitte, einbezogen werden. Er 
hilft auch den Gemeinden, so wie wir das damals mit 
der Albrecht-Initiative wollten. 

Erstens. Ich meine, wir sollten die Strukturhilfe für 
die alten Länder zum 31. Dezember 1994 auslaufen 
lassen und für die Zeit von 1992 bis 1994 statt 2,45 Mil-
liarden DM per anno 2 Milliarden DM zur Verfügung 
stellen, aber den Verteilungsschlüssel an Hand objek-
tiver Kriterien überprüfen und aktualisieren. Zumin-
dest darin bin ich mit der FDP einig. 

Zweitens. Wir sollten den neuen Ländern und ihren 
Gemeinden von 1992 bis 1994 jährlich 2 Milliarden 
DM als Bundesbeteiligung an ihren Sozialhilfelasten 
zahlen. 

Drittens. Ab 1. Januar 1995 sollten wir, weil dann 
das Strukturhilfegesetz ausgelaufen ist, zu einer pro-
zentualen Beteiligung des Bundes an den Sozialhilfe-
kosten kommen. Warum? Auch und gerade für die 
neuen Bundesländer und ihre Gemeinden ist es wich-
tig, daß sie von den Sozialhilfekosten, die auf Grund 
der Arbeitslosigkeit entstehen, entlastet werden. Das 
ist das Entscheidende. 

(Beifall bei der SPD) 

Es hilft den Ländern und Gemeinden wenig, wenn 
sie wieder zweckgebundene Mittel zur Verfügung 
gestellt bekommen, die sie wegen der Zweckbindung 
nicht abrufen können. Das merken wir doch schon bei 
den jetzigen Investitionsmaßnahmen und -mitteln. 
Die Länder, besonders die Gemeinden in den neuen 
Ländern, brauchen die Entlastung bei konsumtiven 
Ausgaben. Damit ist sehr viel mehr getan als mit wei-
teren investiven Hilfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, auch die Tatsache, daß 
Sie dem Saarland und Bremen wegen der Haushalts-
notlage doppelte Beträge zuweisen wollen, hilft we-
nig weiter. Erstens ist der Köder erkannt. Zweitens 
brauchen wir eine Gesamtlösung im staatlichen 
Finanzausgleich und nicht Einzellösungen. Wir müß-
ten uns endlich zusammensetzen und diese Gesamt-
lösung finden. 

Sie würden übrigens den Ländern und Gemeinden 
im alten Bundesgebiet und im neuen Bundesgebiet 
noch eine weitere Entlastung zuteil werden lassen, 
wenn sich wenigstens CDU und SPD darauf verstän-
digen könnten, endlich eine Pflegeversicherung ein-
zuführen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir zahlen in Bremen — nur um einmal eine Zahl aus 
Bremen zu nennen — 200 Millionen DM für Pflege. 
Dieses Geld könnte ich für investive Maßnahmen ein-
setzen, um Arbeitslosigkeit zu beseitigen, die hier be-
klagt wird. Das kann ich aber nicht, weil ich die Pflege 
bezahlen muß. Deshalb wäre es auch im Interesse der 
betroffenen Menschen sinnvoll, wenn eine solche 
Pflegeversicherung endlich eingeführt werden 
könnte. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD sowie Bei

-

fall des Abg. Dr. Ulrich Briefs [PDS/Linke 
Liste]) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster hat das 
Wort der Abgeordnete Neumann. 

Bernd Neumann (Bremen) (CDU/CSU) : Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Es ist etwas unge-
wöhnlich, daß im Rahmen einer Haushaltsdebatte des 
deutschen Bundestages gerade der Bremer Bürger-
meister das Wort nimmt. Aber wenn, wie Sie alle wis-
sen, am 29. September Wahlen im Lande Bremen 
stattfinden, erklärt dies alles. 

Verehrter Herr Bürgermeister, ich habe auch Ver-
ständnis dafür, daß Sie hier versuchen, bezogen auf 
die Verantwortung für die bremische Finanzmisere, 
dem Deutschen Bundestag etwas zu erzählen, weil 
Ihnen das in Bremen auf Grund der dortigen Kennt-
nisse kaum einer mehr abnimmt, nämlich die Aus-
sage, daß sich das Bundesland Bremen wegen äußerer 
Einflüsse völlig unverschuldet jetzt in einer finanziell 
schwierigen Situation befindet. 

Es ist natürlich nicht wahr, daß das alles ausschließ-
lich der bremischen Politik anzurechnen ist. Selbst-
verständlich gibt es Momente — wie die Krise in der 
Werftindustrie — , die zu dieser schwierigen, existen-
tiell bedrohenden Lage dieses kleinen Bundeslandes 
beigetragen haben. Aber Sie wissen ganz genau, daß 
Ihre Vorgänger und Sie in entscheidendem Maße 
durch eine verfehlte Finanz- und Wirtschaftspolitik 
auch zu dieser Misere beigetragen haben. Das ist die 
Ausgangsposition. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte noch eine Bemerkung machen, damit 
hier nichts Falsches verbreitet wird: Mein Kollege 
Glos hat nicht davon gesprochen, daß Bremen gleich-
zusetzen sei mit einer Holzklasse — obwohl die 
Schiffe in der Vergangenheit von Holz getragen wur-
den und das so schlecht auch nicht wäre. 

(Zuruf von der SPD: Das ist schon lange 
her!)  

— Ja, das ist schon lange her; aber es ist gut, daß Sie es 
noch wissen. — Er hat gesagt, daß es, bezogen auf die 
finanzielle Ausstattung von Regionen, Holz- und 
Plüschklassen gibt und daß wir uns in Bremen leider 
nicht in einer Plüschklasse befinden. Darüber klagen 
Sie doch dauernd, Herr Bürgermeister; deswegen sind 
Sie hier ja aufgetreten. Was Ihr Kollege Grobecker, 
der Finanzsenator, sagte, als er Bremen zum Armen-
haus gestempelt hat, ist weitaus deutlicher als das, 
was mein Kollege Glos hier ausgeführt hat. — Dies 
wollte ich eingangs noch sagen. 

Ich möchte zu den Punkten, die Sie hier sachlich 
angesprochen haben, wenige Bemerkungen machen. 
Thema eins: Die Werftensituation. Ich stelle fest, daß 
es trotz des in Bremen herrschenden Wahlkampfes 
keine Unterschiede in der Bewertung gibt. Eine wei-
tere Reduzierung der Werftenhilfe, wie es ursprüng-
lich vorgesehen war, ist nicht vertretbar. Sie würde die 
deutsche Werftindustrie, nachdem bereits ein Abbau 
von zwei Dritteln der Arbeitsplätze und damit ein so-
genanntes Gesundschrumpfen in den letzten Jahren 
erfolgt ist, mitten in einer Konsolidierungsphase tref-
fen und gerade für mittelständische Werften existenz-
bedrohend sein. Sie würde auch für manche Regio-
nen, insbesondere für die Region Bremerhaven, wo 
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jeder dritte industrielle Arbeitsplatz vom Schiffbau 
abhängig ist, katastrophale Folgen haben. 

Aber ich füge hinzu — dies ist auch an den Bundes-
wirtschaftsminister gerichtet — : Dies wäre nicht nur 
aus sozialpolitischen Aspekten, sondern aus meiner 
Sicht ebenso aus wirtschafts- und industriepolitischen 
Aspekten falsch. Wir sind nach wie vor eine der größ-
ten Exportnationen. In diesem Zusammenhang halte 
ich es für unverzichtbar, daß wir über eine eigenstän-
dige Schiffahrt und damit auch über einen eigenstän-
digen Schiffbau verfügen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was Herr Möllemann, bezogen auf den Subven-
tionsabbau macht, ist im Prinzip richtig. Nur muß man 
dann genau definieren, was unter Subventionen zu 
verstehen ist. Wenn Subventionen an Unternehmen 
gegeben werden und dann wettbewerbsverzerrend 
wirken, an Unternehmen gegeben werden, die nor-
malerweise im Markt nicht wettbewerbsfähig sind, 
dann ist ihre Streichung oder Reduzierung richtig. 

Ich darf für die deutsche Werftindustrie — hier 
würde ich die Kohle nicht ohne weiteres als Vergleich 
heranziehen — sagen: Sie hat sich gesundge-
schrumpft. Sie gehört zu den mit modernster Techno-
logie ausgestatteten Werften in der Welt. Die Tatsa-
che, daß sie jetzt Hilfe braucht, hängt nur damit zu-
sammen, daß in anderen Ländern drastisch gefördert 
wird. 

Ich darf darauf hinweisen, daß wir die Fördersätze 
für die deutschen Werften von 20 % auf 14 %) und jetzt 
auf 9,5 % reduziert haben, obwohl auf Grund der Be-
stimmungen der EG-Kommission noch 14,9 % vertret-
bar wären. Die deutsche Werftindustrie hat bereits die 
niedrigste Förderquote. 

Ein wichtiges Argument — auch das richte ich noch 
einmal an den Bundeswirtschaftsminister — ist die 
Tatsache, daß auf Grund der kontinuierlichen Be-
schlüsse des Haushaltsausschusses des Deutschen 
Bundestages die Werften sozusagen im Vertrauen 
darauf, daß dies so kommt, bereits Verträge abge-
schlossen haben, die sie nicht einhalten könnten, 
wenn wir jetzt kürzten. 

Wir freuen uns genauso wie Sie, Herr Waltemathe, 
daß die CDU/CSU-Fraktion in den gesamten zurück-
liegenden Wochen und Monaten ihre Position beibe-
halten hat — das ist noch einmal durch den Beschluß 
vom letzten Montag deutlich geworden —, daß eine 
weitere Kürzung der Werfthilfen zum jetzigen Zeit-
punkt unvertretbar ist. 

Ich füge hinzu: Es ist bedauerlich, daß durch das 
vom Wirtschaftsminister ausgelöste Hin und Her in 
dieser Frage 

(Manfred Richter [Bremerhaven] [FDP]: Da 
gibt es doch einen Kabinettsbeschluß oder 

nicht?) 

Unsicherheiten und Ängste bei den Betroffenen an 
der Küste hervorgerufen wurden. Ich muß dies hier 
sagen, selbst wenn es Mitglieder der eigenen Regie-
rung trifft. Aber auch umgekehrt ist man ja nicht be-
sonders zimperlich, wie ich den Zeitungen in Bremen 
täglich entnehmen kann. 

Meine Damen und Herren, abschließend zu diesem 
Thema: Der Abbau von Subventionen im Schiffbau 
setzt internationale Vereinbarungen voraus. Es muß 
vom Bundeswirtschaftsminister erwartet werden, daß 
er eine langfristig angelegte Schiffbaupolitik betreibt, 
die den Realitäten des internationalen Wettbewerbs 
Rechnung trägt. Insofern, Herr Kollege Glos und 
meine Kollegen aus der CDU/CSU-Fraktion, bedanke 
ich mich bei Ihnen auch im Namen der vielen tausen-
den Werftarbeiter sehr ausdrücklich dafür, daß Sie 
ihre konsequente Haltung der nicht weiteren Strei-
chung beibehalten haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, Herr Wedemeier hat 
einen anderen Punkt angesprochen. Er bet rifft die 
sogenannte Strukturhilfe für strukturschwache Län-
der. So sehr es natürlich jeden angeht, will ich vom 
Grundsatz her einmal feststellen: Es gibt natürlich 
schon zu denken, wenn wir — in Anbetracht der kri-
tischen Situation in den fünf neuen deutschen Bun-
desländern — acht von elf Ländern der alten Bundes-
republik nach wie vor als notleidend betrachten und 
in die Strukturhilfe einbeziehen. Das muß zum Über-
denken Anlaß geben, so sehr es richtig ist, daß hier 
bestimmte Vereinbarungen geschlossen worden 
sind. 

Meine Damen und Herren, weil dies richtig ist, ist es 
auch richtig, in einer solchen Situation darüber nach-
zudenken, ob die Strukturhilfe in dieser Weise mit 
diesen vielen Milliarden weiter fortgesetzt werden 
soll. Ich finde es im Prinzip richtig, daß auch die alten 
Bundesländer ihren Beitrag dazu leisten, daß im ande-
ren Teil Deutschlands vernünftige und gleiche Le-
bensverhältnisse hergestellt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Natürlich ist das Bundesland Bremen wegen seiner 
ohnehin schon bestehenden finanziellen Handlungs-
unfähigkeit kaum in der Lage, Herr Kollege Borchert, 
eine weitere Streichung zu verkraften. Deshalb unter-
stützen wir natürlich die Zielsetzung, bei den Ver-
handlungen möglichst das zu erhalten, was Bremen 
insgesamt zugesagt worden ist. Das hebe ich an dieser 
Stelle ausdrücklich hervor. 

Im übrigen darf ich zur Erklärung hinzufügen: Herr 
Bürgermeister Wedemeier, weil ja die besonders kri-
tische finanzielle Situation unseres Bundeslandes ge-
sehen wird, ist Bremen zum Teil von den infolge der 
deutschen Einheit zu erbringenden Leistungen in be-
zug auf die Umsatzsteuer suspendiert. 

(Präsident des Senats Klaus Wedemeier [Bre

-

men]: Das ist falsch!) 

— Sie sind im Rahmen der gesamten Verteilung zum 
Teil reduziert worden; das wissen Sie ganz genau. 
Andere Bundesländer tragen einen Teil, den Bremen 
normalerweise leisten würde, mit. 

Ich darf hinzufügen: Herr Wedemeier, dieses 
Thema eignet sich, selbst wenn Sie es jetzt in Bremen 
versuchen, nun wirklich nicht zur Dramatisierung. 
Warum nicht? So sehr wir jede Mark brauchen: Hier 
geht es, bezogen auf den Anteil des Bundes, wenn 
man es in einem Saldo verrechnet, um 13 Millionen 
pro Jahr — wenn ich die Niedersachsen-Regelung 
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hinzunehme, sind es 23 Millionen DM im Jahr —, und 
das bei einem Haushalt, der weit mehr als 6 Milliar-
den DM im Lande Bremen ausmacht. Das heißt, es 
sind 0,1 %. Insofern ist Bremen in diesem Punkt nicht 
besonders bedroht, obwohl ich zugebe, es wäre sehr 
schön, auch hier nichts leisten zu müssen. 
Aber, meine Damen und Herren, es kann ja wohl 

nicht wahr sein, daß wir unsere moralischen und poli-
tischen Verpflichtungen im Vollzug der deutschen 
Einheit, nämlich die baldige Herstellung gleichwerti-
ger Lebensverhältnisse, unterlassen, nur weil sich 
z. B. das Bundesland Bremen auf Grund jahrzehnte-
langer verfehlter sozialdemokratischer Finanzpolitik 
in einer finanziellen Sackgasse befindet. Das kann 
nicht die Konsequenz sein. 
Meine Damen und Herren, wir sind auch dafür 

—das wissen Sie —, daß über den Finanzausgleich 
und die Rolle der Stadtstaaten geredet wird. Hier gibt 
es Ungerechtigkeiten, und hier gibt es ja auch Ge-
spräche, die wir gemeinsam mit dem Bundeskanzler 
geführt haben und die ihre Fortsetzung finden müs-
sen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Neumann, 
Ihre Redezeit ist zu Ende. 

Bernd Neumann (Bremen) (CDU/CSU) : Lassen Sie 
mich abschließend folgendes feststellen: Herr Bürger-
meister Wedemeier, Sie können für die langjährigen 
Versäumnisse bremischer SPD-Politik und das daraus 
resultierende wirtschaftliche und finanzielle Desaster 
nicht die Bundesregierung verantwortlich machen. 

(Ernst Waltemathe [SPD]: Jetzt kommt die 
Pflichtübung!) 

—Nein, das ist keine Pflichtübung, sondern das sage 
ich Ihnen, Herr Waltemathe, weil auch Sie immer 
Schwierigkeiten haben, sich hier in Bonn für die Bre-
mer Freunde durchzusetzen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Neumann, 
noch ein Schlußsatz! 

Bernd Neumann (Bremen) (CDU/CSU): Ich habe 
meinen Schlußsatz unterbrochen und setze ihn fort. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der FDP) 
Meine Damen und Herren, wir setzen uns dafür ein, 

daß Bremen auch in Zukunft geholfen wird. Aber in 
erster Linie, Herr Bürgermeister Wedemeier, müssen 
Sie vor Ort, im Lande Bremen, das eigene Haus in 
Ordnung bringen. Sie müssen erst einmal Ihre Schul-
arbeiten machen. Lassen Sie mich im Sinne Ihres 
Fraktionsvorsitzenden oberlehrerhaft sagen: Ihre bis-
herigen Leistungen waren mangelhaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Hans Klein: Meine Damen und Her-
ren, wir haben eine lange Debatte vor uns. Sie wird 
noch länger, wenn jeder Redner seine Redezeit ein 
gutes Stück überschreitet. Bitte nehmen Sie alle doch 
zur Kenntnis, daß hier vorn eine Minute vor Schluß 
Ihrer Redezeit ein gelbes Licht aufleuchtet und daß 
ein rotes Licht aufleuchtet, wenn die Redezeit zu Ende 
ist. Es geht nicht, daß man noch längere Passagen ver-

liest. Es macht keinen Spaß, von hier oben aus zu 
sagen: Hören Sie jetzt auf zu reden. 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Ach, 
bei manchen Rednern schon! — Heiterkeit 

bei der CDU/CSU und der FDP) 

— Sie irren, Herr Kollege Gerster; der Präsident ist 
immer gerecht nach allen Seiten. 

Das Wort hat der Kollege Manfred Richter. 

Manfred Richter (Bremerhaven) (FDP) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Daß der Bürgermei-
ster der Freien Hansestadt Bremen hier herkommt, um 
uns zu erklären, wie man solide Haushaltspolitik 
macht, ist an sich schon ein starkes Stück. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU) 

Was er dann im weiteren Verlauf seiner Rede insbe-
sondere zu einem Thema, das mir wirklich am Herzen 
liegt, gesagt hat, nämlich zur Schiffbauförderung, hat 
dem Faß nun wirklich den Boden ausgeschlagen, und 
das an einem Tag, an dem die Bremer SPD eine An-
zeige in die Zeitung gebracht hat, die ein Skandal ist. 
Sie macht im Grunde deutlich, daß es der SPD nicht 
um die Sache geht, sondern daß es ihr nur um einen 
billigen Wahlkampfgag geht. Sie sollten sich was 
schämen! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich sehe Frau Janz, die Landesvorsitzende der SPD, 
hier nicht, aber ich würde es auch sagen, wenn sie im 
Saal wäre: So kann man das nicht machen. Es spricht 
ja auch für sich, daß sich die Kollegin auf einer Beleg-
schaftsversammlung der Werftarbeiter hinstellt und 
dicke Backen macht, während hier andere die De-
batte führen müssen. Ich habe nichts von dem zurück-
zunehmen, was ich den Werftarbeitern gesagt habe, 
nicht ein Wort! Aber ich möchte heute von Frau Janz 
hören, wie die Haltung der SPD ist. Wie ist sie denn? 
Haben Sie etwa eine klammheimliche Freude ver-
spürt, als die Werfthilfe in der Diskussion war? Das 
muß man glauben, wenn man diese Anzeige liest. 

Uns geht es um die Sache, um nichts anderes. 

(Lachen bei der SPD) 

Es waren sachliche Gründe, die dazu geführt haben, 
daß wir eine lange Diskussion mit den Betroffenen, 
mit den Arbeitnehmern und mit den Wirtschaftsver-
tretern in diesem Bereich, gehabt haben und daß wir 
diesen Bereich aus dem Katalog der Bundesregierung 
herausgenommen haben. 

Wir haben von einer Kürzung Abstand genommen, 
und es hat gute Gründe dafür gegeben. Der Schiffbau-
markt ist ein Weltmarkt. Die Verhältnisse auf diesem 
Weltmarkt sind nicht in Ordnung. 

(Dr. Ulrich Briefs [PDS/Linke Liste]: Eine 
tolle Erkenntnis!) 

—Hören Sie einmal zu, denn auch die Kollegin, die 
den Mund auf den Betriebsversammlungen aufmacht, 
darf hier auch reden; es ist ja nicht so, als ob nur wir 
das dürften. — Ausländische Mitbewerber werden 
durch die jeweilige Subventionspraxis in einen Wett-
bewerbsvorteil gebracht, den unsere Werften nicht 
ausgleichen können, obwohl die Produkte in Ordnung 
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sind. Die internationale Wettbewerbsverzerrung im 
Schiffbaumarkt ist beträchtlich, und zwar insbeson-
dere durch fernöstliche Mitbewerber. 

Wir haben unsere Schiffbaustruktur in der Vergan-
genheit in schmerzhaften Schritten in Ordnung ge-
bracht. Das ist auch wichtig. Wir in Europa haben ein 
Interesse daran, daß wir uns nicht eines Tages einem 
fernöstlichen Monopol beugen müssen. Dem Aus-
gleich dieser Wettbewerbsverzerrung dient die Schiff-
bauförderung, nichts anderem. 

Ich begrüße es sehr, daß der Bundeswirtschaftsmi-
nister angekündigt hat, daß die Bundesregierung ak-
tiv werden wird, um die ausländischen Mitbewerber 
zu einer Aufgabe ihrer Subventionspraxis zu bewe-
gen. Ich wünsche der Bundesregierung dabei viel Er-
folg. Wenn die internationale Wettbewerbsverzerrung 
beendet wäre, wären in der Tat auch unsere nationa-
len Schiffbaufördermittel entbehrlich. Bis zu diesem 
Zeitpunkt ist die Kürzung jedoch ausgesetzt. 

Unsere Werften sind leistungsfähig. Ihre Produkte 
sind gut. Ein modernes Schiff ist eben kein zusam-
mengeschweißter Metallkörper, sondern es ist ein 
Stück Hochtechnologie. Nicht nur im Schiffbau selbst, 
sondern auch in der Zulieferindustrie werden Pro-
dukte entwickelt und verkauft, die auf dem Weltmarkt 
mithalten können, auch ohne Subventionen, wenn die 
anderen Nationen ihre unfaire Praxis einstellen. 

Das Ziel heißt also weiterhin Subventionsabbau. 
Das ist richtig so. Die jetzt vorgesehenen Kürzungen 
von über 30 Milliarden DM bewirken auf Dauer noch 
nicht die notwendige Haushaltsentlastung. Wir wol-
len, daß auch in Zukunft der Haushalt verantwortbar 
bleibt, solide bleibt und eben nicht das eintritt, was im 
Lande Bremen lang geübte Praxis ist: daß eine Verlet-
zung der Haushaltsordnung praktisch schon der Nor-
malfall ist. Der Finanzsenator des Landes Bremen hat 
einen zu Herzen gehenden B rief geschrieben; den 
braucht man nur nachzulesen. 

Meine Damen und Herren, ich sage nicht, daß die 
schwierige Lage in Bremen allein die Schuld der re-
gierenden SPD ist. Darauf hat Herr Neumann eben 
hingewiesen. Ich teile diese Ansicht. Natürlich nimmt 
Bremen z. B. mit seinen Hafenlasten gesamtstaatliche 
Aufgaben wahr. Das wird durch den Bund auch abge-
golten. Nicht alles ist hausgemacht. Aber es gibt eben 
auch eine ganze Menge hausgemachter Ursachen für 
die bremische Misere. Bremen ist arm, aber es leistet 
sich Dinge, die sich andere nicht leisten. Außerdem 
folgt es immer noch der Maxime: Wenn ich nicht mehr 
weiter kann, fang' ich 'ne neue Behörde an. Da wird 
dann eine Zentralstelle eingerichtet, und die verwal-
tet sich selbst und macht nur Kosten, und das bei einer 
Haushaltssituation, die der Stadt überhaupt keinen 
Bewegungsspielraum läßt. Nein, dem Bundeshaus-
halt soll es nicht so ergehen, wie es dem Bremer Lan-
deshaushalt seit vielen Jahren ergangen ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Deshalb muß die Bundesregierung, muß der Bundes-
wirtschaftsminister beim Abbau von Subventionen 
Erfolg haben. Unsere Unterstützung dabei hat er. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile das Wort dem 
Bundesminister für Wirtschaft, Jürgen Möllemann. 

Jürgen Möllemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Vielen Dank, Herr Präsident. — Ich möchte, weil mich 
ein bestimmter Abschnitt der Debatte überrascht hat, 
gerne zwei Sachen klarstellen. Die Koalitionsfraktio-
nen haben in den vergangenen Tagen beschlossen, 
eine Korrektur vorzunehmen, aber nicht an einer 
Presseerklärung des Bundeswirtschaftsministers oder 
einer persönlichen Absichtserklärung, sondern an ei-
nem beschlossenen Haushaltsgesetzentwurf des Bun-
deskabinetts. Ich finde es bemerkenswert, wenn sich 
ein Mitglied desselben hierherstellt und so tut, als sei 
das die persönliche Meinung eines Kabinettmitglieds. 
Am 10. Juli hat das Bundeskabinett den Haushalt 
1992 und die mittelfristige Finanzplanung beschlos-
sen. Die Zahlen, über die wir reden, können Sie nach-
lesen. Union und FDP haben nach einer intensiven 
Diskussion eine bestimmte Korrektur vorgenommen. 
Diese Korrektur trage ich mit, mit folgender Begrün-
dung, die Herr Kollege Richter angesprochen hat. 

In der Tat ist es bei den derzeitig laufenden GA TT
-Verhandlungen wie auch bei den Abstimmungen der 

EG noch nicht möglich gewesen, wettbewerbende 
Staaten zur Korrektur ihrer zum Teil beträchtlichen 
Subventionspolitik zu bewegen. Das wollen wir tun. 
Bis uns das gelungen ist, soll die entsprechende, von 
uns intendierte Veränderung ausgesetzt werden. Dar-
über, daß diese Subventionierung abgeschafft werden 
soll, wird wohl jeder mit uns einer Meinung sein. 

Denn, meine Damen und Herren, die Zahlen sind 
eindeutig. Wir hatten im Jahre 1984 373 Millionen DM 
Zusagen und damit einen Anteil der Zusagen von 
Wettbewerbshilfen für die Werften und Werfthilfe von 
11,9 % an den Aufträgen. Im Jahre 1986 hatten wir 
277 Millionen DM Zusagen und damit 18 % Anteil an 
den Aufträgen, im Jahre 1989 Zusagen von 696 Mil-
lionen DM und damit einen Anteil von 14 % und im 
Jahre 1990 Zusagen von 751 Millionen DM und damit 
einen Anteil von 31 %. Oder anders gesagt: Im Blick 
auf die Arbeitsplätze im Handelsschiffbau zahlten wir 
im Jahre 1985 pro Kopf der dort Beschäftigten 26 000 
DM Zuschuß, im Jahre 1987 29 000 DM, im Jahre 1989 
47 000 DM und im Jahre 1990 49 000 DM. Meine 
Damen und Herren, daß das volkswirtschaftlicher Un-
fug ist, daß wir anfangen — eventuell auch noch abge-
stimmt zwischen den verschiedenen Staaten — , in ei-
nigen wenigen Branchen ein Negativbeispiel zu ge-
ben, das sofort Nachfolgetatbestände in vielen ande-
ren Wirtschaftszweigen auslöst, die dann auch Sub-
ventionen haben wollen, muß man so deutlich sagen 
können. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich sage hier also in aller Klarheit: Auch wenn in Bre-
men Wahlkampf ist, kann man diese Fakten nicht ver-
drängen. Unser Ziel muß sein, von der Subventions-
politik herunterzukommen, natürlich abgestimmt mit 
unseren Handelspartnern an anderer Stelle, wenn es 
eben möglich ist. 

Aber lieber Herr Wedemeier, ich fand zweierlei 
nicht in Ordnung: erstens daß Sie den Eindruck er-
weckt haben, als hätten die Koalitionsfraktionen das 
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nicht so klar beschlossen. Das ist jetzt beschlossen. 
Damit ist die Sache bis zu einer einheitlichen Rege-
lung ausgesetzt. 
Zweitens. Sie haben dann gesagt, es sei nicht in 

Ordnung, einen Subventionsprozeß so zu gestalten, 
wie das jetzt läuft, und haben dann den Vergleich zur 
Kohle gezogen. Wissen Sie, womit ich konfrontiert 
werde? Mit lauter Repräsentanten von befreundeten 
Staaten, Australien, USA, Kolumbien, Polen, die mir 
sagen: Wir sind doch bereit, euch unsere Kohle für 
90 DM zu verkaufen. Und wir schotten ab, lassen die 
nicht rein, zahlen Subventionen, 75 000 DM für jeden 
deutschen Bergmann. 

(Zuruf von der FDP: Unglaublich!) 
Das ist doch kein vernünftiger Vorgang. Ich weiß 
nicht, was Ihr Debattenbeitrag eigentlich an Plausibi-
lität ausweisen sollte. Wenn Sie so in Bremen Wirt-
schaftspolitik betreiben, wundert mich der Zustand, 
den Herr Kollege Richter beschrieben hat, allerdings 
nicht. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Abge-
ordnete Matthias Wissmann. 

Matthias Wissmann (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich frage mich, sozusagen 
im Interesse vieler Kollegen in diesem Hause, ob es 
eine gute Übung ist, daß wir manchen Bürgermeister, 
Senatspräsidenten oder Ministerpräsidenten immer 
nur wenige Tage vor einer Wahl bei Reden in diesem 
Hause sehen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
um sie dann für vier Jahre nicht wiederzusehen. Ich 
frage mich, ob diese Art von Schaufenster-Debatten 
einer Haushaltsberatung guttut. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wolfgang Roth 
[SPD]: Ihr habt ja bald niemand mehr im 

Bundesrat, der hier reden kann!) 

Herr Bundeswirtschaftsminister, Sie haben recht, 
wenn Sie ihre subventionspolitischen Ziele formulie-
ren, und Sie haben unsere Unterstützung, wenn Sie 
mit dem Finanzminister Einsparungen verlangen. Sie 
sagen zu Recht: In einer Sozialen Marktwirtschaft 
müssen Subventionen immer wieder auf den Prüf-
stand. Das gilt natürlich für alle Bereiche. Ich frage 
mich nur, ob es gut ist, wenn Sie versuchen, die Sub-
ventionskürzungsdiskussion nach dem Motto einer 
Echternacher Springprozession zu organisieren: 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zwei Schritte vor, zwei zurück. 

Im Mai dieses Jahres haben Sie Werftensubventio-
nen in Höhe von 170 Millionen DM freigegeben, 
nachdem Sie zuvor die Streichung sämtlicher Werft-
hilfen vorgeschlagen hatten und im Vorgriff darauf 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau angewiesen hat-
ten, für 1992 keine neuen Zuwendungsbescheide aus-
zustellen. Im Juli dieses Jahres haben Sie dann wieder 
eine Kürzung der Werftensubventionen in Höhe von 
160 Millionen DM für den Zeitraum 1992 bis 1994 vor-

geschlagen und einen entsprechenden Kabinetts-
beschluß erwirkt. Zufälligerweise wenige Wochen vor 
den Bremer Wahlen haben Sie dann dem Vorschlag 
der FDP-Fraktion, der in der CDU/CSU-Fraktion seit 
Wochen auf dem Tisch war, plötzlich zugestimmt und 
Ihre Haltung wieder korrigiert. Jeder von uns macht 
Fehler — und Sie haben selber von „handwerklichen 
Fehlern" gesprochen —, aber, lieber Kollege Mölle-
mann, ich glaube, wir brauchen, wenn wir die Sub-
ventionsabbauziele ernst meinen, mehr Stetigkeit, 
Zuverlässigkeit und Geradlinigkeit in unserer Poli-
tik; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

denn nur dann verstehen die Menschen, worum es 
uns im Kern geht. 

(Zuruf von der SPD: Sehr wahr!) 

Ich darf mir nach der Bremer Runde erlauben, wie-
der auf den Kern dieser Wirtschaftsdebatte zurückzu-
kehren: Fast die Hälfte der Ausgaben im Einzel-
plan 09 sind einigungsbedingte Ausgaben. Das ist 
auch richtig so; denn wir alle wissen, die Wirtschaft in 
den neuen Bundesländern befindet sich in einem 
schmerzhaften Umstrukturierungsprozeß, dessen Tal-
sohle noch nicht völlig durchschritten ist. Und trotz-
dem, bei all diesen Schwierigkeiten, die keiner von 
uns leugnet, gibt es positive Anzeichen, die Anlaß zu 
einem begründeten Optimismus geben, daß wir in 
absehbarer Zeit in den neuen Bundesländern wirt-
schaftlich über den Berg kommen. 

Die Bauwirtschaft entwickelt sich zur Konjunkturlo-
komotive für die ostdeutsche Wirtschaft. Wir verzeich-
nen beim Bau deutlich gestiegene Auftragseingänge: 
im März plus 41 %, im Ap ril plus 11 %, im Mai gar plus 
50 % , im Juni plus 28 %. Die Baukonjunktur ist deut-
lich angesprungen. Wenn wir noch einmal rekapitu-
lieren, wie die Situation in Westdeutschland in der 
Nachkriegszeit war, dann können wir sagen: Wenn 
die Baukonjunktur angesprungen ist, dann war das in 
der Regel die Initialzündung mit einem gewissen Zeit-
verzug für die Verbesserung der wirtschaftlichen 
Lage insgesamt. Deswegen ist es ein gutes Zeichen, 
wenn in ostdeutschen Bundesländern die Bauwirt-
schaft vorankommt. 

Auch der Aufbau mittelständischer Strukturen 
kommt voran. Ich denke an Bäcker, Metzger, Friseure, 
Maler, Tischler, Drogerien, Textil- und Bekleidungs-
geschäfte. 

Meine Damen und Herren, wir haben seit Jahresan-
fang 1990 eine Existenzgründungswelle im Mittel-
stand in den neuen Bundesländern zu verzeichnen. 
Bis zur Jahresmitte 1991 wurden 375 000 Gewerbebe-
triebe angemeldet. 

Wir sprechen hier über den Bundeshaushalt: Seit 
dem März 1990 bis Ende Juni 1991 konnten aus dem 
ERP-Programm rund 111 000 Einzelförderungen mit 
einem Kreditvolumen von 12 Milliarden DM gerade 
für diesen Mittelstand auf den Weg gebracht wer-
den. 

Eines ist doch ganz klar, nicht nur in Westdeutsch-
land, sondern auch in den neuen Bundesländern: 
Wenn wir den Erfolg dort erreichen wollen, dann 
brauchen wir Hundertausende von kleinen und mitt- 
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leren Betrieben, Menschen, die sich selbständig ma-
chen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist eine Entwicklung, die wir begünstigen. Wir 
wissen, auch im Westen stammen von tausend neu 
geschaffenen Arbeitsplätzen über 900 aus Betrieben 
zwischen 1 und 100 Beschäftigten und die restlichen 
aus Betrieben zwischen 100 und 1 000 Beschäftigten, 
während die Betriebe mit über 1 000 Beschäftigten im 
Schnitt im weltweiten Wettbwerb stehen und eher zu 
Anpassungen gezwungen sind. Der Mittelstand ist die 
Voraussetzung dafür, daß es in Ostdeutschland weiter 
aufwärts gehen wird. 

(Dr. Heiner Geissler [CDU/CSU]: Deswegen 
müssen wir den Mittelstand fördern!) 

Das müssen auch Sie von der SPD begreifen, wenn Sie 
über ihre Vorstellungen von Industriepolitik spre-
chen. 

Ich will ein jüngstes Datum nennen, weil wir kurz 
vor der sozialpolitischen Debatte stehen, ein erfreuli-
ches Zeichen: Im August ist erstmals die Arbeitslosig-
keit in den neuen Bundesländern leicht zurückgegan-
gen. Natürlich wissen wir, daß wir noch nicht über den 
Berg sind, natürlich wissen wir, daß die Verbesserung 
auf dem Arbeitsmarkt nicht allein den Marktkräften 
zu verdanken ist. Ich finde, die Sozialdemokraten soll-
ten hier auch dem Bundesarbeitsminister einmal dafür 
danken, daß er mit seiner arbeitsmarktpolitischen 
Strategie mit dazu beiträgt, daß die Arbeitslosigkeit 
nicht die Höhen erreicht, die wir sonst erreicht hätten 
und daß wir den Menschen helfen, mit Umschulung, 
Weiterbildung, Qualifizierung, auch mit ABM, 

(Wolfgang Roth [SPD]: Sie sollten uns dan

-

ken!) 

zu einer Verbesserung der Situation zu kommen. 

Herr Kollege Roth, Sie und viele andere haben in 
den letzten Jahren immer wieder Horrorvisionen über 
die Entwicklung in West- und Ostdeutschland an die 
Wand gemalt. Noch vor zwei Monaten haben viele 
sozialdemokratische Kollegen vor einer drohenden 
Ausbildungskatastrophe in den ostdeutschen Bun-
desländern gewarnt. Wie sind die Zahlen heute? Ende 
Juli standen rund 20 000 noch nicht besetzten Ausbil-
dungsstellen insgesamt 40 000 Bewerber gegenüber. 
Alles, was wir aus der Entwicklung der letzten Tage 
und Wochen hören, besagt, daß sich die Situation bis 
Ende September vermutlich weiter verbessern wird. 
Die „Süddeutsche Zeitung" schreibt vor zwei Tagen: 
Die befürchtete Ausbildungsplatzkatastrophe ist Gott 
sei Dank ausgeblieben. Ich finde, es wäre gut, wenn 
wir gemeinsam bei aller Erkenntnis der großen 
Schwierigkeiten auch solche positiven Nachrichten 
zur Kenntnis nehmen würden, denn die Menschen 
brauchen Ermutigung, um durch die Talsohle hin-
durchzukommen, 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der FDP) 

und sie brauchen die Hoffnung, daß wir im Jahre 1992 
den Turnaround, die wirtschaftliche Wende in Ost-
deutschland erreichen können. 

Meine Damen und Herren, Ende 1990 haben sich 
bereits 1 100 westdeutsche Unternehmen in den 
neuen Bundesländern engagiert. Die Investitions-
pläne dieser Unternehmen summieren sich bis Mitte 
dieses Jahrzehnts auf 70 Milliarden DM. 400 000 Ar-
beitsplätze sollen damit geschaffen werden. Das 
heißt: Wir kommen ungeachtet aller Schwierigkeiten 
voran, wir können die Schwierigkeiten meistern. 
Diese Schwierigkeiten sind ja nicht ein Ergebnis von 
Sozialer Marktwirtschaft, sondern ein Ergebnis von 
40 Jahren Kommandowirtschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Schwierigkeiten haben wir jetzt gemeinsam 
auszubaden und zu bewältigen. 

Lassen Sie mich einen kritischen Satz zur Privatisie-
rung von Wohnungen in den neuen Bundesländern 
sagen; denn hier zeigt sich leider nur wenig Bewe-
gung. Gegenwärtig sind 41 % des gesamten Woh-
nungsbestands in den neuen Bundesländern in der 
Hand der Städte und Gemeinden. Die Mieterlöse für 
die Kommunen sind so gering, daß ihr Aufkommen für 
den Unterhalt der Wohnungen nicht ausreicht, von 
Renovierung oder Modernisierung der Wohnungen 
ganz zu schweigen. 

Hier ist im Interesse der Menschen ein enormer 
Nachholbedarf zu bef riedigen. Eine jüngste Mei-
nungsumfrage sagt, daß 500 000 Haushalte in den 
neuen Bundesländern innerhalb von zwei Jahren 
Wohneigentum zur Eigennutzung erwerben wollen. 
Bis heute — das sage ich an uns alle gerichtet: Bund, 
Länder und Gemeinden — ist die Privatisierung von 
Wohnungen in den neuen Bundesländern nicht genü-
gend vorangekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen, meine Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, sage ich: Hier muß die Bundesre-
gierung — ich bitte hier insbesondere auch die Bun-
desbauministerin — Initiativen entfalten, eine konzer-
tierte Aktion durchführen und den Städten und 
Gemeinden auch Sachverstand zur Verfügung stel-
len — 

(Michael  Glos [CDU/CSU]: Ganz wichtig!) 

die sind häufig mit anderen drängenden Schwierig-
keiten beschäftigt — , damit die Menschen drüben, die 
Wohnungen erwerben wollen und sie dann auch mo-
dernisieren wollen, dies auch endlich können, damit 
wir zu einer Modernisierung der Wohnungen 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und zu einer Entlastung von der Sorge kommen, mit 
ständig steigenden Mieten auf Dauer auch die persön-
liche soziale Situation nicht bewältigen zu können. 

Aber eines ist auch klar: All die großen Schwierig-
keiten in den neuen Bundesländern werden wir nur 
bewältigen können, wenn die westdeutsche Wirt-
schaft ihre hohe Dynamik behält. Im ersten Halbjahr 
1991 lag die Steigerung des Bruttosozialprodukts real 
bei 4,5 %. Die Beschäftigung in Westdeutschland hat 
seit dem zweiten Quartal 1990 um rund 860 000 Per-
sonen zugenommen. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 
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Deswegen brauchen wir die Fortsetzung der Politik 
marktwirtschaftlicher Erneuerung, einer stabilitätsge-
rechten, die Wachstumskräfte fördernden Steuer-, 
Finanz- und Wachstumspolitik. 

(Wolfgang Roth [SPD]: Daß gerade Sie hier 
von Stabilität reden!) 

Ich wäre froh Herr Kollege Roth, wenn sich die Sozial-
demokraten endlich darauf besinnen könnten, eine 
solche Politik — die auch heißt: Unternehmensteuer-
reform, Unternehmen für den europäischen Binnen-
markt fit machen — nicht länger zu verteufeln, son-
dern zu unterstützen. Dann könnten wir um die Ein-
zelheiten ringen, aber wären uns wenigstens über die 
Grundlinie einig. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wolfgang Roth 
[SPD]: Schuldenmacher!) 

Ich finde, das brauchen unsere Unternehmen, wenn 
sie vorankommen sollen. 

Herr Roth, eine Bitte: Stimmen Sie Ihre Wirtschafts-
und Finanzpolitik in den sozialdemokratischen Rei-
hen doch einmal etwas besser ab. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Ja, das ist 
schwierig!) 

Sie sprachen vorhin von Zinserhöhungen. Natürlich 
sind alle über die Zinslasten besorgt, die die Bürger 
treffen. Da sagt Herr Blessing, Ihr neuer Bundesge-
schäftsführer, der offensichtlich versucht, eine ge-
wisse Ordnung in das Tohuwabohu Ihrer Organisa-
tion zu bringen 

(Lachen bei der SPD — Wolfgang Roth [SPD] : 
Sie haben es nötig, über Organisation zu 
sprechen! Denken sei an de Maizière und 
andere! — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Herr Roth, eine Erfahrung haben wir gemacht: 
Lautstärke überdeckt nie konzeptionelle Schwäche —, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

zum Beschluß der Bundesbank, die Bundesbank habe 
recht. Am selben Tag sagt Herr Roth, die Entschei-
dung der Bundesbank sei zu bedauern. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Typisch SPD!) 

Ich wüßte gern: Wo ist eigentlich Ihr finanz-, steuer-
und wirtschaftspolitisches Konzept? Haben Sie außer 
Absagen an unsere Politik eigentlich eine konstruk-
tive eigene Politik zu formulieren? 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Roth ist out; Blessing ist in!) 

In dieser Debatte jedenfalls ist die Antwort darauf aus-
geblieben. 

Ich wünsche mir, daß wir endlich um Alternativen 
ringen können und daß es nicht nur um destruktives 
Gegenüberstellen sozialdemokratischer Politik geht. 

(Abg. Wolfgang Roth [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Herr Präsident, ich weiß nicht, ob ich noch die Mög-
lichkeit habe, die Frage entgegenzunehmen. Ich tue 
es gern. 

Vizepräsident Hans Klein: Sie haben noch ein paar 
Sekunden. Aber die Frage und die Antwort werden 
Ihnen ja nicht angerechnet. Also ist dieser Dialog mit 
dem Kollegen Roth möglich. 
Bitte, Herr Kollege Roth. 

Wolfgang Roth (SPD) : Wären Sie so lieb, mein Zitat, 
das Sie da mißbraucht haben, voll zur Kenntnis zu 
nehmen? Ich habe gesagt, diese Zinserhöhung durch 
die Bundesbank sei zu bedauern, aber diese Maß-
nahme sei die logische Folge einer verfehlten Schul-
denpolitik der Bundesregierung. Insofern — nehmen 
Sie das zur Kenntnis — sind die Aussagen des lieben 
Herrn Blessing und meine Aussage nahezu iden-
tisch. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Lachen 
bei der CDU/CSU — Michael Glos [CDU/ 
CSU]: Des „lieben" Herrn Blessing! — Wei-
tere Zurufe von der CDU/CSU: „Nahezu"!) 

Matthias Wissmann (CDU/CSU): Ich freue mich 
über diese Zwischenfrage, Herr Präsident. Denn ich 
habe die beiden Erklärungen mitgebracht. 
Wörtliches Zitat Roth, SPD, im Deutschen Bundes-

tag — auf einem Fraktionsbogen — , vom 15. August 
1991: 

Die Entscheidung des Zentralbankrats ist zu be-
dauern. Die Erhöhung der Leitzinsen wird in der 
gegenwärtigen kritischen konjunkturellen Situa-
tion negative Auswirkungen auf die Investitionen 
haben. 

(Wolfgang Roth [SPD]: Jetzt lesen Sie wei

-

ter!) 
Jetzt lese ich aus dem Presseservice der SPD vor. Es 

erklärt SPD-Bundesgeschäftsführer Karlheinz Bles-
sing: 

Die Bundesbank hat recht. Sie hat sich Sorgen um 
die Inflation gemacht. 

(Wolfgang Roth [SPD]: Natürlich hat sie 
recht!) 

Meine Damen und Herren von der SPD, klären Sie 
endlich Ihre Positionen! Dann sind Sie eine glaubwür-
dige Alternative auch hier im Deutschen Bundestag. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — Dr. 
Heiner Geißler [CDU/CSU]: Zwei Schwa

-

ben!)  

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile dem Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung, Dr. Norbert 
Blüm, das Wort. 

Dr. Norbert Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Einzelplan des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung ist mit Abstand der größte 
Einzelplan dieses Bundeshaushalts; seine Steigerung 
ist größer als die der Gesamtausgaben. Er ist damit 
auch das Dokument, daß dies ein Haushalt der sozia-
len Verantwortung ist. 
Nationale Einheit ist die eine Seite, soziale Einheit 

die andere. Ohne soziale Einheit wäre die nationale 
Einheit eine Halbheit. 
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Deshalb liegt ein Schwergewicht des Sozialhaus-
halts auf der Sozialpolitik zugunsten der Angleichung 
der Lebensverhältnisse in Ost und West. 21,6 Milliar-
den DM dieses Haushalts sind durch die Einigung 
bedingt. 

Das größte Finanzvolumen, der größte Geldbrocken 
dieses Sozialhaushalts ist das Geld für die Rentenver-
sicherung aus unserer gesamtstaatlichen Verantwor-
tung für die ältere Generation: 61 Milliarden DM für 
die Rentenversicherung, 10 Milliarden DM davon be-
dingt durch die deutsche Einheit. Es ist ein höherer 
Bundeszuschuß als je zuvor, ausgelöst auch durch die 
Neuregelung des Bundeszuschusses, die wir gemein-
sam mit dem Rentenreformgesetz 1992 beschlossen 
haben, und durch höhere Leistungen im Zusammen-
hang mit dem Rentenüberleitungsgesetz, das die ren-
tenpolitische Einheit schaffen soll. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, wir haben in diesem Haus ja viel Gelegen-
heit zur Kontroverse und zum Konflikt. Wir sollten 
dem Konflikt nicht aus dem Weg gehen; er ist das Salz 
in der Suppe der Demokratie. 

Dennoch finde ich es gut, wenn wir uns in Sachen 
Rentenpolitik weiterhin um ein Höchstmaß von politi-
schem Konsens bemühen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge
-

ordneten der FDP) 

Ich bedanke mich bei allen, sowohl was die Renten-
reform anlangt, die sich jetzt im neuen Bundeszu-
schuß niederschlägt, als auch hinsichtlich der Renten-
überleitungen. Ich glaube, es ist auch ein Teil des Ver-
trauenskapitals, daß wir die Rente aus dem Streit her-
ausbringen und daß Rentenpolitik über den Zeitraum 
von Legislaturpe rioden hinaus betrieben wird. 

Der Bundeszuschuß im Zusammenhang mit den 
Kindererziehungszeiten macht 4,9 Milliarden DM 
aus. Ab 1992 werden für Kinder, die nach dem 1. Ja-
nuar geboren werden, die Kindererziehungszeiten 
von einem Jahr auf drei Jahre erhöht. Das ist ein wei-
terer wichtiger Fortschritt auch zur Flankierung des 
Erziehungsurlaubs, zur Flankierung unserer Famili-
enpolitik. 

Mit dem Rentenreformgesetz, das durch diesen 
Haushalt finanziell unterstützt wird, wird zum ersten-
mal das Angebot einer Teilrente gemacht. Ich finde, 
das ist mehr als nur ein rentenpolitischer Fortschritt. 
Es sollte ein Beitrag sein zur Humanisierung des Ar-
beitslebens, ganz besonders zur Humanisierung des 
Übergangs von der Erwerbsarbeit in den Ruhestand. 
Die Teilrente kann mit einem Teillohn kombiniert 
werden. Auf diese Weise kann der Übergang ohne 
wesentliche Einkommensverluste so gestaltet wer-
den, daß man nicht von heute auf morgen mit der 
Erwerbsarbeit Schluß macht. Schließlich ist der 
Mensch ja keine Maschine, die abgestellt wird. 

Unsere Rentenpolitik zeigt sich auch in der Verant-
wortung für die Rentner in den neuen Bundesländern. 
In den neuen Bundesländern sind die Renten in den 
ersten zwölf Monaten um durchschnittlich 66 % ge-
stiegen. Damit sind die Rentner mit die ersten, die an 
den Früchten der deutschen Einheit partizipieren. Sie 
haben es auch verdient: Das ist jene Generation, die 
die größten Leiden dieses Jahrhunderts ertragen  

mußte, nämlich zwei Weltkriege, die deutsche Tei-
lung, 40 Jahre Sozialismus. 

Ihre Zukunft ist kürzer als die Zukunft der Jungen. 
Deshalb haben wir für die Wiedergutmachung nicht 
so viel Zeit. Deshalb müssen wir mit aller Kraft unserer 
Verantwortung für die ältere Generation gerecht wer-
den, mit aller Kraft unsere Unterstützung aufbringen, 
damit es den Rentnern ganz besonders in den neuen 
Bundesländern besser geht, als es ihnen in 40 Jahren 
Sozialismus gegangen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nach dem Renten-Überleitungsgesetz werden 
900 000 Witwen in den neuen Bundesländern durch 
eine ordentliche Witwenversorgung ihr Einkommen 
verbessern. 150 000 Witwen werden überhaupt zum 
erstenmal eine Witwenrente erhalten. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das sind handfeste Verbesserungen für eine Gene-
ration, die — ich sage es noch einmal — viel mitge-
macht hat. 

200 000 werden früher in Rente gehen können. Das 
ist in dieser Situation im übrigen auch eine arbeits-
marktpolitische Entlastung. 

Der Zugang zur Invalidenversicherung wird verbes-
sert. Das soll auch dazu beitragen, daß jemand nicht 
mit ruinierter Gesundheit in Rente geht, sondern man 
ermöglicht ihm frühzeitig, bevor er verschlissen und 
kaputt ist, den verdienten Ruhestand. 

Meine Damen und Herren, wir haben das alles ge-
schafft — das wird von manchen übersehen — , ob-
wohl wir die Beiträge zur Rentenversicherung in 
Schach gehalten haben, und zwar in einer Weise, wie 
wir es uns selber gemeinsam nicht zugetraut haben. 
Trotz milliardenschwerer Belastungen durch Renten-
anhebungen liegen die Beiträge zur Rentenversiche-
rung unter jenem Satz, den wir bei der Rentenreform 
geschätzt haben. Damals haben wir 18,7 % für 1991 
geschätzt. Wir liegen aber bei 17,7 %. Damals haben 
wir 19 % für 1995 geschätzt. Nach der jetzigen Lage 
werden es 18,2 % sein. 

Wir machen eine Politik, die auf die Lohnnebenko-
sten Rücksicht nimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
FDP) 

— Die Zahlen sprechen dafür. Wir sind besser als 
unsere eigenen Prognosen. Bei früheren Regierungen 
gab es Zeiten, in denen dies umgekehrt war. Ich finde 
die jetzige Situation eigentlich brauchbarer. 

Ich bleibe dabei: Unsere Sozialpolitik lebt von dem 
Grundgedanken der Solidarität zwischen den Gene-
rationen. Das ist im übrigen geradezu auch ein Kul-
turgesetz. Ich habe vor wenigen Tagen als Empfeh-
lung für die Sozialpolitik gehört: Jede Generation 
sorgt für sich selber. Das wäre ein Traditionsbruch in 
unserer Sozialpolitik. Es wäre aber nicht nur ein Tra-
ditionsbruch, sondern es wäre auch eine Kulturrevo-
lution. Über Jahrtausende hat sich die Solidarität zwi-
schen den Generationen bewährt. 

Ein Gebot — unter den Zehn Geboten das einzige 
Gebot, das mit einer irdischen Verheißung versehen 
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ist — behandelt die Generationensolidarität. Immer 
war es so: Die Jungen arbeiten für die Alten im siche-
ren Wissen, daß auch sie einmal alt werden. Sozial-
politik kann von noch so klugen Menschen organisiert 
werden, sie wird immer bezahlt aus der Arbeit der 
jetzt aktiven Generation. Wie eine Gesellschaft die 
Alten behandelt, das ist auch Maßstab ihrer Kultur 
und ihrer Solidarität. Deshalb bekenne ich mich un-
eingeschränkt zur Generationensolidarität in unserer 
Sozialpolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch die zweite große Herausforderung unseres 
Sozialstaats Deutschland findet in diesem Haushalt 
ihren Niederschlag: Unser Engagement in der Ar-
beitsmarktpolitik. 14,1 Milliarden DM sind in diesem 
Haushalt für aktive Arbeitsmarktpolitik, für Arbeitslo-
senversicherung vorgesehen. Hinzu kommen die Lei-
stungen der Bundesanstalt. 

Es ist ja gut, daß nicht alle Verelendungsprognosen 
eingetroffen sind. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Das kann man 
wohl sagen!) 

Ich will nur daran erinnern: 40 % Arbeitslose wurden 
befürchtet und uns für Mitte des Jahres vorausgesagt; 
aber es sind 12,1 %. 12,1 % sind immer noch zuviel. 
Niemand darf denken, ich würde diese Zahl als Er-
folgsmeldung ausgeben. Aber die Zeichen der Besse-
rung sind doch zu sehen. Ich finde, wir müssen diese 
Zeichen der Besserung auch mit öffentlicher Aner-
kennung versehen. Es geht doch auch darum, Mut zu 
machen. Mit Pessimismus ist noch nie ein Problem 
gelöst worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Kurzarbeit geht zurück. Ich hoffe, daß die Ar-
beitsmarktpolitik auch weiterhin ihre flankierende 
Dienstleistung erbringen kann. Aber die Arbeits-
marktpolitik kann p rivate Investitionen und die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen nicht ersetzen. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Das ist richtig!) 

Aber sie ist ein Damm gegen Hoffnungslosigkeit. Ich 
weiß, daß sie von manchen kritisiert worden ist. Aber, 
meine Damen und Herren, wer hier kritisieren will, 
soll aufstehen und einmal beschreiben, was passiert 
wäre, wenn wir nicht großzügig Kurzarbeit gewährt 
hätten, wenn wir nicht Vorruhestand und Altersüber-
gangsgeld angeboten hätten — milliardenschwer, 
aber 500 000 sind damit vor Arbeitslosigkeit bewahrt 
worden — , wenn wir nicht Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen und Qualifizierung angeboten hätten. 

Außerhalb jeden Streites: Diese arbeitsmarktpoliti-
schen Maßnahmen haben einen beschäftigungspoliti-
schen Entlastungseffekt von 1,8 Millionen ausgelöst. 
1,8 Millionen! Das sind Einzelschicksale. Stellen Sie 
sich einmal einen Arbeitsmarkt ohne jene arbeits-
marktpolitischen Instrumente vor! 

Ich gestehe auch: Wir waren arbeitsmarktpolitisch 
erfolgreicher, als wir und andere — einschließlich der 
Opposition — uns zugetraut hatten. Wir hatten für 
Qualifizierung — von Unkenrufen, wir würden es 
nicht schaffen, begleitet — 550 000 Eintritte geplant 
und eingesetzt. Im August, also kurz nach Halbzeit,  

haben wir 536 000. Wir werden im Dezember in die 
Nähe von 700 000 kommen. 

Wir hatten — begleitet von Unkenrufen, wir wür-
den es nie schaffen — für dieses Jahr 280 000 Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen geplant. Im August waren 
wir bei 262 000, und wir werden bis Dezember an die 
Grenze von 400 000 kommen. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Gute Leistung!) 

Meine Damen und Herren, ich weiß, daß viele daran 
mitgewirkt haben. Ich möchte mich ganz besonders 
auch bei denen bedanken, die vor Ort Initiativen er-
griffen haben. Qualifizierung und Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen sind wichtige sozialpolitische Maß-
nahmen gegen Hoffnungslosigkeit und für Moderni-
sierung. 

Freilich, dieser Erfolg hat uns auch in finanzielle 
Schwierigkeiten gebracht. Deshalb bedanke ich mich 
beim Finanzminister, daß wir 5,4 Milliarden DM nach-
schießen. Ich bitte Haushaltsausschuß und Plenum, 
diesem Vorschlag zu folgen. Wir setzen damit eine 
hilfreiche Arbeitsmarktpolitik fort. Von den 3 Milliar-
den DM Verpflichtungsermächtigungen werden im 
nächsten Jahr 2 Milliarden DM ausgabenwirksam 
werden. 

Ich sehe es auch so, daß wir — an Stelle der alten 
sozialistischen Planwirtschaft — die Wirtschaft der 
neuen Bundesländer jetzt nicht zu einer ABM-Wirt-
schaft machen können. 

(Ina Albowitz [FDP]: Hoffentlich!) 

Aber sie hat weiterhin flankierende Funktion. Frau 
Kollegin Albowitz, wenn wir schon Geld zahlen, finde 
ich es dreimal sinnvoller, aktiv Arbeit zu bezahlen, als 
passiv Arbeitslosigkeit zu finanzieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Günter Rixe [SPD]) 

Wir müssen die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
und die Qualifizierungsmaßnahmen nach dem Quan-
titätsschub jetzt auch mit einem qualitativen Schub 
verbinden. Wir müssen die Umschulung stärker auf 
ihre Verwertbarkeit im Erwerbsleben konzentrieren 
und ABM vor Mißbrauch schützen. ABM soll dem 
Arbeitsmarkt, insbesondere dem Mittelstand, keine 
Konkurrenz machen. Deshalb werden auch mit den 
Lohnkostenzuschüssen in der Regel immer noch maß-
geschneiderte Lösungen angestrebt; 90 % werden für 
Sachkosten aufgebracht. 

Meine Damen und Herren, worauf ich ganz beson-
ders stolz bin — aber, ich glaube, wir können es ge-
meinsam sein — , ist folgendes: Trotz dieser großen 
Anstrengungen, mit denen wir auch große arbeits-
marktpolitische Erfolge erzielt haben, senken wir den 
Beitragssatz in der Arbeitslosenversicherung so, wie 
wir es angekündigt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es bleibt auch bei den arbeitsmarktpolitischen An-
strengungen im Westen. Ich finde, die Gruppe der 
Langzeitarbeitslosen braucht besonders Unterstüt-
zung, und das nicht nur mit Geld. Die Langzeitarbeits-
losen sind jene Gruppe, die durch lange Arbeitslosig-
keit möglicherweise auch dem normalen Erwerbsle- 
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ben entwöhnt ist. Hier bedarf es auch psychologischer 
Unterstützung, insbesondere für jene, die gesundheit-
liche Anstrengungen unternehmen müssen. 

Ich appelliere in diesem Zusammenhang auch noch 
einmal an die öffentlichen Arbeitgeber, nicht — wie 
fast allerorts — mit schlechtem Beispiel voranzuge-
hen, die Pflichtquote bei der Schwerbehindertenbe-
schäftigung nicht zu erfüllen. Das finde ich — ohne 
viele Worte verlieren zu wollen — einen Skandal. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
der Abg. Dr. Konstanze Wegner [SPD]) 

Man kann nicht Unternehmer auffordern, Pflichtquo-
ten zu erfüllen, wenn der Staat nicht mit gutem Bei-
spiel vorangeht. Ich kann Sie beruhigen — auch im 
Blick auf mögliche Zwischenfragen — : Die Bundesre-
gierung erfüllt ihre Pflicht. 

Soziale Einheit verlangt freilich die Mobilisierung 
aller Kräfte. Aber das beschränkt sich nicht einfach 
auf die Übernahme schon funktionierender Modelle. 
Unsere Gesellschaft muß weiterentwickelt werden. 
Unsere Gesellschaft ist nie statisch. 

Ich denke, wir stimmen darin überein, daß unser 
Sozialstaat Deutschland eine große Lücke hat, eine 
Frage ungenügend beantwortet hat: die Frage der 
Pflegebedürftigen. Wir haben beim Thema Alter 
vornehmlich eine Antwort: Rente. Diese Antwort ge-
nügt weder denjenigen, die noch mitwirken wollen, 
die nicht im Ruhestand verharren wollen, noch genügt 
sie denjenigen, die hilfsbedürftig sind. Wir brauchen 
eine neue Kultur des Helfens. Die alte Großfamilie 
gibt es so nicht mehr. Und auch der Weg zu ihr zurück 
ist versperrt, ist keine Zukunftshoffnung. Wir brau-
chen eine neue Kultur der Nachbarschaft, eine Sozi-
alpolitik der kleinen Kreise, nicht nur der großen 
Apparate. 

Deshalb hoffe ich und setze darauf, daß dieser Deut-
sche Bundestag nach 20 Jahren Diskussion endlich 
eine anständige Antwort auf das Thema Pflege gibt 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

— eine Antwort, die sozial verkraftbare Beiträge ent-
hält, eine Antwort, die nicht nur ferne Zukunftshoff-
nungen weckt, sondern den jetzt Pflegebedürftigen 
hilft, eine Antwort, die nicht nur Geld verteilt, sondern 
eine neue Infrastruktur ambulanter Unterstützung an-
bietet. Es ist eine schreiende Ungerechtigkeit, daß 
ausgerechnet jene, die als Samariter tätig sind, die 
ihre Angehörigen aufopferungsvoll rund um die Uhr 
pflegen — meistens haben wir das den Frauen über-
lassen — , selber keine Rentenversicherung haben 
und im Alter selber der Sozialhilfe zum Opfer fallen. 
Das ist eine schreiende Ungerechtigkeit, die so nicht 
bleiben kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der FDP und der SPD) 

Deshalb gilt für die stationäre Pflege: Es ist sowohl 
mit dem Gedanken von Leistung wie mit dem Gedan-
ken von Eigentum unvereinbar, daß der Großteil der-
jenigen, die im Pflegeheim untergebracht sind, ihren 
Aufenthalt mit der Sozialhilfe bezahlen müssen. Das 
ist ein Schlag ins Gesicht einer Gesellschaft, die doch 
Leistung bewerten will. Im Pflegefall sind alle gleich,  

sind alle Taschengeldbesitzer. Das kann am Ende die-
ses Jahrhunderts keine humane Antwort sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der FDP und der SPD) 

Wer Eigentum so hoch wie ich schätzt, muß dafür 
sorgen, daß es im Pflegefalle nicht verstaatlicht, nicht 
sozialisiert wird. Beides sind auch ordnungspolitisch 
wichtige Kriterien einer anständigen Lösung. Aber 
über alle Ordnungspolitik hinaus muß uns rühren, daß 
Menschen auf Hilfe angewiesen sind und ein Sozial-
staat, der viel Geld hat für Risiken, die viel kleiner 
sind, 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Das kann man 
wohl sagen!) 

diese Pflegebedürftigen im Stich läßt. Das darf nicht so 
bleiben. 

Ich sehe auch eine Weiterentwicklung unserer Ge-
sellschaft in der Einkommenspolitik. Die alte Tarif-
maschine, die nur den Konsumlohn verteilt, kann nie 
die Hoffnung auf gerechten Lohn erfüllen. Arbeit und 
Kapital erwirtschaften das volkswirtschaftliche Er-
gebnis, aber dieses Ergebnis kann nicht verfuttert, 
vertrunken und konsumiert werden. Ein Teil davon 
muß zurückgelegt und investiert werden. Ich frage mit 
der christlichen Soziallehre, weshalb das, was inve-
stiert werden muß, nur einer Seite zugute kommt. Es 
ist ein Gebot der sozialen Gerechtigkeit, Entlohnung 
konsumtiv wie investiv vorzunehmen, und zu den ur-
alten Ideen der Sozialen Marktwirtschaft gehört „Ei-
gentum in Arbeitnehmerhand". 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: CDU! Ja

-

wohl!) 

Das war die große Hoffnung der Sozialen Marktwirt-
schaft, das Programm Ludwig Erhards. 

Wir haben unsere Ziele im westlichen Wirtschafts-
wunder erreicht. Aber hinter dem Ziel „Eigentumsbil-
dung in Arbeitnehmerhand" sind wir zurückgeblie-
ben. Wir dürfen diesen westlichen Fehler jetzt im 
Osten nicht wiederholen. Wir können aus Fehlern 
klug werden. In einer Zeit, in der Kapital zu Recht 
subventioniert wird, um Arbeitsplätze zu schaffen, 
darf das Gebot der Gerechtigkeit nicht zur Seite ge-
drängt werden. 

Deshalb auch meine Aufforderung, daß die Tarif-
partner nicht nur die alten Konsumlohnmaschine lau-
fen lassen. Hier ist der Verteilungsspielraum vielfach 
begrenzt. Hier sind Erfolge sehr leicht zu unterlaufen. 
Inflation und Arbeitslosigkeit können t riumphale Ta-
rifergebnisse ins Nichts auflösen. 

Es ist Zeit, über die Weiterentwicklung unserer Ge-
sellschaft nachzudenken. Der Sozialismus hat diese 
Fragen nicht beantwortet. Der Kapitalismus beant-
wortet sie auch nicht. Unsere Antwort heißt Soziale 
Marktwirtschaft. Zu dieser Sozialen Marktwirtschaft 
gehört nicht nur Phantasie. Dazu gehört auch der Mut, 
die Notwendigkeiten durchzusetzen, auch wenn sich 
Widerstände dagegen auftürmen. 

Ich bedauere, daß in unserer Diskussion eine fast 
flatterhafte Aufgeregtheit aufgetreten ist. Wenn nicht 
jeden Tag eine neue Idee genannt wird, bricht Lange-
weile aus. Ein Handwerker, der so arbeiten würde, 
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würde keinen Stuhl zustande bringen. Es gilt, auch 
jene Ideen, die wir noch nicht verwirklicht haben, mit 
Kraft durchzusetzen. Dazu zählen Pflegeversicherung 
und Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Rudolf Dreßler. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Herr Kollege 
Dreßler, bitte so sachlich wie der  Minister!)  

Rudolf Dreßler (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wenn Bundeshaushalte so etwas 
wie die Hauptbücher der Politik der jeweiligen Bun-
desregierungen und der sie stützenden Koalitions-
fraktionen sind, dann sind Haushaltsdebatten Gele-
genheiten zur grundsätzlichen Diskussion zwischen 
Regierung und Opposition. Sie sind Gelegenheiten, 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede deutlich zu ma-
chen. 
Es geht um eine sozialpolitische Bestandsauf-

nahme. Der Haushaltsentwurf für das Jahr 1992, das 
zweite Haushaltsgesetz des vereinten Deutschland, 
bietet allerdings kaum die Chance, Gemeinsames 
herauszustreichen. Zwischen der Politik dieser 
Bundesregierung und den Vorstellungen der Sozial-
demokratie überwiegt das Trennende. Die Verant-
wortung des Bundestages für unser Gemeinwesen 
Bundesrepublik Deutschland ist unteilbar. Sie ist un-
abhängig von der uns im parlamentarischen Konzert 
jeweils zugewiesenen Rolle als Regierungs - oder Op-
positionsfraktion. Unserem Verständnis von parla-
mentarischer Verantwortung entspricht es daher 
auch, die Unterschiede zur Politik der Bundesregie-
rung deutlich zu machen. Dies ist unsere politische 
Pflicht als Oppositionsfraktion. 
Ich will an dieser Stelle einen Einschub machen und 

sagen: In welcher Welt muß ein Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung leben, der vor wenigen Wo-
chen, zum 1. Ap ril dieses Jahres, in einem Hand-
streich die Arbeitslosenversicherungsbeiträge um 
2,5 % erhöhte — macht 20,6 Milliarden DM an Lohn-
nebenkosten für neun Monate — und sich jetzt hier 
hinstellt und erklärt, die Bundesregierung nehme in 
ihrer Politik Rücksicht auf Lohnnebenkosten? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
Meine Damen und Herren, ich sage Ihnen: Der Ma-
thematiker Adam Riese, würde er heute leben, würde 
von Norbert Blüm totgeschlagen. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
SPD — Michael Glos [CDU/CSU]: Wo ist 

denn da der Witz? Witz, komm raus!) 

Seit dem 3. Oktober des vergangenen Jahres hat 
sich die zentrale Aufgabe deutscher Politik nicht ge-
ändert, der staatsrechtlichen Einheit die soziale Ver-
einigung Deutschlands folgen zu lassen. Soziale Ein-
heit ist ja nicht nur eine West-Ost-Frage, soziale Ein-
heit ist ja auch eine Frage des Aufeinanderzubewe-
gens der unterschiedlichen sozialen Gruppen und 
Schichten unseres gesamten Gemeinwesens. 
Es gilt aber die Feststellung: Die Politik der Regie-

rung tritt auf der Stelle, führt an manchen Punkten  

sogar hinter das Erreichte zurück. Aber hier sind wir 
von sozialer Einheit noch weit entfernt. 

Für uns ist auch eine Frage der sozialen Einheit, wie 
sich deutsche Politik für die Chancen der jungen und 
der zukünftigen Generationen einsetzt: ob wir sie si-
chern oder sie gefährden. Auch hier trifft das Urteil zu: 
von sozialer Einheit weit entfernt. 

Im Gegenteil, die Politik der Staatsverschuldung 
und der weiter anhaltenden einseitigen Verteilung 
des erwirtschafteten Volksvermögens ist eine schwere 
Bedrohung dieses Zieles; sie ist eine Hypothek für die 
Chancen der nachfolgenden Generationen. 

Wie eigentlich anders könnte soziale Einheit er-
reicht werden als durch zielgerichtete Sozialpolitik, 
durch aktive, gestaltende Gesellschaftspolitik? Das 
für diesen Bereich verantwortliche Kabinettsquartett, 
von Herrn Blüm bis Frau Hasselfeldt, von Frau Rönsch 
bis Frau Merkel, hat sich bisher vor der Beantwortung 
grundlegender Fragen gedrückt. 

Ich will deshalb heute wiederholen, was ich sie bei 
der dritten Lesung des Bundeshaushaltes 1991 gefragt 
habe. Für welche Sozialpolitik stehen Sie eigentlich: 
Sozialpolitik als aktive gesellschaftspolitische Gestal-
tung oder Sozialpolitik als Restgröße der anderen Poli-
tikfelder? Sozialpolitik als wirksames Mittel zur Über-
windung der gesellschaftlichen Spaltung, zur Beseiti-
gung der Ein-Drittel/Zwei-Drittel-Gesellschaft oder 
Sozialpolitik als Instrument zur Bef riedung der Men-
schen mit den bestehenden Zuständen? Sozialpolitik 
als Fortentwicklung unserer Gesellschaft oder Sozial-
politik als ein Sichabfinden mit bestehenden Struktu-
ren? 

Warum beantworten diese vier Minister diese Fra-
gen nicht? Ihre Politik jedenfalls offenbart, daß sie sich 
in aller Regel gegen ein fortschrittliches Verständnis 
von Sozialpolitik entscheiden. Sie wollen nicht begrei-
fen, daß Sozialpolitik vor allem eine Frage der Quali-
tät und weniger der Quantität der politischen Maß-
nahmen ist. In beinahe jeder Haushaltsrede renom-
miert der Bundesarbeitsminister mit der Höhe des So-
zialetats und bejubelt mit dem üblichen Tremolo in 
der Stimme die Tatsache, daß dies der größte Einzel-
etat des Bundeshaushaltes sei. Ich nenne dies eine 
politische Frivolität. 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: Was?) 

— Leichtfertigkeit, Herr Kollege. 

Wer als Bundesarbeitsminister die höchste Zahl von 
Arbeitslosen zu vertreten hat 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war doch eure 
Politik!) 

— übrigens nur noch übertroffen von den Arbeits-
marktkatastrophen der Weimarer Republik — , der hat 
naturgemäß den größten Sozialetat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das aber alles ist doch kein Grund, meine Damen und 
Herren, sich selbst zu beweihräuchern. Die Höhe des 
Etats ist doch kein Ausdruck guter Sozialpolitik. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 
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Als im Jahre 1974 zum ersten Male die Sozialausga-
ben den Verteidigungsetat als größten Einzelposten 
überflügelten, haben sozialdemokratische Bundesmi-
nister dieses zusätzliche Geld für eine Verbesserung 
des Kindergeldes, 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Und dann habt 
ihr das Kindergeld wieder gekürzt!) 

für die Entwicklung eines arbeitsmarktpolitischen In-
strumentariums, für die Dynamisierung der Kriegsop-
ferversorgung ausgegeben 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Die Kriegsopfer

-

versorgung habt ihr zwei Jahre lang über

-

haupt nicht erhöht!) 

und nicht zur Finanzierung von Arbeitslosigkeit, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Hier wird der prinzipielle und qualitative sozial-
politische Unterschied zwischen Ihnen und der Sozi-
aldemokratie deutlich. Wir entwickelten mit dem Ar-
beitsförderungsgesetz ein arbeitsmarktpolitisches 
Instrumentarium. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Sie sind die 
einzige Partei gewesen, die das Kindergeld 

gekürzt hat!) 

Finanzierung von Arbeitslosigkeit ist immer teurer als 
Finanzierung von Arbeit. Aber der Arbeitsminister 
stellt sich hier hin und feiert die haushaltspolitischen 
Konsequenzen seiner Politik Jahr für Jahr als Erfolg. 
Das nenne ich eine schlimme Irreführung. 

Zur Charakterisierung Ihrer fortwährenden sozial-
politischen Selbstbeweihräucherung, Herr Blüm, fällt 
mir eigentlich nur das bekannte Zitat aus dem „Götz 
von Berlichingen" ein: 

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh!) 

„Wo viel Licht ist, fällt viel Schatten." 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und dem 
Bündnis 90/GRÜNE) 

— Die Bemerkungen der Kollegen aus der CDU/CSU-
Fraktion beweisen, daß sie den „Götz von Berlichin-
gen" nicht zu Ende gelesen haben. 

(Erneute Heiterkeit bei der SPD und dem 
Bündnis 90/GRÜNE) 

Ihre Sozialpolitik wirft große Schatten auf die ge-
sellschaftspolitische Landschaft. Licht, so sage ich, das 
sind die ebenso zahlreichen wie wohlfeilen Ankündi-
gungen. Schatten, das sind die tatsächlichen wirt-
schaftspolitischen Beschlüsse und deren gesellschaft-
liche Folgen. Wir Sozialdemokraten wissen: Kernele-
ment jeder Sozialpolitik ist praktizierte gesamtgesell-
schaftliche Solidarität. Der Bundeshaushalt zeigt, 
diese Regierung redet von Solidarität, aber hinter dem 
Schwall der Worte praktiziert sie das Gegenteil: Un-
ternehmensteuersenkung für wenige, Mehrwertsteu-
ererhöhung für alle, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Arbeitsplätze!) 

Vermögensteuersenkung für einige, höhere Arbeits

-

losenversicherungsbeiträge für alle. Das ist Ihr Ver

-

ständnis von gesellschaftlicher Solidarität. Sie stellen 
sie auf den Kopf. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Senkung der Bei

-

träge!) 

Sie treiben übrigens damit auch Schindluder mit der 
deutschen Sprache. Weite Teile dieser Koalition diffa-
mieren Sozialpolitik als staatlich oder behördlich ver-
ordnete Bevormundung des einzelnen. Zumindest 
aber behaupten sie, von sozialpolitischen Maßnah-
men gingen Wirkungen aus, die den einzelnen in sei-
ner freien Entscheidung beeinträchtigten. Das Ge-
genteil ist wahr: Sozialpolitik, richtig angewandt, 
setzt den einzelnen erst in den Stand, sich frei zu ent-
scheiden, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Eine Ehefrau mit zwei Kindern, deren Mann 10 000 
Mark im Monat verdient, kann in der Regel frei ent-
scheiden, ob sie einen Beruf ausüben will. Eine Ehe-
frau in gleicher Situation bei 2 000 oder 3 000 Mark 
Einkommen kann dies in der Regel nicht. 

(Zuruf von der FDP: Wollen Sie denn die 
Gleichmacherei haben?) 

Sie kann es erst, wenn es ihr durch eine vernünftige 
Sozialpolitik ermöglicht wird. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Sozialpolitik wirkt deshalb nicht entmündigend und 
beeinträchtigt nicht die individuelle Entscheidung; 
nein, sie wirkt emanzipatorisch und ermöglicht sie 
erst. 

Wenn ich in die Einzeletats dieses Haushalts blicke, 
ob und wo Sozialpolitik in diesem Sinne strategisch 
Weichen stellt, so lautet das traurige Ergebnis: Fehl-
anzeige. Dieser Haushalt offenbart gesellschaftspoli-
tische Orientierungslosigkeit, er legt die politische 
Gestaltungsunfähigkeit dieser Regierung schonungs-
los offen. Er reagiert, wo er aktiv Akzente setzen 
müßte. Es ist der Haushalt einer Regierung, die die 
Entwicklung nicht positiv vorantreibt, sondern die sel-
ber von den Ereignissen get rieben wird. 

(Hans-Gerd Strube [CDU/CSU]: Und jetzt 
kommen die Alternativen!) 

Wenn es das Ziel ist, die Einheit sozial zu gestalten, 
dann ist die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt gewiß 
das traurigste Kapitel im Buche dieser Einheit. Damit 
kein Mißverständnis aufkommt: Ich rede hier nicht 
über die Verantwortung des SED-Regimes für seine 
Hinterlassenschaft; die ist ohnehin unauslöschlich. 
Ich rede ausschließlich von jener Verantwortung, die 
die Bundesregierung trägt; denn die gibt es auch. Zu 
spät hat sie beschäftigungspolitisch reagiert, und 
diese Reaktion war halbherzig, war inkonsequent und 
war eine Springprozession mit Pausen und Wartezei-
ten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Kam Ihnen die 
Einheit nicht schnell genug?) 

Richtig ist, was die „Süddeutsche Zeitung" am 
1. Juli zusammenfassend über die Arbeitsmarktpoli-
tik der Regierung schrieb: „Die Angst vor angebli- 
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chen sozialistischen Expe rimenten ist größer als der 
Mut zu neuen Wegen." Warum stattet die Regierung 
die sachlich vernünftige Verlängerung der Zahlung 
von Kurzarbeitergeld in den neuen Ländern nicht so 
aus, daß damit zugleich Initiative und Bereitschaft zur 
beruflichen Bildung belohnt werden? Um die Nei-
gung zur beruflichen Bildung zu fördern, greift sie 
statt dessen zum Instrument der Sperrzeit, wenn ein 
Angebot nicht angenommen wird. Strafe statt Anreiz 
—das ist nicht nur falsch, es offenbart auch ein reich-
lich obrigkeitsstaatliches und autoritäres Denken. 
Warum wird die Einrichtung von Beschäftigungsge-
sellschaften zuerst als Möglichkeit in den Einigungs-
vertrag hineingeschrieben, dann billigend zuge-
schaut, wenn sich 150 solcher Einrichtungen gründen, 
anschließend aber zugelassen, daß der Treuhand

-

Vorstand durch ein Monate dauerndes Gezerre Be-
schäftigungs- und Qualifizierungsgesellschaften hin-
tertreibt? 

Wo liegt der Sinn solcher Politik? — Ich will es Ihnen 
sagen: Er gründet sich in Ihrem prinzipiellen Miß-
trauen gegenüber einer aktiven Arbeitsmarktpolitik 
schlechthin, und erst recht, wenn sie Dynamik und 
Modellcharakter für ganz Deutschland entwickeln 
könnte. Sie wollen eben — im Gegensatz zur SPD — 
keine aktiv gestaltende Sozialpolitik. 

Welchen Sinn hat es eigentlich, den Fördersatz bei 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen im Osten um 10 
zu senken? — Das spart im Haushalt der Bundesan-
stalt für Arbeit vielleicht 200 oder 300 Millionen DM, 
signalisiert aber allen Arbeitnehmern in den neuen 
Ländern, daß nach nur neun Monaten schon wieder 
auf Bremsen umgeschaltet wird. Ich frage: Warum? 

Gleiches gilt übrigens für die Kürzung der Gelder 
zur Arbeitsbeschaffung im Westen: 1,6 Milliarden 
DM will die Bundesregierung bei ABM-West in den 
kommenden drei Jahren sparen, weil der Bundes-
haushalt konsolidiert werden muß. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Wie war das ei

-

gentlich bei Ihnen, Herr Dreßler, als Sie 
Staatssekretär waren?) 

— Ich garantiere Ihnen, Herr Louven, daß diese an-
geblich gesparten 1,6 Milliarden DM durch Arbeitslo-
sengeld, Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe bis auf we-
nige Millionen wieder jenen zufließen werden, denen 
Sie die ABM-Zuweisung zuvor entzogen haben. Die 
Methode lautet: Löcher stopfen und dafür neue auf-
reißen, Politik ohne Hand und Fuß. 

Regierung und Koalition müssen endlich die richti-
gen Konsequenzen ziehen. Deshalb fordern wir Sie 
auf, das Instrumenta rium systematisch zu einer trag-
fähigen Brücke in die Soziale Marktwirtschaft auszu-
bauen. Es ist unschwer abzusehen, daß die halbher-
zige, unschlüssige und widersprüchliche Arbeits-
marktpolitik schlimme Folgen haben wird. 

Nun feiern Sie die neuesten Arbeitsmarktzahlen als 
Trendwende. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Zu Recht!) 

—Wie schön wäre es, Herr Louven, wenn es doch nur 
wahr wäre! 

Aber zunächst einmal ist diese Koalition, gemessen 
an Ihren vollmundigen Sprüchen zu Beginn des Eini-

gungsprozesses, mehr als bescheiden geworden. Jetzt 
werden schon Arbeitslosenzahlen gefeiert, die — man 
stelle sich das vor — bei „nur" einer Million in Ost-
deutschland liegen. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Und was habt ihr 
vorausgesagt?) 

Jeder weiß, das ist weniger als die halbe Wahrheit. 
Jeder in diesem Hause freut sich über jeden Bet rieb, 
der nicht schließen muß. Aber glauben nicht auch Sie, 
Herr Louven, daß bei ca. vier Millionen Arbeitsplät-
zen, die seit November 1989 weggefallen sind, end-
lich eine wirklichkeitsnahe Reaktion der Regierung 
und der Koalitionsfraktionen angebracht wäre? 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Wenn nämlich in Ostdeutschland nur noch 40 % des-
sen produziert wird, was vor der Maueröffnung er-
zeugt wurde, frage ich Sie, ob dies wirklich einen 
Grund zur Selbstzufriedenheit darstellt, weil es näm-
lich nicht noch schlimmer gekommen ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Schauen Sie mal 
nach Osteuropa!) 

Wer so denkt und argumentiert, geht nicht nur leicht-
fertig mit dem Schicksal von Menschen um, der hat 
auch etwas zu verbergen: seine Mitverantwortung am 
Ausmaß dieser beschäftigungspolitisch schlimmen 
Situation. 

Ein weiteres Feld, die Familienpolitik, will ich mit 
einer hoffentlich übereinstimmenden Feststellung 
einleiten. Ein Land ohne Kinder ist langweilig. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bravo!) 

Eine Gesellschaft ohne Kinder wird träge, unbeweg-
lich, schließt sich ab vor Spontaneität, vor Lebens-
freude, verzichtet auf intellektuelle und menschliche 
Herausforderungen, ist eine Gesellschaft ohne Per-
spektive. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste, 
dem Bündnis 90/GRÜNE und der FDP sowie 

bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Unser aller Ehrlichkeit ist gefragt, wenn wir darauf 
antworten, ob wir in der praktischen Politik aus dieser 
gemeinsamen Erkenntnis in ausreichendem Maße die 
Konsequenzen ziehen und die Verpflichtungen erfül-
len, die uns dies auferlegt. Wie fast alle modernen 
Industriegesellschaften ist auch die der Bundesrepu-
blik eben nicht kinderfreundlich. Sie ist in manchen 
Bereichen sogar ausgesprochen kinderfeindlich. 

Nun ist zwar richtig, daß die Verantwortung für die 
Erziehung von Kindern nicht der Politik obliegt; da 
gehört sie auch nicht hin. Aber die Politik hat die Vor-
aussetzungen dafür zu schaffen, daß den Eltern eine 
verantwortungsbewußte, selbstbestimmte Kinderer-
ziehung möglich wird. Wir alle haben selbstkritisch 
einzuräumen, daß es eine Reihe von Versäumnissen 
aufzuarbeiten gilt, wenn unsere Reden über eine kin-
derfreundliche Gesellschaft nicht Lippenbekennt-
nisse bleiben sollen. Es sind nicht die großen Reden, 
die weiterhelfen, sondern zähe und zielstrebige Klein-
arbeit. Dazu sind wir alle gemeinsam aufgefordert. 
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Nun wird die Bundesregierung nicht müde, sondern 
sie ist immer wieder dabei, eine angeblich familien-  
und kinderfreundliche Politik, vor allem im Bereich 
des Familienlastenausgleichs, zu loben. Legenden, 
meine Damen und Herren, sollte man gar nicht erst 
aufkommen lassen. 

Das vorbildliche Kernstück eines vernünftigen Fa-
milienlastenausgleichs, das gleiche Kindergeld für 
alle, zu sozialliberaler Zeit geschaffen, hat diese Koali-
tion wieder abgeschafft. Sie haben es durch eine Mi-
schung von Kindergeld, ebenso unsozialen wie unzu-
länglichen Kinderfreibeträgen und Kindergeldzu-
schlägen ersetzt. 

(Dr. Klaus-Dieter Uelhoff [CDU/CSU]: Das 
macht das wieder sozial!) 

Das ist die Wirklichkeit. 

Obwohl das Bundesverfassungsgericht in zwei Ent-
scheidungen im letzten Jahr die Kinderfreibeträge 
und die einkommensabhängige Minderung des Kin-
dergeldes als verfassungswidrig bezeichnet hat, 

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: Als 
zu niedrig!) 

erklären Sie sich nach dem letzten Kabinettsbeschluß 
nur zu einer Anhebung des Erstkindergeldes um 
20 DM und einer geringfügigen Erhöhung der Kin-
derfreibeträge auf 4 104 DM bereit. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Um über 
1 000 DM!) 

Die Tageszeitung „Die Welt" berichtet dazu am 
3. September, vor zwei Tagen, daß die zuständige Fa-
milienministerin, Frau Rönsch, diese Erhöhung als 
verfassungswidrig bezeichnet und ihre Zustimmung 
im Kabinett verweigert habe. 

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: 
Warum?) 

Wir teilen diese Auffassung von Frau Rönsch. 
Gleichwohl, meine Damen und Herren, kann ich Frau 
Rönsch die unangenehme Frage nicht ersparen, was 
sie daraus eigentlich für politische Konsequenzen 
zieht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Daß es höher sein 
muß!) 

Es ist ja wohl kein alltäglicher Vorgang, wenn das 
Kabinett gegen das Votum der Ressortministerin ei-
nen Beschluß faßt, den diese nicht nur für falsch, son-
dern für verfassungswidrig hält. Anschließend geht 
alles zur Tagesordnung über und tut so, als sei eigent-
lich gar nichts. Frau Rönsch, wenn Sie das so akzep-
tieren, stellen Sie sich dann nicht selbst Fragen nach 
Ihrer Rolle und nach Ihrem Gewicht im Kabinett? 

(Beifall bei der SPD — Dr. Klaus-Dieter Uel

-

hoff [CDU/CSU]: Sie akzeptieren ja nicht 
einmal die Freibeträge!) 

Die Koalition wäre gut beraten, die Konzeption der 
SPD-Bundestagsfraktion zu unterstützen. Wir wollen 
das Kindergeld für alle auf monatlich 230 DM erhö-
hen, die unsozialen Kinderfreibeträge und die Kinder-
geldzuschläge abschaffen 

(Dr. Klaus-Dieter Uelhoff [CDU/CSU]: Eben 
drum!)  

und den Splittingvorteil maßvoll begrenzen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU) 

— Dann müssen auch Sie einmal etwas in den Verei-
nigungstopf geben. Dann wird auch Ihnen als Bun-
destagsabgeordnete einmal etwas abgezogen und 
nicht nur immer denen, die unterhalb Ihrer Verdienst-
grenze liegen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Klaus-Dieter Uel

-

hoff [CDU/CSU]: Nehmen Sie aber nicht 
Frau Rönsch als Zeugin! Das ist unredlich!) 

Es ist doch fast ein Treppenwitz: Die Sozialdemo-
kratie tritt im Bundestagswahlkampf an, daß auch wir 
einmal zur Ader gelassen werden, und Sie sorgen 
dafür, daß wir monatlich mehr bekommen. Das ist 
doch ein Treppenwitz der Geschichte. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Meine Damen und Herren, für Familien ab vier  Kin
-dern haben wir einen zusätzlichen Familienzuschlag 

von 100 DM pro Monat und Kind vorgesehen. Unser 
Modell entspricht nach Ansatz und Umfang im Ge-
gensatz zu Ihren Vorstellungen den Anforderungen 
des Verfassungsgerichts. Es ist darüber hinaus auf-
kommensneutral ausgestaltet und damit sicher finan-
zierbar. Wir verbinden auf diese Weise soziale Ge-
rechtigkeit für die Familien mit Kindern mit finanzpo-
litischer Solidität, einer Eigenschaft, die Ihnen und 
Ihrer Bundesregierung völlig abhanden gekommen 
zu sein scheint. 

Steuerpolitik ist immer auch Sozialpolitik, nicht nur 
beim Familienlastenausgleich. Der unsoziale steuer-
politische Schlingerkurs dieser Koalition ist schon 
mehrfach in dieser Debatte zur Sprache gekommen. 
Mehrwertsteuererhöhung einerseits, Vermögensteu-
ersenkung andererseits! Ich wiederhole: Das sind be-
sonders einprägsame Beispiele. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Die europäi

-

schen Verhältnisse kümmern Sie gar 
nicht!) 

In zunehmendem Maße verheddert sich die Koali-
tion dabei in Widersprüche. Einen der vielen ein-
drucksvollen Beweise lieferte die FDP. 12. August, 
11.51 Uhr, Deutsche Presseagentur — Zitat — : 

Der haushaltspolitische Sprecher der FDP-Bun-
destagsfraktion, Wolfgang Weng, will die Erhö-
hung der Mehrwertsteuer allenfalls zulassen, um 
damit die Neuverschuldung des Staates zu sen-
ken. 

12. August, 13.30 Uhr, also 99 Minuten später, meldet 
die Deutsche Presseagentur — Zitat — : 

Lambsdorff: Höhere Mehrwertsteuer allenfalls 
zur Finanzierung von Unternehmensteuerentla-
stungen. 

Ich frage: Was denn nun, Herr Weng, Herr Cronen-
berg? 

(Dr. Karl-Heinz Hornhues [CDU/CSU]: Das 
war es schon?) 

Gerade erst haben die Deutschen von Herrn Waigel 
mühsam das Grundwissen erlernt, daß die nach den 
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Wahlen beschlossenen Steuererhöhungen nur wegen 
des Golfkrieges notwendig waren. Jetzt will er uns in 
einem zweiten Grundkurs gemeinsam mit Herrn Möl-
lemann lehren, daß die Mehrwertsteuererhöhung für 
die Unterstützung Rußlands benötigt werde. Peng! Da 
platzt Graf Lambsdorff mit dem Argument der Unter-
nehmensteuersenkung dazwischen. Nach welchem 
Lehrplan arbeitet Ihre Koalition eigentlich? Man sehnt 
sich ja förmlich nach den Zeiten zurück, in denen Pro-
fessor Schreckenberger die Regierungs- und Koali-
tionspolitik koordinierte, meine Damen und Herren. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
SPD) 

Glauben Sie denn wirklich, dieses Durcheinander 
schaffe das notwendige wirtschafts- und finanzpoliti-
sche Vertrauen? 

Herr Geißler kommentierte die geplante Steuerope-
ration dieser Koalition noch am 2. September, also vor 
drei Tagen, im Deutschlandfunk, morgens früh, kurz 
nach der Tagesschau — Zitat — : 

Ich glaube, daß es nicht möglich ist, für den 1. Ja-
nuar 1993 die Mehrwertsteuer zu erhöhen und 
auf der anderen Seite dann die Vermögensteuer 
ganz abzuschaffen. Das hat mit den Prinzipien 
der Steuergerechtigkeit nichts zu tun. 

Wie wahr, wie wahr, Herr Geißler! 

(Beifall bei der SPD) 

Nur, welche Konsequenz zieht der stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende Geißler daraus für die steuerpo-
litischen Beschlüsse seiner Fraktion? Über den Rund-
funk steuer- und sozialpolitisch Richtiges zu verkün-
digen und hier im Hause Falsches zu beschließen, das 
geht nicht einmal mehr dann, wenn man wie diese 
Koalition nur noch über Rudimente von steuerpoliti-
scher Glaubwürdigkeit verfügt. 

Man sagt, diese Bundesregierung besitze auch eine 
Gesundheitsministerin. 

(Zuruf von der SPD: Ehrlich? — Heiterkeit 
bei der SPD) 

Ich denke, sie braucht auch eine; denn die Probleme, 
die im Gesundheitswesen zu lösen sind und die ihr 
zum größten Teil der Arbeitsminister hinterlassen hat, 
sind erheblich. 

Aber, Frau Hasselfeldt, glauben Sie wirklich, mit 
Tieftauchen vor den Problemen könnten Sie ihnen 
entgehen oder diese gar lösen? Ihr beharrliches 
Schweigen zur Gesundheitspolitik ist nicht nur vielsa-
gend im Hinblick auf die Bewertung der politischen 
Erbschaft Ihres Kollegen Blüm, es offenbart auch Ihre 
eigene Ratlosigkeit. 

Was ist denn nun mit den Erfolgen des sogenannten 
Gesundheits-Reformgesetzes? War das so umwer-
fend, daß deshalb nunmehr aus Ihrem Ministe rium die 
Kunde dringt, man müsse die Reform reformieren, 
gleichsam als Gesundheitsreform-Reformgesetz? 

In Wirklichkeit wissen Sie alle längst: Dieses Gesetz 
war eine Pleite. Es ist in seiner Gänze gescheitert, trotz  

der Milliardenabkassiererei bei den Kranken, trotz 
der Leistungskürzungen für die Versicherten. 

(Beifall bei der SPD — Julius Louven [CDU/ 
CSU]: Das glauben Sie selbst nicht!) 

Nichts von dem in dieser Koalition so hoch gelobten 
Instrumentarium des Gesetzes hat funktioniert, Herr 
Louven: die Festbeträge: gescheitert, die Arzneimit-
telrichtlinien: nicht genutzt, 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Die Beiträge: 
gesunken!) 

die gepriesene Steuerungswirkung der Selbstbeteili-
gung: eine Chimäre, das Kündigungsrecht bei Kran-
kenhausbetten: undurchführbar — soll ich weiterma-
chen? —, neue Pflegeleistungen: auf dem Verwal-
tungswege erdrosselt, Fahrtkostenbegrenzung: durch 
die Praxis ad absurdum geführt — soll ich noch wei-
termachen? —, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Jawohl! Bitte!) 

Erreichung des Einsparziels: um Längen verfehlt. 

Meine Damen und Herren, man stelle sich vor: Zwei 
Jahre seit Inkrafttreten des Gesetzes sind vergangen, 
und die Krankenversicherung erzielte im ersten Halb-
jahr 1991 in Westdeutschland ein Rekorddefizit von 
3,5 Milliarden DM. Wann dämmert es Ihnen eigent-
lich, daß die Probleme im Gesundheitswesen struktu-
reller Art sind, denen man mit Kostendämpfungspoli-
tik nicht beikommt? Jeder ahnt heute schon: Beitrags-
satzerhöhungen sind vorprogrammiert. 

Was, Frau Hasselfeldt, wollen Sie nun tun? Was sind 
Ihre Vorschläge? Was sind Ihre Rezepte? Wie wollen 
Sie die Krankenhauskosten stabil halten und zugleich 
den Pflegenotstand überwinden? Fragen über Fragen, 
und zu alledem schweigt die Ministe rin. 

Angesichts dieser Lage ist das Urteil nicht schwer: 
Das deutsche Gesundheitswesen geht schweren Zei-
ten entgegen. 

Sozialpolitik als Ausgrenzung, Sozialpolitik als 
Spaltung, Sozialpolitik als Entsolidarisierung, das sind 
Tendenzen, die auch in der Rentenpolitik der Regie-
rungskoalition klar und deutlich zu erkennen sind. Ich 
sage das bewußt, obwohl wir die Rentenreform ge-
meinsam beschlossen haben und obwohl die SPD-
Fraktion erst vor elf Wochen mit ihren Stimmen das 
Inkrafttreten des Rentenüberleitungsgesetzes ermög-
licht hat. Die Tatsache, daß es immer wieder notwen-
dig ist, Kompromisse zu schließen — allein schon we-
gen der Mehrheitsverhältnisse im Bundesrat — , kann 
nicht verdecken, wo die gesellschaftspolitischen Pro-
bleme liegen. 

Nehmen wir das Rentenüberleitungsgesetz als Bei-
spiel, und zwar in der ursprünglichen Fassung, in der 
es nach dem Willen der Regierung und der Koalitions-
fraktionen in Kraft getreten wäre, wenn Sozialdemo-
kraten nicht korrigierend eingegriffen hätten. Ist es 
nicht eine Politik der Spaltung, wenn der Eigentums-
und Vertrauensschutz der Rente in Ost und West un-
terschiedlich praktiziert wird? 

Im Westen wäre aus guten Gründen schon ein Ein-
griff in die künftigen Rentenerhöhungen verfassungs-
rechtlich als höchst problematisch erachtet worden. 
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Erst recht wäre jede Minderung bereits erworbener 
und zugesicherter Anwartschaften ein Tabu. 

Im Osten wollte die Koalition ganz anders vorge-
hen: Für die übergroße Mehrzahl der ab dem 1. Ja-
nuar 1992 neu zugehenden Rentnerinnen und Rent-
ner wollte die Regierung die dynamischen Rentenan-
wartschaften, die ihnen die Herren Kohl und de Mai-
zière im Juni 1990 zugesagt hatten, durch Umrech-
nung auf das bundesdeutsche Rentenrecht reduzie-
ren. Dies sollte für den Rentenzugang ab dem 1. Juli 
1995 ohne den mindesten Bestandschutz gelten. Das 
hätte zum Teil dramatische Verschlechterungen für 
über 80 % der Betroffenen bedeutet. Erst in zähen 
Verhandlungen konnte die SPD eine gewisse Milde-
rung der Eingriffe und eine Verbesserung der Be-
standsschutzregelung erreichen. 

Ich frage: Ist es nicht eine Politik der Spaltung, 
wenn die Regierung und die Koalitionsfraktionen ver-
suchen, praktisch die gesamte kulturelle, wissen-
schaftliche und technische Führungsschicht der ehe-
maligen DDR pauschal unter Systemverdacht zu stel-
len und durch Versorgungskürzungen abzustrafen? 
Vom Professor für Molekularbiologie bis zum Grund-
schullehrer, von der Ballettänzerin bis zur Kinderärz-
tin sollte das Fallbeil der Versorgungskürzung nieder-
gehen. 

(Dr. Gisela Babel [FDP]: Das ist nicht 
wahr!) 

Ist es nicht eine Politik der Ausgrenzung, wenn ver-
sucht wird, die in der ehemaligen DDR vorhandenen 
Regelungen zum Schutz vor Altersarmut so schnell 
wie möglich zu zertrümmern? Genau dies hatten die 
Bundesregierung und ihre Koalitionsfraktionen vor, 
und zwar um zu verhindern, daß die berechtigte For-
derung Auftrieb erhält, auch im Westen endlich etwas 
Durchgreifendes gegen die skandalöse Altersarmut 
zu unternehmen. Nicht weniger als 640 000 Renterin-
nen und 35 000 Rentner wären nach den ursprüngli-
chen Plänen der Regierung früher oder später zum 
Sozialamt geschickt worden. Wir waren es, die sicher-
gestellt haben, daß der Sozialzuschlag dynamisiert 
wird und daß er bis zum Jahresende 1996 erhalten 
bleibt, d. h. lange genug, um ihn in eine vernünftige 
Dauerregelung für Ost- und Westdeutschland zu 
überführen, meine Damen und Herren. 

Ist es nicht eine Politik der Entsolidarisierung, 
wenn bei der Vereinheitlichung der Rentensysteme 
beider deutscher Staaten die damit verbundenen Ko-
sten den Beitragszahlern aufgebürdet werden? Wo 
blieb das Versprechen von Bundesarbeitsminister 
Blüm, die Kosten der Einheit seien vom Steuerzahler 
zu finanzieren? Wo blieb der solidarische Beitrag der 
Selbständigen und Beamten? Und wo blieb, um ein 
Spezialthema anzusprechen, das besonders die Kolle-
ginnen und Kollegen von der FDP interessieren wird, 
der Solidarbeitrag jener Berufsgruppen, die sich in 
berufsständischen Versorgungswerken organisieren 
und die sich jetzt dank der Politik der FDP in der sorg-
losen Gewißheit wohlfühlen können, daß die Altlasten 
der Ärzte- und Zahnärzteversorgung aus der ehema-
ligen DDR von den beitragszahlenden Arbeitern und 
Angestellten getragen werden? 

(Zurufe von der SPD: So ist es!) 

Wo blieb das alles? 

Jammervoll ist das Bild, das diese Regierung beim 
Thema Pflege bietet. Seit nunmehr fast einem Jahr ist 
der Bundesarbeitsminister damit beschäftigt, in Ver-
anstaltungen seine pflegepolitischen Absichtserklä-
rungen öffentlich aufzuplustern. Das für die Men-
schen Entscheidende aber fehlt: der verbindliche Be-
schluß der CDU/CSU-Fraktion und der Bundesregie-
rung, was sie in Sachen Pflege eigentlich inhaltlich 
wollen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Das einzige Ergebnis dieser Veranstaltungsreihe ist 
der öffentliche Eindruck unwürdiger Zänkereien in 
der Koalition wie in den Reihen der Union. Die Koali-
tion ist bei der Lösung dieser gesellschaftspolitisch 
exemplarischen Problematik seit dem Dezember 1990 
handlungsunfähig. 

Die unerträgliche Situation ist zugleich ein politi-
sches Armutszeugnis für den amtierenden Arbeitsmi-
nister. Er hat es nicht einmal fertiggebracht, seine 
eigene Partei zu einer eindeutigen Haltung bei der 
Pflege zu bringen. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Und ihr habt gar 
nichts zuwege gebracht! — Zuruf von der 
CDU/CSU: Was habt ihr 10 Jahre lang ge

-

macht?) 

Dabei sind die Grundgedanken seiner Vorstellung, 
die trotz fehlender Konkretisierung so vollmundig als 
Blüm-Modell gehandelt werden, durchaus richtig und 
unterstützenswert. Es wäre ja auch ein Wunder, wenn 
dies nicht so wäre; denn sie sind bei uns abgeschrie-
ben. 

(Gerd Andres [SPD]: Sehr richtig! — Lachen 
bei der CDU/CSU und der FDP — Zuruf von 
der CDU/CSU: Nennen Sie mal die  Fund

-stelle!) 

— Ich beklage mich doch gar nicht darüber. Ich bin ja 
froh, daß Herr Blüm endlich vernünftig geworden ist. 
Jetzt wollen wir, daß auch Sie noch vernünftig wer-
den. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will Herrn Blüm deshalb ausdrücklich ermun-
tern: Bleiben Sie konsequent, Herr Blüm. Wenn Sie 
schon abschreiben, dann aber ganz. 

(Beifall bei der SPD) 

Übernehmen Sie unseren Gesetzentwurf, den wir 
vor der Sommerpause vorgestellt haben und in diesem 
Monat im Parlament einbringen werden! Herr Blüm, 
beherzigen Sie die Lebensweisheit: Das Bessere ist 
der Feind des Guten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da haben Sie aber 
viele Feinde hier!) 

Es werden ja ganz merkwürdige Diskussionen in 
der Koalition zu diesem Thema geführt. Es geht etwa 
um die Frage: Arbeitgeberbeitrag zur Pflegeversi-
cherung — ja oder nein? Für uns Sozialdemokraten ist 
die Antwort klar: Arbeitgeberbeitrag — ja. Was denn 
eigentlich sonst? 
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Die Arbeitgeberverbände reklamieren doch so 
gerne ihre Pflicht zur und ihren Anspruch auf Mitge-
staltung des Sozialsstaats. Das ist ja auch richtig. Soll 
es jetzt auf einmal nicht mehr gelten? 

Es gibt ja nunmehr die vielsagende Angebots-
palette der Bundesvereinigung der Arbeitgeberver-
bände, 55 Milliarden DM zur Pflege beizusteuern. 

(Dr. Konstanze Wegner [SPD]: Freikaufen!) 

Zwar gleicht dies dem originellen Versuch, mit einer 
kleinen Mettwurst nach einer Seite Speck zu werfen. 
Aber festgehalten zu werden verdient zunächst ein-
mal das prinzipielle Eingeständnis, sich zur Mitfinan-
zierung der Pflegeversicherung verpflichtet zu fühlen. 
Alles andere wäre ja auch ein Schelmenspiel. Die 
Koalition sollte das in dieser Frage — wo ist Herr Wiss-
mann? — ausdrücklich als Ermutigung begreifen. 

Dann wird die Frage einer Sozialversicherungs-
lösung oder einer Privatversicherungslösung disku-
tiert, oder es wird eine Mischlösung ins Gespräch ge-
bracht: Wahlfreiheit für die Betroffenen. Besonders 
letzteres hört sich gut an, zu gut, um den T rick, der 
dahintersteckt, nicht zu erkennen. Was für eine Wahl-
freiheit soll das denn eigentlich sein, bei der Ältere mit 
geringerem Einkommen zwischen einer Privatversi-
cherung, die sie nicht bezahlen können, und der Sozi-
alversicherung wählen können? Hier feiert doch wie-
der jene Art gesellschaftspolitischer Differenzierungs-
ideologie fröhliche Urstände, bei der sich die wenigen 
zu Lasten der vielen verabschieden und finanziell 
breitmachen können. 

Für die sozialdemokratische Fraktion steht fest: Die 
Absicherung des Risikos der Pflegebedürftigkeit 
erfordert ein solidarisches Finanzierungskonzept 
— alle für alle — wie bei der Renten- und der Kran-
kenversicherung. Je größer die Solidargemeinschaft, 
desto gerechter die Finanzierung. Von einem solchen 
Lösungsweg darf eine verantwortungsvolle Sozial-
politik nicht abgehen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich wiederhole: Wir werden unseren Gesetzentwurf in 
diesem Monat einbringen. Die betroffenen Menschen 
sollen wissen, daß sie sich auf die deutsche Sozial-
demokratie verlassen können. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Sie haben ja 
auch zwölf Jahre gewartet!) 

Ob Sie, Herr Blüm, einen Gesetzentwurf zustande 
bringen oder nicht, eines ist sicher: Unser Gesetzent-
wurf wird Ihnen und allen Ihren Mitrednern die 
Chance bieten, hier in diesem Hause den Wahrheits-
beweis für Ihre Reden und Ihre Versprechungen an-
zutreten, und zwar mit Ihrer eigenen Stimme. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, zusammengefaßt ergibt 
sich: Die im Bundeshaushalt in Zahlen niedergelegte 
Essenz deutscher Regierungspolitik bietet ein trauri-
ges Bild ohne inhaltliche Orientierung, die Entschei-
dung nicht treibend, sondern von den Ereignissen ge-
trieben, 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Das sieht Ihr 
Kollege Stolpe ganz anders!) 

schwankend und steuerungslos, die Sorgen und Nöte 
der Menschen außer acht lassend. Sie bietet damit ein 
exaktes Spiegelbild des inneren Zustandes dieser Ko-
alition. So läßt sich das Ziel, die Einheit sozial zu 
gestalten, in angemesser Zeit nicht erreichen. So ist 
die deutsche Einheit nicht zu vollenden. 
Herr Geißler hat heute morgen in einem Radio-

Interview von einem Inzuchtverhalten bei der CDU/ 
CSU gesprochen. 

(Zuruf von der SPD: Sehr richtig! — Dr.  Hei

-

ner  Geißler [CDU/CSU]: Das stimmt doch 
überhaupt nicht, was Sie da reden!) 

Das ist kaum steigerungsfähig. — Der Wortlaut liegt 
vor mir. — Das Urteil über Ihre Politik, Herr Geißler, 
d. h. über die Politik Ihrer Partei, gebührt letztlich den 
Wählerinnen und Wählern. In allen Wahlen seit jener 
Bundestagswahl, der Sie Ihren Auftrag verdanken, 
urteilen diese Wählerinnen und Wähler gleich. Sie 
sagen: Wir haben eine schlechte Bundesregierung. — 
Dem kann sich die SPD-Bundestagsfraktion nur an-
schließen. 
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD — Julius Louven [CDU/ 
CSU]: Davon reden Sie schon zehn Jahre, 
Herr Dreßler! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile dem Abgeord-
neten Dr. Heiner Geißler das Wort zu einer Kurzinter-
vention. 

Dr. Heiner Geißler (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Dreß-
ler, das letzte Zitat ist typisch für das, was Sie vorhin zu 
einem anderen Interview gesagt haben, nämlich daß 
halbe Wahrheiten oft schlimmer sind als ganze Lügen. 
Ich habe mich heute morgen gegen eine Inzucht-Dis-
kussion ausgesprochen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er macht Fehler 
beim Zuhören! — Zurufe von der SPD) 

— Ich habe mich gegen eine Inzucht-Diskussion aus-
gesprochen. 
Jetzt will ich etwas sagen, damit Sie nicht der Auf-

fassung sind, ich würde in einem Interview morgens in 
der Frühe etwas sagen und hier im Parlament dazu 
schweigen. Wir befinden uns in der ersten Lesung des 
Haushalts und auch der Steueränderungsgesetze. Sie 
haben ja auch an Verbesserungen der parlamentari-
schen Arbeit unter Vorsitz unserer Kollegin Hamm-
Brücher mitgewirkt. Ich finde es schon merkwürdig, 
daß Sie alles schon als Fait accompli hinstellen wol-
len. 
Zur Unternehmenssteuerreform gibt es einen Vor-

schlag der Bundesregierung; das ist richtig. Aber 
selbstverständlich müssen wir über diesen wie über 
jeden anderen Vorschlag auch diskutieren. Wenn Sie 
richtig zitieren, dann wissen Sie genau, daß ich mich 
nicht gegen eine Entlastung der Unternehmen ausge-
sprochen habe, sondern daß ich etwas ganz anderes 
gesagt habe. Ich habe gesagt, daß die auch von mir als 
notwendig angesehene Entlastung der Unternehmen 
nicht nur der Großindustrie zugute kommen darf, son-
dern daß wir einen Teil der vorgesehenen Entlastung 
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für die kleinen und mittleren Bet riebe verwenden soll-
ten, die 75 % der Arbeitsplätze vorhalten, und habe 
sogar konkrete Vorschläge gemacht, z. B. eine steuer-
liche Verbesserung der Altersversorgung der Selb-
ständigen, eine steuerliche Verbesserung der For-
schungsinvestitionen und der Umweltinvestitionen 
und eine steuerliche Verbesserung der Bereitstellung 
des Risikokapitals. 
Das wollte ich hier zur Steuerung der Wahrheit sa-

gen. Wir befinden uns mitten in der Diskussion. Das 
heißt, in der ersten Lesung dieses Haushalts und der 
Steueränderungsgesetze werden wir darüber disku-
tieren. Wenn Sie schon alles wissen und für richtig 
halten, bevor wir überhaupt mit der Beratung ange-
fangen haben, dann mache ich Sie darauf aufmerk-
sam: In einer Gesellschaft, in der alle dasselbe den-
ken, wird ohnehin nicht viel gedacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Zur Antwort, Herr Kol-
lege Dreßler. 

Rudolf Dreßler (SPD): 5. September 1991, 7.44 Uhr, 
also heute morgen, Deutscher Depeschen-Dienst: 

Der frühere CDU-Generalsekretär Heiner Geiß-
ler hat seine Partei zur Rückkehr zu sachorientier-
ter Politik aufgefordert, die die Menschen interes-
siere. Durch „Inzuchtdiskussionen" finde die 
Union keine neuen Anhänger, sagte Geißler am 
Donnerstag im Deutschlandfunk. Die CDU müsse 
wieder als Volkspartei für die Menschen erkenn-
bar sein und ihren Kompetenzverlust in Wirt-
schafts- und Sozialfragen wieder wettmachen. 

Meine Damen und Herren, ich habe in meiner Rede 
nichts anderes gesagt, nur mit nicht ganz so kräftigen 
Worten wie Herr Geißler: 

(Zurufe von der CDU/CSU: Doch!) 
daß die CDU in Wirtschafts- und Sozialfragen ihre 
Kompetenz verloren habe. Zu der Bewertung, daß Sie 
eine Inzuchtdiskussion haben, von der Sie zurückkeh-
ren müssen, habe ich mich allerdings nicht verstehen 
können. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Heiner Geißler 
[CDU/CSU]: Zitieren Sie einmal das Zitat 

selber!) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dieter-Julius Cronenberg. 

Dieter-Julius Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Herr 
Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Vorab 
eine kurze Bemerkung zu unserer heutigen sozial-
politischen Debatte. Mit Recht klagen die Fraktionen 
und auch ich über die Redezeitverteilung. Eine Ursa-
che ist die unglückliche Zellteilung des ehemaligen 
Ministeriums für Jugend, Familie, Frauen und Ge-
sundheit. 

(Beifall bei der SPD) 
So sympathisch die drei Ministerinnen sind — ich 
finde sie in der Tat sympathisch — , so überflüssig fand 
ich diese Teilung. 

(Beifall bei der SPD) 

Da alle drei Ministerinnen reden wollen — ich kann 
das verstehen —, wird die Redezeit für die Fraktionen 
kräftig beschnitten. Ich war schon geneigt, für die Kol-
leginnen Albowitz und Frau Dr. Babel und den Kolle-
gen Thomae, die einige Richtigstellungen insbeson-
dere zu der Rede des Kollegen Rudolf Dreßler vorneh-
men werden, ganz zu verzichten. Einige Äußerungen 
von Norbert Blüm haben mich allerdings veranlaßt, 
trotzdem einige Sätze hier zu sagen, damit nicht für 
die Koalition in unzulässiger Weise ein Zusammen-
hang zwischen den Themen Pflegeversicherung und 
Generationenvertrag hergestellt wird. 
Die Generationensolidarität ist für mich ein unver-

zichtbarer Teil unserer Gesellschaft. Sie ist ein Be-
standteil unserer Kultur. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 
Aber diese Solidarität ist keine Einbahnstraße. Wer 
die nächste Generation überbelastet — nur darum 
geht es — , der kündigt in Wirklichkeit den Generatio-
nenvertrag auf. Der Generationenvertrag, lieber Nor-
bert Blüm, beruht nicht nur auf Beitragszahlungen, 
läßt sich nicht auf Beitragszahlungen reduzieren 
— das wäre im Grunde genommen auch menschen-
verachtend — , sondern der Generationenvertrag 
beinhaltet auch den generativen Beitrag, einen ent-
scheidenden Beitrag. Deshalb müssen qualitativ un-
terschiedliche Risiken auch unterschiedlich abgesi-
chert werden. 
Rudolf Dreßler hat recht, wenn er sagt, daß die So-

zialpolitik kein Reparaturbetrieb oder — ich will es 
korrigierend sagen — nicht nur ein Reparaturbetrieb 
sein muß. Natürlich, lieber Rudolf Dreßler, reparieren 
wir jetzt in den neuen Bundesländern. Natürlich muß 
die Sozialpolitik gestalten. Praktizierte Gestaltung ist 
ein überzeugender, ein ordentlicher Familienlasten-
ausgleich. Weil dem so ist, möchte ich den Kollegen 
Norbert Blüm und Rudolf Dreßler eindringlichst ins 
Stammbuch schreiben, daß der schlechteste Familien-
lastenausgleich, die schlechteste Familienpolitik die 
Überbelastung der nächsten Generation ist. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat die Abge-
ordnete Christina Schenk. 

Christina Schenk (Bündnis 90/GRÜNE) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Die Debatte über 
den Haushaltsplan des Ministe riums für Arbeit und 
Sozialordnung wird von Regierungsseite regelmäßig 
mit dem Hinweis eingeleitet, daß der Sozialhaushalt 
den größten Etatposten darstelle. Bei den veran-
schlagten 92,8 Milliarden DM ist das in der Tat der 
Fall. Wer sich allerdings als Minister damit rühmt, 
gleicht einem Hausbesitzer — oder einer Hausbesit-
zerin —, der da sagt, mein Haus ist wunderbar, die 
Reparaturkosten steigen von Jahr zu Jahr. Eine Stei-
gerung des Sozialetats ist nicht per se ein Ruhmesblatt 
für die Politik dieser Regierung. Sie kann auch — und 
das ist ja gegenwärtig zweifellos der Fall — ein Indiz 
sein für die Zunahme sozialer Probleme. 
In der Ex-DDR steigen Erwerbslosigkeit und Armut. 

Die neu geschaffene Sozialhilfeabhängigkeit alter 
Menschen in Heimen, die demnächst rapide steigen- 
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den Mieten usw. sind weitere zentrale Aspekte. Die 
Lebensverhältnisse haben sich drastisch verändert. 
Für einige wurden sie besser, für viele wesentlich 
schlechter. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Für fast alle  bes

-

ser!)  

Meine Damen und Herren, Sozialpolitik kann an 
den Resultaten des Anschlusses und einer Zerstörung 
der Wirtschaft der DDR nichts ändern. Sie könnte je-
doch durch aktive Arbeitsmarkt- und Beschäftigungs-
politik abfedernd wirken. Entscheidend für die Effi-
zienz derartiger Maßnahmen ist allerdings ihre kon-
zeptionelle Ausgestaltung, d. h. die Frage, ob daraus 
auch längerfristige Perspektiven resultieren. Es ist 
heute hier schon festgestellt worden: Die Talsohle der 
Arbeitslosigkeit, insbesondere in den östlichen Bun-
desländern, ist keineswegs erreicht. Die offizielle Ar-
beitslosenzahl ist zwar saisonbedingt in diesem Monat 
nicht gestiegen, aber Grund für eine Entwarnung gibt 
es absolut nicht. Selbst die Bundesanstalt für Arbeit 
rechnet bis Ende des Jahres mit einer Zahl von 
1,5 Millionen offiziell registrierten Arbeitslosen. Aber 
ein vollständiges Bild, meine Damen und Herren, er-
gibt sich erst, wenn mitberücksichtigt wird, daß 
gleichzeitig ca. 1,5 Millionen in Kurzarbeit sind, bis 
Ende des Jahres 400 000 in Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen untergebracht werden sollen, bis dahin fast 
ebensoviele in den Vorruhestand geschickt werden 
und einige hunderttausend mit Fortbildungs- und 
Umschulungsmaßnahmen beschäftigt werden. Im 
Klartext bedeutet das, daß bestenfalls die Hälfte aller 
Erwerbstätigen in der Ex-DDR beschäftigt sein wird. 
Wann, wie und ob die andere Hälfte in den Bereich 
der Beschäftigten wieder integriert werden kann, ist 
heute noch nicht absehbar. 

Arbeitsbeschaffungs-, Umschulungs- und auch 
Fortbildungsmaßnahmen haben für Menschen, die 
sonst auf der Straße stehen würden, zwar zunächst 
eine wichtige Auffangfunktion — das ist absolut un-
bestritten —, aber im Grunde genommen ist die Frage 
eine ganz andere, nämlich die: Wie soll es weiterge-
hen, wenn die AB-Maßnahmen auslaufen, zumal die 
Laufzeit künftig auf ein Jahr begrenzt, die Verlänge-
rungsmöglichkeiten drastisch eingeschränkt und die 
finanzielle Ausstattung reduziert werden sollen? Wie 
soll es weitergehen, wenn sich herausstellt, daß viele 
Umschulungs- und Weiterbildungsmaßnahmen keine 
Perspektiven bieten? 

In diesem Zusammenhang ist es eine der größten 
Gemeinheiten, die gemacht werden, daß gegenwärtig 
Hauswirtschaftskurse in großer Zahl für Mädchen an-
geboten werden. Die sind kontraproduktiv und abso-
lut kein Beitrag für zukünftige Berufschancen. Sie 
wären höchstens dann erträglich, höchstens dann ak-
zeptabel, wenn sie Jungen vorbehalten blieben, zur 
Verbesserung der Chancengleichheit des männlichen 
Geschlechts bei der Arbeitsteilung im Haushalt. 

Als es im Zuge der Einigung endlich auch um die 
sogenannte Sozialunion ging, bestanden im Grunde 
genommen zwei Optionen: Die einen hofften darauf, 
daß sich gerade im sozialen Bereich positive Elemente 
aus der DDR übernehmen ließen. Das hätte bedeutet, 
daß die Einheit in Gestalt eines beiderseitigen sozia-
len Reformprozesses vollzogen worden wäre, der auch  

im Westen einiges in Bewegung gebracht hätte. Der-
artige Vorstellungen sind jedenfalls damals vom Un-
abhängigen Frauenverband und auch von einem 
Großteil der Bürgerbewegungen bei den Verhandlun-
gen am Runden Tisch vertreten worden. Das Ziel der 
anderen, voran die politischen Kräfte der derzeitigen 
Regierungskoalition, war hingegen die möglichst rei-
bungslose Übertragung des altbundesrepublikani-
schen Systems auf das Beitrittsgebiet. Das hat sich 
durchgesetzt, was sehr negative Konsequenzen hat, 
wie jeder sieht, der nicht absichtlich wegsieht. 

Was das nahezu ausschließlich lohn- und beitrags-
bezogene soziale Sicherungssystem im Westen nicht 
leisten kann, vermag es im Osten erst recht nicht. Im 
Gegenteil, die eklatanten Mängel dieses Sozialsy-
stems werden auf Grund des nach wie vor gegebenen 
wirtschaftlichen und sozialen Ost-West-Gefälles be-
sonders augenfällig. Im Beitrittsgebiet zeichnet sich 
ein Prozeß der zunehmenden Verarmung ab, von dem 
sowohl junge Erwerbslose als auch viele ältere Men-
schen betroffen sind. Erst kürzlich hat der DGB eine 
Studie zur Armutsentwicklung in den neuen Bundes-
ländern veröffentlicht, die in seinem Auftrag erstellt 
worden ist. Dieser Studie zufolge ist bis Ende dieses 
Jahres mit ca. 200 000 Sozialhilfeempfängern und 
-empfängerinnen in der Ex-DDR zu rechnen. Dabei 
handelt es sich vorrangig um Menschen, die aus dem 
sozialen Sicherungsnetz von Arbeitslosenversiche-
rung und Rente herausfallen. Darüber hinaus sind es 
weitere 800 000 Erwerbslose, Rentnerinnen und Rent-
ner, deren Situation nur auf Grund des Sozialzuschla-
ges, der derzeit im Osten noch gezahlt wird, gerade 
noch erträglich gemacht wird. Auch im Westen steigt 
die Zahl der Sozialhilfeempfänger und -empfängerin-
nen stetig an und liegt inzwischen bei über 3 Millio-
nen. Insgesamt leben damit in Deutschland, einem der 
reichsten Länder dieser Erde, mehrere Millionen 
Menschen, die auf Sozialhilfe angewiesen sind. Dabei 
ist die Dunkelziffer noch nicht mal berücksichtigt. 

Mit Sicherheit werden demnächst im Osten auf 
Grund der bevorstehenden Mietsteigerungen noch 
mehr Menschen ergänzende Sozialhilfe beziehen 
müssen, nicht zu vergessen die 90 % der in Heimen 
lebenden alten Menschen, die seit dem Auslaufen der 
staatlichen Finanzierung die Pflegesätze nicht mehr 
mit ihrer niedrigen Rente bestreiten können, die jetzt 
ebenfalls auf die entwürdigende Sozialhilfe verwie-
sen wurden. 

Diese Entwicklung war auch mit wenig Phantasie 
vorhersehbar, und sie begründet ein weiteres Mal die 
Notwendigkeit einer grundlegenden strukturellen 
Reform des sozialen Sicherungssystems. Kernpunkt 
der Reform muß die Einführung eines Grundeinkom-
mens sein, das existenzsichernd ist, unabhängig von 
Antragstellung und Bedürftigkeitsprüfung, gewährt 
wird. Dabei sollte dann nicht nur das Erwerbseinkom-
men berücksichtigt werden, sondern ebenso gesell-
schaftlich notwendige Arbeiten, wie das Aufziehen 
von Kindern und die Pflege von Alten und Kranken. 

Wir haben bereits anläßlich der Verabschiedung 
des Rentenüberleitungsgesetzes darauf hingewiesen, 
daß längerfristig vor allem Frauen in der Ex-DDR zu 
den Verliererinnen dieser einseitigen Anschlußpolitik 
zählen werden. Dabei darf allerdings nicht vergessen 
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werden, daß auch im Westen nach wie vor ausschließ-
lich Frauen von Altersarmut betroffen sind. 

95 % der Menschen im Osten, deren Rente durch 
den Sozialzuschlag aufgestockt werden muß, sind 
Frauen. Insgesamt sind 30 % der ostdeutschen Rent-
nerinnen auf Sozialhilfe angewiesen. Damit wird im 
Osten jetzt das Realität, was im Westen schon lange 
gang und gäbe ist. Wenn Altersarmut im bestehenden 
System verhindert werden soll, ist die Einführung ei-
nes existenzsichernden Mindesteinkommens unver-
zichtbar. 

In der Debatte um die Verabschiedung des Renten-
überleitungsgesetzes haben selbst die Regierungs-
parteien nach langer und zäher Auseinandersetzung 
einem Entschließungsantrag zugestimmt, der sich für 
eine Ausweitung der eigenständigen Alterssicherung 
von Frauen ausspricht. Ich meine, man darf gespannt 
sein, was daraus wird. 
Abschließend möchte ich noch ein weiteres, brisan-

tes sozialpolitisches Problem ansprechen, nämlich die 
Pflegeversicherung. Hier droht der Koalitionsstreit 
die Lösung des längst überfälligen Problems ein wei-
teres Mal hinauszuzögern. Der Streit geht dabei vor 
allem um die Frage, ob die Pflege eine allgemeine 
gesellschaftliche Aufgabe darstellt und als solche 
auch sozial abgesichert werden soll, oder ob Pflegebe-
dürftigkeit als p rivates Risiko selbst getragen und pri-
vat versichert werden muß. 

Wir unsererseits vom Bündnis 90/DIE GRÜNEN 
könnten uns der Position derer anschließen, die für ein 
Sozialversicherungsmodell plädieren, vorausgesetzt, 
Beamte und Beamtinnen sowie Selbständige werden 
in die Beitragspflicht mit einbezogen, vorausgesetzt 
weiterhin, daß qualitative Fragen der Pflege endlich 
Priorität bekommen. Dabei muß an die Impulse ange-
knüpft werden, die in den letzten Jahren von der 
Selbsthilfebewegung Behinderter und alter Men-
schen ausgegangen sind. Es geht dabei um solche 
Aspekte, wie Wahlfreiheit, selbstbestimmtes Leben 
auch im Alter, um den Vorrang aktivierender und prä-
ventiver Hilfe und nicht zuletzt um die existenzsi-
chernde finanzielle und soziale Absicherung derer, 
die die Pflegearbeit leisten. 

Es kann nicht vorausgesetzt werden, daß Frauen, 
auf deren Schultern diese Aufgabe bis jetzt vorrangig 
lag, noch lange weiter bereit sind, diese gesellschaft-
liche Arbeit allein und weitgehend unentgeltlich zu 
tragen. Dies und der bereits existierende Pflegenot-
stand machen ein sofortiges Handeln und klare Ent-
scheidungen erforderlich. 

Hauptmotiv der gegenwärtigen Diskussion scheint 
hingegen allein der Finanzierungsaspekt zu sein. Hö-
ren Sie endlich auf damit! Fangen Sie damit an, über 
Inhalte der Pflegeproblematik zu diskutieren! Denn 
daraus ergeben sich die Prämissen zukünftiger Rege-
lungen. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Alexander Warrikoff. 

Dr. Alexander Warrikoff (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Die deutsche Wie-

dervereinigung hat den Gesetzgeber, die Regierung, 
aber auch das ganze Volk vor ungewöhnliche Heraus-
forderungen gestellt. Auf diesem Hintergrund bedarf 
es einer grundsätzlichen Auffassung, die sich der Zu-
kunft positiv zuwendet. Deswegen bedauere ich es, 
Herr Dreßler, wenn Sie hier Mutlosigkeit, Perspektiv-
losigkeit verbreiten, wenn Sie den Menschen in den 
neuen Ländern sagen, es geht abwärts und nicht auf-
wärts, wenn Sie ihnen nicht Mut machen, sondern 
genau das Gegenteil. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der FDP — Klaus Kirschner [SPD]: 
Psychologie statt Taten!) 

Heiner Geißler hat vor einigen Monaten von dieser 
Stelle aus bei diesem Thema gesagt: Herr Dreßler, das 
ist verantwortungslos. Ich schließe mich dem an. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Geschäftsbereich des Bundesministers für Ar-
beit und Sozialordnung ist von diesen Herausforde-
rungen ganz besonders betroffen. Ich möchte hier 
zwei wichtige Bereiche unterscheiden: das Gebiet, 
das der Gesetzgeber mit der Regierung, mit der Ver-
waltung bewältigen kann, und das Gebiet, auf dem 
Politik allein nicht genügt, auf dem die Wirtschaft, 
Arbeitgeber, Arbeitnehmer — kurz: die ganze Gesell-
schaft — gefordert sind. 

Zunächst zum Gesetzgeber: Herr Bundesminister 
Blüm, Ihr Haus, Sie und auch dieses Haus haben dafür 
gesorgt, daß auf dem Gebiet der Sozialgesetzgebung 
alles Wesentliche in kurzer Zeit — die deutsche Wie-
dervereinigung ist elf Monate und drei Tage her — 
vollzogen wurde: Arbeitslosenversicherung, Kran-
kenversicherung und zuletzt die Rentenversicherung 
und Unfallversicherung im Juni, übrigens im Einver-
nehmen mit der Opposition. 

Die Bedeutung der Rentenversicherung kann über-
haupt nicht hoch genug eingeschätzt werden: sowohl 
für die, die in den neuen Ländern jetzt Rente bekom-
men, als auch für die, die eines Tages alle einmal, wie 
wir hoffen, gesunde und fröhliche Rentner sein wer-
den. Die Rentner bekommen eine Rente, die sich nicht 
an den Willkürentscheidungen des ZK der SED 
— oder wer auch immer das festgelegt hat — orien-
tiert, sondern sie bekommen eine Rente, die sich an 
der Produktivität der arbeitenden Menschen und an 
deren Einkünften orientiert. Diese Einkünfte werden 
nicht vom Ministe rium für Arbeit und Löhne — so hieß 
das — festgelegt, sondern sie werden von freien Ge-
werkschaften und freien Arbeitgeberverbänden fest-
gelegt; sie liegen dann den Renten zugrunde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im Haushalt haben wir aus diesen wichtigen, großen 
Veränderungen die Konsequenzen zu ziehen, die Sie, 
Herr Bundesarbeitsminister Blüm, vorhin dargestellt 
haben. 

Ich möchte diese Gelegenheit zu einem Wort des 
Dankes und einem Wort des Respekts benutzen. 
Wenn man sich unser Sozialgesetzbuch ansieht, dann 
ist man von der Fülle der Vorschriften schon tief be-
eindruckt; sie sind auch notwendig. Man ist auch tief 
beeindruckt, wie es den Beamten und anderen Mitar-
beitern, z. B. der Sozialversicherungsträger, gelungen 
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ist, dieses überaus komplizierte Werk in so wenigen 
Monaten in den neuen Ländern umzusetzen. Ich 
finde, das ist eine hervorragende Leistung. Wir sollten 
all denen, die daran mitgewirkt haben, Dank ausspre-
chen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das zweite Wort ist ein Wort des Respekts vor den 
Menschen in den neuen Ländern. Wenn man sich ein-
mal überlegt, was wir ihnen alles an Neuem zumuten 
mußten, wie unendlich viel diese Menschen in sich 
aufnehmen, verarbeiten mußten, damit fertig werden 
mußten, dann kommt man zu dem Schluß, daß es 
überwältigend ist, wie gut sie das geschafft haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der FDP) 

Der zweite Arbeitsbereich, den ich hier anspreche, 
betrifft weniger den Gesetzgeber als vor allem die 
Gesamtgesellschaft und da ganz besonders — im Ge-
schäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung — den Arbeitsmarkt. Hier kommt es 
nicht darauf an, Gesetze zu verändern, sondern die 
dreidimensionale Wirklichkeit. Diese dreidimensio-
nale Wirklichkeit, die verändert werden muß, besteht 
aus heruntergekommenen Bet rieben, aus veralteter 
Technik, aus Verzicht auf zukunftsgerichtete Investi-
tionen über Jahrzehnte hinweg 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Das alles scheint 
Herr Dreßler nicht zu wissen!) 

— das nimmt er alles nicht zur Kenntnis — und aus 
Produkten, die der erste Hauch des Wettbewerbs am 
Weltmarkt weggeblasen hat. 

Daran, meine Damen und Herren, sind nicht etwa 
die Menschen schuld, die dort gearbeitet haben. Die 
Arbeitnehmer in Zwickau, die Autowerker dort, hät-
ten ihren Trabi von Jahr zu Jahr sehr gern so weiter-
entwickelt, daß er im Jahre 1991 oder 1992 dem Welt-
maßstab standgehalten hätte. Sie durften es aber 
nicht, weil eine starre staatliche Zwangswirtschaft sie 
daran gehindert hat. Auch hätten sie gern genug Tra

-

bis gebaut; aber auch dazu hat man ihnen nicht die 
Möglichkeit gegeben. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Was hat das mit dem 
Haushalt zu tun?) 

—Herr Dreßler, wenn ich mir überlege, was Sie alles 
in Ihrer Rede angesprochen haben, dann komme ich 
zu dem Ergebnis, daß das unendlich viel weniger mit 
dem Haushalt zu tun hatte als das, was ich hier jetzt 
sage. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das hat sehr viel mit dem Haushalt zu tun. Aber es 
dürfte Ihrer Aufmerksamkeit vielleicht entgangen 
sein, daß wir es hier mit dem Haushalt des Bundesmi-
nisters für Arbeit zu tun haben. Und da geht es ganz 
zentral um die Frage der Arbeitsplätze. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Herr Dreßler nicht versteht, daß die Produktivi-
tät der Wirtschaft in den neuen Ländern etwas mit 
dem Haushalt dieses Ministe riums zu tun hat, dann 
hat er das Gesamtproblem nicht verstanden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Problem besteht übrigens nicht nur im Zusam-
menbruch der Produktionseinrichtungen, sondern 
auch in ganz neuen Herausforderungen an die Men-
schen selbst, die ja in den vergangenen Jahrzehnten 
nicht zu Verantwortungsbewußtsein, zu Leistungsbe-
reitschaft, zu Ideenreichtum gebracht wurden, son-
dern wo dieses ausdrücklich unterbunden wurde. 

Nun stehen wir vor den Trümmern dieser Wirt-
schaft, mit der Folge, daß natürlich unvermeidbar in 
all diesen Betrieben, die nicht mehr weiterbestehen 
können, Arbeitslosigkeit entsteht. 

Wenn ich Herrn Dreßler richtig verstanden habe 
—wenn es nicht ein so ernstes Thema wäre, hätte ich 
wahrscheinlich laut gelacht — , haben Sie den Ver-
such unternommen, dem Herrn Bundesarbeitsmini-
ster Blüm die Schuld an diesen Arbeitslosen zu geben. 
Das ist eine bemerkenswerte Leistung — eine bemer-
kenswerte Leistung. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Sie haben, wie immer, 
Watte in den Ohren!) 

— Sie haben in Ihrer Rede darauf abgehoben. 

Nun kommt es darauf an, neue Arbeitsplätze zu 
schaffen, weil das Schicksal der Arbeitslosigkeit ganz 
besonders bitter ist, ganz besonders bitter übrigens 
auch in den neuen Ländern, weil es da ein neues 
Lebensrisiko ist. 

Ich appelliere an alle, die davon betroffen sind, um 
ein wenig Verständnis, daß es sehr viel schwerer ist, 
Arbeitsplätze zu schaffen, die am Markt ein Einkom-
men von 2 200 DM im Monat, was wir für das nächste 
Jahr erwarten, rechtfertigen, als Arbeitsplätze auf-
rechtzuerhalten, die mit etwa 1 000 Mark der DDR 
bezahlt worden sind. Ich appelliere bei der künftigen 
Entwicklung der Löhne und Arbeitnehmereinkom-
men an die Tarifvertragsparteien, damit Produktivität 
erreicht wird, denn nur dann entstehen sichere Ar-
beitsplätze. 

Es wäre sehr bedenklich, wenn wir eine Situation 
hätten, die darin besteht, daß die Löhne hoch und die 
Arbeitsplätze weg sind. Wir sind für Übergangslösun-
gen. Ich brauche diese ganzen Übergangslösungen 
nicht aufzuzählen — das hat der Herr Bundesarbeits-
minister getan — , die auch wirken, die aber keine 
Dauerlösung sind. 

Wenn allerdings die SPD auf diesem Hintergrund 
jetzt den Vorwurf macht, wir würden keine aktive 
Arbeitsmarktpolitik machen, dann muß ich sagen, 
daß ich einigermaßen verblüfft bin. Das Gesamtaus-
maß der Maßnahmen geht bei weitem über alles hin-
weg, was je in den alten Bundesländern gemacht 
wurde. Es geht vor allem unendlich weit über das hin-
weg, Herr Dreßler, was Sie als Staatssekretär im Jahre 
1982 zu vertreten hatten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im Jahr 1982 hatte die alte Bundesrepublik einen 
Stand von 2 Millionen Arbeitslosen mit dramatisch 
steigender Tendenz; Sie waren Staatssekretär. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: 2 Millio

-

nen!) 

Ihre „aktive Arbeitsmarktpolitik" bestand da rin, daß 
Sie 29 000 ABM -Stellen hatten, ganze 29 000. Heute 
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haben wir eine Arbeitslosigkeit von 1,6 Millionen in 
den alten und von 1 Million in den neuen Bundeslän-
dern. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dieter-Julius Cro

-

nenberg) 

In den neuen Bundesländern gibt es ein Programm, 
das 261 000 ABM-Stellen vorsieht. 29 000 Stellen wa-
ren es damals bei Ihnen, 261 000 sind es in den neuen 
Bundesländern bei uns! 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Mit steigender 
Tendenz!) 

— Genau. Die Zahl der ABM-Stellen in den neuen 
Ländern weist eine steigende Tendenz auf. 

Damit das ganze Ausmaß des Unterschieds in der 
Qualität zwischen der Politik von Norbert Blüm und 
der damaligen Politik von Herrn Dreßler klar wird, 
möchte ich hinzufügen: Norbert Blüm hat die Folgen 
eines katastrophalen Zusammenbruchs des sozialisti-
schen Wirtschaftssystems zu verkraften; das hatten 
Sie, Herr Dreßler, damals nicht. Vor diesem Hinter-
grund zeigt sich, was man von Ihren Bemerkungen 
zur aktiven Arbeitsmarktpolitik zu halten hat. 

Im Gegensatz zur SPD begrüßen wir die Erfolge. Es 
gibt in den neuen Bundesländern eine Million neue 
Arbeitsplätze und einige hunderttausend Betriebs-
gründungen. Vor allem gibt es dort eine ganz großar-
tige Lernbereitschaft. Ich stelle mit großer Freude fest, 
daß 536 000 Menschen — Sie nannten die Zahl eben-
falls — die Fortbildungs-, Umschuldungs- und Quali-
fizierungsmaßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit in 
Anspruch nehmen. Davon sind übrigens 56 % Frauen. 
Das ist eine sehr wichtige und erfreuliche Zahl. 

Diese Qualifizierung wird sicherstellen, daß die Ar-
beitnehmer in den neuen Ländern genauso schnell 
und genauso überzeugend die Spitzenklasse an Qua-
lität in der Welt erreichen werden, wie das hier bei uns 
der Fall ist. „Made in Germany” ist schon heute, und 
zwar mit Recht, nicht mehr „Made in West-Germany” , 
sondern auch hier haben wir das eine Deutsch-
land. 

Unsere Arbeits- und Sozialpolitik bezieht sich na-
türlich auch auf die alten Bundesländer. Ich stelle hier 
gern fest, daß sich beschäftigungs- und arbeitsmarkt-
politisch die Einigung zunächst für die alten Bundes-
länder positiv ausgewirkt hat. Die Einigung hat in den 
alten Bundesländern einen Zuwachs von 900 000 Be-
schäftigten innerhalb eines Jahres gebracht. Die Ar-
beitslosigkeit ist stark zurückgegangen. 

Ich darf übrigens auch an dieser Stelle an die neu-
esten Zahlen erinnern, die wir aus Nürnberg bekom-
men haben, die ermutigend sind, übrigens ganz be-
sonders ermutigend in bezug auf den sehr hohen 
Rückgang der Teilzeitarbeit. Hier habe ich bezüglich 
der neuen Länder die Zahl von 134 000 in Erinne-
rung. 

Ohne die Einigung wäre Deutschland wahrschein-
lich stärker in den weltwirtschaftlichen Sog einer doch 
gedämpften Konjunktur gezogen worden, als dies 
jetzt der Fall ist. Ich stelle aber vor allem und zusätz-
lich mit Nachdruck und mit Befriedigung fest, daß die 
Kosten der deutschen Einheit, Herr Bundesarbeitsmi-

nister, nicht zu Lasten der Sozialsysteme gegangen 
sind. Alle großen Programme werden weitergeführt. 
Die Rentner haben am 1. Juli 5,04 % mehr bekommen. 
Alle Sicherungssysteme halten, sind stabil und wer-
den zuverlässig weitergeführt. 

Daüber hinaus ist es keineswegs so, daß wir nur das, 
was vorhanden ist, erhalten, sondern wir bauen weiter 
aus. Der Sozialstaat Deutschland wird weiterentwik-
kelt. Es besteht Konsens, daß auf dem Gebiet der Pfle-
geversicherung, einem ganz neuen und wichtigen 
Gebiet, etwas Entscheidendes geschehen muß. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Was denn? Erzählen 
Sie uns doch einmal, was geschehen muß! — 
Gegenruf von der CDU/CSU: Sie haben 

40 Jahre nichts gemacht!) 
Das die sozialen Sicherungssysteme nicht nur stand-
halten, sondern fortentwickelt werden, könnten man-
che als selbstverständlich bezeichnen. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Was muß denn nun 
geschehen? — Julius Louven [CDU/CSU]: 
Herr Dreßler, warten Sie doch noch ein paar 

Wochen!) 
Das fällt in Zeiten äußerster Kraftanstrengung, wenn 
unendlich viel Energie, auch wirtschaftliche Energie 
und finanzielle Mittel, in die Verwirklichung des Ziels 
der Herstellung vergleichbarer Lebensverhältnisse 
gesteckt werden muß, nicht vom Himmel. Eine ge-
sunde Wirtschaft und, daraus folgend, eine soziale 
Sicherheit sind nicht selbstverständlich. Sie beruhen 
vor allem auf der Leistung aller, die anpacken und 
etwas bewegen; aber sie beruhen natürlich auch und 
ganz besonders auf der großartigen Politik unserer 
Bundesregierung unter Helmut Kohl und unseres 
Bundesarbeitsministers Norbert Blüm. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat Frau Abgeordnete Bläss. 

Petra Bläss (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ein Jahr Anschlußpolitik 
heißt für mich Bilanz zu ziehen über die Situation der 
Menschen in den neuen Bundesländern, und zwar 
ohne Heuchelei und Beschönigung. Dabei will ich 
auch nicht diejenigen vergessen, die im Westen die 
Zeche dieser Politik zu bezahlen haben; denn von 
„gleicher Lastenverteilung", wie uns der Herr Finanz-
minister glauben machen will, kann nun wirklich 
nicht die Rede sein, weder in Ost noch in West. 
Immer noch gilt die Devise, die Kosten der Einheit 

auf die sozial Schwächsten abzuwälzen, hüben wie 
drüben. Daran zu zweifeln, daß diese Absicht auch 
künftig fortbesteht, gibt der eingebrachte Haushalt, 
insbesondere Einzelplan 11, überhaupt keinen Anlaß. 
Die Prioritäten werden nicht neu gesetzt, die Gelder 
nicht vorrangig dort eingebracht, wo sie am dringend-
sten gebraucht werden. 

Typisch dafür ist, daß bei aller Veränderung der 
weltpolitischen Lage — mein Kollege Uli B riefs hat 
schon darauf verwiesen — der Verteidigungshaus-
halt unangetastet bleibt und mit 52 Milliarden DM 
immer noch einen der dicksten Brocken in diesem 
Haushalt ausmacht. Hier sind für mich die von Bun- 
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desminister Waigel in Abrede gestellten Spielräume 
des vorgelegten Haushaltsentwurfs, die so bitter nötig 
wären, um zu verhindern, daß die Kosten des An-
schlusses — wohlgemerkt, das sind neue Kosten, die 
dem Crash-Kurs des Anschlusses geschuldet sind — 
vor allem zu Lasten der Menschen in den neuen Län-
dern gehen. Es mag zwar sein, daß die Wiederverei-
nigungsaufgaben finanzpolitisch bewältigt sind, wie 
es in der Haushaltsrede von Herrn Waigel lapidar 
heißt, aber hinter dieser haushaltstechnischen Floskel 
verbergen sich Hunderttausende von Menschen-
schicksalen, verbirgt sich Existenzangst, Mutlosigkeit 
und Verzweiflung von Frauen, von Jugendlichen, von 
alten Menschen. Finanzpolitik alleine reicht eben 
nicht, Herr Waigel, wenn es um Menschen geht. 

Welche Anforderungen bestehen, um die Wieder-
vereinigungsaufgaben unter sozialen Gesichtspunk-
ten zu bewältigen, darüber geben die gestrigen Ar-
beitslosenzahlen ebenso Auskunft wie die Bilanz der 
Kosten, die aufzubringen wären, um die durch skan-
dalöse Abwicklungen gerissenen Löcher bei zentra-
len Aufgaben der öffentlichen Hand stopfen zu kön-
nen — wie etwa bei den Kindereinrichtungen, in der 
Gesundheitsversorgung, bei Beratungs- und Kultur-
angeboten, um nur einiges zu nennen, was für mich 
Mindeststandards sozialen Besitzstandes von Bürge-
rinnen und Bürgern aus der ehemaligen DDR sind. 
Weder der Einzelplan 11 des Ministe riums für Arbeit 
und Sozialordnung noch der Gesundheitsetat und 
schon gar nicht der Ansatz für Frauen und Jugend 
oder der für Familien und Senioren sind so ausgestat-
tet, daß die anstehenden sozialen Aufgaben in diesem 
reichen Land BRD wirklich zu bewältigen sind, um die 
alten und neuen gesellschaftlichen Probleme radikal, 
nämlich an der Wurzel, anpacken zu können. 

Mit 128,8 Milliarden DM machen zwar diese vier 
Ministerienbereiche etwa ein Drittel des Gesamtetats 
aus, aber bei genauerer Betrachtung der Einzelan-
sätze wird deutlich, daß davon der Löwenanteil von 
über 100 Milliarden DM für Individualleistungen auf-
gewandt werden muß, die nach dem Gesetz zwingend 
geregelt sind. Dies sind vor allem Zuweisungen an die 
Rentenversicherungsträger und die Bundesanstalt für 
Arbeit sowie die Mittel für das Kinder- und Erzie-
hungsgeld oder die Ausgaben für Zivildienstlei-
stende, um nur die dicksten Brocken zu nennen. Nur 
ganze 20 Milliarden DM sind frei. 

Das Dilemma dieser Situation ist, daß mit diesen 
Haushaltsansätzen lediglich an den Folgen des An-
schlusses und anderer gesellschaftlicher Fehlent-
wicklungen herumgedoktert werden kann, nicht aber 
Raum ist für wirklich gestaltende 

(Zuruf von der FDP: Ist die Einigung 
Deutschlands eine gesellschaftliche Fehlent

-

wicklung?) 

sozialpolitische Maßnahmen, für Maßnahmen, die ein 
sozialpolitisches Umdenken, die tatsächliche struktu-
relle Veränderungen unserer Sozialpolitik zulassen. 

Ich will ein kleines Beispiel aus dem Einzelplan 11 
nennen, das dieses Problem eindrucksvoll symboli-
siert. Der Titel mit dem klangvollen Namen „Förde-
rungen der Erprobung neuer Wege in der Arbeits-
marktpolitik" wurde trotz der sich anbahnenden Be-

schäftigungskatastrophe in den neuen Bundeslän-
dern und einem Sockel von Arbeitslosen in den alten 
Bundesländern, den man ja wohl immer noch Massen-
arbeitslosigkeit nennen muß, mit 3,5 Millionen DM 
auf dem niedrigen Stand des Jahres 1990 eingefroren. 
Dem stehen in diesem Haushalt 8,5 Milliarden DM, 
die zur Finanzierung der Arbeitslosenhilfe aufge-
bracht werden müssen, gegenüber. 

Das ist meines Erachtens die Crux: Seit Jahren ist es 
völlig selbstverständlich geworden, daß statt einer 
wirkungsvollen Struktur- und Beschäftigungspolitik 
mit etlichen Milliarden des Sozialetats die Folgen von 
Arbeitslosigkeit abgefedert werden. Mit den Folgen 
des Anschlusses kommt eben genau dieser Seite der 
Sozialpolitik eine Schlüsselrolle zu. Statt, daß in neue 
beschäftigungspolitische Konzepte mit Zukunftsper-
spektive investiert wird, wird die Zwei-Drittel-Gesell-
schaft gesamtdeutsch etabliert. Sage keiner den Men-
schen in Ostdeutschland, das sei ein Übergangspro-
blem! Ebenso wie in den alten Bundesländern werden 
auch wir es mit dem Phänomen zu tun bekommen, daß 
ganze Bevölkerungsgruppen auf Dauer marginalisiert 
sind, daß Armut und Obdachlosigkeit zum gesell-
schaftlichen Alltag gehören. 

Meine Sorge, daß die Frauen hier wieder eine Spit-
zenposition einnehmen, ist angesichts der besonders 
brutalen Verdrängung der Frauen aus dem Erwerbs-
leben mehr als begründet. Schon heute sind 58,5 % 
der Erwerbslosen in den neuen Bundesländern 
Frauen; in einzelnen Regionen wie Thüringen und 
Sachsen liegt dieser Anteil bei bis zu 70 % Produkti-
onsstandorte mit traditionell — auch für die ehema-
lige DDR — hohem Frauenanteil und wesentliche 
Teile der Landwirtschaft sind dafür ausschlagge-
bend. 

Aber Arbeitslosigkeit in den neuen Bundesländern 
ist nicht allein ein Problem von Frauen. Fast eine halbe 
Million Männer sind davon betroffen. Mit dem Aus-
laufen der Kurzarbeiterinnen- und Kurzarbeiterrege-
lung werden noch Hunderttausende dazukommen. 
Das Problem ist erst in seiner Gesamtheit erfaßbar: 
wenn Vorruheständler und Vorruheständlerinnen, 
Bezieher und Bezieherinnen von Altersübergangs-
geld und auch diejenigen einbezogen werden, die 
— entgegen den Versprechungen des Bundeskanz-
lers — bei der Lehrstellensuche leer ausgegangen 
sind. 

Die einzige Antwort aus dem Hause Blüm sind Qua-
lifizierungsmaßnahmen und ABM. Natürlich ist eine 
Beschäftigung in AB-Maßnahmen besser, als schon 
jetzt auf der Straße zu stehen. Aber klar ist doch auch: 
Wenn daraus keine Arbeitsplätze entstehen — was 
ich im Moment ernsthaft befürchte — , kann keine zu-
kunftsträchtige Standortpolitik betrieben werden, 
wird der Kahlschlag nur zeitlich verschoben. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Was schlagen 
Sie denn vor, Frau Kollegin?) 

Das Arbeitslosengeld betrug Ende Juni 1991 in den 
neuen Bundesländern durchschnittlich 627 DM, für 
Frauen nur rund 562 DM. Wenn sich die Wohnkosten 
ab 1. Oktober von durchschnittlich 63 DM auf durch-
schnittlich 295 DM erhöhen und Anspruchsberech-
tigte im Durchschnitt nur 70 DM Wohngeld erhalten, 
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ist für viele ein Abgleiten in die Sozialhilfe bereits 
vorprogrammiert. Eine alleinerziehende Frau bei-
spielsweise müßte — nach diesen Durchschnittswer-
ten berechnet — mit 337 DM monatlich zurechtkom-
men. Wie heißt es doch so schön in einer deutschen 
Spruchweisheit: Zum Leben zu wenig .. . 

Wie die finanziellen Spielräume für Arbeitslosenhil-
feempfängerinnen und -empfänger aussehen, brau-
che ich sicher nicht weiter auszurechnen, abgesehen 
davon, daß bei der Arbeitslosenhilfe soziale Relikte 
wie die Bedürftigkeitsprüfung greifen, was dazu führt, 
daß mehr als zwei Drittel der Frauen, die Arbeitslosen-
hilfe beantragen, leer ausgehen und damit existentiell 
in völlige Abhängikeit von ihren Ehemännern oder 
von Transferleistungen Dritter geraten — für die über-
große Mehrheit der Frauen aus den ostdeutschen Län-
dern eine bittere Erfahrung. Sie sind die großen Ver-
liererinnen des Anschlusses. Ihre strukturelle Benach-
teiligung hat deutlich zugenommen. Die Verstärkung 
patriarchalischer Tendenzen ist unübersehbar. 

(Dr. Hans-Peter Voigt [Northeim] [CDU/ 
CSU]: Wo denn?) 

— Zum Beispiel erkennbar an den Zahlen, die ich 
brachte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das müssen Sie 
aber erklären!) 

Die weiträumige Schließung von Kindertagesstät-
ten und die drastische Erhöhung der Kosten für diese 
Einrichtungen sind eine weitere Möglichkeit, auch 
Frauen in den neuen Bundesländern auf ihre Rolle in 
der Familie festzulegen. Und dahinter, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von der Regierungsbank — ich muß 
es leider sagen — , steckt Methode. 

(Hans-Joachim Fuchtel [CDU/CSU]: Denken 
Sie einmal an die Methoden der Vergangen

-

heit!) 

Es ist beabsichtigt, das traditionelle Frauenbild 
auch in den neuen Bundesländern durchzusetzen und 
Frauen als sogenannte Manövriermasse für konjunk-
turelle Schwünge uneingeschränkt zur Verfügung zu 
haben. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Wer hat Ihnen 
das wohl aufgeschrieben?) 

— Das habe ich selber geschrieben. 

Dem Widerstand der westdeutschen Frauenbewe-
gung ist es zu danken, daß dies nicht mehr so unge-
brochen funktioniert. Selbst Frau Rönsch muß heute 
zur Kenntnis nehmen, daß Berufstätigkeit zum festen 
Bestandteil weiblicher Lebensplanung auch im We-
sten geworden ist. Ihre Angebote zur finanziellen Ab-
geltung von Erziehungsarbeit und die Ausdehnung 
des Erziehungsurlaubs sind allerdings nur ein halb-
herziger Schritt, wenn auf Grund der miesen finanzi-
ellen Ausstattung doch nur wieder Frauen diese Mög-
lichkeit wahrnehmen. 

(Hans-Joachim Fuchtel [CDU/CSU]: Sie ha

-

ben große Informationsdefizite!) 

Ein weiteres Beispiel dafür, daß der endlose Kreis-
lauf weiblicher Benachteiligung laufend reproduziert 
wird, sind die sogenannten geringfügigen Beschäfti-
gungsverhältnisse. In der Regel sind das solche, die  

jenseits der Versicherungspflicht liegen. Nach jüngst 
veröffentlichten Zahlen gibt es davon in der Bundes-
republik allein 6 Millionen. Daß überwiegend Frauen 
in solche Arbeitsverhältnisse gedrängt werden, läßt 
sich jeder Teilzeitarbeitsstatistik entnehmen. Die 
Folge: keine Absicherung bei Krankheit oder im Falle 
von Arbeitslosigkeit, und für die Rente ist auch nichts 
anrechenbar. 

Meine Damen und Herren, ich habe meinen Stand-
punkt zu dem im Rentenüberleitungsgesetz festge-
schriebenen sogenannten Rentenkompromiß hier 
schon ausreichend dargelegt. Ich finde ihn nach wie 
vor zutiefst unsozial und werde die Betroffenen weiter 
ermuntern, ihre Ansprüche gerichtlich einzuklagen. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Ach du lieber 
Gott!) 

Zwar ist der Zuschuß von 60,6 Milliarden DM in die 
Rentenkassen enorm, aber die einzelne Rentnerin, der 
einzelne Rentner, insbesondere in den neuen Bundes-
ländern, schaut voll Sorge auf die bevorstehenden 
Mietsteigerungen, auf Ta rif- und Gebührenerhöhun-
gen und die sonstige Zunahme der Lebenshaltungs-
kosten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Über die Zu-
nahme der Renten sagen Sie nichts!) 

Der alleinstehenden Rentnerin beispielsweise stehen 
trotz Wohngeld durchschnittlich nur 491 DM zur Ver-
fügung, und eine solche Summe bedeutet jetzt natür-
lich wirklich etwas anderes als vorher. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Geht es denn 
nun den Rentnern besser oder schlechter als 

vorher?) 

— Fragen Sie doch bitte die Rentnerinnen und Rent-
ner. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Ich frage Sie!) 

Ich habe sie im Sommer sehr oft gefragt. 

Noch ein Wort zum Gesundheitsetat: Hier wird gar 
nicht mehr der Versuch unternommen, den weiteren 
Abbau sozialer Leistungen zu verschleiern. Kürzun-
gen von 10,6 % bei gleichzeitiger Zerschlagung eines 
gut funktionierenden Systems gesundheitlicher Vor-
und Fürsorge in den neuen Bundesländern 

(Hans-Joachim Fuchtel [CDU/CSU]: Die ist 
unbelehrbar!) 

empfinde ich als sozialpolitischen Skandal. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was wird denn 
zerschlagen?) 

— Ich habe ja wohl das Recht, hier meine Meinung zu 
sagen. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Keine einzige wissenschaftliche Einrichtung der 
Medizin in Ostdeutschland wird derzeit vom Bund 
gefördert. Dies gilt z. B. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Für die Charité?) 

für die Auflösung des Zentralinstituts für Herz- und 
Kreislaufkrankheiten und für die Krebsforschung. 
Weder das Krebsregister der ehemaligen Akademie 
der Wissenschaften der DDR noch das zweifellos her- 
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vorragende Vorsorgeprogramm für Schwangere, die 
an Diabetes erkrankt sind, mit einem Zentralinstitut in 
Karlsburg bei Greifswald werden fortgeführt. Das ent-
spricht der Strategie einer bewußten Schleifung an-
alog der Charité, wenn es gar nicht anders geht, auch 
mit unlauteren Mitteln. Das haben die letzten Tage 
deutlich gezeigt. 

Gesundheit wird also mehr und mehr zur Privatan-
gelegenheit deklariert. Die hitzigen Debatten um die 
Absicherung von Pflegebedürftigkeit sind dafür ein 
beredtes Beispiel. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Dann kommen 
Sie doch mit einem Vorschlag!) 

Unter dem Stichwort „gestaltende Sozialpolitik" 
spricht sich die PDS/Linke Liste für die Einrichtung 
eines Pflegefonds aus, für den 25 Milliarden DM an 
Haushaltsmitteln bereitzustellen sind. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: 25 Milliarden? 
— Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Aus 
SED-Vermögen finanziert! Da stimmen wir 

zu!)  

— Wo die herzukriegen sind, habe ich am Anfang 
gesagt. 

Sozialpolitisch gestaltend eingreifen heißt für uns 
auch, in Anlehnung an den Vorschlag der Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft die Forderung zu 
erheben, daß sich der Bund zur Hälfte an den Kosten 
für den Erhalt von Krippen, Kindergärten und Horten 
in den neuen Bundesländern beteiligt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie viele Milliar

-

den?) 

Damit wollen wir der massiven Mobilitätseinschrän-
kung von Frauen entgegenwirken. 

Wir halten es für erforderlich, daß Struktur- und 
Beschäftigungsprogramme aufgelegt werden, die Be-
schäftigung von Frauen zum Schwerpunkt haben. 
Dabei muß gelten, daß keine Stunde Arbeit ohne aus-
reichenden Versicherungsschutz geleistet werden 
darf. 

Die Abgeordnetengruppe der PDS/Linke Liste wird 
darüber hinaus in den kommenden Monaten Initiati-
ven zu folgenden Bereichen in den Bundestag ein-
bringen: Antrag zur Bildung einer Enquete-Kommis-
sion „Soziale Katastrophe in Ostdeutschland" 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Diese Enquete-Kommission 

kommt aber 30 Jahre zu spät!) 

— daß das notwendig ist, zeigen die Zahlen — , Erhö-
hung des Arbeitslosengeldes auf mindestens 75 % des 
Nettogehalts, Abschaffung der menschenunwürdigen 
Bedürftigkeitsprüfung 

(Hans-Joachim Fuchtel [CDU/CSU] : Und der 
PDS!) 

und der Zumutbarkeitsregeln im Arbeitsförderungs-
gesetz, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Davor habt ihr 
Angst! — Rückkehr zum Sozialismus!) 

gezielter Einsatz öffentlicher Mittel für Umschulun-
gen und Schaffung von Qualifikations- und Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen für Frauen, 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Also noch ein

-

mal 30 Milliarden DM!) 

Sicherung und Ausbau von Arbeitsplätzen durch För-
derung ostdeutscher Erzeugnisse, 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Hoffentlich kau

-

fen wenigstens Sie die!) 

Erhalt und Ausbau der sozialen Infrastruktur sowie 
Förderung regionaler Struktur- und Beschäftigungs-
programme. 

Ich danke Ihnen für Ihre Geduld. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste und beim 
Bündnis 90/GRÜNE) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun er-
teile ich dem Abgeordneten Dr. Uelhoff das Wort. 

Dr. Klaus-Dieter Uelhoff (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Der letzte Satz war 
der einzige, den ich hier unterschreiben kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Hans-Joachim 
Fuchtel [CDU/CSU]: Richtig!) 

Im übrigen ballt sich einem doch die Faust in der 
Tasche, wenn Vertreter der SED-Nachfolgeorganisa-
tion uns hier sagen wollen, wie man eine vernünftige 
Sozialpolitik macht. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der FDP — Dr. Dagmar Enkelmann 
[PDS/Linke Liste]: Das ist ja primitiv, was Sie 

hier vorbringen!) 

Sie haben 18 Millionen deutsche Menschen in eine 
soziale und wirtschaftliche Katastrophe geführt. 

(Widerspruch bei der PDS/Linke Liste) 

Ich kann nur sagen: Schämt euch, schweigt und lernt! 
Das wäre die richtige Konsequenz. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der FDP — Zuruf von der PDS/ 
Linke Liste: Schämen Sie sich! — Dr. Ul rich 
B riefs [PDS/Linke Liste]: Sie stehen in der 
Tradition eines Massenmörders wie 

Globke!) 

Meine Damen und Herren, ich habe heute in einer 
Zeitung einen richtigen Satz gelesen, den ich zitieren 
möchte, weil er eigentlich die große Überschrift über 
unsere gesamte Haushaltsdiskussion ist: 

Der Spielraum für Neuverschuldung und Steuer-
erhöhung ist verbraucht. 

Dies ist leider auch in der Sozialpolitik ein gültiger 
Satz. 

(Zuruf von der FDP: Sehr richtig!) 

Wenn ich heute morgen aus Bremen etwa höre, 

(Dr. Hans-Peter Voigt [Northeim] [CDU/ 
CSU]: Das sollte man nicht erwähnen!) 

daß es gilt, die Werftindustrie zu subventionieren, 
dann werde ich daran erinnert, daß in meinem Wahl

-

kreis durch Strukturprobleme etwa 20 000 Arbeits- 
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plätze in der Schuhindustrie verloren gegangen sind. 
Ich erinnere an manche Regionen insbesondere im 
Westen, aber wohl auch im Osten, wo durch die er-
freuliche Abrüstung große wirtschaftliche und sozial-
politische Probleme entstanden sind. Hier erwarten 
wir vom Koalitionsabkommen — darin steht es — Hil-
fen etwa im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe. 

Das Entscheidende aber muß sein — deswegen 
habe ich diese Beispiele erwähnt — , daß wir aus dem 
einzelnen, regionalen Denken wieder herausfinden 
und das wichtige gemeinsame Ziel im Auge behalten, 
um das es bei Haushaltsberatungen immer, aber die-
ses Mal mehr denn je geht, nämlich die Stabilität der 
Deutschen Mark und unsere internationale Wettbe-
werbsfähigkeit zu sichern. Dieses schafft und sichert 
Arbeitsplätze, und dieses finanziert und ermöglicht 
damit eine konstruktive Sozialpolitik. 

Doch wir alle, meine sehr verehrten Damen und 
Herren im Westen, wissen, daß die finanziellen Her-
ausforderungen bei der Umgestaltung im östlichen 
Teil Deutschlands wesentlich größer sind als im We-
sten. Teilung durch Teilen überwinden — ein guter 
Satz. Ich würde es für gut halten, wenn diese These 
nicht nur bei Sonntagsreden, sondern insbesondere 
auch von Oppositionspolitikern vor Ort im Westen 
vertreten würde. 

Die Probleme des Arbeitsmarktes sind im Osten um 
Lichtjahre größer als im Westen, doch auch im Westen 
gibt es strukturschwache Räume, in denen Arbeits-
marktpolitik eine wichtige soziale Komponente einer 
erfreulichen Wirtschaftspolitik ist. Umgekehrt wird 
die Arbeitsmarktpolitik immer den rentablen Arbeits-
platz und nicht irgendeine Beschäftigung zum Ziele 
haben. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Das ist ein ganz 
wichtiger Punkt!) 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, so sinnvoll sie 
auf Zeit, jetzt insbesondere in Ostdeutschland, sind, 
haben immer nur für den Übergang einen Sinn. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte deshalb in diesem Zusammenhang ein 
paar Gedanken zu Kap. 11 12, Bundesanstalt für Ar-
beit, äußern, der wegen der Selbstverwaltung der 
Bundesanstalt dem Haushaltsgesetzgeber Deutscher 
Bundestag nur einen sehr geringen Anteil gibt, weil 
wir im wesentlichen nur über Zuweisungen sprechen 
können. Es hat mich in dem Zusammenhang schon 
interessiert, wenn ich vor wenigen Tagen in der Zei-
tung las, die Sonderzahlung von 5 Milliarden DM, die 
von der Bundesregierung für ABM zur Verfügung ge-
stellt wurde, werde 1991 nicht angetastet. 

Ich sage hier aus grundsätzlichen Erwägungen und 
nicht in aller Bescheidenheit, sondern mit allem Nach-
druck: Die Spielregeln unserer parlamentarischen 
Demokratie sehen anders aus. Wenn ich unsere be-
währte verfassungsmäßige Ordnung richtig ein-
schätze, Herr Bundesarbeitsminister und Herr Bun-
desfinanzminister, stellt nicht die Bundesregierung 
der Bundesanstalt für Arbeit 5 Milliarden DM zur Ver-
fügung; vielmehr führen Minderausgaben aus dem 
Haushaltsplan 1991 grundsätzlich zu einer Verringe-
rung der Nettokreditaufnahme für den laufenden 

Haushalt. Dies hätte angesichts der Zinsbelastung der 
Staatsfinanzen dem Haushalt im übrigen sehr gut ge-
tan. 

Es waren wohl Zwänge bei der Umstrukturierung 
der ostdeutschen Wirtschaft und die auch von mir voll 
gestützte Absicht, AB-Maßnahmen im Beitrittsgebiet 
fortführen zu können, die dazu geführt haben, daß die 
Bundesregierung dem Parlament jetzt anderes vor-
schlägt. Das Parlament wird also gründlich zu prüfen 
haben, wie sich die Bundesanstalt die Fortführung der 
ABM-Programme vorstellt — in der Sache nötig, aber 
bei größter Sparsamkeit. 

Ich will auch sehr deutlich sagen: Wir werden mit 
einem Gesetzesbeschluß darüber zu befinden haben, 
in welcher Höhe — etwa 5 Milliarden DM — der Bun-
desanstalt für Arbeit Mittel zur Verbesserung ihrer 
Rücklagensituation bereitgestellt werden. Dies ist bis-
her nicht geschehen. Das ist unsere Aufgabe, meine 
Damen und Herren, und darauf möchte ich im Inter-
esse des Parlaments mit allem Nachdruck hinwei-
sen. 

(Zustimmung bei der FDP sowie bei Abge

-

ordneten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich möchte abschlie-
ßend ein paar Anmerkungen zur Arbeitsbeschaffung 
machen. Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, so wichtig 
sie sind, dürfen kein Zauberwort für Dienstleistungen 
zum Billigtarif oder für die Entlastung kommunaler 
Haushalte sein. Es gab in West und Ost viel Miß-
brauch; die Presse hat darüber berichtet. Sehr wichtig, 
meine ich, ist die Zusammenarbeit der Arbeitsämter 
mit berufsständischen Organisationen, insbesondere 
den Handwerkskammern und den Indust rie- und 
Handelskammern. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Sie sollten bei der Bewertung mitwirken, ob diese 
oder jene Arbeitsbeschaffungsmaßnahme nicht in 
Konkurrenz zur gewerblichen Wirtschaft steht. 

(Zuruf von der FDP: Das ist der Punkt!) 

Ich meine auch, daß die Umstrukturierung der 
Wirtschaft im Osten sozialverträglich erfolgen muß 
und daß deshalb eine Arbeitsbeschaffungsmaßnahme 
eine wichtige Brücke zu einem neuen, rentablen Ar-
beitsplatz ist. Aber ich verkenne bei aller sozialen 
Bedeutung nicht, daß der Finanzrahmen begrenzt ist 
und daß die Gefahr der Ausnutzung — durch die Trä-
ger, nicht durch den betroffenen Arbeitslosen — sehr 
groß ist. Deshalb sollten wir bei den fortlaufenden 
Beratungen über die Bundesanstalt darüber nachden-
ken, inwieweit durch differenzierte Lösungen bei Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen eine größere Effektu-
ierung ermöglicht wird, zum Beispiel durch Erhöhung 
der Eigenbeteiligung des Trägers. Das ist sicherlich 
im Osten weniger möglich als im Westen und bei einer 
Kommune leichter durchzusetzen als bei einem ge-
meinnützigen Wohlfahrtsverband. Ich stelle mir vor, 
daß wir über die Senkung der Regelförderungsdauer 
von zwei Jahren nachdenken sollten. Ich halte es für 
sehr wichtig, auch die degressive Staffelung der För-
dersätze im Verlauf einer Maßnahme in die Debatte 
zu bringen. Schließlich sollte grundsätzlich keine För-
derung von ABM-Trägern erfolgen, die faktisch in 
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Konkurrenz zu im Westen bestehenden oder im Osten 
im Aufbau befindlichen Gewerbebetrieben stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir werden im Verlauf 
der nächsten Wochen sehr genau zu prüfen haben, 
inwieweit die Bundesanstalt für Arbeit in eigener Ver-
antwortung diesen wichtigen, teuren, aber notwendi-
gen Komplex auch selbstkritisch durchforstet. In je-
dem Fall — lassen Sie mich dies abschließend sa-
gen — danke ich Ihnen, Herr Bundesarbeitsminister, 
für die Sisyphusarbeit, die Sie in der Vergangenheit 
und Gegenwart geleistet haben und auch in der Zu-
kunft leisten werden, wenn es darum geht in Ost-
deutschland eine solche Situation zu schaffen, daß in 
der ganzen Bundesrepublik Deutschland gleiche Le-
bensverhältnisse bestehen. Ein letztes Dankeschön 
noch für Ihre Aussage, daß der Beitragssatz für die 
Bundesanstalt zum 1. Januar 1992 gesenkt wird. Dies, 
meine ich, ist wichtig für die Glaubwürdigkeit staatli-
cher Finanzpolitik und ist ein wichtiger Beitrag zur 
Leistungsbereitschaft von Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun er-
teile ich dem Abgeordneten Ottmar Schreiner das 
Wort. 

Ottmar Schreiner (SPD): Verehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Uel-
hoff, es ist schon fast an der Grenze zur Unverschämt-
heit, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na, na!) 

wenn Sie die SPD-Fraktion auffordern, vor Ort die 
Erkenntnis „Teilung läßt sich nur durch Teilen über-
winden" zu verbreiten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Beispielsweise in 
Rheinland-Pfalz!)  

Ein erheblicher Teil der Probleme, die wir heute bei 
der sozialen Gestaltung der Einheit haben, hängt 
doch damit zusammen, daß Ihre Partei und die Bun-
desregierung im Wahlkampf des vergangenen Jahres 
nicht den Mut hatten, den Menschen die Wahrheit zu 
sagen, 

(Beifall bei der SPD) 

daß die Überwindung der Teilung soziale Opfer auch 
im Westen kostet. Sie haben im Gegenteil die Men-
schen bewußt hinters Licht geführt. Das ist einer der 
Gründe für die Probleme, die wir heute im östlichen 
Teil Deutschlands flächendeckend haben. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

— Das hat Herr Lafontaine ganz bewußt gesagt. Sie 
haben doch den Wahlkampf mit der These „Steuerer-
höhungen sind unter keinen Umständen notwendig" 
bestritten, schon zum damaligen Zeitpunkt wohl wis-
send, daß dies überhaupt nicht gehen könnte. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Sehr richtig!) 

Also stellen Sie sich jetzt nicht hier hin und ermahnen 
uns! Sie müssen sich an die eigene Brust klopfen. Wer 

im Glashaus sitzt, sollte wirklich nicht mit Steinen 
werfen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wollen Sie denn 
heute die Teilung durch Teilen überwinden? 
— Gegenruf von der CDU/CSU: Vor Wahlen 

nie!) 

—Wir hatten bereits in der aufgeheizten Atmosphäre 
des Wahlkampfs gesagt, daß die Sozialdemokratische 
Partei davon ausgeht, daß es gar nicht anders geht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann sagen Sie es 
auch heute!) 

— Meine Güte, wir können das immer wieder sa-
gen! 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Er ist lernbehindert!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Gegensatz zu 
dem Irrglauben des Kollegen Warrikoff begrüßt die 
Sozialdemokratische Fraktion ausdrücklich das neu-
erliche Ziel der Bundesanstalt für Arbeit, die Zahl der 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen in den ostdeutschen 
Ländern bis zum Ende dieses Jahres auf dann 400 000 
zu steigern. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Ist ja toll!) 

Wir selbst hatten schon im Verlauf der Haushaltsde-
batte vom März dieses Jahres eine weitere Aufstok-
kung gefordert, um die dramatischen Beschäftigungs-
einbrüche in Ostdeutschland wenigstens teilweise 
und vorübergehend aufzufangen. 

Jetzt wird es weniger toll für Sie: Nach allgemeinem 
Verständnis ist es — der Kollege Uelhoff hat eben zu 
recht darauf hingewiesen — in Zeiten wirtschaftli-
chen Strukturwandels Aufgabe der Arbeitsmarktpo-
litik, Massenarbeitlosigkeit zu verhindern und für von 
Arbeitslosigkeit betroffene und bedrohte Menschen 
eine Brücke zu regulären Anschlußbeschäftigungen 
zu schlagen. Diese Funktion kann der Arbeitsmarkt-
politik der Bundesregierung für Ostdeutschland nun 
gerade nicht zugrunde gelegt werden. 

Tatsächlich haben Sie dem seit Mitte des vorigen 
Jahres erkennbaren intensiven Drängen der Bundes-
anstalt und der politischen Opposition nach Auswei-
tung der Maßnahmen in diesem Hause stattgegeben, 
weil Sie befürchten mußten, daß sich die Massenar-
beitslosigkeit in den ostdeutschen Ländern der politi-
schen Kalkulierbarkeit und Berechenbarkeit entzie-
hen könnte. Die Angst vor sozialen Unruhen war eines 
der wesentlichen und treibenden Motive für das Han-
deln der Bundesregierung. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Das ist eine 
schlichte Unverschämtheit, was Sie uns  un

-terstellen!) 

Damit bleibt aber die zentrale Frage: Wo ist das ret-
tende Ufer, zu dem die extensive Arbeitsmarktpolitik 
eine Brücke bauen soll? Welche industrie- und damit 
beschäftigungspolitischen Konzeptionen hat die Bun-
desregierung? 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Sehr wahr!) 

Wo sind die Perspektiven für eine reguläre Anschluß

-

beschäftigung derjenigen, die vorübergehend in einer 
Arbeitsmarktmaßnahme Schutz gefunden haben? — 
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Die traurige Wahrheit ist, daß die Bundesregierung 
auch nicht die Ansätze einer Konzeption hat. 

Damit läuft die Arbeitsmarktpolitik allerdings Ge-
fahr, den Problemberg nur um ein oder zwei Jahre zu 
verschieben, statt zur Lösung der Probleme beizutra-
gen. Zuletzt könnten diejenigen Oberwasser bekom-
men, die immer schon gegen eine extensive Arbeits-
marktpolitik waren und sind, weil sie dahinter „zeit-
lich subventionierte Aufbewahranstalten" vermuten. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Wen meinen Sie 
damit?) 

Ich betone deshalb noch einmal und ausdrücklich: Die 
Wirksamkeit der in Gang gebrachten arbeitsmarktpo-
litischen Maßnahmen hängt auf mittlere Sicht ent-
scheidend davon ab, ob die Arbeitsmarktpolitik ihrer-
seits durch wirksame wirtschafts- und strukturpoliti-
sche Maßnahmen unterstützt wird. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Das tun wir 
doch!) 

Die struktur- und sozialpolitische Überbrückungs-
funktion der Arbeitsmarktpolitik steht und fällt damit, 
ob durch Investitionen dauerhaft Arbeits- und Ausbil-
dungsplätze im privaten und öffentlichen Bereich ge-
schaffen werden. Nur so kann die Arbeitsmarktpolitik 
über den Tag hinausführen und mehr als nur ein Not-
nagel in schwieriger Zeit sein. 

Der Dreh- und Angelpunkt der ostdeutschen Be-
schäftigungsentwicklung ist eine Antwort auf die 
Frage, ob der ehemalige Industriestandort DDR eine 
angemessene Zukunftsperspektive hat. Diese Ant-
wort sind die Bundesregierung und die sie tragenden 
Fraktionen bis zur heutigen Stunde schuldig geblie-
ben. Diese Antwort haben Sie bislang nicht gege-
ben. 

(Beifall bei der SPD — Julius Louven [CDU/ 
CSU]: Über eine Million neuer Arbeits

-

plätze!) 

Damit aber steht und fällt die Sinnhaftigkeit jeder 
Arbeitsmarktpolitik. 

Nun sind gerade die Treuhandunternehmen derje-
nige wirtschaftliche Sektor, der besonders drastisch 
von Beschäftigungsrückgängen betroffen ist. Dazu 
gehören vor allem die ehemaligen Kombinate der In-
dustrie und damit die Bereiche, die am stärksten dem 
Konkurrenzdruck westdeutscher und ausländischer 
Unternehmungen ausgesetzt sind. Ihre Marktsitua-
tion ist auch aus diesen Gründen besonders kritisch. 

Nach einer Befragung des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung in Nürnberg soll die Zahl 
der Arbeitsplätze in den Treuhand-Unternehmen im 
Laufe dieses Jahres um etwa 1,4 Millionen, also um 
rund die Hälfte, zurückgehen. Im kommenden Jahr 
sollen nochmals etwa 200 000 Arbeitsplätze in diesem 
Bereich abgebaut werden. Bis zum Ende dieses Jahres 
kann die Gesamtzahl der Erwerbstätigen in der ehe-
maligen DDR auf rund sechs Millionen sinken. In die-
ser Zahl befinden sich etwa 1,3 Millionen Kurzarbei-
ter. Gegenüber dem Herbst 1989 würde dies bedeutet, 
daß etwa jeder Zweite in Ostdeutschland bis Ende 
dieses Jahres seinen Arbeitsplatz verloren hat oder 
kurzarbeitet. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist dabei auch 
wenig tröstlich, daß die Entwicklung der Arbeitslo-
senzahlen keineswegs mit dem weitaus höheren Ver-
lust von Erwerbsarbeitsplätzen identisch ist. Immer 
noch verlassen Monat für Monat — bis zum heutigen 
Tag — Tausende von vor allem jungen Ostdeutschen 
mangels einer beruflichen Zukunft ihre Heimat, um 
sich in Westdeutschland eine neue Lebensperspek-
tive aufzubauen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie machen denen 
auch viel Mut!)  

Diese Entwicklung ist in hohem Maße schädlich, 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Bei solchen Re

-

den brauchen Sie sich nicht zu wundern!) 

weil sie in Ostdeutschland zu einen enormen Defizit 
an gut qualifizierten Fachkräften führt und damit be-
triebliche Ansiedlungen zusätzlich erschwert. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Aber das ist bes

-

ser, als arbeitslos zu sein, Herr Kollege!) 

— Das ist natürlich besser, als arbeitslos zu sein. Aber 
Sie bewegen sich damit in einem Teufelskreis, weil 
das Angebot von gut qualifizierten Fachleuten natür-
lich eine zwingende Voraussetzung für unternehmeri-
sche Ansiedlungen sind. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Aber dafür sor

-

gen wir!)  

— Dafür sorgen Sie ja gerade nicht, sonst würde der 
Marsch vom Ostteil in den Westteil der Republik 
nicht fortgesetzt werden. 

(Beifall bei der SPD — Julius Louven [CDU/ 
CSU]: 540 000 Qualifizierungsmaßnah

-

men!) 

Diesen dramatischen Beschäftigungseinbrüchen 
steht keine auch nur in Ansätzen erkennbare Konzep-
tion gegenüber. 

(Dr. Hans-Peter Voigt [Northeim] [CDU/ 
CSU]: Glauben Sie das eigentlich selber?) 

Die wirtschafts- und beschäftigungspolitische Gestal-
tung der deutschen Einheit hat Sie völlig überfordert. 
Statt die Eigentumsfrage einer raschen Regelung zu-
zuführen und den zügigen Aufbau einer funktionie-
renden Infrastruktur und Verwaltung anzustoßen, 
schloß die Bundesregierung über Monate hinweg die 
Augen und hoffte im Zustand ideologischer Verklä-
rung auf ein Wunder des Markts. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Leider wahr!) 

Statt der Treuhand von Anfang an einen klaren ge-
setzlichen Sanierungsauftrag in die Hand zu geben, 
lassen Sie bis zur Stunde die Dinge treiben. 

Die SPD-Fraktion hat in diesem Hause und an-
derswo immer wieder darauf hingewiesen, daß die 
Treuhand gleichrangig durch Sanierung und Privati-
sierung auf eine effiziente Wirtschaftsstruktur in den 
neuen Ländern hinzuwirken hat. Wir halten zudem 
den unbedingten Vorrang der Sanierung für struktur-
politisch unverzichtbar und absolut unerläßlich für 
solche Betriebe, die mittelfristig am Markt eine 
Chance haben. Eine noch so expansive Arbeitsmarkt-
politik kann die dringend notwendige Strukturpolitik 
eben nicht ersetzen, sondern nur ergänzen. Eine 
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Strukturpolitik findet aber nicht statt; das ist das zen-
trale Problem. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Ich sage Ihnen, daß das grundlegende Dilemma Ih-
rer Politik ist, daß Sie keine indust rie- und damit auch 
beschäftigungspolitische Konzeption haben, auf die 
die Qualifizierungs- und Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen perspektivisch hinorientiert werden könnten. 
Eine dringend notwendige konzeptionelle Zusam-
menarbeit zwischen Industrie- und Arbeitsmarkt-
politik, also zwischen den Bundesministern für Wirt-
schaft sowie Arbeit und Soziales fand und findet er-
kennbar nicht statt. 

Aber auch Ihre Arbeitsmarktpolitik im engeren 
Sinne ist von Widersprüchen und Ungereimtheiten 
geprägt. Statt im Frühsommer dieses Jahres die Treu-
hand zur Initiierung von Beschäftigungsgesellschaf-
ten anzuregen, verkroch sich die Bundesregierung, 
weil die internen Meinungsunterschiede zu einer to-
talen Selbstblockade geführt hatten. Betriebsnahe 
Qualifizierungs- und Beschäftigungsgesellschaften 
hätten ihrerseits einen wertvollen Beitrag im Rahmen 
einer Sanierungsstrategie zu leisten. Durch die Aneig-
nung von Primär- und Weiterqualifikationen und 
durch die Verbesserung der bet rieblichen Infrastruk-
tur wäre es gerade nicht um die Konservierung wett-
bewerbsunfähiger Strukturen gegangen. Hauptge-
genstand der Beschäftigungsgesellschaften — ganz 
im Gegensatz dazu — war gerade die Verbesserung 
der Angebotsbedingungen durch eine qualifikations-
orientierte und infrastrukturelle Förderung des unter-
nehmerischen Wandels. 

Statt die besondere Kurzarbeitergeldregelung Ost 
angesichts der bekannten Probleme längerfristig zu 
terminieren, wurschteln Sie von einer kurzatmigen 
Verlängerung zur nächsten. Wie unter diesen Um-
ständen die Kurzarbeiterzeiten für wirklich sinnvolle 
und solide Weiterbildungsmaßnahmen genutzt wer-
den können, bleibt das Geheimnis der Bundesregie-
rung. Bis zur Stunde ist übrigens offen, ob es eine 
Verlängerung über das Jahr 1991 hinaus geben wird. 
Ich fordere Sie gerne auf, sich dazu hier zu äußern. 

Statt die Frauen gleichberechtigt in arbeitsmarkt-
politische Maßnahmen einzubeziehen, sehen Sie ta-
tenlos zu, wie Frauen in den ostdeutschen Ländern 
zum Hauptverlierer des Beschäftigungseinbruches 
werden. 

(Dr. Rudolf Karl Krause [Bonese] [CDU/ 
CSU]: Das ist die Unwahrheit!) 

Mit ca. 35 % liegt der Frauenanteil beispielsweise an 
den ABM-Beschäftigten noch niedriger als im Westen, 
während der Anteil der Frauen an der Gesamtarbeits-
losigkeit in Ostdeutschland bei ca. 60 % liegt. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Und bei der 
Qualifizierung sind es 56 % ! ) 

— Das sind die Zahlen, lieber Herr Kollege. 

Statt die Finanzierung der notwendigen Solidar-
maßnahmen auf eine sozial gerechte und durchschau-
bare Grundlage zu stellen, werden fast wöchentlich 
neue Milliardenspiele aufgeführt, deren Finanzie-
rungsgrundlage selbst einem professionellen Haus-

hälter wie dem Kollegen Uelhoff große Rätsel aufge-
ben. Unklar ist bis zur Stunde auch, ob der Steuerlüge 
nun eine Beitragslüge folgt. Bekanntlich hat die Bun-
desregierung versprochen, die Beiträge zur Arbeitslo-
senversicherung zum 1. Januar 1992 um 0,5 Prozent-
punkte abzusenken. 

(Arnulf Kriedner [CDU/CSU]: Das werden 
wir auch tun!) 

Sie könnte dies um so problemloser tun, wenn sie 
sich unserem Vorschlag einer Arbeitsmarktabgabe 
anschließen würde, die alle Bürgerinnen und Bürger 
—und eben nicht nur die Arbeitnehmerschaft — 
alleine in ein solidarisches Finanzierungskonzept ein-
bindet. 

(Dr. Gisela Babel [FDP]: Wollen Sie die noch 
immer?) 

—Was heißt „Wollen Sie die noch immer"? Das Pro-
blem ist doch, daß die Träger der Hauptlast der Finan-
zierungskosten die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer sind, während wir mit unserem Vorschlag alle 
Bürger in eine solidarische Finanzierungsstruktur ein-
binden wollten. 

Der Bundesarbeitsminister unterstützt unseren Vor-
schlag, kann sich aber — wie üblich — im Kreis der 
Koalitionsfraktionen nicht durchsetzen. 

(Beifall bei der SPD — Julius Louven [CDU/ 
CSU]: Aber mit der Senkung des Beitrags 

sind Sie einverstanden!) 

Statt die Arbeitslosigkeit im Osten wie im Westen 
entschieden zu bekämpfen, werden, Herr Bundesar-
beitsminister, die östlichen gegen die westlichen Ar-
beitslosen ausgespielt. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Lächerlich!) 

Jedermann weiß, daß es gerade die prinzipiell positi-
ven sozialpolitischen Erfahrungen mit Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen im Westen waren, die oft er-
folgreich Langzeitarbeitslosen, älteren Arbeitneh-
mern, Ungelernten und Leistungsgeminderten eine 
weiterführende berufliche Perspektive eröffnen konn-
ten und die gerade deshalb einen Export dieser Maß-
nahmen in die neuen Länder als zweckmäßig erschei-
nen ließen. 

Vor diesem Hintergrund — Herr Blüm, es ist gro-
tesk —, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist wahr!) 

klingt es geradezu nach Hohn und Spott, wenn die 
Bundesregierung das Instrument Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen in ihren finanzpolitischen Betrach-
tungen nunmehr der Gesichtspflege Möllemanns zu-
liebe zu einer gewöhnlichen Subvention degradiert. 
Das ist Hohn und Spott aus vielerlei Gründen. 

Die für die nächsten drei Jahre beabsichtigte Strei-
chung von etwa 1,6 Milliarden DM an ABM-Geldern 
für Westdeutschland ist ein sozialpolitisches Eigentor 
erster Klasse. Die Langzeitarbeitslosen im Westen, de-
ren AB-Maßnahmen gestrichen werden, sollen einen 
Teil der Zeche für die Misere auf dem östlichen Ar-
beitsmarkt zahlen. 

Hinzu kommt, daß dieser „Kraftakt ohne Effekt" 
—wie ihn die „Süddeutsche Zeitung" nannte — fi- 
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nanzpolitisch, Herr Uelhoff, nur eine Umschichtung 
bedeutet. Die Bundesregierung selbst, Herr Blüm 
vorneweg, hat in ihren Erläuterungen zum arbeits-
marktpolitischen Teil des Gemeinschaftswerks Auf-
bau Ost in einer Broschüre vom Ap ril 1991 festgestellt, 
daß die Beschäftigung von Arbeitslosen in ABM ins-
gesamt gesehen — Zitat — „nicht teurer ist als durch 
Arbeitslosigkeit erzwungenes Nichtstun". 

Wenn das so ist, fragt man doch, warum 1,6 Milliar-
den DM unter finanzpolitischen Gesichtspunkten ab-
gebaut werden sollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Selbst Sie können doch diesen Hirnriß nicht nachvoll-
ziehen — oder können Sie das? Haben Sie eine beson-
dere Eignung, diesen Hirnriß nachvollziehen zu kön-
nen? Sie scheinen besondere Fachqualifikationen zu 
haben. 

In einer weiteren Broschüre des Arbeitsministe-
hums vom August dieses Jahres — Titel „Vereins-
gründung und ABM" — heißt es zutreffend — Zitat — : 

Für den Arbeitslosen ist es wichtig, zu wissen, daß 
spätere Arbeitgeber erfahrungsgemäß die Zeiten 
einer Beschäftigung, auch wenn es sich um eine 
AB-Beschäftigung handelt, besser bewerten als 
Arbeitslosigkeit mit entsprechenden Lücken in 
der praktischen Berufsausbildung. 

Richtig! 

Was soll dann das Geschwätz vom angeblichen 
Subventionsabbau? Wen wollen Sie eigentlich für 
dumm verkaufen? Wer soll Ihnen diese grotesken Wi-
dersprüche zwischen der Selbstdarstellung der Bun-
desregierung und den Broschüren einerseits und Ih-
ren Forderungen nach Subventionsabbau anderer-
seits eigentlich noch abnehmen? 

Die Bundesregierung hat dem ABM-Instrument mit 
der Subventionseinstufung zudem einen zusätzlichen 
Bärendienst erwiesen. Ich zitiere die „Süddeutsche 
Zeitung" vom Juli dieses Jahres: 

Die Einstufung der AB-Mittel als Subvention ist 
um so pikanter, als die EG-Kommission seit lan-
gem versucht, die deutschen ABM-Gelder als 
wettbewerbsverzerrende Lohnzuschüsse zu defi-
nieren und als nicht EG-konforme Unterneh-
menssubventionierung in Frage zu stellen. 

Zusammengefaßt: Die Kürzung um 1,6 Milliarden 
DM hat also einen dreifachen Preis: Sie spielen die 
Langzeitarbeitslosen im Westen gegen die Arbeitslo-
sen im Osten aus. Sie bewirken finanzpolitisch nichts, 
da es sich um eine kostenneutrale Umverteilung von 
aktiver Arbeitsmarktpolitik zugunsten der Finanzie-
rung von Arbeitslosigkeit handelt. Sie liefern den 
Euro-Bürokraten in Brüssel zusätzliche Argumente, 
um ein bewährtes Instrument zu kappen. Soviel Un-
fug auf einmal ist sehr selten und verdient als Leistung 
eigener Art fast schon wieder Respekt. 

(Beifall bei der SPD) 

Offensichtlich hat im Kampf der Gladiatoren der „Rie

-

senstaatsmann" Möllemann — zitiert nach Franz 

Josef Strauß — den Sieg gegen den „Herkules" Blüm 
— zitiert nach ihm selbst — davongetragen. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluß. 
Ihr politisches Sündenregister ist reichlich lang. Ab-
laßkäufe sind seit den Bemühungen des Herrn Luther 
aus der Mode gekommen. Nicht aus der Mode gekom-
men sind klassische Ablenkungsmanöver, sei es die 
von der rechten Seite dieses Hauses völlig verantwor-
tungslos geführte Asyldebatte, die immer dann be-
müht wird, wenn man in der Patsche sitzt, sei es die 
bewährte Doppelstrategie von Herrn Minister Blüm. 

(Hans-Joachim Fuchtel [CDU/CSU]: Kom

-

men Sie einmal in meinen Wahlkreis! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Fragen Sie einmal die Kirchen, was sie von Ihrer 
verantwortungslosen Hetze gegen Fremde in der 
Bundesrepublik halten. Fragen Sie einmal Ihre Kir-
chen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie sind mir ein merkwürdiger Christ. Sie scheinen 
mir mehr Parteichrist als Ch rist zu sein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie sind der wahre 
Christ!)  

Die merkwürdige Doppelstrategie von Ihnen, Herr 
Blüm, ist: Mal sind Sie der selbsternannte Herkules 
der Bundesregierung, mal sind Sie ein politisch ohn-
mächtiger Oppositionspolitiker. 

Sie haben in der „Süddeutschen Zeitung" vom 
9. August dieses Jahres in die Manege gerufen: „Wie 
wär's, Frau Breuel? Wie wär's, Herr Steinkühler?" Sie 
fordern das in der Tat ungleiche Paar auf, die in West-
deutschland zutiefst ungerechte Verteilung des Pro-
duktionsvermögens in Ostdeutschland erst gar nicht 
aufkommen zu lassen. 

Ja, meine Gute, sitzen denn neuerdings Frau Breuel 
und Herr Steinkühler in der Bundesregierung? Oder 
sitzen Sie noch in der Bundesregierung? Das ist doch 
dann die Frage. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Schreiner, Sie haben Ihre Redezeit sehr 
deutlich überschritten. Ich würde mich fast dem Ver-
dacht unzulässiger Bevorzugung aussetzen, wenn ich 
Sie jetzt nicht aufforderte, Schluß zu machen. 

Ottmar Schreiner (SPD): Ich komme jetzt auch zum 
abschließenden Satz. 

Herr Blüm, wir sichern Ihnen gerne die Unterstüt-
zung der SPD-Fraktion zu, wenn Sie mit einem 
brauchbaren Vorschlag kommen. Zu befürchten steht 
aber anderes. Blüm bleibt sich selbst treu nach dem 
Motto: Der Berg kreißt und gebiert mal wieder ein 
Mäuslein. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 
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Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Zu einer 
Kurzintervention erteile ich dem Abgeordneten Kau-
der das Wort. 

Volker Kauder (CDU/CSU): Herr Kollege Schreiner, 
ich weise in aller Schärfe Ihren Satz zurück, daß wir 
eine unverantwortliche Hetze gegen Ausländer in un-
serem Land treiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dies ist ein unglaublicher Griff daneben. 

Es geht nicht darum, daß wir ein Thema hochzie-
hen, sondern darum, daß wir ein Problem lösen müs-
sen, das von der Bevölkerung in unserem ganzen 
Land als solches betrachtet wird und das auch von 
SPD-Politikern als solches betrachtet wird. Ich weise 
nur auf den Bürgermeister von Bremen hin, und ich 
weise darauf hin, daß die SPD im Bundesland Baden-
Württemberg im Augenblick einen unglaublichen 
Eiertanz in dieser Frage vollführt. Spöri sagt: Wir än-
dern das Grundgesetz. Heute wird er von seinem Lan-
desvorsitzenden Maurer in der Zeitung abgemeiert, 
und es heißt: Wir ändern das Grundgesetz nicht. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [FDP]: Er 
wird aufgeklärt!) 

— Er wird nicht aufgeklärt, sondern dies ist schlicht 
und ergreifend ein Eiertanz. Im Schwäbischen würde 
man sagen: Mit dem, was hier von der SPD gemacht 
wird, wird der Wähler „versäckelt". 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Zur Erwi-
derung erteile ich dem Abgeordneten Schreiner das 
Wort. 

Ottmar Schreiner (SPD): Lieber Herr Kollege Kau-
der, die Wahrheit ist, daß die CDU/CSU-Fraktion, 
seitdem ich als Kandidat Bundestagswahlkämpfe mit-
mache, also seit 1980, 

(Dr. Hans-Peter Voigt [Northeim] [CDU/ 
CSU]: Wären Sie mal Kandidat geblieben!) 

immer wieder in der Schlußphase, angefangen vom 
Süden der Republik und dann flächendeckend auf die 
gesamte Bundesrepublik übergehend, genau dieses 
Thema hochgefahren hat, weil Sie auf Stammtisch-
stimmungen spekulieren, die Ihnen in der Wahl-
kampfzeit entgegenkommen könnten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Ich sage Ihnen zusätzlich: Sie haben mit Ihrem un-
verantwortlichen reaktionären Gezerre um dieses 
Thema mit dazu beigetragen, in der deutschen Spra-
che eine massive Sprachverschmutzung herbeizufüh-
ren, weil das Wort Asylant heute geradezu zu einer 
Beleidigung geworden ist, wiewohl es um anerkannte 
Asylberechtigte geht, die politische Gründe im be-
hördlichen Anerkennungsverfahren bestätigt bekom-
men haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie sind nicht wil

-

lens, das Problem mit zu lösen!) 

Ich fordere Sie ausdrücklich auf: Lesen Sie einmal 
nach, was die katholische und die evangelische Kir-
che zu Ihrem unverantwortlichen Treiben sagen. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Wenn Sie sonst 
auch so christlich wären! — Zuruf von der 
CDU/CSU: Was hat Herr Niggemeier von 
Ihnen dazu gesagt? — Weitere lebhafte Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 
— Sie sind mir schöne Parteichristen, also wirklich. 
Das ist ja eine sonderbare Ansammlung, wirklich eine 
sonderbare Ansammlung. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Also, wissen Sie, in der Bibel steht nicht der Satz: 
Liebe deinen nächsten Deutschen. Der Satz ist etwas 
kürzer. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste und des Abg. Dr. Wolf

-

gang Weng [Gerlingen] [FDP] — Hans-Jo

-

achim Fuchtel [CDU/CSU] meldet sich zu ei

-

ner Kurzintervention) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich 
möchte darauf aufmerksam machen, Herr Abgeord-
neter Fuchtel, daß wir uns bei der Einführung der 
sinnvollen Kurzintervention darauf verständigt ha-
ben, daß nicht mit einer Kurzintervention auf die Erwi-
derung zu einer Kurzintervention geantwortet werden 
kann. Da ich befürchte, daß dies Ihre Absicht ist, 
wollte ich mich vorher vergewissern, daß Sie von die-
ser Geschäftsordnungslage Kenntnis haben. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [FDP]: Ich 
hatte mich ebenfalls schon bereit gemacht!) 

Nun erteile ich der Abgeordneten Frau Albowitz 
das Wort. 

Ina Albowitz (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Eigentlich hätte ich es 
ganz spannend gefunden, wenn wir jetzt noch ein 
paar Kurzinterventionen ausgetauscht hätten — so 
sage ich einmal —, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Hans-Joachim  Fuchtel [CDU/CSU]: Dann sa

-

gen Sie aus der Sicht der FDP mal was über 
das Asylrecht!) 

weil es auch zur Parlamentsdebatte gehört, sich nicht 
nur gegenseitig das Vorgeschriebene vorzulesen. Das 
hat man bei dem Kollegen Schreiner eben deutlich 
gesehen. 
Ich möchte, bevor ich Ihnen die Grundzüge meiner 

Haltung noch einmal darlege, gerne eben auf zwei 
Bemerkungen eingehen, die der sozialpolitische Spre-
cher der SPD, Herr Dreßler, vorhin in seiner Rede 
gemacht hat. 
Herr Kollege Dreßler, Sie haben sich freundlicher-

weise in Ihrem Beitrag mit den Liberalen beschäftigt. 
Das freut mich ganz besonders. Es freut mich auch, 
daß Sie unsere Meinungsäußerungen so aufmerksam 
verfolgen. Das tun wir im Hinblick auf die Ihrigen 
natürlich auch. 
Wenn Sie und der Kollege Schreiner die Bundesre-

gierung und die Koalitionsfraktionen soeben massiv 
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im Hinblick auf die Arbeitsmarktpolitik kritisiert ha-
ben, dann ist das eine Wasser reden und das andere 
Wein trinken. 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Wir sind doch nicht 
die Lobredner der Bundesregierung! Was ist 
das für ein Verständnis? — Weitere Zurufe 

von der SPD) 

—Herr Schreiner, jetzt bin ich dran. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

— Ich bin noch dran. Ich habe Sie doch ganz in Ruhe 
ausreden lassen. 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Ein 
seltsamer Ch rist!) 

Ich zitiere Herrn Dreßler laut Presseservice der SPD 
vom 30. August: „Die Arbeitsmarktpolitik ist doch bei 
genauerem Hinsehen das einzige Feld der Bundespo-
litik in den neuen Ländern, das sichtbare Erfolge vor-
zuweisen hat. " — Ich danke Ihnen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU — Rudolf Dreßler [SPD]: Ja, 

selbstverständlich!) 

— Sind wir uns einig? — Vielen Dank. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Aber natürlich! — Zu- 
rufe des Abg. Ottmar Schreiner [SPD] sowie 

weitere Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Hochver-
ehrter Herr Abgeordneter Schreiner! Sie haben Ihre 
Redezeit überschritten, Sie haben in einer Kurzinter-
vention geantwortet. Wenn Sie sich jetzt einmal ein 
paar Minuten zurückhalten würden, dann würden Sie 
einen sinnvollen Beitrag zu dieser Debatte leisten. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Ina Albowitz (FDP): Ich hoffe, das ist jetzt nicht von 
meiner Redezeit abgegangen, Herr Präsident. — 
Okay.  

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Daß wir 
Haushälter in dem Unternehmen Bundeshaushalt die 
Abteilung „Wunschvorstellungen und Blütenträume" 
geschlossen haben, ist zwar bekannt, aber offensicht-
lich hat es sich noch nicht überall herumgesprochen. 
Deshalb sage ich es noch einmal laut und deutlich: 
Diese Abteilung ist kw gestellt, und zwar, wie ein 
Blick in die mittelfristige Finanzplanung zeigt, für 
ziemlich lange Zeit. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Darauf komme ich noch einmal zurück. 

Ein überproportionales Wachstum wird auch in 
diesem Jahr nach Abschluß aller Haushaltsberatun-
gen mit Sicherheit wieder der Haushalt des Bundes-
ministers für Arbeit und Sozialordnung vorweisen. 
Im Regierungsentwurf ist eine Steigerung von 5,3 
vorgesehen, während der Gesamthaushalt um 3 
wachsen soll. Das Volumen des Etatentwurfs liegt bei 
92,8 Milliarden DM; das entspricht einem Anteil von 
22 % am Gesamthaushalt. 

Doch in diesem Einzelplan sind nur zwei Drittel 
aller Sozialausgaben des Gesamthaushalts enthalten. 
Noch hinzu kommen so große Ausgabenblöcke wie 
das Kindergeld mit 23,2 Milliarden DM oder das Er-
ziehungsgeld mit 8,2 Milliarden DM, die im Einzel-
plan des Bundesministers für Familie und Senioren 
etatisiert sind. 

Die Gesamtaufwendungen des Bundes für die so-
ziale Sicherung belaufen sich für 1992 auf rund 
145 Milliarden DM. Das ist mehr als ein Drittel des 
Gesamthaushalts, wahrlich eine stolze Summe. Wei-
tere Milliarden-Erhöhungen stehen im Raum, über 
deren Umsetzung wir bei der jetzt anstehenden Bera-
tung ausführlich reden müssen. 

Angesichts der sich überschlagenden Ereignisse bei 
der Bewältigung der durch die deutsche Einheit ent-
standenen sozialpolitischen Aufgaben ist aber fast in 
Vergessenheit geraten, daß auch ein Gesetz in gro-
ßem Umfang Auswirkungen auf den Haushalt hat, 
welches 1989 beschlossen wurde. Vor zwei Jahren 
verabschiedete der Bundestag mit großem Konsens 
das Renten-Reformgesetz, um den Veränderungen im 
Altersaufbau der Bevölkerung Rechnung zu tragen. 
Die damals beschlossene Dynamisierung der Rente 
wird nun vollendet, indem auch der Bundeszuschuß 
für die Anrechnung der Kindererziehungszeiten und 
Leistungen für Mütter der Geburtsjahrgänge vor 1921 
in den dynamischen Bundeszuschuß einbezogen wer-
den. Diese Dynamisierung erfolgt zudem ab 1992 
nach einem neuen System, welches gewährleisten 
soll, daß Bundeszuschuß, Beitragssatz und Rentenan-
hebung selbstregulierend miteinander verbunden 
sind. 

Durch das im Juni dieses Jahres verabschiedete 
Renten-Überleitungsgesetz wird ab dem 1. Januar 
1992 das Rentenrecht in ganz Deutschland vereinheit-
licht. Der Haushalt 1992 wird dadurch zusätzlich mit 
1,9 Milliarden DM belastet, um die der Bundeszu-
schuß an die Rentenversicherung der Arbeiter und 
Angestellten in den neuen Ländern steigt. 

Meine Damen und Herren, die vor wenigen Tagen 
bekanntgewordene Aufstockung der Mittel für Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen im Jahre 1992 auf 
5 Milliarden DM sieht die FDP nicht mit Begeiste-
rung. 

(Beifall bei der FDP) 

Wie der Defizitausgleich erfolgen soll, ist ein besonde-
res Kapitel für sich und wirft nach unserer Auffassung 
auch haushaltsrechtliche Fragen auf, die noch zu klä-
ren sind. Der Kollege Uelhoff ist vorhin dankenswer-
terweise schon auf diesen Punkt eingegangen. 

Die Tatsache, daß die Zahl der Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen in den neuen Bundesländern bis 
Ende dieses Jahres 400 000 statt der ursprünglich er-
warteten 280 000 betragen wird, ist nach anderslau-
tenden Sommerlochverkündigungen eine Überra-
schung ganz besonderer Art. Welche finanziellen 
Konsequenzen der Bundesarbeitsminister daraus 
zieht, konnten wir Parlamentarier zu Beginn dieser 
Woche in epischer Breite aus der Zeitung erfahren. 
Herr Arbeitsminister, die Öffentlichkeitsarbeit Ihres 
Hauses ist übrigens eine neue Va riante in dem Spiel 
zwischen Parlament, Haushalts- und Fachausschuß 
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und eröffnet für uns Haushälter völlig neue Perspek-
tiven als Streichkonzert. Das können wir uns nämlich 
alles sparen, wenn wir gleich die „Zeit" und die FAZ 
lesen. 

(Bundesminister Dr. Norbert Blüm: Sie kön

-

nen beides machen!) 

Daß in der besonderen Situation der Einigung mit 
den vielfältigen wirtschaftlichen Anpassungsprozes-
sen das Instrument der Arbeitsbeschaffung notwen-
dig war und auch noch ist, bestreiten wir nicht. Wir 
müssen uns jedoch darüber im klaren sein, daß AB-
Maßnahmen kein Allheilmittel sind und daß mit die-
sem Instrument sehr sorgsam umgegangen werden 
muß. 

(Beifall bei der FDP) 

Daß die Zahl der ABM-Stellen für 1991 um 120 000 
höher sein wird, ist ja auch nicht uneingeschränkt 
positiv zu bewerten. In einer Phase, in der die vielfäl-
tigen Investitionshilfen im Rahmen der Initiative 
„Aufschwung Ost" zu wirken beginnen, wo viele Be-
triebe endlich Licht am Ende des Tunnels sehen, kann 
eine unbedacht eingesetzte AB-Maßnahme schlimme 
Folgen haben. Es häufen sich die Klagen seitens des 
Handwerks, daß Kommunen und andere öffentliche 
Arbeitgeber Aufträge kostengünstig über Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen abwickeln und Handwerks-
betriebe, die das eigentliche Rückgrat des wirtschaft-
lichen Aufschwungs in den neuen Ländern sein müs-
sen, dann leer ausgehen. 

(Carl-Ludwig Thiele [FDP]: Unglaublich!) 

Im schlimmsten Fall kann sogar der Konkurs die Folge 
sein, da ein gerade gegründeter mittelständischer Be-
trieb nicht mit dem durch AB hochsubventionierten 
öffentlichen Anbieter konkurrieren kann. Das kann 
und darf doch nicht die Zielsetzung von AB-Maßnah-
men sein, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP) 

Diese Fehlentwicklungen werden wir auch nicht mit 
der Kürzung der Zuschüsse für Lohn- und Sachkosten 
beheben. 

Herr Bundesarbeitsminister, der Kollege Schreiner 
hat eben eine Broschüre aus Ihrem Hause angespro-
chen, die ich gestern abend — ich habe es mir extra 
draufgeschrieben, weil ich es schon atemberaubend 
fand: 4. September 1991, 17 Uhr — erhalten habe. Es 
kann nicht wahr sein, daß Hochglanzbroschüren mit 
der Anleitung zu Vereinsgründungen aus Ihrem 
Hause kommen, Ende August Datumsschluß ist und 
die von der Bundesanstalt für Arbeit inzwischen geän-
derten Erlasse immer noch verkünden. Sie müssen mir 
als gelernter Werbekauffrau nicht erklären, wie man 
mit so etwas umgeht. Ich hätte gesagt: Eigentor, Ein-
stampfen am 31. August. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Peter Struck 
[SPD]: Sehr gut!) 

Ich sage noch einmal, meine Damen und Herren, 
daß wir Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen nicht in 
Frage stellen, die in den Bereichen angesiedelt sind, 
in denen die Arbeit ansonsten nicht ausgeführt wer-
den kann, und somit auch kein Unternehmen ver-
drängt wird. Ich betone das so deutlich, um gleich dem  

großen Wehgeschrei vorzubeugen, das sich in der Re-
gel bei solchen Diskussionen mit dem Vorwurf der 
angeblichen sozialen Kälte entzündet. Doch es muß 
den Menschen, denen Arbeitslosigkeit droht, auch 
gesagt werden, daß es auf Dauer eine schlimmere 
soziale Härte sein kann, wenn Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen den Aufbau einer flexiblen Wirtschaft 
verzögern oder sogar verhindern. 

(Beifall bei der FDP) 

Deshalb müssen wir ständig darauf achten, daß sich 
die ABM-Programme nicht zu Selbst- und Dauerläu-
fern entwickeln. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. 
Dr. Klaus-Dieter Uelhoff [CDU/CSU]) 

Die von der Koalition eingesetzte Kommission wird 
hier neue Überlegungen erarbeiten müssen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir Haushälter müssen 
in Zukunft dem Haushaltsplan der Bundesanstalt für 
Arbeit mehr Beachtung schenken. Wie hier mit Milli-
ardenschätzungen jongliert wird, ist schon atembe-
raubend. 

(Carl-Ludwig Thiele [FDP]: Das kann man 
wohl sagen!) 

Daß das Arbeitsvermittlungsmonopol der Bundesan-
stalt in der jetzigen Form nicht mehr zeitgemäß ist, 
weiß auch jeder 

(Klaus Kirschner [SPD]: Was?) 

—wir können ja unterschiedliche Meinungen haben 
— und beweist sich gerade jetzt in der schwierigen 
Situation auf Teilen des Arbeitsmarktes. Ein weiter 
Bereich der Tätigkeit der Bundesanstalt könnte nach 
unserer Auffassung besser und effizienter durch p ri

-vate Arbeitsvermittler erfolgen. Die Lockerung des 
Monopols muß endlich in Ang riff genommen werden, 
auch im Hinblick auf den europäischen Binnen-
markt. 

(Beifall bei der FDP) 

Er kann und darf nach Auffassung der Liberalen nicht 
unantastbar bleiben. 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Schöne Liberale!) 

—Das wird Ihnen 1993 schon alles beigebracht, Herr 
Kollege. 

(Beifall bei der FDP) 

Nicht näher eingehen will ich an dieser Stelle auf 
die Auseinandersetzung um die Pflegeversicherung. 
Ich möchte jetzt nur betonen, daß die Haushälter dar-
auf achten werden, daß in Sachen Pflege keine paral-
lelen Strukturen bei der Einrichtung von Zusatzrefe-
raten in den Häusern und der Organisation von Mo-
dellprojekten in den Ministe rien für Arbeit und Sozial-
ordnung und für Gesundheit aufgebaut werden. Ein 
zweigleisiges Fahren auf Grund des Ehrgeizes zweier 
Ministerien, hier die Nase vorne zu haben, können wir 
uns finanziell nicht leisten und macht auch in der 
Sache keinen Sinn. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Peter Struck 
[SPD]: Sehr gut!) 
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Wie in vielen anderen Bereichen steigen auch die 
Ausgaben der Krankenkassen für die Krankenhaus-
pflegesätze. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Sagen Sie doch eine 
Lösung!) 

Unerläßlich ist daher eine baldige Reform der Kran-
kenhausfinanzierung. Die vorgeschlagenen bzw. die 
im Raum stehenden Neuerungen, etwa die verbindli-
che Festschreibung von Sonderentgelten für be-
stimmte Krankenhausleistungen und die Einführung 
unterschiedlicher Pflegesätze für verschiedene Kran-
kenhausabteilungen, reichen dafür nach unserer Auf-
fassung nicht aus. 

Dringend notwendig ist statt dessen eine Reform, 
die von sich aus den Krankenhäusern mehr Anreiz zu 
höherer Wirtschaftlichkeit gibt. 

(Carl-Ludwig Thiele [FDP]: Sehr richtig!) 

Kernpunkt der Reform muß ein Entgeltsystem sein, 
das neben einer Basispauschale einen differenzierten 
Zuschlag enthält, der sich jeweils nach der pflegeri-
schen Leistung und der Art der medizinischen Versor-
gung richtet. 

Ein weiterer wichtiger Bestandteil ist nach unserer 
Auffassung, daß das Selbstkostendeckungsprinzip 
aufgehoben wird. Warum soll ein Krankenhaus keine 
Gewinne erwirtschaften können? Damit werden p ri

-vate Investitionen möglich, durch die die finanzielle 
Belastung der Allgemeinheit verringert wird. 

(Beifall bei der FDP) 

Zum Haushalt des Bundesgesundheitsministeriums 
gab es Anfang 1991 heftige Diskussionen um die Fi-
nanzierung von Modellprojekten bei der Aids-Be-
kämpfung. Dabei war zu Beginn der Modellpro-
gramme die Geschäftsgrundlage klar — und sie ist es 
auch heute noch — , daß nach der Anschubfinanzie-
rung durch den Bund die Kosten der Programme von 
den Ländern übernommen werden. Doch wie in vie-
len anderen Bereichen möchten die Länder dieser 
Verpflichtung dann aus dem Weg gehen. Dies werden 
wir nicht zulassen. 

(Beifall bei der FDP) 

Der Bund hat die Modellfinanzierung im Aids-Be-
reich für 1991 noch einmal zu einem großen Teil über-
nommen. 1992 wird diese Finanzierung hauptsächlich 
auf Anschubprojekte für Modelle in den neuen Bun-
desländern beschränkt bleiben. Aber auch da gilt 
dann, daß sie nach Ablauf der Übergangszeit diese 
Finanzierung übernehmen müssen. 

Im Gesamthaushalt fällt auf, daß keinerlei Weichen 
im Hinblick auf eine wichtige Entscheidung gestellt 
wurden, die der Deutsche Bundestag in kurzer Zeit zu 
treffen hat. Damit meine ich die Diskussion über den 
§ 218. Unabhängig von dem Gesetz, das die Abgeord-
neten verabschieden werden, steht fest, daß flankie-
rende Maßnahmen, die schwangeren Frauen die Ent-
scheidung für das Kind erleichtern sollen, unabding-
bar sind. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Richtig!) 

Das steht in allen bisher eingebrachten Gesetzent-
würfen und wird, nehme ich an, auch in dem der 
CDU/CSU-Fraktion nicht fehlen. 

Die Fraktionen und die Gruppen bekennen sich 
auch durchweg dazu, daß diese Maßnahmen Geld 
kosten werden, da es sich bei der Schaffung eines kin-
derfreundlichen Klimas um eine Aufgabe mit höch-
ster Priorität handelt. Doch der Bundeshaushalt 1992 
stellt in dieser Beziehung noch keine eindeutigen 
Weichen. Zwar werden das Erstkindergeld auf 70 DM 
pro Monat und der Kinderfreibetrag erhöht; auch wird 
ab dem 1. Januar 1993 die Zahlung des Erziehungs-
gelds auf 24 Monate verlängert. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Das ist schon jetzt Ma
-kulatur!) 

Doch bis auf einen Hilfsfonds für schwangere Frauen 
in Not im Einzelplan des Bundesministeriums für Fa-
milie und Senioren fehlen nach meiner Auffassung 
eindeutige Zeichensetzungen. 

(Beifall bei der FDP — Rudolf Dreßler [SPD]: 
Da kann man nur mitklatschen!) 

Was diesen Hilfsfonds, Frau Ministerin, in Höhe von 
40 Millionen betrifft, bin ich durchaus der Auffassung, 
daß wir darüber noch einmal reden müssen. Ich finde 
es sehr merkwürdig, daß durch diesen Fonds die För-
derung der Wohnungssanierung durch Mieter, selbst-
nutzende Wohnungseigentümer und Mitglieder von 
Wohnungsbaugenossenschaften sowie die Kosten für 
Wohnraumbeschaffung beim Ministerium für Familie 
und Senioren unter diesem Titel und nicht beim Bun-
desbauministerium eingestellt worden sind. Ich 
denke, darüber sollten wir reden. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Daß die Defizite im Bereich der Familien- und 
Frauenpolitik noch so groß sind, ist angesichts der 
vollzogenen Trennung der Ministe rien um so unver-
ständlicher. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Sehr richtig!) 

Es reicht nicht aus, lediglich mit der Schaffung eines 
Frauen-Ressorts ein politisches Zeichen setzen zu 
wollen. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Richtig!) 

Dazu gehört, daß dem entsprechende Maßnahmen 
folgen, nämlich Maßnahmen, die die Defizite in unse-
rer Gesellschaft bei einer aktiven Frauen- und Fami-
lienpolitik ausgleichen. 

(Beifall bei der FDP — Rudolf Dreßler [SPD]: 
Richtig! — Dr. Konstanze Wegner [SPD]: 
Deshalb haben Sie den Haushalt auch um ein 

Drittel gekürzt?) 

Eine der Hauptaufgaben des Bundesministeriums 
für Bildung und Wissenschaft ist es, Voraussetzungen 
zu schaffen, daß die Jugendlichen in den neuen Bun-
desländern einen Ausbildungsplatz erhalten. Das da-
für notwendige Ausbildungsförderungsprogramm 
wird mit 75 Millionen DM im laufenden Jahr und mit 
weiteren 175 Millionen DM im Jahre 1992 finanziert 
werden. Daraus sollen Bet riebe mit bis zu 20 Beschäf-
tigten Zuschüsse in Höhe von 5 000 DM pro neuem 
Ausbildungsplatz erhalten. 

Das ist, meine Kolleginnen und Kollegen, mit Si-
cherheit ein wirksamer Beitrag zum Auf- und Ausbau 
einer gesunden mittelständischen Wirtschaftsstruktur 
und des dualen Ausbildungssystems in den neuen 
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Bundesländern und aktive Hilfe für die Jugend im 
Beitrittsgebiet. 

Am Schluß meiner Rede möchte ich ein paar allge-
meine Anmerkungen zu den Haushaltsberatungen 
1992 machen. Noch mehr als in allen anderen Jahren 
muß das Prinzip der Sparsamkeit das Handeln be-
stimmen. Eine Konsolidierungspolitik mit niedrigen 
Ausgabenzuwächsen, durch die der Staat wieder ei-
nen ausreichenden finanziellen Spielraum zurückge-
winnt und die negativen Auswirkungen auf den Wirt-
schaftskreislauf begrenzt werden, ist unerläßlich. Das 
gilt um so mehr, als in dem Haushalt 1992 zahlreiche 
Haushaltsrisiken enthalten sind, die dann unvermeid-
bare Ausgaben zur Folge haben. 

Diesen Sparappell sollten sich jedoch nicht nur die 
Abgeordneten im Haushaltsausschuß zu Herzen neh-
men. Wenn ich daran denke, wie viele Ausgabenwün-
sche aus Ministe rien, Verbänden und sonstigen Berei-
chen an mich herangetragen werden, habe ich das 
Gefühl, daß dort die Besonderheit der derzeitigen Si-
tuation noch nicht bewußt geworden ist oder diese 
einfach nach dem Sankt-Florians-Prinzip hartnäckig 
ignoriert wird. 

(Carl-Ludwig Thiele [FDP]: Leider wahr!) 

Ich hoffe, inzwischen ist jedem klar, daß dies wirklich 
der falsche Heilige der Finanz- und Haushaltspolitik 
ist. Daß der Personalhaushalt der öffentlichen Hand 
besonders restriktiv gefahren werden muß, wird der 
Haushaltsausschuß nach seinem Beschluß 1991 bei 
den Beratungen für das kommende Jahr noch einmal 
bekräftigen. 

Ich sagte schon zu Beginn meiner Rede: Die Abtei-
lung „Wunschvorstellungen und Blütenträume" ist 
„kw" gestellt. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Bevor ich 
der Gesundheitsministerin Frau Hasselfeldt das Wort 
gebe, erteile ich dem Abgeordneten Dr. B riefs einen 
Ordnungsruf für den Vorwurf: „Sie stehen in der Tra-
dition eines Massenmörders wie Globke." 

(Zurufe von der CDU/CSU: Pfui!) 

Frau Ministe rin, Sie haben das Wort. 

Gerda Hasselfeldt, Bundesministerin für Gesund-
heit: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ge-
sundheit ist kostbar. Wie sehr, merken wir häufig erst, 
wenn wir krank sind. Dabei ist Krankheit längst nicht 
mehr nur ein schicksalhaftes Ereignis. Gesundes Le-
ben, gesunde Ernährung, gesunde Arbeit, eine ge-
sunde Umwelt und damit die Gesundheit schlechthin 
sind heute mehr denn je beeinflußbar, und auch im 
Falle der Krankheit steht heute dem Menschen weit 
mehr Hilfe zur Verfügung als früher. 

Daß die damit verbundenen Aufgaben nicht immer 
leicht sind, liegt auf der Hand. Aber sie sind mit unse-
rem erfolgreichen Gesundheitssystem zu lösen. Die-

ses zu erhalten, zu sichern und weiter auszubauen, 
dafür steht die Bundesregierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der FDP — Rudolf Dreßler [SPD]: 
Sehr dürftig!) 

Gesundheit ist auch in finanzieller Hinsicht kostbar. 
Im kommenden Jahr werden die Deutschen über 
410 Milliarden DM für ihre Gesundheit ausgeben. An-
gesichts dieser Größenordnung, die 13 % unseres 
Bruttosozialprodukts beträgt und die fast soviel wie 
der gesamte Bundeshaushalt ausmacht, darf man sich 
nicht durch leichtlebige Sommerlochthemen ablen-
ken lassen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

z. B. Drogenfreigabe, sogenannte „Kiloprämien" oder 
die Diskussion über Karenztage. All dies, was uns in 
den letzten Wochen in den Medien beschäftigt hat, ist 
alles andere als eine solide gesundheitspolitische Ba-
sis, alles andere als solide gesundheitspolitische In-
strumente. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der FDP und der SPD — Rudolf 
Dreßler [SPD]: Ausgezeichnet, gnädige 

Frau!) 

Die Höhe dieser Gesamtausgaben, von denen ich 
sprach, zeigt aber auch, daß der Gesundheitsetat kein 
Subventionsetat ist. 

Unser Gesundheitssystem baut auf dem Fundament 
der selbstverwalteten, der beitragsfinanzierten Kran-
kenkassen auf. Ein größerer Bundesanteil an dem Ge-
samtetat würde das Gewicht der Selbstverwaltung 
zwangsläufig zurückdrängen und staatlichen Ge-
sundheitsdiensten den Weg ebnen. Das wird es mit 
dieser Bundesregierung nicht geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Rudolf  Dreßler [SPD]: Wer will das denn? 
Können Sie irgendeinen Zeugen dafür be-
nennen? — Weitere Zurufe von der SPD) 

Der vorliegende Etatentwurf des Gesundheitsmini-
steriums berücksichtigt nicht alle Investitionshilfen 
des Bundes, die in den Gesundheitsbereich der neuen 
Länder fließen werden. Wie gut diese angenommen 
werden, zeigt das Beispiel des Eigenkapitalhilfepro-
gramms. Hier beleben die Ärzte der neuen Länder 
etwa 35 % des Bewilligungsvolumens. Dies macht 
deutlich, daß dieses Programm auch und gerade im 
Gesundheitswesen sehr gut, zum Wohle der Men-
schen angenommen wurde. 

Auch die übrigen Finanzierungshilfen für die Län-
der und Gemeinden zum Neuaufbau des Gesund-
heitswesens in den neuen Ländern sind erfolgreich. 
Das Zwischenergebnis kann sich sehen lassen: Das 
Versorgungsnetz der Krankenversicherung funktio-
niert. Es haben sich mittlerweile fast 12 000 Ärzte und 
7 000 Zahnärzte in freier Praxis niedergelassen. Etwa 
75 % aller bisher staatlichen Apotheken sind privati-
siert. Allen steht das gesamte Arzneimittelsortiment 
der gesamten Bundesrepublik zur Verfügung — eine 
wesentliche Verbesserung für die Menschen in den 
neuen Ländern. Und nicht zuletzt: Die Förderung der 
Krankenhausbetten ist sichergestellt. Die Kranken-
hausplanungen kommen voran und verbessern die 
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Voraussetzungen für neue Krankenhausinvestitio-
nen. 

Dies zeigt, daß hier enorme Aufbauleistungen der 
Menschen in den neuen Ländern, der Verantwortli-
chen der Selbstverwaltungen erbracht wurden. Dafür 
sollten wir, die wir politisch die Verantwortung tra-
gen, alle miteinander diesen Menschen Dank sa-
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die gesundheitliche Versorgung in den neuen Län-
dern ist also gesichert. Dabei besteht kein Zweifel, daß 
noch vieles verbessert wird. Die Bundesregierung 
wird ihren Teil dazu beitragen. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Welchen konkret von 
seiten der Bundesregierung? Hier wird nicht 
der Gemeindehaushalt von Wuppertal bera

-

ten, sondern der Bundeshaushalt! Wollen wir 
doch einmal über den Bundeshaushalt re

-

den! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Aber es sind auch die Länder und Gemeinden gefor-
dert. 

(Erneute Zurufe von der SPD) 

— Ich komme darauf zu sprechen. Wenn Sie zuhören, 
werden Sie das heraushören. — Gerade die Länder 
sind z. B. bei den Tarifvereinbarungen im Gesund-
heitswesen gefordert. Dabei mache ich kein Hehl dar-
aus, daß die starre Haltung der schleswig -holsteini-
schen Finanzministerin mich außerordentlich verär-
gert. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Klaus Kirschner 
[SPD]: Was hat die Bundesregierung denn 
für eine Meinung? — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

— Meine Damen und Herren, wir reden über die 
Situation der Menschen in den neuen Ländern, 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Natürlich! — Eckart 
Kuhlwein [SPD]: Eben deshalb! — Weitere 

Zurufe von der SPD) 

und da sind wir alle miteinander in der Verantwor-
tung. — Wenn die Vorsitzende der Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder bei der Anrechnung der Beschäfti-
gungszeiten für die Krankenschwestern und Kran-
kenpfleger vor dem für nächste Woche vereinbarten 
Tarifgespräch keinerlei Bewegung in der Sache zeigt, 
dann mag sie das den Betroffenen selbst erklären. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Rudolf  Dreßler [SPD]: Unfug! — Weitere Zu

-

rufe von der SPD) 

Ich jedenfalls stehe zu der auch von mir unterschrie-
benen „Berliner Erklärung", die sich für eine unein-
geschränkte Anerkennung der Dienstjahre für die 
Krankenschwestern und die Krankenpfleger aus-
spricht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe nicht das geringste Verständnis für die poli-
tische Diskriminierung des Pflegepersonals. Wer die-
sem, so wie Frau Simonis es Anfang dieser Woche 
getan hat, vorwirft, es sei längst — ich zitiere — „nicht 
so weiß gestärkt und fleckenlos, wie es glauben ma-
chen wolle", wer also allen Mitarbeitern des ehemali

-

gen DDR-Gesundheitswesens Stasi-Verflechtung und 
SED-Hörigkeit unterstellt, der zeigt keinerlei Bereit-
schaft zu fairen Tarifverhandlungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Frau Mi-
nisterin, sind Sie bereit, eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Jungmann zu beantworten? 

Gerda Hasselfeldt, Bundesministerin für Gesund-
heit: Ja; bitte sehr. 

Horst Jungmann (Wittmoldt) (SPD): Frau Ministe-
rin, sind Sie bereit, zuzugeben, daß Ihr letzter Satz 
eine Interpretation Ihrerseits der Aussage von Frau 
Simonis war, und können Sie hier für die Bundesre-
gierung versichern, daß auch der Innenminister, der 
Teil des Tarifpartners Arbeitgeber ist, Ihre Berliner 
Erklärung so unterstützt und bei den Tarifverhand-
lungen so durchsetzen will, wie Sie das hier angedeu-
tet haben? 

(Beifall des Abg. Eckart Kuhlwein [SPD]) 

Gerda Hasselfeldt, Bundesministerin für Gesund-
heit: Herr Kollege, ich habe Frau Simonis zitiert, so 
wie es wörtlich in der Zeitung als ein Zitat von ihr 
gestanden ist, 

(Widerspruch des Abg. Horst Jungmann 
[Wittmoldt] [SPD]) 

nämlich, daß sie dem Pflegepersonal vorwirft — ich 
zitiere —, es sei nicht so weiß gestärkt und fleckenlos, 
wie es glauben machen wolle. Sie wissen, daß in die-
ser Aussage auch die Verbindung mit SED- und Stasi-
Anhängerschaft getätigt wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Diese pauschale Verunglimpfung lassen wir auf den 

Schwestern und Pflegern, die tagtäglich ihre Arbeit an 
den Patienten tun, nicht sitzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Was hat der Bundesinnenminister ge

-

sagt?) 
Zum zweiten: Sie wissen, daß ich mich in der Frage 

der Anerkennung der Beschäftigungszeiten der Kran-
kenschwestern und Krankenpfleger mit den Länder-
kollegen und mit den Verbänden in Berlin zusammen-
gesetzt habe und wir einmütig diese „Berliner Erklä-
rung" mitverabschiedet haben, daß aber für die Tarif-
verhandlungen in dieser Frage nicht federführend die 
Bundesregierung tätig ist, sondern eben die Tarifge-
meinschaft Deutscher Länder. 

(Manfred Reimann [SPD]: Gott sei Dank!  — 
Hans-Joachim  Fuchtel [CDU/CSU]: Das ha

-

ben die auch noch nicht kapiert! — Klaus 
Kirschner [SPD]: Welche Meinung haben 
denn der Bundesinnenminister und der Fi

-

nanzminister?) 
Abgesehen von den 230 Millionen DM, die für Bun-

desleistungen nach dem Mutterschutzgesetz bereit-
gestellt werden, dominieren bei den Gesundheitsaus-
gaben des Einzelplans 15 mit rund 58 Millionen DM 
nach wie vor die Ausgaben für die Aids-Bekämp-
fung. 
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Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Entschul-
digung, ich muß Sie noch einmal unterbrechen. Der 
Abgeordnete will wissen, ob er noch eine Frage stel-
len darf. 

(Widerspruch bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Gerda Hasselfeldt, Bundesministerin für Gesund-
heit: Entschuldigung, ich habe beide Fragen beant-
wortet. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Die Frage zum Innen

-

minister haben Sie noch nicht beantwor

-

tet!) 

Wenn der Abgeordnete darüber hinaus noch etwas 
wissen will, bitte sehr. 

(Dr. Paul Hoffacker [CDU/CSU]: Der kann ja 
nicht fragen; das ist ja das Problem!) 

Ich habe gesagt, welche Meinung ich vertrete. 

(Dr. Paul Hoffacker [CDU/CSU]: Herr Dreß

-

ler will ja nur provozieren!) 

Und diese Meinung ist auch mit dem Bundesinnenmi-
nister abgestimmt. 

(Zuruf des Abg. Rudolf Dreßler [SPD]) 

Aber federführend zuständig ist die Tarifgemein-
schaft Deutscher Länder. Deshalb können Sie, wenn 
Sie etwas für die Schwestern und Pfleger tun wollen, 
Ihren Einfluß bei Ihrer Parteikollegin Frau Simonis 
geltend machen. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Als ob die Simonis die 
Unterschrift geleistet hätte! So ein Quatsch! 

Das ist wirklich Quatsch!) 

Ich bitte, mit meinem Beitrag fortfahren zu dürfen. 
Ich sprach von den Mitteln für die Aids-Bekämpfung. 
Dieser hohe Einsatz für die Aids-Bekämpfung gilt 
trotz der seit langem geplanten Mittelreduzierung. 
Meine Vorrednerin hat darauf hingewiesen. 

Selbst die immer wieder aufflackernde Kritik an 
dieser Mittelreduzierung ändert nichts daran, daß die 
Aids-Bekämpfung keine vom Bund zu finanzierende 
Daueraufgabe ist. Trotzdem haben wir dafür gesorgt, 
daß die bisher von uns geförderten Modellprojekte 
von den Ländern und Kommunen weitergeführt wer-
den können. Diese werden jetzt einen Großteil der 
Stellen selbst weiterführen. Viele werden in die Re-
gelfinanzierung übernommen. Der Bund wird seiner-
seits mit über 20 Millionen DM einen Schwerpunkt in 
den neuen Ländern setzen. 

Natürlich ist mir bewußt, daß mit diesem Haushalts-
ansatz nicht alle Wünsche erfüllt werden können. Der 
trotz anderer finanzverfassungsrechtlicher Vorgaben 
fortgesetzte Mitteleinsatz des Bundes im Bereich der 
Aids-Bekämpfung sollte aber kein Anlaß zur Klage, 
sondern Ansporn zu ergänzendem finanziellem Enga-
gement der Länder sein. 

Dies gilt auch für die Drogenbekämpfung, eine der 
größten gesellschaftlichen Herausforderungen unse-
rer Tage. 1991 starben bis August bundesweit 1 226 
Menschen an den Folgen ihrer Drogensucht. Das sind 
jetzt schon 475 Drogentote mehr als im gleichen Vor-
jahreszeitraum. 

Selbstverständlich werden wir auch im nächsten 
Jahr umfangreiche Mittel zur Drogenbekämpfung zur 
Verfügung stellen. Insgesamt stehen im Haushalt der 
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung dafür 
rund 30 Millionen DM bereit, für die Drogenaufklä-
rung zusätzlich 6 Millionen DM. 

Weitere Schwerpunkte sind die Modellmaßnahmen 
in der Psychiat rie sowie zur besseren Versorgung von 
Krebspatienten und chronisch Kranken. Insgesamt 
stehen dafür über 70 Millionen DM zur Verfügung. 
Nicht zuletzt werden wir den Aufbau einer Spender-
datei für Knochenmarktransplantationen mit etwa 
12 Millionen DM unterstützen. 

Fast alle Einzelansätze enthalten besondere Aufga-
benschwerpunkte für die neuen Länder, z. B. für den 
Aufbau neuer Tumorzentren und onkologischer 
Schwerpunkte, für die Förderung von Herz- und 
Rheumazentren, für Maßnahmen zur Versorgung von 
Diabetikern, für psychiat rische Modellmaßnahmen 
oder auch für Aufbau- und Beratungshilfen. 

Dies ist geboten, um unserem Ziel gerecht zu wer-
den, möglichst schnell die gesundheitliche Versor-
gung dem Niveau der westlichen Bundesländer anzu-
passen. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Jetzt hören wir etwas 
zur Gesundheitsreform!) 

Vorschnelle Interpretationen, Herr Kollege Dreßler, 
und leichtfertige Pauschalurteile sind auch in der Ge-
sundheitspolitik wenig hilfreich. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Rudolf  Dreßler [SPD]: Jetzt hören wir etwas 

zur Selbstbeteiligung!) 

Sie haben heute in Ihrem Beitrag davon gespro-
chen, daß die Gesundheitsreform gescheitert sei. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Ich habe nur Fragen 
gestellt!) 

Ich darf Sie daran erinnern, Herr Kollege Dreßler, daß 
Sie vor drei Jahren gesagt haben — ich zitiere Sie —, 
das Gesundheits-Reformgesetz sei ein Gesetz „zur 
Zerstörung der sozialen Krankenversicherung". Ich 
frage Sie heute: Wo ist denn die soziale Krankenver-
sicherung zerstört worden? 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Sie müssen weiter zi

-

tieren, nicht nur diesen einen Satz!) 

Wir haben nach wie vor ein Krankenversicherungssy-
stem, um das wir weltweit beneidet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Rudolf  Dreßler [SPD]: Nicht nur den einen 

Satz! Sie müssen weiter zitieren!) 

Ich verstehe natürlich gut, daß Sie sich heute ange-
sichts der Erfolge 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Wie bitte? Ich höre 
„Erfolge"!) 

— ich komme gleich darauf — auf andere Spekulatio-
nen zurückziehen und nunmehr das Scheitern der 
Gesundheitsreform verkünden. 

(Zurufe von der SPD) 
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Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine leb-
hafte Debatte ist ja wünschenswert. Aber ich bitte 
doch sehr, es nicht zu übertreiben. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Die Ministerin pro

-

voziert ja, Herr Präsident! — Rudolf Dreßler 
[SPD]: Ich höre immer „Erfolge"! Ich möchte 

gern wissen, welche!) 

Gerda Hasselfeldt, Bundesministerin für Gesund-
heit: Das kann ich überhaupt nicht, Herr Kollege. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Frau Mi-
nisterin, fahren Sie fort. 

Gerda Hasselfeldt, Bundesministerin für Gesund-
heit: Ich frage Sie heute, Herr Dreßler: Wo ist denn 
dieses Gesetz gescheitert, wenn die Beitragssätze, die 
sich jahrelang und permanent nach oben bewegt ha-
ben, mit dem Gesundheits-Reformgesetz nicht nur 
stabil gehalten, sondern sogar gesenkt werden konn-
ten? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Rudolf  Dreßler [SPD]: Unfaßbar! — Klaus 

Kirschner [SPD]: Selbstbeteiligung!) 

Ich frage Sie: Wie kommen Sie denn zu der Äußerung, 
daß das Festbetragssystem gescheitert sei, 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Weil im Gesetz 80 % 
steht und Sie nur 30 % erreicht haben! Nach 
Adam Riese ist das ein Minus von 50%!) 

wenn im Ergebnis jetzt schon, obwohl noch nicht alles 
umgesetzt ist, feststellbar ist, daß damit Einsparungen 
in Höhe von etwa 1 Milliarde DM zu verzeichnen wa-
ren, und zwar ungefähr die Hälfte bei den Kranken-
kassen und die andere Hälfte bei den Versicherten, 
weil die persönliche Zuzahlung wegfällt? 

Dies ist nicht ein Scheitern, sondern es ist ein Erfolg 
dieser Gesundheitsrefom für die Versicherten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Hans-Joachim  Fuchtel [CDU/CSU]: Dreßler 
lag falsch! — Rudolf Dreßler [SPD]: Unglaub

-

lich! — Klaus Kirschner [SPD]: Sie sind ge

-

scheitert!) 

Dabei leugne ich überhaupt nicht die Gefahren 
—das will ich deutlich sagen — , die sich aus der Ent-
wicklung der Einnahmen und Ausgaben in der ge-
setzlichen Krankenversicherung ergeben. Nach den 
jetzt vorliegenden Finanzergebnissen für das erste 
Halbjahr 1991 setzt sich die nunmehr schon seit über 
einem Jahr anhaltende expansive Ausgabenentwick-
lung ungebrochen fort. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Das ist der „Er

-

folg" !) 

—Ich habe gesagt: Ich leugne nicht die Gefahren, die 
dahinterstehen. Diese schleichende Aufzehrung der 
bisherigen Beitragsentlastungen kann nicht tatenlos 
hingenommen werden. Darüber sind wir uns im kla-
ren. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Jetzt geht es los!  — 
Klaus  Kirschner [SPD]: Jetzt hören wir die 

Vorschläge!) 

Noch gehe ich allerdings davon aus, daß die zur 
Steuerung der Ausgabenentwicklung bereitstehen-
den Instrumente, die im Gesundheits-Reformgesetz 
enthalten sind, umgesetzt werden. Dabei geht es vor 
allem um die Einführung wirksamerer Wirtschaftlich-
keitsprüfungen im ambulanten und stationären Be-
reich, 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Aha!) 

es geht um die Reduzierung des überhöhten Arznei-
mittelkonsums mit Hilfe von Richtgrößen, 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Donnerwetter! Ein 
Gesetzentwurf jagt den anderen!) 

und es geht um die Verbesserung der Kosten- und 
Leistungstransparenz. 

Dafür sind gute Instrumente im Gesundheits-Re-
formgesetz vorhanden; nur müssen sie auch umge-
setzt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie können gern dabei mithelfen, indem Sie Ihren Ein-
fluß auf die Selbstverwaltungspartner ausüben, damit 
sie ihrer Aufgabe, die ihnen durch das Gesundheits

-
Reformgesetz zugewiesen wurde, tatsächlich gerecht 
werden. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Was machen Sie ei

-

gentlich, gnädige Frau? Wofür sind Sie zu

-

ständig?) 

Dort, wo die Gesundheitspolitik durch zusätzliche 
Reformschritte weitere Einsparpotentiale erschließen 
kann, wird und muß dies mit besonderem Nachdruck 
geschehen. Dies gilt sowohl für die dringend erforder-
liche Krankenhausreform als auch für die Organisati-
onsreform. Hier sind wir bei der Erarbeitung. Einige 
Elemente hat die Frau Kollegin ja schon angespro-
chen. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Nennen Sie mal ein 
paar Grundgedanken!) 

Gleichzeitig bleibe ich bei meinem Vorschlag, nicht 
nur die Bürgerinnen und Bürger in den neuen Län-
dern, sondern alle durch eine Korrektur der Zuzah-
lungsregelung für Arzneimittel vor unsozialen Bela-
stungen zu schützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Rudolf  Dreßler [SPD]: Mit wem unterhalten 
Sie sich jetzt, mit der FDP oder der CDU/ 

CSU?) 

Meine Vorschläge dazu sind bekannt: Entweder re-
duzieren wir die bisher vorgesehene 15%ige Eigenbe-
teiligung auf 10 % 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Also doch geschei

-

tert!) 

oder wir verlängern die zur Zeit gültige Rezeptge-
bührregelung für einige Jahre. 

In jedem Fall — ich sage das hier deutlich — will ich 
ein Versprechen halten, nämlich: Für Festbetragsarz-
neimittel darf es keine Zuzahlung geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Gesundheitspolitik geht natürlich weit über die 
hier diskutierten Finanzierungsfragen hinaus. Ge-
sundheit läßt sich in aller Regel nicht einfach kaufen. 
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Bundesministerin Gerda Hasselfeldt 

Nicht jede Krankheit kann durch Geld geheilt wer-
den. Aber beide sind für jeden von uns beeinflußbar. 
Vorbeugen ist immer besser als Heilen. 

(Zurufe von der SPD) 

Politik für unsere Gesundheit darf sich deshalb 
nicht nur auf die Krankenkassenpolitik beschränken, 
so unumstritten wichtig diese zur Zeit ist. Ebensowe-
nig darf sie auf vermeintlich erzieherische Maßnah-
men des Lohnabzugs im Krankheitsfall herunterge-
brochen werden. Krank zu sein darf nicht mit dem 
Vorwurf belastet werden, versagt zu haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Kranke bedürfen nicht nur materieller, sie bedürfen 
vor allem auch unserer menschlichen Solidarität. 
Hierfür steht die Politik der Bundesregierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Rudolf  Dreßler [SPD]: Hurra, hurra, hurra!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat Herr Abgeordneter Kirschner. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Jetzt kommt endlich 
wieder Sachlichkeit in die Debatte! — Zuruf 
von der CDU/CSU: Der Schattenminister!) 

Klaus Kirschner (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Gestatten Sie, daß ich eine Berner-
kung zu den vorherigen Kurzinterventionen des Kol-
legen Schreiner und des Herrn Kauder mache. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das würde ich lie

-

ber nicht machen!) 

— Ich mache das sehr wohl. — Herr Kauder, Sie wis-
sen genau, daß die CDU Baden-Württembergs — Sie 
vertreten ja diese Partei, und Sie sollen ja in nächster 
Zeit ein besonderer Repräsentant werden  — 

(Gerd  Andres [SPD]: Was? Steigt der schon 
auf? — Rudolf Dreßler [SPD]: Haben die 

keine besseren Leute mehr?) 

erklärt hat — er wird Generalsekretär — , daß sie das 
Thema Asyl zum Wahlkampfthema für die Landtags-
wahlen in Baden-Württemberg machen wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Um die Unglaub

-

würdigkeit der SPD zu zeigen!) 

Ich liege nicht falsch, wenn ich dazu feststelle: Das 
Thema wird deshalb so hochgespielt, weil Sie damit in 
Baden-Württemberg von den Skandalen der früheren 
Regierung Späth ablenken wollen. Dieses Thema 
kommt Ihnen gerade recht, weil Sie damit die Schul-
denpolitik, die Wohnungsmisere usw. vertuschen 
wollen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Schon wieder Neid und Mißgunst!) 

Mein Kollege Dreßler hat in seiner sozialpolitischen 
Grundsatzrede daran erinnert, daß diese Republik 
auch eine Gesundheitsministerin hat. Ich denke, es 
tut not, daß man daran erinnert. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Weil ihr ein so 
schlechtes Gedächtnis habt!) 

Die Gesundheitsministerin fällt nämlich vor allem 
durch eines auf: durch beharrliches Schweigen zu den 
drängendsten gesundheitspolitischen Problemen, 

(Beifall bei der SPD) 

ob es um das Gesundheits-Reformgesetz geht, Arznei-
mittelfestbeträge — wo sind denn Ihre konkreten Vor-
schläge? —, 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Wo sind sie denn? 
Fehlanzeige!) 

die Organisationsreform der Krankenversicherung 
oder das Thema Pflegenotstand. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Fehlanzeige!) 

Dieses Gesundheitsministerium gleicht einem Trappi-
stenkloster, wenn es um konzeptionelle Vorschläge 
zur Lösung von Problemen geht. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Haben Sie 
eine Ahnung von einem Trappistenkloster! 

Haben Sie eine Ahnung!) 

Beweisen Sie uns, daß wir unrecht hatten mit unse-
rer Auffassung, daß es falsch ist, die Kompetenz für 
die Krankenversicherung aus dem Bundesarbeitsmi-
nisterium herauszulösen! Ihre Meinung bzw. die der 
Bundesregierung war ja, daß eine konzeptionelle 
Neugestaltung von Gesundheitspolitik nach der 
Übertragung aller gesundheitspolitischen Kompeten-
zen auf ein einziges Ministe rium der Gesundheitspoli-
tik besser bekomme. 

Bis jetzt ist nur eines deutlich: Die Übernahme der 
Kompetenz für die Krankenversicherung, die sich die 
Ministerin so sehnlich gewünscht hatte, hat bisher 
nicht zu Taten geführt. Diese aber wären d ringendst 
notwendig angesichts der Herausforderungen, vor 
denen die Gesundheitspolitik steht. 

Allerdings: In diesem Bereich haben Sie ein schwe-
res Erbe angetreten, hat doch Ihr Vorgänger, der Kol-
lege Blüm, in Wahrnehmung seiner Kompetenzen er-
hebliches Unheil angerichtet. Das Stichwort Gesund-
heits-Reformgesetz steht für vieles. 

Dieses Gesundheits-Reformgesetz ist nicht nur als 
eines der öffentlich und intern am heftigsten umstrit-
tenen Gesetzeswerke dieser Koalition in die Annalen 
des Deutschen Bundestags eingegangen; es ist auch 
jenes Gesetz, Frau Minister, dessen Scheitern schon 
24 Monate nach Inkrafttreten an Hand von belegba-
ren Zahlen offenkundig geworden ist. Sie haben mit 
diesem Gesetz keine strukturellen Ursachen für die 
überschäumenden Gesundheitskosten beseitigt. Sie 
haben Kranke zur Kasse gebeten, Versicherten die 
Leistungen gekürzt, aber die eigentlichen Quellen, 
die die Kosten verursachen, weitestgehend unangeta-
stet gelassen; und das wissen Sie. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo liegen die 
denn, Herr Kollege Kirschner?) 

Wann begreifen auch Sie endlich, daß das Betreiben 
von Kostendämpfungspolitik, bei der die Patienten 
zur Kasse gebeten werden, ein Kurieren von Sympto-
men bedeutet und nur tatsächliche Strukturverände-
rungen im Sinne einer Reform weiterhelfen können? 

Ich habe Ihnen bei der Verabschiedung des Ge-
sundheits-Reformgesetzes am 25. November 1988 
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Klaus Kirschner 

prophezeit: Binnen zweier Jahre reden wir in diesem 
Haus über die nächste Kostenwelle im Gesundheits-
wesen. — Das ist eingetreten. Zwei Jahre später, im 
ersten Halbjahr 1991, stehen die Krankenkassen vor 
einem Defizit von 3,5 Milliarden DM. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wo?) 

—Lesen Sie doch einmal die Ergebnisse der Spitzen-
verbände der GKV nach! 

(Dr. Paul Hoffacker [CDU/CSU]: Auf welche 
Zahlen berufen Sie sich denn? — Weiterer 
Zuruf von der CDU/CSU: In den alten oder in 

den neuen Ländern?) 

—Hier in den alten Bundesländern. Sie kennen doch 
die Statistik KV 45. 

(Dr. Paul Hoffacker [CDU/CSU]: Das ist doch 
nur statistischer Müll! Das sind doch keine 
präzisen Zahlen! Das weiß der doch ge

-

nau!) 

Wer hat denn hier geflunkert, und wer hat denn hier 
die Wahrheit gesagt? 

Meine Damen und Herren, die Öffentlichkeit führt 
eine breite Diskussion über die neue Kostenwelle im 
Gesundheitswesen; die Ministe rin äußert sich nicht 
dazu, wie sie diese in Griff bekommen will. Sie bieten 
weder Vorschläge an, noch lassen Sie erkennen, daß 
Sie sich zu einer grundlegenden Strukturreform unse-
res Gesundheitswesens durchgerungen haben. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist noch nicht einmal 
klar, ob Sie bereit und in der Lage sind, das in der 
Regierungserklärung gegebene Versprechen einzu-
lösen, eine Teilreform des Gesundheitswesens, näm-
lich die Organisationsreform der Krankenversiche-
rung, in Angriff zu nehmen und auch durchzusetzen. 
Ich gebe allerdings zu: Das, was in Ihrer Koalitionsver-
einbarung steht, ist nichts anderes als der Versuch der 
Quadratur des Kreises. Auch das ist sicherlich eines 
der Probleme, vor denen Sie stehen. 

Meine Damen und Herren, man geht nicht fehl, 
wenn man die Prophezeiung wagt, daß im Jahre 1992, 
spätestens 1993 bei diesem Ausgabentrend in der ge-
setzlichen Krankenversicherung auf breiter Front eine 
erneute spürbare Beitragssatzerhöhung befürchtet 
werden muß. Frau Ministe rin, was gedenken Sie zu 
tun? Sie haben hier keine Antworten gegeben. 

Kernelemente des sogenannten Gesundheits-Re-
formgesetzes waren und sind die Festbeträge, hier vor 
allem im Arzneimittelbereich. Ich will daran erinnern, 
daß die Koalition bei der Verabschiedung des Geset-
zes versprochen hat, daß 80 % des Arzneimittelmark-
tes unter das Instrument der Festbeträge fallen wür-
den. Dies sollte zum Ende dieses Jahres erledigt sein. 
Der Kollege Thomae lacht; er weiß, warum. 

Der derzeitige Anteil der festbetragsfähigen Präpa-
rate von knapp 30 To  des Marktes wird nicht wesent-
lich gesteigert werden können. Alle Fachleute sind 
sich darin einig: Das Instrument ist weitestgehend 
ausgereizt. Tatsächlich werden also nur ca. 35 T.  des 
gesamten Arzneimittelmarktes festbetragsfähig. Es ist 
also genau das eingetreten, was uns die Experten bei 
der Anhörung im Ausschuß zu dem damaligen Ge-
setzentwurf gesagt haben, was Sie nicht wahrhaben 
wollten. 

Das heißt aber, daß ab 1. Januar des kommenden 
Jahres für die restlichen Präparate — das sind immer-
hin weit mehr als 60 % — die erhöhte Selbstbeteili-
gung von 15% — höchstens 15 DM — je Medikament 
fällig wird. Wissen Sie eigentlich, meine Damen und 
Herren, was dies für die Kranken bedeutet? — 

(Dr.  Peter Struck [SPD]: Nein, das wissen die 
nicht!) 

Ein abermaliges Abkassieren in Milliardenhöhe. 

(Zuruf von der SPD: Schrecklich!) 

Ich will keinen Zweifel daran lassen: Die SPD-Frak-
tion wird alles in ihren Kräften Stehende tun, um das 
Inkrafttreten dieser unsozialen Regelung zu Beginn 
des neuen Jahres zu verhindern. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir werden noch in diesem Monat einen Gesetzent-
wurf einbringen, mit dem das Inkrafttreten der 
15%igen Verordnungsgebühr je Medikament zu-
nächst um drei Jahre verschoben wird. Wir werden 
Sie, meine Damen und Herren von der Koalition, dann 
zwingen, hier Farbe zu bekennen, 

(Dr. Paul Hoffacker [CDU/CSU]: Aua!) 

hier erneut über Ihren unsinnigen Beschluß zu dieser 
Rezeptgebühr abzustimmen. Eine Verschiebung von 
drei Jahren bedeutet drei Jahre Zeit für eine wirkliche 
Neuordnung des Arzneimittelmarktes in der kassen-
ärztlichen Versorgung. Ich meine, dies ist d ringendst 
notwendig. 

Festbeträge sind auch in ihrer strukturell-finanz-
wirtschaftlichen Zielsetzung gescheitert. Sie sollten 
einen Beitrag zur Stabilisierung der Arzneimittelaus-
gaben unserer Krankenkassen leisten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Haben sie 
auch!) 

Diesen Beitrag haben sie nicht geleistet. 

Im Gegenteil: Die Arzneimittelausgaben der Kran-
kenkassen sind so hoch wie nie. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Herr Kirschner, 
die Preise der Präparate wurden doch ge

-

senkt!) 

— Schauen Sie sich doch einmal die Statistik an. Im 
ersten Halbjahr 1991 wurden von der Krankenversi-
cherung fast 9 % mehr Geld für Arzneimittel ausgege-
ben. Das können Sie doch nicht wegdiskutieren. 
Schauen Sie sich die Finanzentwicklung doch einmal 
an! Das kann nicht als Erfolg des Festbetragskonzep-
tes bewertet werden, sondern es ist der Beweis des 
Scheiterns dieses Konzeptes und nichts anderes. Ha-
ben Sie wirklich geglaubt, die bundesdeutsche Phar-
maindustrie hätte auf einmal ihr Ziel aufgegeben, aus 
dem Arzneimittelmarkt dieses Landes herauszuholen, 
was herauszuholen ist, nur weil Sie Festbeträge ein-
geführt haben? 

Das, was die Arzneimittelindustrie an Preisein-
bußen auf dem Markt für Festbetragsarzneimittel hat 
hinnehmen müssen, wurde durch Umsatzsteigerung 
bei weitem wieder ausgeglichen. Die Zahl der Arznei-
mittelverordnungen ist deutlich gestiegen. Um 11 
ist der Arzneimittelumsatz der Apotheken gestiegen. 
Absatzförderung nennt man so etwas. 
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Wir brauchen ein neues Konzept. Wir brauchen 
Preisverhandlungen zwischen pharmazeutischer In-
dustrie und Krankenkassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir brauchen auf der Basis dieser Preisverhandlun-
gen endlich eine Positivliste der verordnungsfähigen 
Präparate, so wie dies auch in anderen Ländern üblich 
ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist das All

-

heilmittel der Medizin! — Da freuen sich die 
Patienten!)  

Es gibt auch noch ein zweites Element des soge-
nannten Gesundheits-Reformgesetzes, das vor allen 
Dingen die FDP-Fraktion geradezu euphorisch als 
ausgabenstabilisierend gefeiert hat. Ich rede von der 
angeblich steuernden Wirkung der Selbstbeteiligung. 
In einem Bereich Ihres Konzeptes haben Sie die 
Selbstbeteiligung drastisch erhöht. Ich erinnere an 
die Versorgung mit Zahnersatz. Statt früher 20 % hat 
nunmehr der Patient 40 % der Leistungen aus eigener 
Tasche zu zahlen. Sie versprachen sich davon eine 
sachgerechtere — gemeint war zurückhaltendere — 
Inanspruchnahme von Zahnersatzleistungen. Um die 
soziale Grobheit dieses Instruments noch zu verstär-
ken, haben Sie mit der Erhöhung der Selbstbeteili-
gung zugleich auch noch das Kostenerstattungsprin-
zip eingeführt. 

Nach zwei Jahren kann die Frage, ob Selbstbeteili-
gung steuernd wirkt oder nicht, nun auch von Ihnen 
beantwortet werden. An Hand von Zahlen belegbar 
kann Ihre Antwort nur so lauten, wie die unsere be-
reits vor zwei Jahren lautete: Selbstbeteiligung wirkt 
nicht steuernd, Selbstbeteiligung ist lediglich eine zu-
sätzliche Finanzierungsquelle, eine Umverteilung von 
der Solidargemeinschaft zum Geldbeutel des einzel-
nen Versicherten. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, die höchsten Steige-
rungsraten bei den großen Kostenblöcken der Kran-
kenkassen liegen genau in jenen Bereichen, wo Sie 
die Kostenerhöhung durch hohe Selbstbeteiligung 
haben verhindern wollen: beim Zahnersatz mit sage 
und schreibe 15,3 % im ersten Halbjahr 1991. 

Meine Damen und Herren, die Sicherung der ge-
sundheitlichen Versorgung der Bevölkerung in den 
ostdeutschen Bundesländern stand unter dem Motto 
„West gleich gut — Ost gleich schlecht". So wurden 
die Polikliniken ruiniert, ohne zu prüfen, ob nicht eine 
Reihe von ihnen einen sinnvollen Beitrag zur ambu-
lanten Versorgung leisten könnten, ohne Rücksicht 
auf die Patienten, ohne Rücksicht auf die dort Beschäf-
tigten. 

(Zuruf von der SPD: So ist es! — Zuruf von 
der CDU/CSU: Sie reden doch über eine tote 

Leiche!) 

Diese Polikliniken wurden ausschließlich auf dem Al-
tar der standespolitischen Interessen der westdeut-
schen Ärzteschaft geopfert. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Leider wahr! Rich

-

tig!) 

Das ist die Sachlage. 

Damit es klar ist: Wir kommen nicht auf die Idee, im 
Gebiet der alten Bundesrepublik Polikliniken einzu-
richten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wäre konse-
quent!) 

Aber, meine Damen und Herren, neue Formen der 
ärztlichen Versorgung, die auch mittlerweile, Herr 
Kollege Dr. Altherr, selbst in weiten Kreisen der Ärz-
teschaft diskutiert werden, durch Umbau von Polikli-
niken zunächst einmal in einer sinnvollen Form zu 
erproben wäre doch möglich gewesen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch ge

-

macht worden! Sie sind doch zu Gemein

-

schaftspraxen umgebaut worden!) 

Es wurde durch Ihre Politik erstickt und unmöglich 
gemacht. Auch hier gilt: Sie haben keine Kraft zur 
politischen Neugestaltung. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie treiben nicht, Sie sind die Getriebenen. Sie über-
lassen die Dinge sich selbst. Sie überlassen sie den 
Interessengruppen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das glaubt kein 
Rottweiler!) 

Was konnte dies deutlicher unter Beweis stellen als 
der durch Ihre Politik mit herbeigeführte Pflegenot-
stand in den ostdeutschen Kliniken? 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Sie haben der Entwicklung tatenlos zugesehen und 
erst eingegriffen, als der Kollaps unmittelbar bevor-
stand. Frau Ministerin, das, was Sie hier gerade ge-
sagt haben, bedeutet doch nichts anderes, als daß Sie 
sich hinter den Tarifvertragsparteien verstecken, ob-
wohl doch die Bundesregierung mit am Tisch geses-
sen hat 

(Beifall bei der SPD) 

und jene Regelung mit beschlossen hat, die eine so 
ungerechte Entlohnung der Krankenpflegekräfte und 
anderer Gesundheitsfachberufe in den ostdeutschen 
Ländern bewirkte. 

Meine Damen und Herren, ein besonders trauriges 
Beispiel Ihrer gesundheitspolitischen Untätigkeit bie-
tet die Situation unserer psychisch kranken Mitbür-
ger. Fast 16 Jahre sind vergangen, seit die von die-
sem Haus eingesetzte Psychiatrie-Enquetekommis-
sion ihre richtungsweisenden Empfehlungen zur Ver-
besserung der Versorgung psychisch Kranker unter-
breitet hat. 

Elf Jahre sind vergangen, seitdem die sozialliberale 
Koalition in einem Modellprogramm „Psychiatrie" 
versucht hat, neue fortschrittlichere Formen der psy-
chiatrischen Versorgung zu erproben. 

Nichts ist seitdem geschehen, was einen wirklichen 
Durchbruch bedeutet hätte. Im Gegenteil, vieles, was 
sich im Modellprogramm der sozialliberalen Koalition 
als sinnvoll erwiesen hat, haben Sie wieder vor die 
Hunde gehen lassen; denn Sie haben sich geweigert, 
die notwendigen Verbesserungen in das Recht der 
gesetzlichen Krankenversicherung zu übernehmen. 

Ich will hier daran erinnern, daß die SPD-Bundes-
tagsfraktion zweimal gemeinsam mit den SPD-regier- 
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ten Ländern entsprechende Gesetzentwürfe in die-
sem Hause und im Bundesrat zur Abstimmung gestellt 
hat. Zweimal hat Ihre Mehrheit, haben Sie diese Ge-
setzentwürfe abgelehnt. 

Ich sage Ihnen hier heute zu: Wir werden einen wei-
teren Anlauf nehmen. Wir werden unsere Initiative 
zur Verbesserung der Versorgung psychisch Kranker 
wiederholen. 

Können Sie sich eigentlich nicht vorstellen, wie Ihre 
politische Untätigkeit auf die in der Psychiatrie Be-
schäftigten wirkt, auf Ärztinnen und Ärzte, auf Pflege-
rinnen und Pfleger und auf das sonstige Personal, die 
sich unter unsäglichen Mühen und nicht immer guten 
Voraussetzungen abrackern, eine vernünftige psych-
iatrische Behandlung zustande zu bringen? Auch zu 
diesem Problem: Schweigen von der Ministerin, nicht 
der Hauch einer Andeutung, wie sie diesen Proble-
men gerecht werden will. 

Die Auswirkungen des sogenannten Gesundheits

-

Reformgesetzes, die Neugestaltung des Gesundheits-
wesens in den ostdeutschen Bundesländern und die 
psychiatrische Versorgung — drei ausgewählte Pro-
blemkreise des Gesundheitswesens, an denen sich 
schlagend beweisen läßt, daß diese Bundesregierung 
und diese Ministe rin über kein gesundheitspolitisches 
Konzept verfügen, daß Gesundheitspolitik in dieser 
Regierung praktisch nicht stattfindet. 

(Dr. Paul Hoffacker [CDU/CSU]: Sie haben 
den Haushaltsplan nicht gelesen, über den 
Sie jetzt sprechen! Sie reden wider besseres 

Wissen!) 

Wie könnte ich da so vermessen sein und annehmen, 
diese Bundesregierung hätte auf dem so schwierigen 
Feld der Organisationsreform der Krankenversiche-
rung, das ebenfalls dringendst einer Lösung zugeführt 
werden muß, auch nur die Andeutung eines Konzep-
tes oder gar dezidierte Vorstellungen? 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
— dieses Urteil ist wirklich nicht ungerecht — ist auf 
dem Gebiet der Gesundheitspolitik handlungsunfä-
hig. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr. Thomae. 

Dr. Dieter Thomae (FDP) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Die Einheit 
Deutschlands besteht ein Jahr. Ich denke, unser gro-
ßes gesundheitspolitisches Ziel, was wir uns vorge-
nommen haben, das System und den Standard unse-
rer Versorgung auf die neuen Bundesländer zu über-
tragen, ist weitgehend gesichert. 

Natürlich bekennen wir, daß es noch Schwierigkei-
ten gibt, daß Probleme vorhanden sind. Im groben 
aber können wir sagen, die gesundheitliche Versor-
gung ist gesichert, nicht nur in Allgemeinpraxen, son-
dern durch eine vernünftige Umwandlung der Polikli-
niken auch in Ärztehäusern. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das ist nicht nur ein Erfolg der Selbstverwaltungs

-

organe in diesem Lande, sondern auch ein Erfolg der 

Ministe rin hier in Bonn. Dafür sollten wir auch einmal 
danken. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es war gar nicht so ein-
fach, diese Strukturen zu verändern. Denken Sie doch 
einmal daran, wie von seiten der SPD ihre Theo rien 
übertragen werden sollten. Ich denke, die Übertra-
gung der Apotheken in privaten Besitz hat sicherlich 
erheblich dazu beigetragen, daß die Bürger der neuen 
Bundesländer nun die Arzneimittel bekommen, die 
auch wir hier auf dem Markt haben, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

und heute hochwertige Arzneimittel zur Versorgung 
in Anspruch nehmen können. 

Unser freiheitliches Gesundheitswesen hat sich 
auch drüben bewährt, und das, meine Damen und 
Herren, trotz der großen Unkenrufe auch von seiten 
der Opposition. Ich bin sehr froh, daß wir heute sagen 
können, daß sich der Beitragssatz von 12,8 %, den wir 
damals dort eingeführt haben, bewährt hat. Seit weni-
gen Tagen liegt die Statistik auf dem Tisch, und wir 
erkennen, daß die Einnahmen knapp über den Aus-
gaben liegen. Man kann auch dies sagen: Hier hat das 
Ministerium sauber gearbeitet, hat vernünftig kalku-
liert und hat dadurch auch die Versorgung sicherge-
stellt. Die Opposition hat in dieser Beziehung erhebli-
che Unterstützung der Bundesregierung erwartet und 
gefordert, aber zum Glück waren unsere Überlegun-
gen richtig. Daher können wir von seiten der Regie-
rung auch auf die Übertragung dieses Systems stolz 
sein. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich bekenne aber, die Kassenlage wird uns zwingen, 
in den nächsten Tagen darüber zu diskutieren, ob wir 
den jetzigen Beitragssatz so, wie es im Gesetz steht, 
freigeben oder weiter verlängern. Hier besteht noch 
ein Bedarf zu intensiver Diskussion zwischen CDU/ 
CSU und FDP. 

(Dr. Walter Franz Altherr [CDU/CSU]: Wobei 
wir nicht ideologisch befangen sind!) 

— Es freut mich sehr, daß Sie für solche Diskussionen 
offen sind. 

Nun komme ich zum Gesundheits -Reformgesetz. 
Meine Damen und Herren, mit dem Gesundheits-Re-
formgesetz haben wir Bedingungen geschaffen, um 
die freiheitliche Versorgung zu sichern. Wir haben in 
den ersten Jahren die Beitragssätze auch in den Griff 
bekommen und haben die Versorgung gestärkt. Aber 
nun erkennen wir, daß die Beitragssätze steigen. In 
der Tat muß die Koalition sich überlegen, in welche 
Richtung sie geht. Sie kennen die Vorstellungen der 
FDP. Hier ist ganz bewußt gesagt worden, die FDP will 
die Selbstbeteiligung und die Kostenerstattung mög-
lichst in allen Bereichen des Gesundheitswesens. Wir 
denken, daß dies die einzig vernünftige Chance ist. 
Denn wir kennen die Altersstruktur; wir wissen, daß 
wegen der Altersstruktur die Beitragssätze um zwi-
schen 3 und 4 % steigen müssen. 

Welche Alternativen haben wir, um einen Anstieg 
der Lohnnebenkosten zu verhindern? Nur drei. Erste 
Möglichkeit: Wir gliedern Leistungen aus. Zweite 
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Möglichkeit: Wir führen die Selbstbeteiligung ein. Die 
dritte Möglichkeit wäre: Die Beiträge steigen. Die 
FDP entscheidet sich für eine Selbstbeteiligung mit 
Kostenerstattung und denkt, auf Grund der Einkom-
mensentwicklung ist dies gerecht, aber auch auf 
Grund der Erbschaftsfolge in diesem Lande. Daher 
glauben wir, daß die Verantwortlichkeit nennenswert 
gestärkt werden muß. 

Sie alle haben eben die Arzneimittel angesprochen. 
Die Opposition weiß, daß hier innerhalb der Koalition 
ein Streit besteht. Auf der einen Seite haben wir Pro-
dukte, für die Festbeträge gelten, und auf der anderen 
Seite Produkte, die außerhalb der Festbeträge liegen. 
Das Gesetz sieht vor, daß am 1. Januar 1992 eine 
Selbstbeteiligung von 15 % eingeführt werden soll. 
Die CDU schlägt eine Verschiebung vor. Dies lehnt 
die FDP ab. Die FDP schlägt den Einstieg in die Selbst-
beteiligung in allen Bereichen vor. Ich denke, dies 
wäre ein vernünftiger, gangbarer Weg. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Heiner Geißler 
[CDU/CSU]: Die Leute sind selbstbeteiligt, 

sie zahlen nämlich Beiträge!) 

— Herr Geißler, wir sind uns dessen sehr bewußt. 

(Gerd Andres [SPD]: Wir unterstützen Sie, 
Herr Geißler!) 

Wir sehen aber keine andere Möglichkeit, als über die 
Selbstbeteiligung noch einen weiteren Beitrag der 
Versicherten einzufordern. 

Sie kennen die unterschiedlichen Philosophien. Sie 
gelten auch für die Krankenhausfinanzierung. Meine 
Damen und Herren, wir können nicht immer davon 
reden, wir wollten im Gesundheitssektor etwas schaf-
fen, wenn wir nicht den Mut aufbringen, im Kranken-
hausbereich wirklich aktiv zu werden. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Da haben 
Sie recht!) 

Ich glaube, daß man im Krankenhauswesen nur in 
kleinen Schritten Erfolg erzielen kann. Ich sehe nur 
eine Chance: daß wir zunächst im chirurgischen Be-
reich beginnen und Sonderentgeltformen einführen, 
um die Ausgabenflut zu dämpfen. Ich bitte die Mini-
sterin, sich wirklich aktiv um ein Konzept zu bemü-
hen, damit wir mit den Sonderentgeltformen voran-
kommen, vom Selbstkostenprinzip wegkommen hin 
zu echten Preisen. Diese Preise müssen die Chance 
bieten, daß der Patient und der einweisende Arzt aus-
wählen können, in welches Krankenhaus der Patient 
geht. Nur auf diese Art und Weise werden wir Chan-
cen haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es kann nicht sein, daß die Krankenkassen die Kosten 
über Pflegesätze kalkulieren und ihnen damit die 
Möglichkeit gegeben wird, alle anfallenden Kosten 
erstattet zu bekommen. Damit geht jedes Manage-
ment, jede ökonomische Überlegung verloren. Die 
Chance der Gewinnerzielung wird damit von vorn-
herein behindert — ein System, das überhaupt nicht in 
die Soziale Marktwirtschaft paßt; es ist reine Planwirt-
schaft. Von diesem System müssen wir unbedingt 
wegkommen. 

(Beifall bei der FDP) 

Vorletzter Punkt: Organisationsreform. In den Ko-
alitionsvereinbarungen ist hierüber etwas gesagt. 
Stichwort ist, es solle kein kassenartenübergreifender 
Finanzausgleich geschaffen werden. Dies ist und 
bleibt der Standpunkt der FDP. Wir können nur hof-
fen, daß die Ministe rin weder auf Regionalisierung 
noch auf kassenartenübergreifenden Finanzausgleich 
setzt, sowohl auf der Einnahmen- als auch auf der 
Ausgabenseite. 
Einen Punkt habe ich bisher nicht angesprochen, 

der mir in den neuen Bundesländern noch sehr viel 
Sorge macht, und hier müssen wir wirklich in der 
Zukunft noch sehr viel tun: Ich beziehe mich auf die 
Krankenhäuser in den neuen Bundesländern. Nicht 
nur der mißliche Tarifvertrag hat dort viel Porzellan 
zerschlagen, sondern auch die Ausstattung der Kran-
kenhäuser muß erheblich gefördert werden, zumal 
man weiß, daß die Summe, die von der Bundesregie-
rung für Schulen, Altenheime und Krankenhäuser zur 
Verfügung gestellt wurde, nur zu einem geringen An-
teil in die Krankenhäuser geflossen ist. Dies kann auf 
Dauer nicht akzeptiert werden. 

(Zuruf von der SPD: Sehr wahr!) 

Wir müssen in den Krankenhäusern der neuen Bun-
desländer die Tür öffnen; denn die Länder und der 
Bund werden nicht in der Lage sein, dies in kürzester 
Zeit zu finanzieren. 

Daher brauchen wir die Krankenhausreform. Daher 
brauchen wir p rivate Investoren, die bereit sind, Gel-
der in Krankenhäuser zu investieren, um die gesund-
heitliche Versorgung abzusichern. Geben Sie west-
deutschen Investoren zu vernünftigen Bedingungen 
die Chance zu investieren. Wir werden dann das Pro-
blem der Versorgung in den neuen Bundesländern 
dann recht bald über die Bühne bringen. Aber dazu 
brauchen wir Konzepte, und zwar auch Finanzie-
rungskonzepte, Frau Ministerin. 

Letzter Punkt: Es ist, was ich bedauere, nichts zu 
den langen Versprechungen gesagt worden, die hin-
sichtlich der Berufsbilder gemacht worden sind. Diese 
Koalition muß in dieser Wahlperiode endlich ihr Ver-
sprechen einhalten, die Berufsbilder zu schaffen, die 
sie seit vielen Jahren plant. Andernfalls sind wir un-
glaubwürdig. Wir sollten damit anfangen. Ich hoffe, 
daß wir dieses Versprechen in dieser Wahlperiode 
einhalten können. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun er-
teile ich dem Abgeordneten Kriedner das Wort. 

Arnulf Kriedner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe mich 
wirklich darüber gewundert, daß Sie, Herr Kirschner, 
als Sie sich setzten, nicht über das haben lachen müs-
sen, was Sie zum Schluß gesagt haben. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Na, na!) 

Ihre Kritik an der Ministerin für Gesundheit 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Ist absolut berech

-

tigt!) 
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ist doch nun wirklich bereits mit Ihren Worten zusam-
mengebrochen. 
Vor Ihnen hat Frau Hasselfeldt gesprochen. Sie hat 

Sie mit Charme und Zurückhaltung — ich staune ei-
gentlich über die Zurückhaltung, die sie gebraucht 
hat — widerlegt. Sie haben dann dasselbe dumme 
Zeug wieder erzählt. 

(Dr. Peter Struck  [SPD]:  Na, na! — Weitere 
Zurufe von der SPD) 

— Ich bitte um Nachsicht, daß ich diesen unparlamen-
tarischen Beg riff gebraucht habe. Sie haben dasselbe 
Unqualifizierte wieder erzählt, was vorher schon ge-
sagt worden ist. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Herr Präsident! Er 
hat „dummes Zeug" gesagt! Das können wir 
gerade noch durchgehen lassen! — Zuruf 
von der CDU/CSU: Was wahr ist, muß blei

-

ben!) 
Ich will mich durch die Zwischenrufe, die hier kom-

men, gar nicht so sehr ablenken lassen, sondern ich 
möchte zur Sache kommen. Herr Schreiner, Sie haben 
vorhin gesagt, die Arbeitslosen Ost würden gegen die 
Arbeitslosen West ausgespielt. Ich frage mich nur, wie 
Sie den Mut haben können, so etwas zu sagen, wenn 
gleichzeitig — Frau Hasselfeldt hat vorhin darauf Be-
zug genommen — eine Ministerin, die Ihrer Partei 
angehört, mit diffamierenden Äußerungen über einen 
ganzen Berufsstand und über die Leute im Osten 
herzieht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Ich muß schon sagen: Es ist eine Dreistigkeit, so etwas 
in dieser Art und Weise, wie Sie das getan haben, 
vorzuführen, ohne wenigstens den persönlichen Mut 
zu haben, dann auch einmal zu sagen, daß sich einer 
aus den eigenen Reihen mit seinen Äußerungen ganz 
kräftig vertan hat. Nein, Sie gehen doch ans Mikro-
phon und versuchen das, was die Dame getan hat, zu 
rechtfertigen. Ich halte das für einen bemerkenswer-
ten Vorgang in diesem Haus. 

(Gerd Andres [SPD]: Ich dachte, Sie wollten 
zur Sache kommen!) 

— Ich bin bei der Sache, und zwar ganz kräftig. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter, der Abgeordnete Schreiner möchte gerne 
eine Zwischenfrage stellen. Sind Sie bereit, sie zuzu-
lassen? 

Arnulf Kriedner (CDU/CSU): Ja. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Bitte 
sehr. 

Ottmar Schreiner (SPD): Herr Kollege, können Sie 
mir nachweisen, in welcher Form und mit welchem 
Inhalt ich in meinem Redebeitrag eine mir nicht be-
kannte Äußerung einer Kollegin unterstützt habe? 

Arnulf Kriedner (CDU/CSU): Ich habe gesagt: Sie 
haben das nicht getan, und habe das bedauert. Sie 
haben mir nicht richtig zugehört. 

(Gerd Andres [SPD]: Jetzt kommen wir zur 
Sache!) 

— Sie können mich durch Ihre ständigen Zwischen-
rufe nicht stören. Ich hoffe nur, daß es mir, wenn Sie 
dauernd dazwischenreden, bei meiner Redezeit nicht 
angerechnet wird. 

(Gerd Andres [SPD]: Zwischenrufe nie!) 
Meine Damen und Herren, wir reden jetzt über den 

Einzelplan 15. Dieser Einzelplan 15 steht unter dem 
Gesamtgesichtspunkt „Sparen und trotzdem Gestal-
ten". Dieser Gesichtspunkt ist hier in vorhergehenden 
Redebeiträgen bereits ausführlich zum Ausdruck ge-
bracht worden. Trotz allem erhält dieser Einzelplan 15 
einen Schwerpunkt bei Maßnahmen, dort, wo es am 
notwendigsten ist, nämlich in den neuen Bundeslän-
dern. Das haben Sie, wie bei Ihren Beiträgen deutlich 
wurde, offensichtlich alles überlesen. Ich möchte das 
hier noch einmal betonen. 
Die AIDS -Forschung ist für die neuen Länder ein 

ungeheuer wichtiges Thema. Es sind hier zwar nur 
50 Millionen DM im Haushalt 1991 eingestellt; aber 
diese 50 Millionen DM sind vordringlich für Aufgaben 
im Osten vorgesehen. Die Westländer werden selbst 
für die Maßnahmen zu sorgen haben. Deshalb gibt es 
dort im Bundeshaushalt selbst eine Reduzierung. 
Dasselbe trifft auf einen anderen Bereich zu. Der 

letzte Redner von der SPD hat beklagt, daß Maßnah-
men der Psychiatrie und der Psychohygiene nicht 
ausreichend bedacht seien. Nun kann man darüber 
streiten, was ausreichend ist. Aber immerhin ist bei 
diesem Ansatz eine kräftige Erhöhung zu verzeich-
nen. Das haben Sie vielleicht überlesen, als Sie sich 
den Haushalt angesehen haben. In den Erläuterungen 
steht, daß ganz besonders Maßnahmen in den neuen 
Bundesländern aus diesem Titel finanziert werden 
sollen. 
Das Notprogramm Trinkwasser ist aufgestockt wor-

den. Der Erfahrungsaustausch im Gesundheitswesen 
zwischen Ost und West wird fortgesetzt werden. Die 
Beratung in den osteuropäischen Staaten wird fortge-
setzt werden usw. 
Ich sage: Es sind Schüsse ins Leere, es sind einfach 

nur leere Bekundungen, die Sie hier zum Ausdruck 
bringen, wenn Sie a) die Behauptung aufstellen, es 
würde keine Gesundheitspolitik bet rieben — na gut, 
einer Opposition steht es immer zu, so etwas zu sagen, 
auch wenn sie es nicht belegen kann —, 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Na, na!) 
und wenn sie b) die Haushaltszahlen nicht so wieder-
geben, wie sie im Haushaltsplanentwurf stehen. 

(Dr. Klaus Rose [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter, der Abgeordnete Kirschner möchte eine 
Zwischenfrage stellen. Lassen Sie sie zu? 

Arnulf Kriedner (CDU/CSU): Nein, jetzt nicht 
mehr. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Okay. 
(Dr. Peter Struck [SPD]: So geht das auch 
nicht! Sie greifen den Kollegen Kirschner an, 
und dann lassen Sie keine Zwischenfrage 

zu!)  
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Arnulf Kriedner (CDU/CSU): Er kann ja anschlie-
ßend eine Intervention machen. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Das wird doch über

-

haupt nicht auf Ihre Redezeit angerechnet! 
Haben Sie doch keine Angst!) 

—Habe ich hier schon Angst gezeigt? Auch vor Ihnen 
habe ich keine! 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Dann lassen Sie ihn 
doch die Zwischenfrage stellen!) 

Meine Damen und Herren, ich will aber als Abge-
ordneter aus einem östlichen Bundesland ganz be-
wußt auch ein paar kritische Akzente setzen. Ich lese 
z. B. in diesem Haushaltsentwurf, daß es für die epi-
demiologischen Untersuchungen bei AIDS sechs 
Stellen gibt, die sich allesamt in den alten Bundeslän-
dern befinden: in Berlin, in Frankfurt am Main, in 
Hamburg, in Köln, in München und in Nürnberg-
Erlangen. Ich erwarte, Frau Hasselfeldt, daß Ihr Mini-
sterium darüber nachdenkt, wann denn endlich etwas 
zum Ausgleich in Richtung Osten getan wird, d. h. 
wann wir Stellen solcher Art auch im Osten schaffen 
können. Denn wir können mit der jetzigen Struktur 
natürlich nicht die Zukunft im Gesundheitswesen ge-
stalten. Deshalb erwarte ich, daß auf diesem Gebiet 
etwas geschieht. 

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, noch 
etwas zur vorhergehenden Haushaltsdebatte sagen, 
um den Haushalt 1991, die ja nicht so sehr weit zu-
rückliegt. Da hat die Opposition geradezu apokalypti-
sche Bilder über die Zustände des Gesundheitswe-
sens im Osten gemalt. Diese Apokalypse ist genau-
sowenig eingetreten wie die, die Sie bei den Arbeits-
losenzahlen gemalt haben. All das, was jetzt zu regi-
strieren ist, ist das Ergebnis eines Prozesses eines hal-
ben Jahres, eines Dreivierteljahres. Sie haben schwei-
gen müssen. Im Grunde genommen, Herr Kirschner, 
haben Sie dazu gar nichts ausgesagt. Sie haben zwar 
behauptet, es sei nicht alles so gelaufen, wie erwartet. 
Aber ich hätte Sie einmal hören wollen, wenn es so 
gelaufen wäre, wie Sie bei der letzten Haushaltsde-
batte hier erklärt haben. 

Im Osten hat die Umorientierung des Gesundheits-
wesens zweifellos positiv gewirkt. Das wissen Sie ge-
nau so gut wie ich, weil Sie dort drüben schon Besuche 
gemacht haben. Wenn Sie sich vor Ort einmal an-
schauen, wie Arztpraxen laufen, wie die Umstellung 
von den Polikliniken auf die Allgemeinkrankenhäu-
ser vonstatten geht, dann müssen Sie doch zugeben, 
daß das weit entfernt von den von Ihnen hier vorge-
tragenen Bildern ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sollten doch wenigstens einmal in einer solchen 
Debatte den Mut haben 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Größe!) 

—die Größe, jawohl —, einzuräumen, daß etwas gut 
gelaufen ist, von dem Sie vorher behauptet hatten, es 
würde überhaupt nicht laufen. Aber ich glaube, ich 
wende mich da an die Falschen. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Lesen Sie doch im 
Protokoll, was ich gesagt habe!) 

—Das können wir gerne nachlesen. — Sie sind nicht 
in der Lage, so etwas einzuräumen. 

Einer Ihrer Redner — ich glaube, Sie waren es sel-
ber, Herr Kirschner — hat vom Trappistenkloster ge-
sprochen. Man kann viel Schlechtes über die SPD 
sagen, aber eins muß man feststellen: Zu den Trap-
pisten gehören Sie nicht, meine Damen und Herren. 

(Gerd Andres [SPD]: Das war eine sehr ge

-

haltvolle Bemerkung!) 

Sie erzählen meistens sehr viel mit sehr wenig Inhalt. 
Sie erzählen eigentlich das Typische, was eine Oppo-
sition sagen muß. Sie sind nicht bereit, irgend etwas 
Positives anzuerkennen. 

Aber weil auch in der Opposition manchmal etwas 
Richtiges gesagt wird, 

(Klaus Kirschner [SPD]: Was heißt „manch

-

mal"? Fast nur!) 

nehme ich ein Wort auf, das der jetzt nicht mehr anwe-
sende Kollege Dreßler heute morgen gebraucht hat. 
Das war übrigens das einzige, was, wie ich fand, an 
seiner Rede richtig war. Er hat nämlich gesagt: Das 
Bessere ist der Feind des Guten. 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: Das ist 
aber nicht neu!) 

— Das ist zwar nicht neu, das hat schon oft jemand 
benutzt, aber weil dieser Satz richtig ist, bleiben wir 
ganz im Sinne dieses Satzes dabei: Uns ist ein Theo 
Waigel lieber als ein Dreßler. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Uns ist ein Theo Waigel lieber als eine Frau Matthäus-
Maier. 

(Gerlinde Hämmerle [SPD]: Sie können doch 
Äpfel nicht mit Birnen vergleichen, einen 

Mann nicht mit einer Frau!) 

Es ist uns auch ein Blüm lieber . . . 

(Gerd Andres [SPD]: Blüm ist doch der Mini

-

ster auf Abruf!) 

— Ich denke dabei immer an Ihre personellen Alter-
nativen, meine Damen und Herren. Wir bleiben bei 
diesem Spruch. Deshalb behalten wir auch diese Re-
gierung, die alles in allem, auch in der Gesundheits-
politik, die richtige Linie aufzeigt: kein lautes Ge-
schrei, kein ständiges An-die-Decke-Malen einer 
Apokalypse, sondern eine ruhige, sachliche und rich-
tige Gesundheitspolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

(Vorsitz: Vizepräsident Helmuth Becker) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Minister, wir 
machen hier einen fliegenden Wechsel, aber Sie ha-
ben trotzdem das Wort. Bitte sehr. 

Dr. Angela Dorothea Merkel, Bundesministerin für 
Frauen und Jugend: Ich muß fast sagen: Meine Her-
ren Präsidenten! Meine Damen und Herren! Der 
Haushalt 1992 sieht für das Bundesministerium für 
Frauen und Jugend 2,56 Milliarden DM vor. Das sind 
1,2 Milliarden DM weniger als 1991. Dies ist aber kein 
Zeichen von weniger frauen- und jugendpolitischen 
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Aktivitäten, wie es von der Opposition wider besseres 
Wissen behauptet wird. 

(Zuruf von der SPD: Sie sind die bescheiden

-

ste Ministerin aller Zeiten!) 

Diese Entwicklung hat sehr einfache Gründe. Im 
Grund kennen Sie sie, und es ist traurig, daß ich sie 
hier noch einmal aufführen muß. 

Erstens. Der Zuschuß des Bundes für die Sicherung 
der Kinderbetreuungseinrichtungen in den neuen 
Bundesländern in Höhe von 1 Milliarde DM war bis 
zum 30. Juni 1991 begrenzt. 

(Zuruf von der SPD: Und hätte vernünftiger

-

weise verlängert werden müssen!) 

— Wir brauchen die Verfassungsdiskussionen und die 
Zuständigkeiten von Ländern und dem Bund heute, 
glaube ich, nicht zu erörtern. 

Zweitens. Die Zahl der Zivildienstleistenden in den 
neuen Bundesländern wird 1992 geringer sein, als 
angenommen. Hier werden nach den heutigen Schät-
zungen 230 Millionen DM weniger benötigt. Falls sie 
doch benötigt werden, werden wir sie auch bekom-
men. 

Der Haushalt 1992 ist jetzt so angelegt, daß er dem 
Ministerium für wichtige frauen- und jugendpoliti-
sche Vorhaben neue Spielräume eröffnet. So stehen 
für frauenpolitische Maßnahmen jetzt 20 Millionen 
DM zur Verfügung statt wie im vorigen Jahr 15 Mil-
lionen DM. Damit haben sich die Mittel für die frau-
enpolitischen Maßnahmen um über 30 % erhöht. Ich 
denke, das findet auch Ihre Zustimmung. 

Es findet bestimmt auch Ihre Zustimmung, daß aus 
dem Sonderprogramm mit 5 Millionen DM im näch-
sten Jahr, 1992, reguläre Mittel in den Haushalt ein-
gebracht werden können, die uns zu einer kontinuier-
lichen Arbeit ermutigen. 

(Inge Wettig-Danielmeier [SPD]: Das ist der 
gleiche Ansatz, nicht mehr!) 

— Sie kennen ja das Ende der Haushaltsberatungen in 
diesem Jahr noch nicht. 

Wir haben sichergestellt, daß die Hilfe für Frauen in 
den neuen Bundesländern, der Aufbau von Organisa-
tionen, die Information und Beratung auch 1992 fort-
gesetzt werden kann. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

— Wollen wir nicht einander zuhören? 

Das diesjährige Sonderprogramm mit 3,8 Millionen 
DM zum Aufbau von Frauenverbänden und -gruppen 
sowie 1,2 Millionen DM als Anschubfinanzierung von 
Frauenhäusern hatte eine große Resonanz. Wir haben 
über 1 400 Anträge für die Frauenverbandsarbeit und 
über 90 Anträge für Frauenhäuser erhalten. Das Ge-
samtantragsvolumen betrug damit 50 Millionen DM 
und ist zehnmal so hoch wie die zur Verfügung ste-
hende Summe. 

Ich denke, wir ersehen daraus ganz eindeutig, daß 
die Frauen in den neuen Bundesländern beginnen, 
sich zu organisieren, daß sie sich zusammenschließen 
und daß wir auf einem guten Weg zu einer pluralen 
Frauenverbandsstruktur sind. Wir ersehen daraus fer-
ner, daß natürlich in den neuen Bundesländern in 

Zukunft gerade auch für frauenpolitische Themen 
verstärkt Anstrengungen unternommen werden müs-
sen. 

Eine deutliche Erhöhung und damit auch mehr Be-
wegungsfreiheit wird es im Bereich der Jugendpolitik 
geben. Die Mittel für den Bundesjugendplan werden 
von 180 Millionen DM auf 203 Millionen DM angeho-
ben. Die zusätzlichen Mittel in Höhe von 20 Millionen 
DM werden wir für ein neues Aktionsprogramm der 
Bundesregierung gegen Aggressivität und Gewalt 
unter Jugendlichen einsetzen. Ich denke, wir sind uns 
alle darüber einig, daß dies ein wirklicher Schwer-
punkt unserer Arbeit im Bereich der Jugendpolitik 
sein sollte. 

Die Zunahme der Gewalttätigkeit, insbesondere im 
rechtsradikalen Spektrum, unter Jugendlichen hat in 
den neuen Bundesländern ein besorgniserregendes 
Ausmaß angenommen. Wir müssen uns intensiv nach 
den Gründen dieser Entwicklung fragen und danach, 
was wir tun können. Untersuchungen zeigen: Ju-
gendliche sind am ehesten bereit, sich radikalen 
Gruppierungen anzuschließen, wenn sie aus vertrau-
ten Lebenszusammenhängen herausgerissen werden. 
Wenn sie plötzlich mit neuen, sehr komplizierten Ver-
hältnissen konfrontiert werden, dann sind sie beson-
ders empfänglich für einfache Antworten. Aber die 
Zeit der einfachen Antworten, die es in dem einfa-
chen, aber brutalen System des SED-Staates gab, ist 
vorbei. Eine freie, eine demokratische Gesellschaft 
kann auf komplexe Fragen keine einfachen Antwor-
ten geben. Wir müssen unseren Beitrag dazu leisten, 
jungen Menschen die Möglichkeit zu geben, sich in 
dieser vielfältigeren und komplexeren Welt zurecht-
zufinden. 

Wir erarbeiten deshalb zusammen mit den Ländern 
ein Konzept gegen Aggression und Gewalt Jugendli-
cher. Neben konkreten Projekten in besonders betrof-
fenen Gebieten, wie beispielsweise in der Region 
Dresden, werden wir auch entsprechende For-
schungsvorhaben und vor allen Dingen Fortbildungs-
angebote und Aufklärungsmaßnahmen einplanen. 

Ganz entscheidend dafür, daß Jugendliche Chan-
cen für sich und ihr weiteres Leben sehen, ist, daß es 
uns gemeinsam gelingt, allen Jugendlichen einen 
Ausbildungsplatz anzubieten. Ich denke, wir wissen 
heute, daß alles für den Erfolg dieser Bemühungen 
spricht. Damit findet die Lehrstellenkatastrophe, die 
lange von seiten der Opposition angekündigt war, 
nicht statt. Das ist auf die großen Anstrengungen von 
Industrie und Handwerk aber auch auf die Lehrstel-
lenoffensive der Bundesregierung zurückzuführen, 
die dafür ja 250 Millionen DM bereitgestellt hat. 

Es kann allerdings nicht übersehen werden, daß es 
junge Frauen auf dem Lehrstellenmarkt schwerer ha-
ben als junge Männer. Sie werden weniger vermittelt, 
sind mehr in überbetrieblichen Ausbildungsstätten 
und suchen sich häufiger in den westlichen Bundes-
ländern einen Ausbildungsplatz. 

Von dieser Stelle muß ich noch einmal an die Be-
triebe appellieren. Ich habe das bereits in einem B rief 
insbesondere an die Banken und Sparkassen getan. 
Ich muß auch noch einmal darauf hinweisen, daß es 
ein EG-Anpassungsgesetz gibt, in dem ganz deutlich 
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wird, daß Mädchen gegenüber Jungen nicht benach-
teiligt werden dürfen. 

In den neuen Bundesländern sind zahlreiche so-
ziale Initiativen auf allen Ebenen entstanden. Sie 
kümmern sich, wie z. B. die Projektgruppe zur Ein-
richtung von Frauenhäusern, solidarisch um diejeni-
gen, die Hilfe am notwendigsten brauchen. Sie haben 
zum Ziel, Probleme, vor denen sie stehen, selbst in die 
Hand zu nehmen. Vor allem wollen sie die Vertretung 
ihrer Interessen nicht länger anderen, beispielsweise 
dem Staat überlassen. 

Ich denke, hier entsteht eine neue soziale und poli-
tische Kultur, der wir als Politiker Hilfe zur Selbsthilfe 
geben müssen. Hier sehe ich auch den wichtigsten 
Beitrag des Frauen- und Jugendministeriums. 

Aber wir müssen natürlich unser Augenmerk auch 
auf die Entwicklung in Europa insgesamt richten. 
Das, was wir modellartig in den beiden Teilen 
Deutschlands erleben, vollzieht sich auf europäischer 
Ebene ja jetzt noch einmal. Wir haben es in den letzten 
Tagen und Wochen in voller Dimension erlebt. Ich 
erinnere hier nur z. B. an die Länder des Baltikums. 
Viele Menschen gerade in den baltischen Staaten 
empfinden die Umwälzungen als weitaus gravieren-
der, als sie von den Menschen in den neuen Bundes-
ländern empfunden wurden, weil sie nämlich nieman-
den haben, der ihnen automatisch helfen wird und auf 
dessen Hilfe sie immer rechnen können. Ich denke, 
wir sollten deshalb diesen Dingen auch in unserer 
Jugendpolitik Rechnung tragen, z. B. im Bereich des 
internationalen Jugendaustauschs. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

In diesem Jahr fand der „Sommer der Begegnung" 
statt. Ich denke, bei allen unseren Begegnungsmaß-
nahmen in den nächsten Jahren sollten wir darauf 
achten, daß Jugendliche aus anderen Ländern, insbe-
sondere aus den osteuropäischen Staaten und hier 
wiederum aus dem Baltikum, teilnehmen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte mich an dieser Stelle noch einmal bei den 
Verbänden für den „Sommer der Begegnung " bedan-
ken. Dieser „Sommer der Begegnung" war, glaube 
ich, ein großer Erfolg. Er hat sehr große Anforderun-
gen an die Verbände gestellt, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

denn sie mußten ihre Anträge innerhalb sehr kurzer 
Zeit abgeben. 80 000 Jugendliche hatten in diesem 
Sommer auf diese Art und Weise die Möglichkeit, in 
Ost und West einander zu begegnen und Gespräche 
miteinander zu führen. Ich glaube, das ist wirklich ein 
Beitrag zur inneren Einheit Deutschlands. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Eine ganz 
prima Sache!) 

Ein großes Problem ist natürlich die Frauenarbeits-
losigkeit. Wir wissen, daß Frauen heute immer noch 
überproportional von der Arbeitslosigkeit betroffen 
sind. Wir haben in unserer Arbeit auf frauenpoliti-
schem Gebiet deshalb vor allem darauf Wert gelegt, 
daß Frauen entsprechend ihrem Anteil an der Arbeits-

losigkeit an den Umschulungs-, Qualifizierungs- und 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen beteiligt werden. 

Wir müssen allerdings sagen, daß es bei den Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen noch große Defizite 
gibt. Nur etwa 35 % der Frauen sind an den Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen beteiligt, und das bei einer 
Frauenarbeitslosigkeit von 58 %. Ich habe mich des-
halb an die Treuhandanstalt gewendet mit dem Ziel, 
daß bei der Schließung von Bet rieben auch darauf 
geachtet wird, daß typische Frauenbetriebe nicht häu-
figer geschlossen werden, als das bei Männerbetrie-
ben der Fall ist. 

(Ingrid Becker-Inglau [SPD]: Was hat sie ge

-

antwortet?) 

— Die Trauhandanstalt hat gesagt, daß sie sich darum 
kümmern werde. Ich habe auch mit den Gewerk-
schaften gesprochen. Ich habe gesagt, daß die Bran-
chengewerkschaften der frauentypischen Berufe min-
destens so intensiv wie die IG Metall für die Belange 
ihrer Mitglieder kämpfen sollten. Der Parlamentari-
sche Staatssekretär in meinem Hause, Herr Hintze, 
hat im Juli alle Landesarbeitsämter in den neuen Bun-
desländern besucht. Dabei wurde Übereinstimmung 
erzielt, daß mehr arbeitsmarktpolitische Projekte für 
Frauen in Angriff genommen werden. Wir werden uns 
das bei weiteren Reisen im Herbst noch einmal anse-
hen und darauf achten, ob auf diesem Gebiet wirklich 
gehandelt wird. 

Ich möchte sagen, daß ich in diesem Zusammen-
hang den Erlaß der Bundesanstalt für Arbeit vom 
26. August ausdrücklich begrüße. In ihm wird nämlich 
der Vorrang der Frauen bei der Vermittlung von Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen festgelegt. Danach 
kann ein Zuschuß bis zu 100 % der Lohnkosten ge-
währt werden, wenn in der Maßnahme überwiegend 
arbeitslose Frauen beschäftigt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich wiederhole an dieser Stelle trotzdem noch ein-
mal meinen Appell an die Bürgermeister, an die Land-
räte, an die Arbeitsverwaltung und an die kommuna-
len Frauenbeauftragten in den neuen Bundesländern: 
Unterstützen Sie die Einrichtung von Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen für Frauen, und zwar vor allem in 
den Regionen und den Branchen, in denen Frauen 
stark vertreten sind! 

Ich möchte an dieser Stelle noch einmal sagen, daß 
ich glaube, daß die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
eine ganz wichtige Einrichtung in der Zeit des Über-
gangs von der Planwirtschaft zur Sozialen Marktwirt-
schaft ist. Wir können auf die AB-Maßnahmen nicht 
verzichten. Wir werden sie mindestens noch ein wei-
teres Jahr brauchen. Wir wissen alle, daß es vorrangig 
natürlich um die Schaffung neuer Arbeitsplätze geht, 
wir wissen aber auch, daß dies in vielen Bereichen 
eine gewisse Zeit braucht. 

Frauen auf ihrem schwierigen Weg in die neue Ge-
sellschaft zu begleiten, sie zu informieren und zu bera-
ten, das ist eine wesentliche Aufgabe für die Bera-
tungsstellen. Solche Beratungsstellen werden wir in 
allen neuen Bundesländern einrichten. Sie werden im 
September oder Anfang Oktober in den neuen Bun-
desländern eröffnet werden. 
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Frauen haben einen Anspruch auf berufliche Tätig-
keit und auf größere Chancen im Beruf. Das gilt so-
wohl für die Frauen in den westlichen Bundesländern 
als auch für die Frauen in den östlichen Bundeslän-
dern. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ich denke, das Hauptproblem, das dem immer noch 
im Wege steht, ist das Problem, wie man Beruf und 
Familie besser vereinbaren kann. Wir werden die 
Rolle der Frauen in der Berufs- und Arbeitswelt bei 
der Vorbereitung eines Gleichberechtigungsgesetzes 
berücksichtigen, das im nächsten Jahr eingebracht 
werden soll und an dem wir schon jetzt intensiv arbei-
ten. Wir werden mit diesem Gesetz die Frauenförde-
rung in der Bundesverwaltung auf eine gesetzliche 
Grundlage stellen. Wir werden die Mitwirkungs-
rechte der Bet riebs- und Personalräte bei der Frauen-
förderung festschreiben. Wir wollen sichern, daß die 
Position von Frauen durch die Novellierung des ar-
beitsrechtlichen EG-Anpassungsgesetzes verbessert 
und gesichert wird. Wir werden für mehr Gerechtig-
keit bei der Berufung von Männern und Frauen in 
Gremien, auf deren Besetzung die Bundesregierung 
einen Einfluß hat, sorgen. 

(Zuruf von der SPD: Quote!) 

Weil es auch für die Chancengleichheit zwischen 
Männern und Frauen wichtig ist, halte ich an meinem 
Ziel fest, den Rechtsanspruch auf einen Kindergarten-
platz gesetzlich zu verankern. Insbesondere die ost-
deutschen Bundesländer haben hier eine Vorreiter-
rolle übernommen. Ihre finanziellen Anstrengungen 
und die Unterstützung des Bundes über ABM und das 
Gemeinschaftswerk „Aufschwung Ost" haben dazu 
geführt, daß die von der Opposition erwartete völlige 
Schließung der Kindereinrichtungen ausgeblieben 
ist. 

(Zurufe von der SPD) 

— Auch in diesem Herbst sind ausreichend Kinder-
gartenplätze vorhanden, und Sie haben etwas ganz 
anderes prognostiziert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Stehen Sie doch dazu! Wir haben heute in drei von 
fünf neuen Bundesländern Gesetze, in denen der 
Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz festge-
schrieben ist. Was haben Sie uns nicht alles im Früh-
jahr erzählt! 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Minister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Wolf? 

Hanna Wolf (SPD): Frau Ministe rin, Sie sagen, im 
Moment wären alle Nachfragen gesichert. Gehen wir 
einmal davon aus, daß dem so ist. Sie wissen aber ganz 
genau, daß sehr viele Frauen arbeitslos sind und des-
wegen zu Hause bei den Kindern bleiben. Wir hoffen, 
daß sie alle wieder in Arbeit kommen. Dann suchen 
sie einen Kindergartenplatz. Inzwischen sind aber so-
undso viele geschlossen, weil die Nachfrage fehlte. 
Sehen Sie die Situation kommen, daß die Nachfrage 
wieder steigt und dann die Plätze weg sind? 

Dr. Angela Dorothea Merkel, Bundesministerin für 
Frauen und Jugend: Frau Wolf, es hat überhaupt kei-
nen Sinn, daß wir ständig über theoretische Möglich-
keiten diskutieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Ich kann Ihnen Beispiele aus meinem Wahlkreis sa-
gen. In Zingst gibt es Kindereinrichtungen, die zu 
47 % ausgelastet sind. Sie sind heute vollkommen of-
fen. Wenn sie um 20 % oder 30 % reduziert werden, 
bleiben immer noch 30 % der Plätze frei. Ich sehe zur 
Zeit noch nicht die Variante, daß jemand, der sein 
Kind neu in einen Kindergarten bringen will, keinen 
Platz findet. Ich finde, wir sollten dann darüber spre-
chen, wenn dieser Fall eintritt, und nicht vorher. Es ist 
außerdem so, daß die Zahl der Eltern, die ihre Kinder 
in Kindereinrichtungen bringen, angestiegen ist. 
Auch das ist eine Tatsache. Die Eltern haben sich 
inzwischen an die Beiträge gewöhnt, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
und sie bringen ihre Kinder wieder in die Kinderein-
richtungen. Ich finde, wir sollten gemeinsam an die 
Eltern appellieren, ihre Kinder auch bei Arbeitslosig-
keit vormittags in einen Kindergarten zu bringen. Wir 
wissen, aus jugendpolitischer Sicht ist das sowieso 
erstrebenswert. Ich denke, sie tun es dann auch. In 
Stralsund sind genauso viele Kinder im Kindergarten 
wie vor der Wende. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Minister, ge-
statten Sie noch eine Zwischenfrage der Abgeordne-
ten Frau Wolf? 

Hanna Wolf (SPD): Ich nehme Ihnen ab, daß Sie 
wirklich engagiert sind und dafür sorgen wollen, daß 
das gesichert ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Aber jetzt eine Frage. 

Dr. Angela Dorothea Merkel, Bundesministerin für 
Frauen und Jugend: Wir brauchen uns hier nicht ge-
genseitig Lob auszusprechen. Wir sprechen hier über 
Tatsachen. Ich bitte Sie darum, bei diesen Tatsachen 
zu bleiben. 

Hanna Wolf (SPD): Ich frage ja nach Tatsachen. 
Auch bei Betrieben argumentieren wir so: Es ist bes-
ser, man erhält sie, weil es schwieriger ist, sie wieder 
aufzumachen, wenn sie weg sind. 

(Dr. Walter Franz Altherr [CDU/CSU]: Ist das 
ein Vergleich!) 

Sehen Sie den gleichen Sachverhalt nicht auch bei 
Kindergärten? 

Dr. Angela Dorothea Merkel, Bundesministerin für 
Frauen und Jugend: Nehmen wir als Beispiel für ei-
nen Betrieb Buna. Wollen wir dieses Werk erhalten 
und warten, bis die Arbeiter eines Tages dort wieder 
arbeiten können? Das wollen wir nicht. 

(Zuruf von der SPD: Aber auch die Arbeits

-

plätze in der Chemie müssen erhalten wer

-

den!) 
— Das führt jetzt in eine sehr grundsätzliche Diskus

-

sion. Ich bin der Meinung, daß wir die sozialistischen 
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Staatsbetriebe nicht erhalten wollen und nicht erhal-
ten müssen 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
und daß auch kein Mensch daran interessiert ist, daß 
sie in dem Maße erhalten bleiben. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage der Abgeordneten Frau Dr. Nie-
huis? 

Dr. Edith Niehuis (SPD): Ihre Antwort auf Frau Wolf 
hat mich verunsichert. Sie hatten gerade gesagt, daß 
Sie dafür sorgen möchten, daß ein Rechtsanspruch auf 
einen Kindergartenplatz verankert wird. Sie hätten 
der Frau Wolf nur zu sagen brauchen: Mit einem 
Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz läuft das 
schon. Nun kommt meine Frage. Sie haben hinsicht-
lich der Kinderbetreuungseinrichtungen — die Rede 
war von 1 Milliarde DM — gesagt, das sei Sache der 
Länder und Kommunen. Kann ich davon ausgehen, 
daß Sie den Rechtsanspruch auf einen Kindergarten-
platz so verstehen, daß der Bund kein Geld über den 
Länderfinanzausgleich geben wird? 

Dr. Angela Dorothea Merkel, Bundesministerin für 
Frauen und Jugend: Wir haben über diese Dinge 
überhaupt nicht gesprochen. Ich habe davon gespro-
chen, daß ich der festen Überzeugung bin, daß die 
Länder viel Wert darauf legen werden, den Kultusbe-
reich für sich zu haben, und daß sie auch für die 
Gestaltung der Kindergärten verantwortlich sein wol-
len. Genau darüber habe ich gesprochen. Das ist eines 
der wesentlichen Prinzipien des Föderalismus. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Ich habe noch einen allerletzten Punkt: Ich glaube, 

wir müssen auch weiterhin den Schutz von Frauen 
und Kindern vor Gewalt und sexueller Ausbeutung 
verstärken. Hier sehe ich gesetzlichen Handlungsbe-
darf. Kinder und Jugendliche müssen vor Pornogra-
phie, bei der Herstellung und beim Konsum, wir-
kungsvoller geschützt werden, und wir werden zum 
anderen einen neuen Anlauf für ein Frauenhausfinan-
zierungsgesetz unternehmen. 

(Dr. Konstanze Wegner [SPD]: Das ist sehr 
schön!) 

— Ja. 
Die Frauenfachkonferenz der Gleichstellungsstel-

len aus Bund und Ländern hat eine Arbeitsgruppe 
hierzu eingesetzt, die bereits ihre Beratungen aufge-
nommen hat. Ich kann nur hoffen, daß auch die Frau-
enministerinnen aus der Oppositionspartei uns helfen 
werden, daß wir mit diesem Gesetz vorankommen; 
denn es wäre aus meiner Sicht dringlichst, bedarf aber 
der Zustimmung der Länder. 

(Dr. Konstanze Wegner [SPD]: Die bestimmt! 
Das Problem sind Finanzminister aus Ihrer 

Partei!) 
Die kommen dann eventuell aus Ihrer Partei und wer-
den uns sicherlich sehr helfen. 

(Gerlinde Hämmerle [SPD]: Hoffentlich!) 
Frauen und Jugendliche — ich glaube, das haben 

wir gesehen — bedürfen einer aktiven politischen Be-

gleitung. Wir werden auch im nächsten Jahr unseren 
Beitrag dazu kontinuierlich leisten. 
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Verehrte Frau Mi-
nister, ich bitte noch mal um Nachsicht wegen der 
Schwierigkeiten bei der Worterteilung. 

Nun hat die Frau Abgeordnete Ing rid Becker-Inglau 
das Wort. 

Ingrid Becker-Inglau (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Divide et impera! 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Was heißt 
das?) 

— Sie sehen, auch Frauen sind noch nicht mit ihrem 
Latein am Ende; denn „Teile und herrsche" — liebe 
Kolleginnen und Kollegen, so ist die Übersetzung, und 
ich dachte, daß das gerade bei Ihnen ein schon ganz 
besonders bekannter Spruch sei — scheint offensicht-
lich die Überschrift der Gleichstellungspolitik des 
Kanzlers und seiner Bundesregierung. Merkwürdig 
wie die Teilung eines Ministe riums in drei ist auch die 
Verteilung der Zuständigkeiten. 

(Ursula Männle [CDU/CSU]: Das hatten wir 
schon mal!) 

— Richtig. Aber es ist immer noch so. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bleibt auch so!) 
Aber durch unvermeidbare Überschneidungen ist we-
nigstens der Konflikt, um es sarkastisch zu formulie-
ren, zwischen den Mini-Ministerien und damit deren 
Untätigkeit gesichert. Aus einem geringen Haushalt 
wurden drei bedeutungslose Mini-Haushalte ge-
schnitten, 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Das ist 
falsch! Es war der drittgrößte Haushalt!) 

sichtbar daran, daß schon der zweite Haushalt, den 
die Frauenministerin machen mußte, um ein Drittel 
gekürzt wurde. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Es war der 
drittgrößte Haushalt! Sie sind falsch infor

-

miert!) 
Der Grund: Die Kinderbetreuungseinrichtungen in 
den neuen Ländern werden nicht mehr vom Bund mit-
finanziert. Bleibt also die Frage: Was ist mit der viel-
versprechenden Formulierung „Anspruch auf einen 
Kindergartenplatz" in Einigungsvertrag und Regie-
rungserklärung geworden? 

(Günter Rixe [SPD]: Nichts!) 
Aber wir haben ja gerade von Frau Merkel gehört, daß 
dieser Haushalt noch gar nicht der endgültige Haus-
halt ist und daß wir uns noch auf einige Überraschun-
gen freuen dürfen. 

Zum anderen könnten Sie natürlich sagen: Aber 
dafür ist der Familienhaushalt um 14,7 % gewachsen. 
Doch dieser so löbliche Zuwachs gilt allein der längst 
fälligen Erstkindergelderhöhung, dem Kinderzu-
schlag und der längst beschlossenen Verlängerung 
der Bezugsdauer von Erziehungsgeld. Im selben Zuge 
wurden allerdings die Mittel im Bereich der Betreu- 
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ung von Asylsuchenden und Aussiedlern, die wirklich 
notwendig sind, gekürzt oder nicht bedarfsgerecht 
angesetzt. 

Was erwarten wir denn als Gleichstellungspolitik 
von der Bundesregierung? Der Handlungsbedarf ist 
doch so groß, daß er nicht mehr zu übersehen ist. Wie 
reagiert die Bundesregierung, und welche Lösungs-
vorschläge bietet sie an? Wie sichert sie diese politisch 
und finanziell in ihrer Durchführung? Seit gestern 
frage ich: Wie weit will diese Bundesregierung die 
Unterdrückung und Diskriminierung der Frauen ei-
gentlich treiben? 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Jetzt mal 
langsam! Die Bundesregierung unterdrückt? 
Das nehmen Sie aber zurück! — Dr. Heiner 
Geißler [CDU/CSU]: Das ist aber unglaub

-

lich! — Dr. Walter Franz Altherr [CDU/CSU]: 
Ihre Aussage ist eine Diskriminierung! Ir

-

gendwo hört es auf!) 

— Warten Sie mal ab, was ich Ihnen gleich noch 
sage! 

Der besonders erschreckende Beweis liegt seit ge-
stern auf dem Tisch, Herr Rüttgers. Die Vorschläge zu 
der im Einigungsvertrag geforderten Neuregelung 
des Schwangerschaftsabbruchs müssen diskutiert 
werden. Die Meinungsführerschaft der CSU im Schul-
terschluß mit der katholischen Kirche hat auch die 
CDU übernommen. 

Die CDU/CSU propagiert eine Indikationenrege-
lung, die weit hinter die augenblicklich geltende zu-
rückfällt. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch gar nicht!) 

Sie spricht den Frauen selbst nach einer Vergewalti-
gung das Recht auf Schwangerschaftsabbruch ab. Fa-
milienministerin Rönsch zielte mit ihren Leitsätzen vor 
der Sommerpause bereits in die gleiche Richtung. Ich 
frage: Was geht eigentlich in den Köpfen derer vor, 
die zu solchen Ergebnissen kommen? 

(Beifall bei der SPD) 

Frau Minister Merkel, für die in der ehemaligen 
DDR die Fristenregelung eine Selbstverständlichkeit 
war, und die zu Beginn ihrer Amtszeit noch Fristenre-
gelung und Beratung empfahl 

(Zuruf von der SPD: Ersatzlose Streichung!) 

— so ist es — , erschöpfte sich dann in unverbindlichen 
Erklärungen und steht nun hinter den Vorschlägen 
ihrer Fraktion. Frau Merkel, welch ein Wandel! Und 
ich frage Sie auch: Wodurch? 

(Dr. Klaus Rose [CDU/CSU]: Zum Besseren! 
— Dr. Reinhard Göhner [CDU/CSU]: Sie 
kennen doch den Fraktionsvorschlag gar 

nicht!) 

Das scheinen Sie sich jetzt immer wieder fragen lassen 
zu müssen. 

Ich frage Sie deshalb: Was wollen Sie eigentlich den 
Frauen in den neuen Ländern und uns Frauen hier in 
den alten Bundesländern noch an Rückschritt an-
tun? 

(Beifall bei der SPD) 

Wir Frauen sind empört und, ich sage auch, ent-
täuscht. Was denken Sie sich eigentlich dabei, wenn 
Sie Frauen über Strafandrohung zum Gebären zwin-
gen wollen, und was tun Sie, um eine kinder- und 
familienfreundliche Republik wirklich zu realisie-
ren? 

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 
treten mit unserem Gesetzentwurf, der in der über-
nächsten Sitzungswoche debattiert wird, für die 
Schaffung einer solchen Republik ein, in der nicht nur 
der vorgeburtliche, sondern auch der Schutz des Le-
bens nach der Geburt durch umfassende Hilfen und 
die Respektierung der Eigenverantwortung der Frau 
gewürdigt wird. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Heiner Geißler 
[CDU/CSU]: Da sind Sie aber spät dran!) 

Wir wollen, daß es in Zukunft für Frauen keine Wie-
derholung von Memmingen und keine entwürdigen-
den Zwangsuntersuchungen an der Grenze mehr 
gibt. Wir wollen, daß damit endgültig Schluß ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir hoffen, daß die Frauen und auch die auf geklär-
ten  Männer in unserem Land mit den Sozialdemokra-
tinnen und Sozialdemokraten einer solcher für die 
Frauen entwürdigenden, von der CDU/CSU vorge-
legten Regelung mit allen Mitteln entgegentreten. 

Auch die FDP will mit ihrem Gesetzentwurf einer 
Fristenregelung nicht auf Strafe für Frauen verzich-
ten; das bedauern wir sehr. Mit einer Beratungspflicht 
will sie Frauen eine eigenverantwortliche Entschei-
dung absprechen, statt zu überlegen, wie Kinder in 
eine kinderfreundliche und familienfreundliche Um-
gebung hineingeboren werden können, statt zu über-
legen, wie Schwangerschaftskonflikte vermieden 
werden können. 

(Ursula Männle [CDU/CSU]: Haben Sie den 
Entwurf überhaupt gelesen, wenn Sie so et- 

was behaupten?) 

— Den der FDP aber sicher! 

Der CSU-Vorsitzende und Bundesfinanzminister 
kann mit dieser Strafandrohung Kosten sparen, mit 
einer Neuregelung von Schwangerschaftsabbrüchen, 
bei der familienpolitische, sozialpolitische und ar-
beitsrechtliche Leistungen nicht mehr im Vorder-
grund stehen wie bei dem im Bundestag vorgelegten 
SPD-Entwurf eines Familien- und Schwangerenhilfe

-

gesetzes. Dieses — das wissen wir — kostet Geld, vor 
allem weil es darum geht, bestehende Benachteili-
gungen für Frauen und Mütter zu beseitigen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, wir Frauen lassen uns bei der 
Verwirklichung zur Gleichstellung hin nicht allein auf 
die Neuregelung des Schwangerschaftsabbruchs re-
duzieren. Denn im Erwerbsleben und in anderen Le-
bensbereichen sind Männer und Frauen noch immer 
nicht gleichgestellt. Es geht zur Zeit vor allem darum, 
den Anspruch der Frauen bei der Angleichung der 
Lebensbedingungen im vereinten Deutschland einzu-
lösen. Familie und Beruf müssen miteinander verein-
bar sein, Frauen müssen eine Grundsicherung ihrer 
Rente bekommen. Gleiche Bildungschancen müssen 
gewährt sein. Gleiche Chancen für Frauen und Män- 
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ner bilden die Voraussetzung für die gesellschaftliche 
Gleichstellung von Frauen und Männern in allen Be-
reichen und auch in der Erwerbsarbeit und in der 
Familie. Von einer Frauenministerin und einer Fami-
lienministerin erwarten wir, daß sie sich für die Schaf-
fung dieser Voraussetzung gerade in ihren Haushal-
ten einsetzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die deutsche Einigung hat uns die große Chance 
gegeben, die positiven und negativen Erfahrungen 
des Lebens in unterschiedlichen Gesellschafts- und 
Wirtschaftssystemen zu bilanzieren und daraus eine 
neue einheitliche Demokratie zu gestalten. 

Von den gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, sozia-
len und politischen Veränderungen in den neuen 
Bundesländern sind Frauen und Kinder besonders 
betroffen. In der ehemaligen DDR waren Frauen in 
der Verfassung gleichberechtigt. — Das ist auch bei 
uns so. Aber 90 % der Frauen waren erwerbstätig. 
Hinzu kamen großzügige Freistellungsregelungen 
nach der Geburt und bei der Erkrankung von  Kin

-dern. 

Und was ist bei der allerorts propagierten Anglei-
chung der Lebensverhältnisse für die Frauen heraus-
gekommen? — Frauen waren die ersten, die nach der 
Wende entlassen wurden. Dabei haben fast alle 
Frauen in den neuen Bundesländern eine gute und 
abgeschlossene Berufsausbildung und jahrelange Be-
rufserfahrung. Mädchen ergattern inzwischen selte-
ner einen Ausbildungsplatz und werden in die soge-
nannten frauentypischen Berufe verwiesen. Sie ver-
lieren somit ihre Berufschancen und ihre Zukunfts-
chancen, obwohl sie vorher selbstverständlich in allen 
Berufszweigen ausgebildet wurden. Das umfangrei-
che Instrumentarium, das den Frauen Berufstätigkeit 
und damit wirtschaftliche Unabhängigkeit ermög-
lichte — also Kinderkrippen, Kindergärten, Horte, 
Freistellungsregelungen — , wird unter dem nun gel-
tenden westlichen Recht abgebaut. 

Die eigene Berufstätigkeit und die rentenrechtliche 
Anerkennung von Pflege und Erziehung machten die 
Frauen in der DDR vom Mann wirtschaftlich weitge-
hend unabhängig. Deshalb haben Frauen in den 
neuen Ländern ein größeres Selbstbewußtsein. Aller-
dings ist inzwischen bekannt und auch deutlich ge-
worden, daß die Rolle der Frau in der DDR nie disku-
tiert wurde. Die Frauen in den neuen Ländern sind auf 
die Erfahrungen mit der für sie neuen Benachteili-
gung nicht vorbereitet. 

So können Vorurteile und das Handeln nach einem 
traditionellen Rollenbild ungehindert wirken: 59,3 % 
aller Arbeitslosen in den neuen Bundesländern sind 
Frauen; ihre Arbeitslosenquote liegt bei 14,6 %. Dage-
gen sind 40,7 % der Männer arbeitslos, bei einer 
Quote von 9,6 %. Dabei ist die Welle neuer Arbeits-
losigkeit noch nicht beendet; denn Kurzarbeit null 
oder die sogenannte Warteschleife im öffentlichen 
Dienst dauert noch an. 

Die Bundesregierung setzt dieser Entwicklung 
nichts entgegen. Im Gegenteil: Die ehemals 90%ige 

Erwerbsquote der Frauen wird zusätzlich wie von 
selbst noch tiefer sinken, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja, ist sie denn 
wünschenswert?) 

nämlich dann, wenn die Zahl der Kindertagesstätten 
weiterhin zurückgeht und die Elternbeiträge steigen. 
Immer mehr Frauen werden durch drohende Arbeits-
losigkeit nun auch in den neuen Ländern in ungesi-
cherte Beschäftigungsverhältnisse gedrängt. Das 
heißt: Altersarmut von Frauen ist vorprogrammiert. 

In der Berufsausbildung zeigt sich ein ebenso kata-
strophales Bild: Allein in den neuen Ländern hatten 
42 000 Jugendliche bis Ende Juli — nur einen Monat 
vor Beginn des neuen Ausbildungsjahres — noch kei-
nen Ausbildungsplatz; davon waren 56 % Frauen. Das 
heißt: Sie waren wieder überproportional stark betrof-
fen. Insgesamt stehen dieses Jahr 160 000 Bewerbe-
rinnen und Bewerber einem Ausbildungsplatzange-
bot von 103 000 Plätzen gegenüber. Eine Wahl hin-
sichtlich des Berufspektrums gibt es nicht. 

Mädchen finden — wenn überhaupt — nur schwer 
einen Ausbildungsplatz, der auch gute Berufsaussich-
ten bietet. In den neuen Ländern werden Mädchen 
und junge Frauen massiv aus den Bereichen zurück-
gedrängt, in denen in der ehemaligen DDR überwie-
gend Frauen beschäftigt waren, z. B. im Bankbereich 
und im Handel. Jetzt werden z. B. männliche Auszu-
bildende und Arbeitnehmer von den meist westdeut-
schen Banken bevorzugt. Für Mädchen werden an 
vielen Orten verstärkt Plätze im Hotel- und Gaststät-
tengewerbe oder im Hauswirtschaftsbereich geschaf-
fen und angeboten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist auch wich

-

tig!) 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung hat festge-
stellt: Über 50 % der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer arbeiten nicht mehr im gewerblich-techni-
schen Bereich, sondern im Dienstleistungsbereich. Ich 
frage hier die Frauenministerin: Mit welchen Maß-
nahmen steuern Sie hier gegen? Wie wird sich das für 
die Frauen zukünftig entwickeln? Wir finden in die-
sem Haushalt keinen einzigen Ansatz, der hier im 
Weiter- und Ausbildungsbereich entgegenwirken 
könnte. Frau Merkel, nicht eine Mark ist dafür im 
Haushalt. 

Ebensowenig haben sich Frauenministerium und 
Familienministerium gerührt, als die Änderung des 
§ 5 AFG vom Bundesrat vorgeschlagen wurde, daß 
Frauen durch geeignete Angebote und Informationen 
an den arbeitsmarktpolitischen Förderinstrumenten 
der Bundesanstalt für Arbeit entsprechend ihrem An-
teil an den registrierten Arbeitslosen beteiligt werden. 
Dies hätte für die Frauen einen Rechtsanspruch auf 
Gleichbehandlung bei der Vermittlung in Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen gebracht und hätte den 
Frauen auch eine größere Bereitstellung von sinnvol-
len Angeboten zur beruflichen Fortbildung einge-
bracht. 

(Beifall bei der SPD) 

Frau Merkel, wir fordern Sie auf, mischen Sie sich 
ein bei der Ausbildungsstruktur, ebenso im Hoch-
schulbereich. Sie hätten hier die Bundeskompetenz 
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wahrnehmen müssen. Statt dessen war der Einsatz bei 
der Förderung von Wissenschaftlerinnen bildungspo-
litisch und haushaltspolitisch in der Versenkung ver-
schwunden, obwohl es jetzt ein Frauenministerium 
gibt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wissen doch: 
Das Zusammenwachsen Deutschlands muß selbstver-
ständlich auch ein Zusammenwachsen von Bildung, 
Wissenschaft und Kultur für Frauen und Männer zu 
gleichen Teilen sein. Diese Bereiche sind eine zen-
trale Voraussetzung für die soziale, politische und 
wirtschaftliche Entwicklung und den Wohlstand un-
seres Landes. 

Für die Bundesrepublik Deutschland besteht die 
Gefahr, daß Bildung und berufliche Qualifikation 
langfristig ungesichert bleiben. Arbeitsmarkt, wirt-
schaftliche Entwicklung, Hochschulen und berufliche 
Bildung, Vorbereitung auf ein gemeinsames Europa, 
internationale Kooperation, besonders in den europäi-
schen Ländern, dazu, meinen wir, müssen auch eine 
Frauen- und eine Familienministerin, wenn sie zu-
kunftsorientiert arbeiten, Stellung beziehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch in der Frage der Anerkennung der DDR -Be-
rufsabschlüsse, die ja in vielen sozialen Berufen nicht 
gewährt wird, hören wir von der Frauen- und der 
Familienministerin nichts. Herr Waigel und seine Län-
derkolleginnen und -kollegen werden sich über die-
ses Ducken der beiden Ministerinnen vor ihnen 
freuen. 

Ich frage mich auch: Warum schweigen die Ministe-
rinnen bei den Qualifizierungsangeboten im Erzie-
hungsbereich, so wie Sie es eigentlich im wirtschaftli-
chen Bereich als Selbstverständlichkeit inzwischen 
gesehen haben? Sie hätten sich auch hier einmischen 
müssen. Warum lassen Sie eine Degradierung dieser 
Berufe zu? 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zur Herstellung 
gleicher Lebensverhältnisse bedarf es also weitge-
hender Überlegungen als rein arbeitsmarktpolitischer 
Zahlenvergleiche. Sozialpolitische und familienpoliti-
sche Fragen müssen auch gelöst werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Unsere Gesellschaft braucht Kinder. Kinder sind 
unsere Zukunft, und wir müssen sie mit Liebe in einer 
kinderfreundlichen Gesellschaft behandeln und auf-
wachsen lassen. Aber ist es richtig, diese große gesell-
schaftliche Aufgabe so zu reduzieren, daß Frauen da-
für von allen anderen gesellschaftlichen Erfahrungen 
„freigestellt" werden? Nein, so geht es nicht. 

Bisher beteiligten sich Männer und Väter noch viel 
zuwenig an Aufgaben in der Familie, trotz Erzie-
hungsurlaubs und Erziehungsgeldes für Väter und 
Mütter. Sie lassen sich lieber selbst noch mitversorgen 
und mitbetreuen — in Ost und West. 

(Beifall bei der SPD) 

Damit Frauen eine eigene erfolgreiche Berufstätig-
keit ausüben, sich aktiv an allen Bereichen des gesell-
schaftlichen und politischen Lebens beteiligen kön-
nen und gleichzeitig Kinder und Jugendliche ihr eige-
nes soziales Umfeld aufbauen und gesellschaftliche 

Erfahrungen machen können, brauchen wir Kinder-
krippen, Kindergärten, Horte und andere entspre-
chende Einrichtungen. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Wie gesagt, im Haushaltsplan „Frauen und Ju-
gend" sind jedoch — entgegen allen Empfehlungen 
und Forderungen — alle Mittel für die Kostenbeteili-
gung des Bundes an den Kindergärten in den neuen 
Ländern gestrichen. Damit die Kommunen einen Teil 
dieser Einrichtungen überhaupt noch erhalten kön-
nen, sind Elternbeiträge von etwa 200 DM im Durch-
schnitt pro Kind jetzt erforderlich. 

Können Sie mir einmal sagen, Frau Ministerin Mer-
kel, welche der beinahe 60 % der arbeitslosen Frauen 
das überhaupt bezahlen kann? Und können Sie dann 
auch verstehen, daß viele ihre Kinder zu Hause behal-
ten müssen, weil sie diese Kosten nicht aufbringen 
können? 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Das ist eine schlimme Situation, vor allem wenn man 
bedenkt, daß vorher 95 % der drei- bis sechsjährigen 
Kinder tagsüber in Kindergärten waren, 56 % der Kin-
der im Alter bis zu drei Jahren in Krippen und 88 % der 
sechs- bis zehnjährigen Kinder in Schulhorten betreut 
wurden. Diese Zahlen sollte man sich einmal auf der 
Zunge zergehen lassen. Das ist es, wonach wir stre-
ben. Aber das wird dort jetzt abgebaut, und zwar 
unter dem Motto: Das ist bedarfsgerecht. 

Ein weiteres trauriges Kapitel der ungelösten Politik 
für Frauen ist die zunehmende Gewalt: Gewalt durch 
Jugendliche und sogar Kinder, Gewalt gegen Kinder 
und Jugendliche, Gewalt gegen Frauen, Gewalt auch 
in Ehe und Familie. Dem mit zunehmender Gewalt 
steigenden Bedarf an Frauenhäusern stehen Untätig-
keit und Ignoranz der beiden Ministerien gegenüber, 
die sich eigentlich hätten betroffen fühlen müssen. 
Von den 1,2 Millionen DM des ersten Frauenhaus-
halts, die als Anschubfinanzierung gedacht waren, ist 
nichts mehr zu finden. Dabei sind Zahl und Ausstat-
tung von Frauenhäusern in den neuen Ländern noch 
immer völlig unzureichend. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Zum Schluß möchte ich festhalten: In den Haus-
haltsvorgaben der Bundesregierung sind keine finan-
ziellen Voraussetzungen geschaffen, um die Lebens-
verhältnisse für Frauen und ihre Familien in den öst-
lichen und westlichen Bundesländern anzugleichen 
und zu verbessern. Für Frauen in den neuen Bundes-
ländern sind die Lebensverhältnisse unerträglich 
schlecht geworden. Beide zuständigen Ministerinnen 
waren nicht in der Lage, die Interessen von Frauen 
und Familien im Bundeshaushalt durchzusetzen. 

Deshalb fordern wir von der Bundesregierung, daß 
Frauen entsprechend ihrem Anteil an der Arbeitslo-
sigkeit auch in arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
vermittelt werden können. 

Deshalb fordern wir, daß Mädchen anteilig Ausbil-
dungsplätze in zukunftsorientierten Berufen erhalten. 
Deshalb fordern wir, daß Frauenförderung im öffent- 
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lichen Dienst, vor allem in Bundesbehörden, in die Tat 
umgesetzt wird. 
Deshalb fordern wir, arbeitszeitrechtliche und ar-

beitsrechtliche Vorschriften dahin gehend zu über-
prüfen, daß sie nicht als „Schutzvorschrift" gegen die 
Beschäftigung von Frauen eingesetzt werden kön-
nen. 
Deshalb fordern wir, die Gleichstellung von Frauen 

gesetzlich auf Bundes- und auf EG-Ebene durchzuset-
zen. Deshalb fordern wir, Kindertageseinrichtungen 
in den neuen Ländern weiter mit Kostenbeteiligung 
des Bundes zu finanzieren und den Rechtsanspruch 
auch in den alten Bundesländern umzusetzen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Deshalb fordern wir, weiterhin Frauenhäuser in den 
neuen Ländern einzurichten, mit einer Anschubfinan-
zierung durch den Bund. 
Deshalb fordern wir, bei der Neuregelung des 

Schwangerschaftsabbruchs ein umfassendes Angebot 
an sozialen Hilfen vorzusehen. 
Frau Merkel, für die Realisierung dieser Forderun-

gen fehlt uns in Ihrem Haushalt jede Mark. Deshalb 
sollten Sie sich auch außerhalb von Wahlkampfzeiten 
auf Ihre Aufgaben als Frauenministerin besinnen. Sie 
sollten nicht glauben, mit einem Preisausschreiben 
die großen Frauenprobleme dieser Zeit lösen zu kön-
nen. 

(Zuruf von der FDP) 
— Auch das hätten Sie bereits einsparen können. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Kollegin Bek-
ker-Inglau, Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Ingrid Becker-Inglau (SPD): Das hätte sie bereits 
sparen können. Ich glaube, es gab genügend Sachen, 
die man hier aufgezeigt hat. 
In den nächsten Monaten kommen große Aufgaben 

auf uns zu. Wenn das Engagement für die Gleichbe-
rechtigung bei den beiden Ministerinnen deutlicher 
zum Ausdruck kommen wird, dann sind wir Sozialde-
mokratinnen und Sozialdemokraten an ihrer Seite. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat nunmehr die Frau Abgeordnete 
Susanne Jaffke. 

Susanne Jaffke (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ein Glück, daß die 
CDU keine Quotenregelung hat! 

(Heiterkeit) 
Die diffamierende Kritik der Opposition am vorlie-

genden Haushaltsentwurf wegen seiner angeblichen 
sozialen Unverträglichkeiten hat bisher nur zweierlei 
deutlich gemacht: Ihre sozial- und wirtschaftspoliti-
sche Inkompetenz sowie Ihre Unfähigkeit, diesen Ent-
wurf richtig zu lesen, 

(Zuruf von der SPD: Na, na, na!) 

geschweige denn, zu verstehen. 

Wer sich den Haushaltsplan genau ansieht, stellt 
fest, daß erstens die sozialpolitischen Maßnahmen der 
Regierung durchdacht und zukunftsweisend sind 

(Lachen bei der SPD) 

und daß zweitens diese Maßnahmen zur Überwin-
dung sozialer Schieflagen gezielt, der Situation ange-
messen und erfolgversprechend sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Unruhe bei der 
SPD) 

— Getroffene Hunde bellen, sagt man bei uns zu 
Hause. 

Ein Beispiel: Der Bundesjugendplan 1992 wird um 
20 Millionen DM auf 203 Millionen DM aufgestockt. 
Dieses Geld soll vor allem dazu verwendet werden, 
soziale Mißstände in der Jugendszene der neuen Bun-
desländer zu beseitigen, deren Ursache die engstir-
nige, ideologievergiftete Jugendpolitik von SED und 
FDJ war und ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Wir stehen jetzt vor den Problemen, die ein men-
schenverachtendes System durch 40 Jahre Gänge-
lung der Jugend geschaffen hat. Die negativen Fol-
gen der sozialistischen Bewußtseinsbildung liegen 
uns jetzt klar vor Augen. Alte Tabuthemen in Ost-
deutschland wie Gewalt und politischer Extremismus, 
Drogenmißbrauch und Ausländerfeindlichkeit unter 
Jugendlichen drängen nach Aufarbeitung. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Diese Mißstände existierten schon seit jeher, sind aber 
verbrecherischerweise immer totgeschwiegen wor-
den, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

nach der alten Methode für erfolgreichen Selbstbe-
trug, daß nicht sein kann, was nicht sein darf. 

Der Idealismus der Jugend in den neuen Ländern ist 
von einem Regime der Phrasendrescher und von wirk-
lichkeitsfremden Marx-Engels-Dogmatikern miß-
braucht worden. Was bedeutet das jetzt für unser 
Handeln? 

Wir dürfen nicht zulassen, daß die Jugendlichen 
nach dem Verlust ihrer staatlich verordneten politi-
schen Orientierung im revolutionären Herbst 1989 ihr 
persönliches Heil in politischer Apathie oder Radika-
lität suchen oder sich in Mißtrauen und Zynismus ge-
genüber Politik und Staat flüchten. Ziel muß es sein, 
durch Hilfe zur Selbsthilfe den Jugendlichen neue 
Perspektiven für eigenständiges persönliches Han-
deln zu geben. 

Auch wir dürfen jetzt nicht in den alten Fehler ver-
fallen und den Jugendlichen einen neuen Weg vorge-
ben. Die Aufgabe aller staatlichen Institutionen kann 
nur darin bestehen, einen Rahmen zu schaffen, Raum 
zu geben, den die Jugendlichen selbstbestimmt aus-
füllen und gestalten können. 

Mit der Erhöhung des Finanzrahmens des Bundes-
jugendplans wird diesem Raum ein neues Fundament 
gegeben. Nur auf dieser Basis sehe ich eine Chance, 
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die geistigen Verwüstungen, die der Sozialismus hin-
terlassen hat, zu überwinden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dieses Förderprogramm fußt auf den Prinzipien von 
individueller Selbstverantwortung, gesellschaftlicher 
Solidarität und dezentraler Durchführung. Es ist des-
halb erfolgversprechend, weil es nicht als bürokrati-
sche Zwangsmaßnahme umgesetzt wird, sondern die 
freien Träger der Jugendarbeit vor Ort unterstützt. 

Auch die Ausweisung von 11 Millionen DM für Bau 
und Einrichtung von Jugendherbergen und Jugend-
begegnungsstätten fügt sich in diese Konzeption. 
Durch die Finanzierung internationaler Begegnungs-
stätten für Jugendliche leistet die Bundesregierung 
zum einen einen wichtigen Beitrag, um den Jugendli-
chen neue Felder des eigenen Engagements zu eröff-
nen, und zum anderen, um Vorbehalte gegenüber 
unseren Nachbarn jenseits der Grenzen abzubauen. 

Die Bekämpfung des Gefühls der Perspektivlosig-
keit und der Abbau von Vorurteilen gegenüber Aus-
ländern im Inland wie im Ausland stellen ohne Zwei-
fel einen wichtigen Beitrag zur f riedlichen Entwick-
lung eines neuen, eines jungen Europa dar. 

Ein zweites Beispiel: Im Entwurf des Bundeshaus-
halts ist vorgesehen, das Kindergeld, den Kindergeld-
zuschlag und den Kinderfreibetrag zu erhöhen, auch 
wenn Sie es nicht wahrhaben wollen. Die vorgesehe-
nen Leistungen sind beträchtlich. Die Aufstockung 
des Kindergelds erfolgt um rund 3,1 Milliarden DM. 
Die Erhöhung des Kinderfreibetrags wird zu einer 
Entlastung der Familien um rund 3,6 Milliarden DM 
führen. Das zeigt, wieviel uns die materielle Besser-
stellung unserer Familien wert ist. 

(Zurufe von der SPD) 

Die Bundesregierung hat seit der Übernahme der 
Regierungsverantwortung 1982 eine konsequente Fa-
milienpolitik geführt. In den zehn Jahren unionsge-
führter Regierung haben sich die Leistungen für un-
sere Familien mit rund 55,6 Milliarden DM verdop-
pelt. 

(Zuruf von der SPD: Da ist das Bundesverfas

-

sungsgericht anderer Meinung!) 

Trotz der immensen Kosten, die der Aufbau der fünf 
neuen Länder mit sich bringt, werden die staatlichen 
Zuwendungen an die Familien nicht angegriffen. Im 
Gegenteil: Sie werden erhöht. Damit geben wir ein 
klares Bekenntnis zur Familie als Grundeinheit unse-
res gesellschaftlichen Gefüges. 

(Zuruf von der SPD: Was für eine Einheit?) 

Vor diesem Hintergrund ist es einfach unredlich, die-
sen Haushaltsentwurf als unsozial zu bezeichnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die düstertrivialen Endzeitszenarien, die die SPD 
über die Zukunft der sogenannten kleinen Leute in 
diesem Hause zeichnet, 

(Zuruf des Abg. Helmut Wieczorek [Duis

-

burg] [SPD]) 

kann ich nur als leicht durchschaubaren Anbiede

-

rungsversuch an Wählergruppen interpretieren, die 
ihr schon vor Jahren davongelaufen sind. — Herr Kol

-

lege Wieczorek, ich freue mich auf die Einzelgesprä-
che. 

Die Opposition entwickelt sich nicht nur zum Motor 
der Zukunftsangst, sondern sie schürt auch noch den 
Sozialneid und trägt damit wahrlich nicht zur Vollen-
dung der deutschen Einheit bei. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein solches politisches Programm hat aber noch nie 
zum Erfolg geführt. 

Lassen Sie mich noch einige Worte zu den Kinder-
gärten in den neuen Ländern sagen. Die Anschubfi-
nanzierung des Bundes für die Kinderbetreuungsstät-
ten endet mit diesem Jahr. Dementsprechend verrin-
gert sich der Etat des Bundesministeriums für Frauen 
und Jugend. Als ehemalige DDR-Bürgerin kann ich 
wirklich nur darüber staunen, welch nostalgische Kro-
kodilstränen einige Vertreter der Opposition diesen 
vermeintlichen Errungenschaften des Sozialismus 
nachweinen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Rudolf Dreßler 
[SPD]: Sie reden heute vielleicht einen Stuß 

zusammen!) 

— Sie waren ja niemals bei uns! — Die damaligen 
Kinderbetreuungseinrichtungen, durch die auch alle 
meine Kinder gegangen sind, waren niemals ein men-
schenfreundliches Instrument des Staates für die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf. Auch ich war lange 
alleinerziehende Mutter. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie waren nie Ausdruck einer wirklich frauenemanzi-
patorischen Zielsetzung. Sie waren einfach Kinder-
aufbewahrungsstätten mit einem rigiden und pädago-
gisch sinnlosen Betreuungsplan. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Rudolf Dreßler 
[SPD]: Arbeiten Sie mal Ihre eigene Vergan

-

genheit auf, ehe Sie solche Unverschämthei

-

ten loslassen! Ausgerechnet Sie!) 

— Natürlich ich, weil ich es mitgemacht habe, und 
zwar mein ganzes Leben lang! 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Solche Unverschämt

-

heiten!) 

—Bellen Sie doch nicht so viel! 

In den Ländern Ostdeutschlands sind mittlerweile 
Richtlinien zur Organisation der Kindergärten und 
der Erziehung ausgearbeitet worden. Wer sich diese 
Richtlinien durchliest, sieht schnell, daß der Umstruk-
turierungs- und Neuorientierungsprozeß auf diesem 
Gebiet bisher erfolgreich verlaufen ist. Selbst Jugend-
senator Thomas Krüger aus Berlin begrüßt die Maß-
nahmen, um alte Strukturen besser und neu ordnen zu 
können, siehe „Süddeutsche Zeitung" von gestern. 

(Zuruf von der CDU/CSU — Rudolf Dreßler 
[SPD]: Kümmern Sie sich um Ihre eigene 
Vergangenheit! Erst Blockflöte spielen, und 

dann so etwas sagen!) 

Mit dem dogmatischen Erziehungssystem im Sinne 
eines Zentralstaates ist es unwiderruflich vorbei. Die 
Kultushoheit der östlichen Länder bildet sich mehr 
und mehr aus. Die Frage der Kindergärten gehört 
nicht in den Bereich des Bundes. Das können und sol- 
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len die Länder selbst in die Hände nehmen. Sie besit-
zen die Fähigkeit dazu. Die Zukunft des Erziehungs-
wesens gehört dem föderalistischen Miteinander, 
nicht dem staatlichen Monopol. 

Vielleicht entschuldigen Sie sich nachher bei mir 
— denn mein Vater war als Kriegsdienstverweigerer 
in Gefangenschaft und mein Großvater ist in Fünf 
Eichen von den Kommunisten umgebracht worden — 
und nehmen das Wort „Blockflöte" zurück. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Rudolf  Dreßler [SPD]: Gucken Sie sich mal 
Ihre Biographie an! Da kann ich doch nur 

lachen!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat jetzt Frau Abgeordnete Petra 
Bläss. 

Petra Bläss (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der vergangene Sommer 
war für Ostleute einer mit Neuigkeiten. Zwar boomten 
Reise- und Sommerschlußgeschäfte, aber die Kinder-
gärten machten Pause. Für die Schulkinder gab es 
keine Ferienspiele mehr. Ihre Eltern kriegten neue 
Mietbescheide, und die Zeiten der 20-Pfennig-Fahr-
ten im öffentlichen Nahverkehr gingen zu Ende. War-
teschleifler sind am Schleifenende angekommen. Ab-
wickler haben abgewickelt, was sie nur konnten. 
Kurzarbeiter wurden auch ihr bißchen Arbeit los. 
Manch eine geht mit Sorgen in den Herbst; denn 
arbeitslos zu sein ist vor allem auch ein Frauenlos. — 
Das ist das Editorial der neuesten Ausgabe von „Yp-
silon" , der Zeitschrift aus Frauensicht, im übrigen ein 
Produkt des auch von Ihnen so viel gerühmten 
Herbstes '89. 

Ich halte diesen Blick auf den Alltag in den neuen 
Bundesländern für sehr gelungen und will ihn im Rah-
men der laufenden Haushaltsdebatte ins Blickfeld 
rücken. 

Der großen Worte sind bereits reichlich ausge-
tauscht. Die unzähligen Einzelschicksale verschwin-
den dahinter, die ca. 50 000 Alleinerziehenden ohne 
Anspruch auf eine Kinderbetreuung und auf Arbeits-
losengeld, da sie dem Arbeitsmarkt gar nicht zur Ver-
fügung stehen, ebenso wie die 200 000 Erwerbsar-
beitslosen im Vorrentenalter ohne Chance auf eine 
Berufstätigkeit, die mit der Gewißheit leben müssen, 
nur eine kleine Rente zu bekommen. 

Finanzminister Waigel erklärte am Dienstag — Zi-
tat — : Wir sorgen mit unserer Politik für die gerechte 
Verteilung der Lasten aus der deutschen Einheit. — 
Wohlgemerkt: gerechten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer hat die Lasten 
verursacht?) 

Wenn der sächsische Wirtschaftsminister ange-
sichts der Massenarbeitslosigkeit fordert, doch end-
lich den notwendigen Strukturwandel zu akzeptieren, 
und damit gewiß auf die hohe Zahl der berufstätigen 
Frauen anspielt, wird ein weiteres Mal deutlich, was 
die CDU/CSU unter „gerecht" versteht. Zu der Ver-
teilung der Vorteile aus der deutschen Einheit schwei-
gen Sie sich allerdings aus. 

Nun, wer die Lasten vor allem zu tragen hat, die 
wirtschaftliche Umstrukturierung in erster Linie zu 
bezahlen hat, das sind die Frauen in Ost und — ich 
fürchte — perspektivisch auch in West. 

Die Zahlen sprechen für sich. Von November 1989 
bis April 1991 hat sich die Zahl erwerbstätiger Frauen 
in den neuen Bundesländern um 27% verringert, und 
der Anteil von Frauen an den Arbeitslosen ist mit 
58,5 % überdurchschnittlich hoch. Die Arbeitslosen-
quote der Frauen liegt mit 14,5 % weit über der der 
Männer. Dagegen liegt der Anteil der Frauen bei der 
Vermittlung in ABM bei nur 34 %. Selbst das Frauen-
ministerium sah sich genötigt, eine Quote von 75 
bei der Vergabe der noch verbleibenden Plätze zu for-
dern. 

Die geschlechtsrollenspezifische und hierarchische 
Arbeitsteilung, die Verantwortlichkeit für Kinder, den 
Haushalt und die Familie blieben auch in der DDR 
unverändert. Aber die eigenständige Existenzsiche-
rung und das Recht auf Arbeit waren garantiert. 

Die berechtigte Kritik an der Doppel- und Dreifach-
belastung von Frauen und an Unzulänglichkeiten in 
der Kinder-, aber auch der Kleinstkinderbetreuung 
wird dazu genutzt, Frauen wieder in die Rolle der 
Hausfrau, Ehefrau, Mutter und Zuverdienerin zu 
drängen. Nachgeholfen wird, indem die sozialpoliti-
schen Maßnahmen und die soziale Infrastruktur ein-
fach gestrichen werden. Es wird gar nicht daran ge-
dacht, optimale Kinderbetreuungsmöglichkeiten zu 
schaffen, die Vereinbarkeit von Beruf- und Familie 
oder egal, welcher Lebensform durch radikale Ver-
kürzung der täglichen Arbeitszeit zu ermöglichen, die 
Teilzeitarbeit der Vollzeitarbeit gleichzustellen, wie 
es in der ehemaligen DDR war, wo es keine unge-
schützten Arbeitsverhältnisse gab, ein Recht auf Ar-
beit oder einen Rechtsanspruch auf ein Mindestein-
kommen und damit Existenzsicherung zu garantie-
ren. 

Frauen in den neuen Bundesländern sehen sich mit 
dem Verlust bisher verbriefter Rechte auf eine relativ 
eigenständige Lebens- und Berufsplanung konfron-
tiert. Ihnen werden wichtige, in der DDR geregelte 
Grundlagen der Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
entzogen. 

Der im Vergleich zur BRD weitaus großzügigere 
Schwangerschafts- und Wochenurlaub wurde bereits 
gekürzt. Andere Regelungen wie die zur Freistellung 
zur Pflege erkrankter Kinder, zum Hausarbeitstag, 
zum besonderen Kündigungsschutz für Alleinerzie-
hende und zu kürzeren Arbeitszeiten für Frauen mit 
Kindern fallen weg oder werden durch schlechtere 
bundesdeutsche Regelungen ersetzt. Alles wird auf 
das weit schlechtere bundesdeutsche Niveau redu-
ziert. Besonders dramatisch wirkt sich dies für allein-
erziehende und ältere, für behinderte und ausländi-
sche Frauen aus. Für sie ist die Gefahr groß, in Armut 
und Abhängigkeit zu stürzen. 

Aber Finanzminister Waigel hat ja verkündet, die 
soziale Verantwortung, die Sorge um die Familien, um 
die Arbeitslosen, um die wirtschaftlich Schwachen in 
unserer Gesellschaft würden im Mittelpunkt der Wirt-
schafts-, Finanz- und Haushaltspolitik der Bundesre-
gierung stehen. Frauen kommen da übrigens nicht 
vor. 
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Klartext geredet: Die mit 32,3 % mit Abstand stärk-
ste Kürzung eines Einzelplans betrifft ganz gewiß 
nicht rein zufällig den Geschäftsbereich der Bundes-
ministerin für Frauen und Jugend. Einmal mehr zeigt 
sich, daß hier nicht viel mehr als ein Alibiressort ge-
schaffen wurde und die Frauen mal wieder hintanste-
hen, bis zur Unkenntlichkeit in der Familie versinken. 
Die Lobeshymnen ob der Aufstockung des Einzel-
plans 18, des Haushalts der Bundesministerin für Fa-
milie und Senioren, werden angesichts dieser Tatsa-
che zur Farce, zumal auch hier der Rotstift am Werk 
war, bezeichnenderweise am Kostenpunkt „Förde-
rung besonderer Hilfsmaßnahmen für Familien und 
ältere Menschen im Beitrittsgebiet". 

Die eklatante Reduzierung des Haushalts des 
Frauen- und Jugendministeriums wird vor allem mit 
dem ab 1. Juli bestehenden Wegfall der Bundeszu-
schüsse für den Erhalt von Kindereinrichtungen in 
den neuen Bundesländern begründet. Gekürzt wird 
also genau da, wo das Geld so dringend gebraucht 
wird, damit Frauen eine realistische Chance zur Wahl 
bzw. zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie ha-
ben. 

Statt die Beteiligung des Bundes an den Kosten für 
die Kindertagesstätten in der ehemaligen DDR über 
den 30. Juni hinaus zu verlängern, zieht sich der Bund 
aus der Verantwortung und überläßt Länder und vor 
allem Kommunen ihrem Schicksal, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch der Bund 
trägt!) 

obwohl deren finanzielle Situation genau bekannt ist. 
Damit wird billigend in Kauf genommen, daß eine 
bedarfsgerechte Versorgung vor allem bei kleineren 
Gemeinden und in ländlichen Gebieten nicht mehr 
aufrecht erhalten werden kann. 

(Maria Michalk [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch nicht!) 

Der Wegfall der Bundeszuschüsse bringt nicht nur 
die Kommunen in finanzielle Bredouille. Insbeson-
dere einkommmensschwache Eltern und Alleinerzie-
hende sind davon betroffen, weil der von ihnen selbst 
zu erbringende Kostenanteil für sie zum Problem 
wird. 

Lassen Sie mich noch eine Bemerkung zu dem zu-
nächst zweifellos als große Entlastung wirkenden 
Runderlaß der Bundesanstalt für Arbeit vom 3. Juli 
1991 zum Einsatz von ABM-Kräften in Tageseinrich-
tungen für Kinder machen. Diese Maßnahme stellt in 
der Tat nicht mehr als eine kurzfristige Entspannung 
der Lage und damit keine wirkliche Lösung des Pro-
blems dar; denn die Betroffenen haben bei weitem 
keine Garantie für eine spätere Übernahme in ein 
festes Arbeitsverhältnis. Im übrigen ist der Griff in die 
Kasse der Arbeitslosenversicherung eigentlich schon 
ein Skandal für sich, denn die Versicherten müssen 
mit ihren für Lohnersatz bei Arbeitslosigkeit und für 
Qualifizierung eingezahlten Beiträgen herhalten, um 
eine staatliche Regelaufgabe, die Kinderbetreuung, 
zu finanzieren. 

Meine Damen und Herren, was könnte das von der 
Bundesregierung geprägte konservative Frauenbild 
mehr entlarven als die jüngsten, wenn auch keines-
falls überraschend kommenden Vorschläge der Union  

zur Neuregelung des Schwangerschaftsabbruchs in 
Ost und West? Trotzdem bin ich immer wieder er-
schüttert, wie selbstverständlich mittels staatlicher 
Gewalt in das Leben von Frauen eingegriffen und 
über sie verfügt wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber nicht in das 
Leben von Kindern!) 

Mit ihrem starren Festhalten an einer grundsätzli-
chen Strafbarkeit des Schwangerschaftsabbruchs, der 
alleinigen Entscheidungsbefugnis des Arztes bzw. der 
Ärztin und der beabsichtigten Indikationsverschär-
fung erweist sich die CDU/CSU einmal mehr als zu-
tiefst frauenfeindlich. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ihre Frauen sind 
kinderfeindlich!) 

Frauen wird hier jede Entscheidungsmöglichkeit ge-
nommen. 

Die Ärztinnen und Ärzte sollen verpflichtet werden, 
wesentliche Gesichtspunkte schriftlich festzuhalten. 
De jure mag es noch den Anschein haben, daß es sich 
nur um eine geringfügige Änderung des bestehenden 
West-Rechts handelt. De facto ist die Indikation damit 
so weit verschärft, daß sich kaum ein Arzt und kaum 
eine Ärztin finden wird, einem legalen Schwanger-
schaftsabbruch zuzustimmen. Denn Memmingen hat 
eines klargemacht: was von den Gerichten zu erwar-
ten ist. Die Zahl der Abtreibungen wird sich dadurch 
nicht verändern; die Zahl der illegalen Abtreibungen 
wird wieder zunehmen. Die Frauen werden auch hier 
bitter bezahlen müssen. 

In der Tat war und ist die Haltung zum Schwanger-
schaftsabbruch der Kristallisationspunkt für das 
Selbstbestimmungsrecht der Frau. Denn das Recht, 
über die Anzahl ihrer Kinder sowie über den Zeit-
punkt der Geburt ihrer Kinder selbst zu entscheiden, 
ist und bleibt der Indikator dafür, wieviel Entschei-
dungsfreiheit den Frauen für ihre gesamte Lebensge-
staltung zugebilligt wird. 

Den Befürworterinnen und Befürwortern des § 218 
ging und geht es doch nicht wirklich um die Verhin-
derung von Abtreibung. Ihr Ziel war und ist es, den 
Mythos der duldenden, aufopferungsvollen Mutter 
aufrechtzuerhalten, 

(Maria Michalk [CDU/CSU]: Ach du meine 
Güte!) 

die es erträgt, daß sich der Staat mit dem Abtreibungs-
verbot den Zugriff auf die Gebärfähigkeit der Frau 
sichert. 

(Dr. Klaus Rose [CDU/CSU]: Diesen Mythos 
haben Sie? — Weiterer Zuruf von der CDU/ 
CSU: Glauben Sie das, was Sie hier sa

-

gen?) 

— Ich glaube das, was ich sage. Das ist doch sehr 
deutlich. 

Im Rahmen der unmittelbar bevorstehenden parla-
mentarischen Debatte über die Neuregelung des 
§ 218 wird sich die PDS/Linke Liste mit ihrem Gesetz-
entwurf zur Legalisierung des Schwangerschaftsab-
bruchs und zur Sicherung von Mindeststandards für 
Frauen beim Schwangerschaftsabbruch mit diesen 
Positionen dafür einsetzen, daß ein altes Symbol pat- 
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riarchalischer Herrschaft abgeschafft wird und eine 
Regelung geschaffen wird, die sich st rikt an Würde 
und Wohl der Frau orientiert. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch im Matriar

-

chat gab es keine Abtreibung! Das ist Un

-

sinn!) 

Lassen Sie mich zum Schluß noch eine Ausführung 
machen: Angesichts der jetzt massiv auf die Frauen in 
den neuen Bundesländern einwirkenden Tendenzen 
einer systematischen Herausdrängung aus dem Be-
rufsleben, einer eindeutigen „Zurück-an-Heim-und-
Herd-Ideologie", der Festschreibung ihrer alleinigen 
Verantwortung für Kinder, Familie und Haushalt, ei-
ner damit verbundenen neuen Abhängigkeit vom 
Mann und dem Verlust an ökonomischer Selbständig-
keit sowie der akuten Gefahr einer Fremdbestim-
mung über den eigenen Körper bleibt nur zu hoffen, 
daß sich die Frauen zur Wehr setzen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ungeborene kön

-

nen sich leider nicht zur Wehr setzen!) 

dies alles nicht widerstandslos hinnehmen, sich ge-
meinsam zur Wehr setzen, ihre Rechte einfordern. 

In diesem Sinne möchte ich mit einem Zitat aus der 
Frauenzeitschrift „Y" schließen: „Erfraut euch, er-
frecht euch zum Widerspruch, als da heißt: Frauen, 
macht deutlich, daß eine solche frauenfeindliche Poli-
tik nicht hingenommen wird, und zwar überall in der 
Republik."  

Danke. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste und der SPD 
sowie der Abg. Christina Schenk [Bünd

-

nis 90/GRÜNE]) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat jetzt Frau Abgeordnete Dr. Gi-
sela Babel. 

Dr. Gisela Babel (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Schwerpunkt meiner Ausführungen 
wird die Pflegeversicherung sein. Aber ich möchte 
zwei Bemerkungen vorweg machen, eine an die 
Adresse von Herrn Kollegen Dreßler. Es ist ja schön, 
daß Sie den Strahlenkranz hinter dem Haupt der SPD 
polieren und alles Schöne daran aufhängen. Unter 
den Verdiensten führen Sie auch an, Herr Dreßler, Sie 
und die SPD hätten dafür gesorgt, daß die Rentenver-
sorgung der Ballettänzerinnen und Molekularbiolo-
gen in der ehemaligen DDR nicht gekürzt worden sei. 
Dies ist schlicht falsch. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Ich habe gesagt, Sie 
wollten das Fallbeil darüber!) 

— Wir haben kein Fallbeil, wir haben eine Kürzung 
weder vorgehabt noch durchgeführt. In den Verhand-
lungen ist es gelungen, festzulegen — die FDP hat 
daran großen Anteil — , daß die Kürzung der Renten 
auf ganz wenige Personengruppen beschränkt bleibt. 
Sie waren daran auch beteiligt. Diese Feststellung ist 
zur Richtigstellung notwendig. Alles andere ist 
falsch. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Ich habe gesagt, Sie 
wollten in Ihrem Entwurf das Fallbeil dar

-

über! Das können Sie doch nicht bestrei

-

ten!) 

Zweite Bemerkung. Heute steht das Frauenthema 
§ 218 zur Debatte. Daher bin ich etwas betroffen, Frau 
Merkel, daß Sie in Ihrer Rede nicht darauf eingegan-
gen sind. Ich hatte gehofft, Sie würden eine Berner-
kung machen, die zeigt, wie schwierig es für Sie der-
zeit ist, die Interessen der Frauen in den neuen Bun-
desländern in dieser Frage angemessen zu vertre-
ten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie der 
Abg. Christina Schenk [Bündnis 90/ 

GRÜNE]) 

Die FDP hofft, daß es mit ihrem Entwurf gelingt, die 
Frau in ihrer schweren Konfliktlage mündig und selb-
ständig entscheiden zu lassen. Mit unserem Entwurf, 
der die Pflichtberatung vorsieht, sehen wir die Lö-
sung, die die freie Entscheidung der Frau in ihrer Kon-
fliktlage und die Grundsätze, die das Bundesverfas-
sungsgericht seinem Urteil zugrundegelegt hat, in 
Einklang bringt. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD — Zuruf von der SPD: Aber Sie ha

-
ben die Bestrafung der Frau in Ihrem Ent

- wurf ! ) 

Was sich dagegen jetzt im Entwurf der CDU ab-
zeichnet, ist eine Verschärfung, eine Entmündigung 
der Frau und eine Überforderung der Ärzte. 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie der 
Abg. Christina Schenk [Bündnis 90/ 

GRÜNE]) 

Die Ärzte werden sich entschieden dagegen wehren, 
psychosoziale Notlagen in irgendeiner Weise mit der 
Frau zu diskutieren und protokollarisch festzuhal-
ten. 

(Zuruf von der FDP: Das ist auch nicht ihre 
Aufgabe!) 

Daher biete ich den Frauen der CDU-Fraktion politi-
sches Asyl in unserer Fraktion an, so daß sie unserem 
Entwurf zustimmen können. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP sowie bei 
Abgeordneten der SPD) 

Wir werden noch zur eingehenden Beratung dieser 
Fragen kommen, aber mir scheint es wichtig, daß in 
diesem Zusammenhang klarzustellen. 

Die politischen Auseinandersetzungen sind in der 
Regel bewußtseinserhellend, und beim großen Thema 
Pflegeversicherung haben wir schon mehrere Runden 
hinter uns. Ein Vorteil ist, daß die Öffentlichkeit sich 
nicht über mangelnde Transparenz in diesem Bereich 
beklagen kann. Das wird laut und deutlich auf dem 
Markt ausgetragen. Ein weiterer Vorteil liegt dann, 
daß bis in den letzten Winkel der Republik die Bot-
schaft gedrungen ist: Wir müssen eine Lösung für das 
Problem der pflegebedürftigen und in der Regel alten 
Menschen und der Kosten ihrer Versorgung finden. 
Insofern ist auch von seiten der FDP dem Bundesar-
beitsminister Norbert Blüm — ich bedauere, daß der 
Bundesarbeitsminister das nicht hört — Dank für die 
Unermüdlichkeit und Verve abzustatten, mit der er 
die Trommel rührt und politisches Handeln anmahnt. 
Jedem muß klar sein, was heute vor allem den älteren 
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Mitbürgern vor Augen steht und was die mittlere und 
jüngere Generation gern verdrängt: daß wir alle am 
Ende unseres Lebens unter Umständen hinfällig und 
völlig auf die Hilfe anderer Menschen angewiesen 
sein können. Erst wenn dies nicht mehr verdrängt, 
sondern als Lebensrisiko angenommen wird und je-
dem die Kosten bewußt sind, wächst die Bereitschaft, 
Vorsorge zu treffen, eine Versicherung abzuschließen 
und auch den eigenen Beitrag für sinnvoll zu erach-
ten. 

Die Wege zu diesem gemeinsamen Ziel gehen der-
zeit in verschiedene Richtungen. Der Bundesarbeits-
minister baut in seinem Modell nur — ich sage das 
sehr knapp — für hier und jetzt, die FDP auch für mor-
gen und die Zukunft. Der Bundesarbeitsminister be-
friedigt ausschließlich die Bedürfnisse von heute, 
nimmt Geld von Arbeitnehmern und Arbeitgebern 
und gibt es gleich für die heute Pflegebedürftigen aus. 
Die FDP will ein langfristig tragbares Versicherungs-
system, das auch in der nächsten Generation hält und 
Überlastungen verhindert. Aber auch die FDP will mit 
ihrem Modell, daß heute Pflegebedürftige Leistungen 
erhalten. Darüber kann man streiten, und darüber 
muß man streiten, weil die Folgen der Entscheidun-
gen von sehr vielen und von uns allen zu verantworten 
sind. Aber es sollte meiner Meinung nach etwas fairer 
zugehen. 

Herr Minister Blüm, Sie schüren die Angst alter 
Menschen vor einer anderen Lösung als der Ihren. Sie 
sagen, nur Ihre Lösung sei einfach, sicher und solida-
risch. Das, was die anderen vorhätten, sei kompliziert, 
unsicher und eigennützig. 

(Zuruf von der SPD: Da hat er recht!) 

Sie verwenden das Wort „privat" vor dem Wort „Ver-
sicherung" als Ausdruck von Egoismus und Extrava-
ganz, etwas, was sich nur reiche Leute leisten könn-
ten. Abgesehen davon, daß diese Sprache der linken 
Seite dieses Hauses eigen ist, stimmt es auch nicht. 
Denn sonst wäre z. B. eine Haftpflichtversicherung 
unsolidarisch und unsicher. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Eine pflege

-

bedürftige Frau ist kein Auto!) 

Völlig unverantwortlich ist aber das Spiel mit den 
Sozialhilfeempfängern. Die Sprache geht wie folgt: 
Wer sein Leben lang gearbeitet hat, soll nicht wegen 
Pflegebedürftigkeit im Heim zum Taschengeldemp-
fänger werden. — Was damit versprochen wird, kann 
niemals erfüllt werden. Durch die Leistungen der Pfle-
geversicherung — da ist es egal, ob nach Blüm oder 
SPD oder FDP — können keineswegs alle Rentner die 
Heimkosten tragen. Es gibt viele Bürger, mehr noch 
Bürgerinnen, die zu Recht behaupten, daß sie ihr Le-
ben lang hart gearbeitet haben und die auch mit ihrer 
Rente zu Hause einigermaßen zurecht kommen und 
die doch Sozialhilfe brauchen, sobald sie in einem 
Heim sind, weil sie diese Heimkosten nicht bezahlen 
können, auch nicht mit einer Versicherungsleistung 
von 2 000 DM. 

Viele Renten liegen unter 1 000 DM. Die Verpfle-
gungskosten oder, wie wir heute verkürzt sagen, Ho-
telkosten betragen über 1 000 DM. Wir sagen: Das 
erfüllte Leben der Bezieher einer kleinen Rente ver-
ändert sich also, nicht aber das Leben der Bezieherin-

nen oder der Bezieher einer durchschnittlichen und 
höheren Rente. Die Frage ist: Ist das richtig? Ist das 
moralisch? — Deswegen sage ich, man sollte von sol-
chen Sprüchen Abstand nehmen und aufhören, so zu 
reden; man sollte ehrlicherweise zugeben, daß eine 
Pflegeversicherung nur beiträgt und nur hilft, Kosten 
zu tragen, das Risiko aber nicht voll abdeckt. 

Nun zu den Zahlen, wie viele dieser im Heim Ge-
pflegten aus der Sozialhilfe herauskommen werden. 
Dazu gibt es jetzt eine Studie aus Trier, stolz veröf-
fentlicht vom Bundesministerium für Familie und Se-
nioren. Ich kann dazu sagen: Entweder ist das eine 
Fußangel des dort lebenden Ministerpräsidenten, 
oder die Wissenschaft selbst befindet sich dort in ei-
nem äußerst pflegebedürftigen Zustand. 

Als Ergebnis wurde nämlich veröffentlicht, daß sich 
mit 2 000 DM Versicherungsleistung das Verhältnis 
von Sozialhilfeempfängern zu Selbstzahlern, ein Ver-
hältnis, das wir heute bei 70 : 30 haben — das ist ein 
sehr bedrückendes Verhältnis — , in ein Verhältnis 
von 20 : 80 umkehren würde. Danach wären 20 % So-
zialhilfeempfänger, 80 % Selbstzahler. Gleich steht 
auch diese schöne Erkenntnis in allen Reden der Mini-
ster und Ministerinnen. 

Meine Damen und Herren, das Gutachten ist sein 
Geld nicht wert. Es unterstellt durchschnittliche 
Heimkosten von 2 800 DM. Die heutigen Kosten lie-
gen höher; 3 750 DM in Nordrhein-Westfalen. Allein 
47 % der Sozialhilfeempfänger haben ein Einkommen 
unter 1 000 DM. Sie sind also schon durch Hotelko-
sten überfordert. Unklar ist auch, ob Gemeinden Pfle-
gekosten mittragen, die auf Investitionen beruhen. 
Richtig und redlich ist also nur die Aussage, daß die 
Leistung einer Pflegeversicherung nur einem Teil der 
Sozialhilfeempfänger helfen wird. Selbst in den Rei-
hen der CDU sind diese Fakten unbekannt. Das Gut-
achten gehört zum Altpapier. 

Zum Schluß. Unseren gesamten sozialen Siche-
rungssystemen, meine Damen und Herren, so be-
währt und großartig sie sind, drohen in der Zukunft 
die Gefahren der Überlastung. Ich frage Minister 
Blüm als zuständigen Ressortminister: Wie hoch wird 
die Rentenversicherung und der Beitrag für die Bun-
desanstalt für Arbeit Mitte der 90er Jahre sein? Auch 
der Beitrag zur gesetzlichen Krankenversicherung 
wird bis Mitte der 90er Jahre aller Voraussicht nach 
wieder steigen. Bei realistischer Betrachtungsweise 
liegt der Gesamtsozialversicherungsbeitrag dann bei 
40 %. Dies ist ein neuer Höchststand in der Geschichte 
der deutschen Sozialversicherung. Sozial- und be-
schäftigungspolitisch wäre es in höchstem Maße ver-
antwortungslos, auf diese 40 % noch weitere 2,5 % zu 
packen. 

Die FDP will diesen Weg nicht gehen. Sie will eine 
solidarische Versicherung für alle mit einem solidari-
schen, tragbaren Beitrag für alle. Sie will die Freiheit 
der Wahl von Versicherungen. Sie will auch die Frei-
heit der Wahl zwischen ambulanter und stationärer 
Versorgung. Vor allem will sie mit Kapitalanhäufung 
der heutigen Generation die Verantwortung für 
ihre späteren Lasten geben. Es ist nicht wahr, daß 
immer die junge Generation Sorge für die alte Gene-
ration trägt. Wenn Sie sich erinnern, dann wissen Sie, 
daß ursprünglich der Plan der Rentenversicherung 
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durchaus mit dem Kapitaldeckungsprinzip gestartet 
worden ist. Die Vorsorge sollte durchaus durch die 
Beiträge für kommende Zeiten angehäuft sein. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Das ist 
keine Kapitaldeckung! Das ist eine Risiko

-

versicherung! Sonst müßten Sie das Kapital 
wieder zurückstellen!) 

— Gut. Jedenfalls hat das dazu beigetragen, spätere 
Zeiten abzusichern. 
Für die heute Pflegebedürftigen tritt die FDP für die 

Fondslösung ein. 

(Horst Seehofer [CDU/CSU]: Wer zahlt den 
Fonds?) 

Die Bereitschaft der Arbeitgeber, diesen Fonds zu ei-
nem erheblichen Teil zu finanzieren, ist ein positives 
Signal. 

(Beifall bei der FDP) 
Meine Damen und Herren, der Arbeitsminister 

wäre gut beraten, wenn die Konsensbemühungen in 
diesem Bereich nicht einfach vom Tisch gefegt wür-
den. Mit kompromißlosem Beharren auf den Lieb-
lingsvorstellungen wird es bei der Pflegesicherung 
keinen politischen Durchbruch geben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Liebe Kolleginnen 
und liebe Kollegen, das Wort hat nunmehr Frau Abge-
ordnete Christina Schenk. 

Christina Schenk (Bündnis 90/GRÜNE) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Am Runden Tisch 
der DDR hatte der Unabhängige Frauenverband, den 
ich hier vertrete, die Schaffung eines Ministeriums für 
Gleichstellungsfragen gefordert, das das Problem der 
noch immer eklatanten Ungleichheit in den Chancen 
für die Selbstverwirklichung von Männern einerseits 
und Frauen andererseits offensiv angehen sollte. 

Der vorliegende Haushaltsplan für das Ministerium 
für Frauen und Jugend macht insbesondere in seinem 
frauenbezogenen Aufgabenteil deutlich, wie sehr die 
Idee eines sowohl in fachlicher als auch in finanzieller 
Hinsicht mit Kompetenz ausgestatteten Ministeriums 
für Gleichstellung — sei es auch Ministerium für 
Frauen genannt — pervertiert werden kann. Ganze 
zweieinhalb Milliarden DM werden diesem Ministe-
rium als Etat für das Jahr 1992 zugebilligt. Das ist die 
gleiche Summe, die das Ministerium für Verteidigung 
in zweieinhalb Wochen verbrauchen darf. 
Frau Merkel hat hier das wirklich beachtenswerte 

Kunststück fertiggebracht, dieser überaus fatalen 
Lage auch noch positive Aspekte abzugewinnen. 
Aber wahrscheinlich ist das genau die Eigenschaft, 
die man braucht, um in diesem Kabinett bestehen zu 
können. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Wider

-

spruch bei der CDU/CSU — Dr. Konstanze 
Wegner [SPD]: Galgenhumor!) 

Mit diesem Etat hat das Bundesministerium für 
Frauen und Jugend einen Anteil an den Gesamtaus-
gaben der Bundesregierung von sage und schreibe  

0,6 % und liegt damit nicht nur im Schlußbereich, son-
dern es ist auch — man höre und staune — das Mini-
sterium mit der prozentual höchsten Einsparungs-
quote gegenüber 1991. Eine derartige Einsparung 
von fast einem Drittel der Ausgaben glaubte sich die 
Bundesregierung bezeichnenderweise nur in diesem 
Bereich leisten zu können. Geschafft hat sie das vor 
allem durch den Wegfall der anteiligen Finanzierung 
der Kindertagesstätten in den ostdeutschen Bundes-
ländern. Der Wegfall genau dieser anteiligen Bundes-
finanzierung macht die Kindertagesstätten zu einem 
Hauptfeld kommunaler Sparpolitik. Aber vermutlich 
ist der Herr Waigel darauf auch noch stolz. 

Die Schließung von Einrichtungen und die Entlas-
sung von Personal gibt es in Sachsen ebenso wie in 
Mecklenburg-Vorpommern und anderswo. Das jüng-
ste Beispiel liefert Berlin, wo versucht wird, 2 500 Er-
zieher und Erzieherinnen vor allem durch die Verkür-
zung der Öffnungszeiten der Kindertagesstätten und 
durch die Überführung in freie Trägerschaft einzuspa-
ren, begleitet von einer Debatte um vermeintliche 
Überkapazitäten und nicht ausgelastete Einrichtun-
gen. 

Da, wo die Kindertagesstätten noch nicht geschlos-
sen und die Öffnungszeiten noch nicht auf das West-
niveau heruntergedrückt wurden, tun die Beitrags-
sätze für die Betreuung eines Kindes in einer Tages-
stätte das ihrige, um die Zahl der Betreuungsplätze 
auf das gewünschte Maß zurechtzustutzen. Ein Kin-
derbetreuungsplatz ist gegenwärtig kaum unter 
60 DM pro Kind zu haben. Bei diesem Beitrag müssen 
sich vor allem arbeitslose Eltern die Frage stellen, ob 
er für sie noch finanzierbar ist. 

Sieht frau sich also den Einzelplan 17 etwas ge-
nauer an, offenbart sich absolut mühelos die Alibi-
funktion, die dieses Ministerium in bezug auf Frauen 
in der Bundesregierung zu erfüllen hat. Ganze 20 Mil-
lionen DM weist dieser Plan unter dem Titel für Arbei-
ten und Maßnahmen auf dem Gebiet der rechtlichen 
und sozialen Stellung der Frau aus. Das ist so ziemlich 
die einzige Summe, die im Teil „Allgemeine Bewilli-
gungen" frauenbezogen geplant wurde. Mit diesen 
mickrigen 20 Millionen sollen dann solche „Kleinig-
keiten" wie die Wiedereingliederung von Frauen 
nach der Familienphase, der Bereich Frauen und Er-
werbstätigkeit, die Verbesserung der Situation von 
Mädchen und Frauen in den Bundesländern generell, 
der Schutz von Frauen und Mädchen gegen Gewalt 
usw. gefördert werden. 

Meine Damen und Herren von der Regierungs-
koalition, ich fordere Sie unter diesen Bedingungen 
wirklich ernsthaft auf, das Gerede von der Gleichbe-
rechtigung als Zielvorstellung Ihrer Politik zu been-
den. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Seien Sie doch endlich einmal ehrlich und erklären 
Sie vor allem den Frauen in den ostdeutschen Län-
dern, daß es Teil Ihres Plans „Deutsche Einheit" ist, 
Frauen aus der Erwerbstätigkeit auszugrenzen und 
die volle Verfügbarkeit von Männern für den soge-
nannten Aufschwung Ost dadurch zu sichern, daß 
Frauen die Verantwortung für Heim, Herd und Kinder 
allein zugeschoben wird! 
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Herr Franke spricht es offen aus: Ziel arbeitsmarkt-

politischer Maßnahmen ist es, die Quote der erwerbs-
tätigen Frauen in den ostdeutschen Bundesländern 
von mehr als 80 % auf das altbundesdeutsche Niveau 
von 55 % zu senken. Dies widerspricht zwar dem im 
Einigungsvertrag formulierten Anspruch, nämlich Re-
gelungen zu finden, die die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf sichern, aber Regierungspolitik ist offen-
sichtlich nicht nur Politik der Steuerlüge oder der Mie-
tenlüge — ganz zu schweigen von der Lüge, keinem 
solle es schlechter gehen —, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Geht es Ihnen 
denn schlechter, Frau Kollegin?) 

sondern die Politik dieser Regierung beinhaltet auch 
die Lüge von der Gleichbehandlung von Frau und 
Mann. 

Die Arbeitsmarktstatistik macht deutlich, daß man 
dem von Franke formulierten Ziel von Monat zu Mo-
nat langsam, aber stetig näher kommt. Der Anteil der 
Frauen an den Erwerbslosen liegt in den ostdeutschen 
Bundesländern bereits bei fast 60 %, Tendenz stei-
gend. Es gibt Regionen, in denen sich der Frauenan-
teil an den Erwerbslosen der 70-%-Marke nähert. Ich 
meine, da ist noch ein bißchen zu tun, um dieser Ziel-
vorstellung von 55 % generell nahezukommen; aber 
man wird da nichts unversucht lassen. 

Demgegenüber weist die Statistik einen beständig 
rückläufigen Anteil der Frauen an den Wiedervermit-
telten aus. Erhielten Frauen im Durchschnitt der letz-
ten 12 Monate, des letzten Jahres also, rund 40 % der 
neu vermittelten Arbeitsplätze, so waren es im Juli 
1991 nur noch 38 %. 

Augenfällig ist auch der bei knapp 46 % liegende 
Anteil von Frauen an den Kurzarbeitern und Kurzar-
beiterinnen. Frauen werden eher gefeuert als Män-
ner. Gefragt ist der deutsche Mann, der nicht älter als 
40 ist und der eine Frau im Hintergrund hat, die seine 
Verfügbarkeit sichert. 

„Sich mit eigener Hände Arbeit ernähren zu kön-
nen ist eine Grundvoraussetzung menschenwürdiger 
Existenz." Niemand anders als der Bundesarbeitsmi-
nister, der Herr Blüm, hat diesen überaus bemerkens-
werten Satz gesagt. Betrachtet man nun die Politik der 
Bundesregierung vor diesem Hintergrund, bleibt nur 
noch die Frage, ob im Verständnis dieser Bundesre-
gierung Frauen keine Menschen sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch die 
Höhe!) 

— Das stimmt; es ist wirklich die Höhe. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Es ist kein Wunder, daß bei einer repräsentativen 
Umfrage in der ehemaligen DDR, bei der Frauen da-
nach befragt wurden, wie sie ihre persönliche Situa-
tion gegenüber der Zeit von vor anderthalb Jahren 
einschätzen, 42 % aller Frauen sagten, daß sich ihre 
Situation verschlechtert hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber Ihre persön

-

liche doch nicht, Frau Kollegin!) 

Nur 20 % der Frauen fanden, daß sich ihre Situation 
verbessert hat. — Es ist wirklich einfach „under level" , 
darüber jetzt noch zu diskutieren. 

Maßgebenden Politikern, wie beispielsweise Sach-
sens Ministerpräsident Kurt Biedenkopf, ist in dieser 
Hinsicht jegliches Problembewußtsein, jegliche Sach-
kenntnis abzusprechen, wenn er und auch andere im 
Zusammenhang mit der rapide zunehmenden Zahl 
weiblicher Erwerbsloser davon sprechen, daß es sich 
dabei um die normale Rückführung übersteigerter 
weiblicher Erwerbsbeteiligung in der Ex-DDR han-
dele. Solche Äußerungen verraten die zutiefst patriar-
chale Denkweise solcher Politiker. 

Die Frage ist im Grunde genommen eine ganz an-
dere: Wann wird endlich mit der Rückführung der 
übersteigerten Erwerbstätigkeit westdeutscher Män-
ner begonnen? Denn eine solche liegt doch zweifellos 
vor, wenn insbesondere westdeutsche Männer sich 
nur zu einem lächerlich geringen Anteil an Hausarbeit 
und Kinderbetreuung beteiligen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist doch nicht 
Ihr Problem! — Woher wissen Sie das 

denn?) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, es bleibt 
dabei — ein nächster Aspekt — : In bezug auf den 
§ 218 favorisieren die herrschenden Parteien offenbar 
und völlig entgegen den offiziellen Verlautbarungen 
das Prinzip Strafe statt Hilfe. Während Maßnahmen 
zur Verhinderung ungewollter Schwangerschaften, 
sprich: die kostenfreie Abgabe von Verhütungsmit-
teln, auf dem Gebiet der ehemaligen DDR durch den 
Bund eingestellt wurden, während das Netz der Kin-
dertagesstätten, die für Frauen und natürlich auch für 
Männer für ein gedeihliches Zusammenleben mit  Kin

-dern unverzichtbar sind, Zug um Zug abgebaut wer-
den, droht den Frauen im Osten die Geltendmachung 
des § 218. Die Bundesregierung will offenbar den Ab-
bau sozialer Maßnahmen durch die Einführung der 
Bestrafung von Abtreibungen nachhelfend begleiten. 
Sie will der zunehmenden und auf Grund der gegen-
wärtigen Situation in der ehemaligen DDR auch wohl-
begründeten Unlust ostdeutscher Frauen, Kinder zu 
gebären, mit dem Knüppel des Strafgesetzbuches be-
gegnen. 

Ginge es nach der CDU/CSU, deren Grundvorstel-
lungen zum Umgang mit ungewollten Schwanger-
schaften ohnehin schon einen Anachronismus auch 
und gerade im europäischen Maßstab darstellen, soll 
das Verfahren auf unerträgliche Weise verschärft wer-
den. Die Forderung, daß die Ärztin oder der Arzt 
schriftlich niederlegen muß, welche Gesichtspunkte 
für sie bzw. ihn maßgebend waren, das Vorliegen 
einer psychosozialen Notlage zu akzeptieren, zielt 
nicht darauf ab, die Zahl der Schwangerschaftsabbrü-
che zu senken. Ich setze einmal ganz optimistisch vor-
aus, daß inzwischen auch bei Ihnen hinreichender 
Sachverstand vorhanden ist, um das endlich zur 
Kenntnis zu nehmen. Es geht vielmehr darum, die 
Bedingungen für die Frauen, die abtreiben wollen, 
weiter, und zwar drastisch, zu verschärfen. Strafe statt 
Hilfe, wie ich eben schon sagte. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, liebe 
Frauen in Ost und West, der Haushalt des Bundesmi-
nisteriums für Frauen und Jugend zeigt also abermals 
ganz deutlich, was auch an dieser Stelle schon mehr-
mals gesagt wurde: Frauen haben keine Lobby, weder 
in der Regierung noch innerhalb der etablierten Par- 
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teien. Für Frauen ist es daher notwendig, ein politi-
sches Gegengewicht zu bilden. Angesichts der politi-
schen und sozialen Lage in der vereinigten BRD ist es 
notwendig, bestehende feministische Strukturen zu 
erhalten und neue Zusammenhänge zu bilden. Das 
gilt für Frauen in Ost und West; das gilt für Auslände-
rinnen; das gilt für Inländerinnen; das gilt für Lesben; 
das gilt für Heteras. 

Den Feministinnen in der ehemaligen DDR ist etwas 
gelungen, was den Westfrauen bisher mißlang. Sie 
haben eine überregionale politische Organisation, 
den Unabhängigen Frauenverband, UFV, aufgebaut, 
der ja immerhin durch zwei Abgeordnete in diesem 
Bundestag vertreten ist. Die kommenden Monate 
werden zeigen, ob es Frauen im Westen gelingt, ähn-
liche Strukturen aufzubauen. Ich meine, daß ist ein 
lohnendes Unterfangen und die einzig angemessene 
Antwort auf die frauenfeindliche Politik dieser Regie-
rung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat nunmehr Frau Abgeordnete Ma-
ria Michalk. 

Maria Michalk (CDU/CSU): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Die bisherige De-
batte zum vorliegenden Haushaltsentwurf hat ge-
zeigt, daß der Finanzbedarf für die Bewältigung der 
anstehenden Aufgaben sehr, sehr hoch ist. Der Fi-
nanzminister hat Haushaltsdisziplin angemahnt; dies 
ist vernünftig. Die guten finanziellen Voraussetzun-
gen für den Vollzug der deutschen Einheit hätten wir 
mit Sicherheit nicht gehabt, wenn der Finanzminister 
der Bundesregierung nicht permanent seit 1983 ange-
mahnt hätte: Jede Mark muß zweimal umgedreht 
werden. Dies tun wir als Hausfrauen ja schließlich 
ebenfalls, und dies haben — so habe ich mir erzählen 
lassen — die Leute in den alten Bundesländern vom 
Kriegsende bis jetzt in diese Zeit hinein ebenfalls ge-
tan. Deshalb konnten sie sich auch so viel schaffen. 
Das hat letztlich zur Stabilität der Mark beigetragen, 
die nicht in Frage gestellt werden darf. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Sehr 
gut!)  

Allzu leicht kann es geschehen, daß man den Blick 
für die Relationen und Dimensionen der hier in der 
Debatte genannten Zahlen verliert. Deshalb will ich 
als erstes eine Zahl nennen, die sehr, sehr gering ist, 
die aber für die Berechtigten mehr als ein Zeichen 
guten Willens ist. Ich meine die Erhöhung des Erst-
kindergeldes auf 70 DM. Daneben steht die Anhe-
bung des Kinderfreibetrages auf 4 104 DM. Die Auf-
nahme dieser beiden Maßnahmen zeigt, daß nicht nur 
Ausgabendisziplin ein Haushaltskriterium ist, son-
dern daß auch, was die Koalitionsvereinbarung an-
geht, die Durchsetzungsdisziplin für die Bundesregie-
rung eine Selbstverständlichkeit ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Dabei will ich ausdrücklich verweisen, wenn ich 
eine Reihe von Maßnahmen nenne, die wir in den 
Entwurf unseres Gesetzes zum Schutz des ungebore-

nen Lebens aufgenommen haben, da die Rahmenbe-
dingungen für unsere Familien, die Alleinerziehen-
den, die Kinder überhaupt verbessert werden müssen, 
wenn wir ein stärkeres Ja zum Kind erreichen wollen, 
was, wie ich gehört habe, Sie alle ja auch wollen. 

Wesentliche Gesichtspunkte neben den Regelun-
gen zum Familienlastenausgleich sind die Verlänge-
rung des Erziehungsurlaubs, die Erhöhung des Erzie-
hungsgeldes auf 750 DM und die Verlängerung der 
bezahlten Freistellung zur Pflege kranker Kinder. Ich 
nenne des weiteren z. B. den Regreßausschluß bei 
Sozialhilfeempfängern, die Einführung des Familien-
geldes, wodurch eine Entlastung der Stiftung „Mutter 
und Kind" und die Zurückführung dieser auf die ei-
gentlichen Stiftungszwecke erreicht werden. Die Ver-
besserung der Unterhaltsvorschußzahlung ist ge-
nauso wichtig wie der Rechtsanspruch auf einen Kin-
dergartenplatz und die Entlastung der Eltern bei Kin-
derbetreuungskosten. 

Nun nenne ich noch eine Maßnahme und einen Dis-
kussionspunkt, den ich in Ihren Entwürfen nicht ge-
funden habe. Ich denke, daß die Dynamisierung des 
Kindergeldes auch ein wesentliches Kriterium ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Um das Wissen über den Wert des ungeborenen 
Lebens zu vergrößern, müssen mehr Informationsma-
terialien bereitgestellt werden, und zwar vor allem in 
den neuen Bundesländern. 

Ein ebenso wichtiges Kriterium für die Konfliktbe-
wältigung ist die verbesserte Bereitstellung von 
Wohnraum. Begrüßenswert ist heute schon das Pro-
gramm zur Wohnungssanierung in Selbsthilfe für Fa-
milien und Alleinerziehende, die ein Kind erwarten. 
Im Hinblick auf das derzeit unzureichende Woh-
nungsangebot, nicht übersehbare bauliche Mängel in 
den neuen Bundesländern und vergleichsweise 
modernisierungsbedürftige Ausstattungsstandards 
kann durch die Gewährung von Zuschüssen bis zu 
20 000 DM je Wohnung die Wohnsituation von Fami-
lien und Alleinerziehenden jetzt schon nachhaltig ver-
bessert werden. Neben Zuschüssen können darüber 
hinaus für den Erwerb von Wohneigentum Darlehen 
bis zur Höhe von 10 000 DM in Anspruch genommen 
werden. 

Die Gewährleistung dieser Rahmenbedingungen 
ist jedoch keine rein äußerliche Vermittlungsfunktion, 
sondern wird vielmehr die moralische Grundlage des 
Staates sein, der Verpflichtung im Grundgesetz für 
ganz Deutschland nachzukommen, das Kind, das in 
seiner Einmaligkeit wächst, mit der Mutter und dem 
Vater zu schützen. Das heißt, daß alle Anstrengungen 
unternommen werden müssen, um möglichst viele 
unerwünschte Schwangerschaften zu vermeiden und 
bestehende zu erhalten. 

Erlauben Sie mir an dieser Stelle eine Bemerkung. 
Wir führen gegenwärtig eine Haushaltsdebatte. Ich 
habe Ihre Ausführungen zu § 218 nicht verstanden. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Das wundert uns 
überhaupt nicht!) 
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Wenn Sie vom Schutz sprechen und gleichzeitig die 
Tötung meinen, dann sagen Sie es bitte auch so deut-
lich. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Ing rid 
Matthäus-Maier [SPD]: Sie haben nichts ver- 

standen!) 

Im übrigen haben wir im September noch genügend 
Zeit, denke ich, uns zu diesem Thema auszutau-
schen. 

(Abg. Ing rid Becker-Inglau [SPD] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

— Deshalb möchte ich jetzt auch keine Zwischenfrage 
beantworten. 

(Zurufe von der SPD) 

Mit dem Vollzug des Einigungsvertrages sind in 
den ostdeutschen Bundesländern bereits eine Reihe 
von Maßnahmen in Kraft getreten, die die materielle 
Situation der Familie verbessern. Auf Grund der 
niedrigen Einkommen dort sind diese Leistungen ge-
boten, um zu einer Angleichung der Lebensverhält-
nisse zu gelangen. Kindergeld und Kindergeldzu-
schlag verbessern die Einkommenssituation der Fami-
lien in den neuen Ländern. Das Kindergeld für 
3,8 Millionen Kinder wird inzwischen auch von allen 
Anspruchsberechtigten in Anspruch genommen. 

Ebenfalls bewährt hat sich das Bundeserziehungs-
geldgesetz, das seit dem 1. Januar 1991 auch in den 
neuen Bundesländern gilt. Die Ausgaben werden in-
zwischen auf 530 Millionen DM geschätzt zuzüglich 
670 Millionen DM für Unterstützungszahlungen an 
Mütter, deren Kinder vor dem 1. Januar geboren wur-
den. 

Bei der Pflege und Betreuung hilfsbedürftiger An-
gehöriger sind Familien zu unterstützen und zu ent-
lasten. Dieses Anliegen wird gegenwärtig zu einem 
politischen Schwerpunkt in der Diskussion. Im Rah-
men der Auseinandersetzung um eine praktikable Lö-
sung zur Abdeckung des finanziellen Risikos bei Pfle-
gebedürftigkeit — diese Frage wurde zuerst von un-
serer Fraktion in Ang riff genommen; wir lassen uns 
bewußt Zeit dafür, weil wir meinen, daß man das auch 
ordentlich machen muß — will ich jetzt schon anmel-
den, daß wir uns der Frage der Verantwortlichkeit von 
jung für alt und umgekehrt widmen sollten. 

In diesem Zusammenhang wird auch notwendig 
sein, das von der Bundesregierung vorgesehene Be-
rufsbild des Altenpflegers zu schaffen, damit die Be-
treuung pflegebedürftiger Personen durch qualifzier-
tes Fachpersonal sichergestellt werden kann. 

Ein erheblicher Nachholbedarf besteht bei den Ein-
richtungen der Altenpflege in der ehemaligen DDR. 
Einer Schätzung der freien Wohlfahrtsverbände zu-
folge ist die enorme Summe von 10 Milliarden DM zu 
veranschlagen. Das ist kein Pappenstiel. Der durch-
schnittliche Verschleiß liegt bei über 30 %. Das durch-
schnittliche Alter der Gebäude beträgt rund 50 Jahre. 
Man muß sich einmal vergegenwärtigen, welche rie-
sige Aufgabe da auf uns alle zukommt, die wir mit 
Sicherheit aber meistern werden. 

Im Bereich Frauen und Jugend ist eine deutliche 
Anhebung des Etats im Vergleich zum Vorjahr zu ver-
zeichnen. 

(Hanna Wolf [SPD]: Was?) 

Das bringt letztlich auch die Bedeutung zum Aus-
druck, 

(Dr. Konstanze Wegner [SPD]: Sie haben 
Plus und Minus verwechselt!) 

die die Bundesregierung diesem Bereich zumißt. Um 
den Frauen die Rückkehr in die Erwerbstätigkeit zu 
erleichtern, sieht die Bundesregierung z. B. die Finan-
zierung von Beratungsstellen für Beruf srückkehrerin-
nen mit 30 Millionen DM vor. 25 Millionen DM stehen 
den Arbeitgebern als Einarbeitungszuschüsse für 
Frauen zur Verfügung. Das kann man nicht trennen, 
das muß man im Zusammenhang sehen. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Sehr rich- 
tig!) 

In den neuen Bundesländern sind die Frauen über-
proportional von Arbeitslosigkeit betroffen. Hier stim-
men wir überein. Deshalb sage ich von dieser Stelle 
aus, daß, nachdem die Mittel für AB-Maßnahmen auf-
gestockt worden sind, nunmehr die Frauen anteilig 
stärker in die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen einbe-
zogen werden müssen. Die Frauen sind verunsichert 
und suchen zunächst einen gesicherten Arbeitsplatz, 
weil sie Vorurteile haben. Die Vorurteile gegenüber 
den ABM-Stellen sind unbegründet. Es werden wirk-
lich wichtige Arbeiten in Ang riff genommen. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Wem erzählen Sie 
das?) 

Arbeit ist genug da. Fährt man durch die Städte und 
Gemeinden, kann man sehr wohl sehen, was dort ge-
schieht. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Sie müssen das der 
FDP sagen!) 

Lassen wir an dieser Stelle bewußt unsere Frauen mit-
arbeiten! Das ist eine Aufgabe, die wir gemeinsam in 
Angriff nehmen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Rudolf Dreßler 
[SPD]: Das müssen Sie der FDP sagen! Guk

-

ken Sie einmal nach rechts, ausnahmsweise 
rechts!) 

Noch einem Punkt möchte ich mich zuwenden. Drei 
Bundesländer gibt es nunmehr, die einen Rechtsan-
spruch auf einen Kindergartenplatz beschlossen ha-
ben. Das ist für die Frauen eine beachtliche Entla-
stung. Sie sind nicht mehr verkrampft, wenn sie einer 
Beschäftigung nachgehen wollen. 

(Lachen bei der SPD) 

— Doch, das hat schon etwas für sich. Ich kann es 
Ihnen erläutern. Berufstätigkeit und Kindererziehung 
waren für Frauen in der DDR keine Alternative, son-
dern mußten miteinander vereinbart werden. Sie sind 
auf diese Lebensumstände eingestellt, auch jahrelang 
geprägt. Sie haben deshalb verständliche Schwierig-
keiten, das zeitlich nacheinander zu tun. Deshalb 
wäre es sehr zu begrüßen, wenn auch die anderen 
Bundesländer den Rechtsanspruch auf einen Kinder-
gartenplatz durchsetzen könnten. Hierbei können uns 
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Sie von der SPD in den Ländern, in denen Sie regie-
ren, wirklich sehr helfen. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Wer hilft denn nun 
wem? An wen sollen wir uns wenden?) 

Letztlich ist das eine Forderung im Rahmen des Kata-
logs der Maßnahmen, die übrigens nicht nur von un-
serer Fraktion für unverzichtbar gehalten werden. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Vor allem 
die Elternbeiträge senken! Die sind bei der 
SPD am höchsten! Absoluter Höchststand!) 

Nun lassen Sie mich noch einen Blick in den Bun-
desjugendplan werfen. Er ist schon beachtlich. Von 
1990 auf 1992 gibt es eine Steigerung um rund 70 Mil-
lionen DM. Das bedeutet ein Anwachsen der finanzi-
ellen Mittel um mehr als 50 %. Noch gibt es vor allem 
in den neuen Bundesländern nicht flächendeckend 
ein pluralistisches Angebot an Jugendvereinen. Ich 
verweise auch auf die leider immer noch nicht ausrei-
chenden Freizeitangebote. Dazu zählen ebenso Mög-
lichkeiten der sportlichen Betätigung, p rivat, aber 
auch im Austausch. Die finanziellen Sorgen in so man-
chem Sportverein wirken lähmend, da man gewohnt 
war, daß — wie man das mit einem Hätschelkind so 
tut — manche Subvention verbucht werden konnte. 
Meine Besuche in Sportvereinen und die Gespräche 
mit jungen Menschen haben gezeigt, daß durchaus 
erkannt wurde, daß Eigeninitiative ausschlaggebend 
ist. Das ist ganz wichtig. Der ganz bewußte Einsatz der 
zur Verfügung stehenden Mittel — sie werden nicht 
mehr hinausgeschleudert — prägt das Verständnis für 
finanzielle Relationen und fördert das bewußte Wirt-
schaften. Das brauchen wir auch für die Zukunft. 
Nicht maßlose Forderungen und das Hinnehmen als 
Selbstverständlichkeit, sondern das Einordnen in ge-
gebene Rahmenbedingungen sind ausschlaggebend 
für das eigene bewußte Gestalten unserer jungen 
Menschen. 

Die Mittel für internationale Jugendarbeit sind in-
nerhalb von zwei Jahren immerhin um 1,779 Millio-
nen DM gesteigert worden. Zu begrüßen sind auch 
die Programme, die nunmehr für die Jugendlichen in 
den neuen Bundesländern zum Tragen kommen, der 
deutsch-sowjetische Jugendaustausch, der deutsch-
polnische Jugendaustausch und die deutsch-französi-
schen Jugendaustausche ohnehin. 

Ich möchte auch herausstellen, daß von 203 Millio-
nen DM des Bundesjugendplanes 20 Millionen DM 
für Projekte gegen Gewalt bei Jugendlichen einge-
setzt werden. Das sind 10 %. Sicher hätten wir dieses 
Geld besser für andere Dinge einsetzen können. Das 
zeigt jedoch, wie ernst es der Bundesregierung mit 
konkreter Hilfe ist. 

Ein weiterer Beweis stellt sich in der Lehrstellensi-
tuation dar. Ich erinnere mich gut an die Schlechtwet-
termalerei: Die Jugendlichen werden auf der Straße 
liegen. Großartige Bereitstellung finanzieller Mittel 
durch die Bundesregierung, aber auch viele Initiati-
ven vor Ort, für die ich mich von dieser Stelle aus aus-
drücklich bedanken möchte, haben bewirkt, daß wir 
das Ziel, unseren Schulabgängern zu einer Lehrstelle 
zu verhelfen, erreichen werden. Es gibt natürlich Dis-
proportionen in den Berufswünschen. Von Sachsen 
kann ich z. B. sagen, daß dies vor allem im Bau-, Bau-

nebenhandwerk, in Metall- und Elektroberufen der 
Fall ist. Dort sind noch Lehrstellen vorhanden. 

Nun möchte ich mich noch einem Punkt zuwenden. 
Hervorheben möchte ich die Bemühungen der Bun-
desregierung hinsichtlich der Drogenprävention. Ge-
rade dieses Problem gewinnt leider auch in den neuen 
Bundesländern an Bedeutung. Die Aufstockung der 
Mittel für das Jahr 1992 für Maßnahmen der ange-
wandten Psychohygiene, insbesondere gegen Sucht-
gefahr, auf 30,5 Millionen DM, bietet einen guten An-
satz, Angebote der Drogenhilfe durch zusätzliche 
Modelle zu erweitern, um mehr Abhängige als bisher 
zu erreichen, weil in unserer Gesellschaft eben keine 
Ausgrenzung erfolgen kann. 

Weil ich gerade von Modellen gesprochen habe, 
möchte ich noch eine Anmerkung machen zu den 
Zwischenrufen im Bereich der Gesundheitspolitik, 
daß da einiges verpaßt wurde. Da möchte ich wirklich 
nur sagen, man sollte einmal in die Länder fahren und 
schauen, welche großartigen Projekte die Bundesre-
gierung auch in den neuen Ländern auf diesem Ge-
biet vollzogen hat. Ich war selbst bei der Einweihung 
eines Dialysezentrums in Dresden dabei. Für dieses 
Zentrum hat die alte Regierung, die wir Gott sei Dank 
nun wirklich zur Geschichte zählen können, viele, 
viele, unzählige Projekte gemacht und langwierige 
Anlaufzeiten gebraucht. In kurzer Zeit hat es die Bun-
desregierung unbürokratisch vollbracht, daß diesen 
hilfsbedürftigen Menschen sofort geholfen werden 
kann. Sie haben das auch mit Dankbarkeit angenom-
men. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat nunmehr Frau Abgeordnete 
Margot von Renesse. 

Margot von Renesse (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Lassen Sie mich zunächst mit 
einem Zitat der Familienministerin Frau Rönsch be-
ginnen, das ich so richtig finde, daß ich es gerne und 
oft zitiere — sinngemäß natürlich. Von Förderung der 
Familie, so sagten Sie bei uns im Ausschuß, kann nur 
der sprechen und kann man nur sprechen, wenn zu-
nächst Gerechtigkeit für Familien hergestellt ist. Wie 
wahr! 

Also, sprechen wir zunächst von Gerechtigkeit. 
Diese Bundesregierung — da beißt ja nun keine Maus 
einen Faden ab — hat sich im letzten Jahr zweimal 
vom Bundesverfassungsgericht schriftlich geben las-
sen müssen, daß sie in den Jahren 1983 bis 1985 den 
Familien in verfassungswidriger Weise tief in die Ta-
schen gegriffen hat. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Was war 
denn vorher? Jetzt erklären Sie mal den ver

-

fassungsmäßigen Zustand, als Sie an der Re

-

gierung waren! Wo liegt denn der verfas

-

sungsmäßige Zustand bei Ihnen?) 

— Kennen Sie ein Verfassungsgerichtsurteil? 
Nun geht es um die Frage: Wie geht man mit dieser 

Situation um? Daß man verurteilt werden kann, ist 
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nicht das Problem, sondern die Frage: Was macht man 
daraus? 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Das ist ko

-

misch, was Sie da erzählen! Wie war es denn 
1975?) 

Nun verhält sich die Koalition, die Bundesregierung, 
wie ich das als Familienrichterin sagen würde, wie ein 
säumiger Unterhaltsschuldner, der nur bezahlt, wozu 
man ihn rechtzeitig verklagt hat, und nur das, wozu er 
vollstreckbar verurteilt worden ist. Minimallösun-
gen! 

(Beifall bei der SPD) 

Dieses halte ich auch bei unterhaltspflichtigen Eltern 
für einen — sagen wir einmal — Skandal. Ich möchte 
mir hier keinen Ordnungsruf zuziehen. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Wir haben 
den Zustand verbessert! Bei Ihnen war Nacht 

und Nebel!) 

Die Situation ist also die, daß nur die Familien etwas 
bekommen, die rechtzeitig Mißtrauen in diesen Staat 
und diese Regierung hatten. Andere bekommen 
nichts. Auch für die Zeiten nach 1985, wo wir alle wis-
sen, Sie auch, daß die Situation nach wie vor verfas-
sungswidrig geblieben ist, gibt es jedenfalls auf mitt-
lere Sicht kein Licht am Ende des Tunnels. Auch hier 
haben wir den säumigen Unterhaltsschuldner, der 
den Familien schuldig bleibt, was ihnen zusteht. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Gab es Kin- 
der erst seit 1982?) 

Auch hier haben wir den säumigen Unterhaltsschuld-
ner, der den Familien schuldig bleibt, was ihnen zu-
steht. 

Wenn es jetzt um die Frage geht, was ab 1992 ge-
schieht so hörte ich hier mehrfach Redner und Redne-
rinnen sich als familienpolitischer Tat dessen rühmen, 
daß man nunmehr den Familienlastenausgleich ver-
bessere. Dazu sind Sie vollstreckbar verurteilt. Das ist 
kein Geschenk, das ist Ihre verflixte Schuldigkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Ob das reicht, darüber wird man noch reden müs-
sen. 

Ich höre, daß im Finanzministerium eigentümliche 
Vorstellungen existieren, wie man den Mindestkin-
derbedarf berechnet — da gibt es wirklich sehr Selt-
sames — , und auch das wird das Verfassungsgericht 
nachprüfen. Die Zeitbombe mit dem Grundfreibetrag 
tickt, und da werden wir sehen, was Sie daraus ma-
chen. 

Aber das ist ja noch längst nicht genug. Das Verfah-
ren selbst bei Ihrem dualen Kinderlastenausgleich ist 
in Wirklichkeit ein vierfaches: Steuerfreibetrag, Min-
destkindergeld, Höchstkindergeld und Zuschlag. 
Nicht nur die Familien in der ehemaligen DDR, nein, 
auch die im Westen — auch das sage ich Ihnen aus 
Erfahrung, weil ich es in Prozessen erlebt habe — 
kommen in diesem Dickicht nicht klar. Nun ändern 
Sie doch endlich, denn das gehört zur Gerechtigkeit, 
dieses Verfahren und machen Sie daraus ein einfa-
ches! Auch die Familienverbände, die keine linken 
Kaderschmieden sind, der katholische Familienver-

band, der evangelische, der Verein Alleinerziehender 
Mütter und Väter, mahnen vor allem das Kindergeld 
und seine Erhöhung an. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn beim Freibetrag — das wissen Sie — kommt bei 
den Familien, deren Lasten am höchsten sind, am 
wenigsten an. Wissen Sie, wie Sie sich dazu verhal-
ten? Sie verhalten sich — auch da erlauben Sie mir ein 
Beispiel aus der Familie — wie eine Mutter, die ihrem 
hungrigen Kleinkind den Teller mit Essen auf den 
Kleiderschrank stellt und nicht auf den Tisch. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Kollegin, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Dr. Geiß-
ler? 

Margot von Renesse (SPD): Erlauben Sie, Herr 
Geißler, ich spreche sicherlich bei anderer Gelegen-
heit gern mit Ihnen, aber jetzt lassen Sie mich fortfah-
ren, denn ich habe verdammt wenig Zeit. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Sie wissen 
schon, was ich fragen will!)  

Ich möchte gern weitermachen, 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [FDP]: Da 
fällt ihr der Teller vom Schrank herunter!) 

—Nein, der Schrank wird noch höher, er wird durch 
das Verfahren zum Hochschrank. Wenigstens das, 
wenn Sie schon bei Ihrem System bleiben wollen, soll-
ten Sie allmählich ändern. Ich meine das in erster 
Linie nicht als Sozialdemokratin, sondern als Famili-
enrichterin seit 1977, die gesehen hat, daß eine Viel-
zahl von Familien, denen etwas zusteht, das nicht gel-
tend machen, weil sie durch diese Kompliziertheit gar 
nicht mehr durchsteigen. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Was sagen 
Sie zum verfassungsrechtlichen Zustand des 

Jahres 1977?) 

Nachdem wir also wissen, mindestens hinsichtlich 
der Gerechtigkeit fehlt es an allen Ecken und Kanten 
—das sind die Mindestvoraussetzungen in Ihrem 
Sinne, Frau Rönsch — , können wir eigentlich das 
Buch schon zuschlagen und sagen: Förderung spielt 
sich nicht ab. Das sind ihre eigenen Worte. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
—Ich will mir das aber gern noch einmal angucken, 
was in Ihrem Etat auch in Zukunft als Förderung der 
Familie ausgegeben wird. 

Meine Damen und Herren, ich sehe zunächst ein-
mal ein Flickwerk, das konzeptionslos ist und deswe-
gen einen Patzer nach dem anderen enthält, bis an die 
Grenze der Skurrilität. Ich weiß nicht, wer in diesem 
Hause — es sind ja nicht viele da — überhaupt weiß, 
daß wir seit Anfang 1991 eine merkwürdige Blüte im 
Kindergeld haben. Grotesk: Die 15 DM Erhöhung für 
das Einzelkind (Ost). Das muß man sich auf der Zunge 
zergehen lassen. Es geht nicht etwa um das erste Kind, 
sondern um das Einzelkind, und nicht etwa jedes Ein-
zelkind, nein, das Einzelkind (Ost). Was ist der Hin-
tergrund? Der Hintergrund ist, daß, ob man es will 
oder nicht, die Leistungen der DDR, jedenfalls finan- 
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ziell, für die Familien mit Kindern höher waren und 
daß man sich diese Blöße, wohl wissend, daß das Kin-
dergeld zu gering ist, nicht geben wollte, daß daraus 
ein Gefühl eines Schadens durch die Einigung wird. 
Das ist der Hintergrund. Dies ist konzeptionslos und 
verpatzt und eine Groteske ersten Ranges. 

(Beifall bei der SPD) 

Dazu kommt: Neben Verpatztem gibt es auch Ver-
paßtes. Am 1. Juli 1991 ist die Freistellungsregelung 
für Eltern kranker Kinder in der DDR ausgelaufen. 
Sie wissen ganz genau, Frau Rönsch — das geht aus 
den Koalitionsvereinbarungen hervor — , daß unsere 
im Westen nicht langt, sie soll erhöht werden. Jetzt 
haben wir einen Zickzackkurs: Die Familien im Osten 
erleben also erst den Rückfall in unser, wie wir alle 
wissen, zu knappes System, um irgendwann — der 
Himmel mag wissen, wann — wird das für alle erhöht. 
Ich finde, so etwas ist überhaupt nicht mehr zu verste-
hen. Jetzt komme ich zu Überflüssigem in Ihrem Etat 
—und das macht bei Ihrem an sich schmalen Etat, 
wenn man einmal vom Kindergeld absieht, viel Geld 
aus — , und das ist das ungeheuer viele bunte, rosige 
Papier: Plakataktionen, Werbekampagnen. Aber 
wirklich, Frau Rönsch: Sind wir denn in einem Lande, 
in dem Familie mit Werbung, wie ein Ladenhüter, an 
den Mann gebracht werden muß? 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Li

-

ste) 

Ich habe eine andere Vorstellung. In meinen Augen 
—und das sage ich sehr aufrichtig — sind Glanz und 
Leuchtkraft von Familie so intensiv — Untersuchun-
gen seit 1945, soweit sie gemacht werden, machen das 
immer wieder deutlich —, daß eher die Sorge besteht, 
daß Familie mit Glückserwartung überfrachtet wird. 
Dazu tragen Sie bei. 

(Beifall bei der SPD) 

Im Gegensatz zu diesen Bildern des Rosigen und 
Schönen betrachtet sich die deutsche Normalfamilie 
viel zu häufig — und ich weiß aus Eheberatung und 
Familiengericht, wovon ich rede — sehr leicht als ein 
Haufen von Versagern, von Gescheiterten — oder be-
stenfalls Ausnahmen. Ich halte den Familienkitsch für 
eine gefährliche Verführung. 

In diesem Zusammenhang — tut mir leid — muß ich 
auch den Herrn Bundeskanzler zitieren. In der Regie-
rungserklärung vom Januar — mir zieht es immer die 
Schuhe aus, wenn ich so etwas höre — 

(Herbert  Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Na, 
na!) 

wird die Familie als — hören Sie! — „Quelle mensch-
licher Wärme und Geborgenheit", als „Ort ... für die 
Vermittlung von Werten und Tugenden" geschildert. 
Das ist eine gefährliche Viertelwahrheit — es ist nicht 
ganz falsch —, 

(Herbert Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Aha!) 

weil eben die Sorge besteht, daß Menschen, denen 
das bei dem schwierigen Geschäft der Alltagsbewäl-
tigung nicht jeden Tag gelingt, dann das Gefühl ha-
ben, daß sie im Grunde genommen das Vertrauen in 
ihre eigene Familie verlieren. 

Es gibt ein schönes Bild, das einen Skandal ausge-
löst hat — ich hatte es in meinem Dienstzimmer — : Da 
sitzt die Mutter Gottes, hat ihr Kind auf dem Schoß 
—es liegt bäuchlings auf ihrem Schoß — und hat aus-
geholt zu einem Schlag; ein sehr liebevolles, ein sehr 
entlastendes Bild. Das heißt: Die Mutter Gottes ver-
haut das Jesuskind vor drei Zeugen — sehr entla-
stend. Ich glaube, wir sollten nüchtern-liebevoll mit 
Familie umgehen und nicht kitschig. Das ist gefähr-
lich! 

(Beifall bei der SPD) 

Aber Familie hat ja Probleme, Familie hat unge-
heure Probleme; denn die destruktiven Bedrohungen 
sind ungeheuer groß. Aber, meine Damen und Herren 
—auch meine Damen und Herren aus der CDU (Ost), 
die Sie manchmal das Gefühl haben, Sie müßten man-
ches durch einen besonderen Konservativismus ver-
drängen — , es ist nicht die Emanzipation der Frau, 
und es ist nicht ihr Bildungs- und Erwerbsstreben. 
Und damit Sie mir als Sozialdemokratin nicht glauben 
müssen — denn was wissen wir denn schon von Fami-
lie? —, glauben Sie dem Familienbund der Deutschen 
Katholiken. Lesen Sie in der August-Nummer den 
Aufsatz „Keine Abkehr von der Familie". 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Von wem 
ist das? Wer hat das denn geschrieben? Ein 
Sozialdemokrat hat den Aufsatz geschrie

-

ben!) 

Vielleicht werden Sie dann klüger. 

Die Destruktivität, die der Familie droht, haben Wis-
senschaftler wunderschön gekennzeichnet. Es han-
delt sich um die Rücksichtslosigkeit von Staat und 
Wirtschaft gegenüber der Familie. Da ist der An-
satz. 

Hier vermisse ich, Frau Rönsch, viel von dem, was 
Sie tun könnten. Sie waschen sich die Hände in ver-
fassungsrechtlicher Unschuld — Sie reklamieren Un-
zuständigkeit, wenn es um Kindergärten geht — , ge-
meinsam mit Ihrer Kollegin Merkel. Wenn Sie wollten, 
würden Sie verfassungsrechtliche Wege finden. Aber 
—es ist hier mehrfach gesagt worden — es wird ja 
nicht gewollt. 

Es wird in den Räumen der Koalition immer noch 
ein Bild von Normalfamilie gehegt und gepflegt, das 
ein Prokrustesbett ist. Bitte, glauben Sie nicht, einer 
von uns wollte das Leitbild der erwerbstätigen Frau an 
die Stelle eines anderen setzen. Nein, das Prokrustes-
bett in der ehemaligen DDR ist uns wohl leidvoll be-
kannt. Wir wollen überhaupt kein Modell. Niemand 
soll den Freiheitsraum Familie einengen. Alles soll 
möglich sein — nach eigener Überzeugung und eige-
ner Wahl. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn Familie ist so attraktiv, wie sie als Ort gemein-
samer Freiheit erlebt wird. Was aber erlebt wird, ist 
der Ort der eingeengten Freiheit. Es hat keinen 
Zweck, das Leitbild der Familie (Ost) gegen das Leit-
bild der Familie (West) aus den 50er Jahren zu erset-
zen. Leitbilder sind gefährlich. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Frau Kol-
legin, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Werner (Ulm)? 
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Margot von Renesse (SPD): Ich habe schon gesagt, 
ich möchte gern fortfahren; tut mir leid. Sonst bringen 
Sie mich wirklich völlig aus dem Konzept; 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [FDP]: Am 
Ende sogar zum Nachdenken!) 

dann kann ich nicht mehr weiter. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Das geht 
nach dem Motto: Sachverstand macht nur 

unsicher!) 

Frau Rönsch, ich vermisse schmerzlich Ihre klaren 
Worte auch zu dem Thema Rentenpolitik. Wir hatten 
gerade das Rentenanpassungsgesetz im Bundestag 
passieren lassen. Ich rede nicht von den Ballettratten 
und was weiß ich, ich rede von den Familienmüttern. 
Nicht Ihnen verdanken die Familienmütter(Ost), daß 
die Familienzeiten in der Rentenversicherung erhal-
ten geblieben sind, und zwar Kindererziehungszeiten 
und Pflege. Sie verdanken es den Sozis, die doch so 
familienfeindlich sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie verdanken es genau genommen dem Wähler in 
Rheinland-Pfalz, der dazu verholfen hat, daß sich die 
SPD an diesem Punkt durchsetzen konnte im Sinne 
der Familienmütter, für die Sie leider auch in den letz-
ten Jahren wenig getan haben. Sie haben mit der 
einen Hand gegeben, mit der anderen genommen. 

Ich erinnere nur an den Rausschmiß der nichter-
werbstätigen Mütter aus der Invaliditätssicherung, 
eine schwere Sache. Dazu könnte ich Ihnen auch Fälle 
aus meinem Berufsalltag erzählen. 

Was könnte das für eine phantastische Sache sein, 
wenn es denn gut gestrickt wäre, nämlich der Erzie-
hungsurlaub — eine unwahrscheinliche Möglichkeit 
— teuer und gut — , wenn sie richtig gemacht würde. 
Aber wohl wissend, daß es nur die Frauen sind, die ihn 
nehmen, haben Sie strukturell nichts verändert und 
die Einladung an die Männer nicht verstärkt. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Einladung, sage ich, nicht der Zwang. 

Und daß dies gefährlich ist, entnehmen Sie bitte 
wieder diesem wirklich guten Aufsatz des FDK. Da 
steht nämlich — ich zitiere sinngemäß, vorlesen soll 
man nicht — , auf den Erziehungsurlaub solle man 
nicht alleine vertrauen. Denn er könne, so weiterge-
macht wie bisher, das Gegenteil von dem bewirken, 
was Familien brauchen, nämlich die Ausdehnung ih-
rer Freiheit, nicht ihre Einengung. 

Das Leitbild der Wirtschaft von dem verfügbaren 
Arbeitnehmer, weil er familienfern ist, wird durch 
diese Form des Erziehungsurlaubs nur verstärkt. Und 
das ist tödlich für Mütter und für Frauen, die Mütter 
werden könnten, und damit für die Familien. 

Ich war bei der Rentenpolitik. Ich erwarte das Aus-
bildungsgesetz. Wir wissen alle, eines Tages haben 
wir eine Pflegeversicherung. Und schon jetzt wird 
praktisch die nachwachsende Pfleger- und Pflegerin-
nengeneration knapp. Schon jetzt wissen wir kaum 
noch, wie wir das eines Tages strukturieren sollen. Es 
wird Zeit dafür, das duldet keinen Aufschub. Die ge-
samte Pflegestruktur, mit den Rahmenbedingungen  

zumindest, ist auch Ihre Angelegenheit. Wir werden 
Ihnen da Beine machen. 

Ich vermisse auch Ihr Wort zu einer Altenpolitik, die 
den Namen verdient. Das Alter ist heutzutage eine 
lange Lebensphase und die soll voll sein von Höhe-
punkten. In Sonntagsreden sagen Politiker jeder Cou-
leur gerne: Wir brauchen die alten Menschen, wir 
brauchen ihre Erfahrung, und wir wollen sie. Ja, wo 
denn? Es ist ja nicht wahr! Und dieses muß umgesetzt 
werden. Wir brauchen Modelle, Rahmenbedingun-
gen für ein selbstbestimmtes, kompetentes, erwachse-
nes Alter. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bravo!) 

Darauf warten wir. Wir möchten das gerne von Ihnen 
hören. Sonst werden wir in Vorlage treten. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist auch Famlienpolitik. Denn die ältere Gene-
ration gehört dazu — zumindest in Liebe. Und daß 
diese Liebe immer noch trägt, sehen Sie an den vielen 
Pflegebedürftigen, die in der Familie und nicht im 
Heim gepflegt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Zum Schluß: Ich weiß gar nicht, wenn ich Ihren Etat 
lese, wo Familienpolitik bei Ihnen stattfindet. Wir ha-
ben also eine Familienministerin, eine Parlamentari-
sche Staatssekretärin, einen Staatssekretär, aber Fa-
milienpolitik macht im Augenblick das Verfassungs-
gericht — in Sachen Namensrecht, in Sachen Sorge-
recht, in Sachen Familienlastenausgleich. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Meine Hoffnung setze ich im Augenblick mehr auf 
die Ge richte als auf alle Ministerinnen und Minister in 
dieser Regierung. Ich glaube, da wird auch noch man-
ches kommen. Denn ich glaube nicht mehr, nachdem 
wir dieses Erlebnis mit dem Familienlastenausgleich 
haben, daß die Familien Sie in Zukunft mit Ge richten 
verschonen werden. Und recht haben sie. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD — Beifall beim 
Bündnis 90/GRÜNE und bei der PDS/Linke 

Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat nun Frau Abgeordnete Irmgard 
Karwatzki. 

Irmgard Karwatzki (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Frau von Renesse, ich bin 
eben etwas erschreckt und auch zusammengezuckt. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Das glaube ich! — 
Heiterkeit) 

— Herr Dreßler, bei Ihnen auch eben, als Sie die Kol-
legin so verunglimpft haben. Wir sind hier doch im 
Deutschen Bundestag und versuchen, miteinander 
den konzeptionell besten Weg zu gehen, das Beste für 
die Familie oder für die Jugend zu tun. Ein Kollege 
aber hat eben, als Frau von Renesse sprach, gerufen: 
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Ich möchte nicht so gern bei Ihnen in einer Gerichts-
versammlung sein. — So kam ich mir auch vor. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Es war eine Gerichts

-

versammlung über die Regierung! — Rudolf 
Dreßler [SPD]: Und das war's?) 

— Das habe ich nicht gesagt; Vorsicht, Herr Dreß-
ler! 

(Vorsitz : Vizepräsident Hans Klein) 

Ich möchte heute etwas zum System des dualen 
Familienlastenausgleichs sagen, zu dem Sie, Frau 
Kollegin Matthäus-Maier, am Dienstag gesprochen 
haben. Weil das Bundesverfassungsgericht beschlos-
sen hat, daß auch bei gut verdienenden Familien das 
Existenzminimum des Kindes nicht besteuert werden 
darf, wollen Sie auch diesen Familien ein Kindergeld 
von 230 DM zahlen. Gut verdienende und weniger 
gut verdienende Familien erhalten also gleicherma-
ßen ein Kindergeld von 230 DM. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Ja, weil die Marga rine 
für alle gleich teuer ist!) 

Wenn Sie an Ihrem System festhalten wollen, meine 
Damen und Herren von der SPD, müssen Sie jede 
Mark, die Sie einer bedürftigen Familie zusätzlich 
geben wollen, auch der nicht bedürftigen Familie, also 
auch den Spitzenverdienern, zahlen. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Was zahlen Sie ihnen 
denn über den Kinderfreibetrag? Das ist zum 

Teil das Anderthalbfache!) 

Wenn Sie das nicht wollen, müssen Sie das von Ihnen 
verteidigte Prinzip des einheitlichen Kindergelds mei-
ner Meinung nach unbedingt aufgeben. 

Ich gebe zu, daß Ihr Konzept im Moment die Bürger 
blenden kann. Für die Zukunft aber ist es keine Per-
spektive. Demgegenüber ermöglicht das duale Sy-
stem aus Kinderfreibetrag und Kindergeld eine diffe-
renzierte und bedarfsgerechte Förderung der Familie. 
Darum ist dieses, glaube ich, das Konzept der Zu-
kunft. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Leistungen in der Familie entlasten die Gesell-
schaft. Deshalb muß die Gesellschaft die Familie ent-
lasten. Dies ist der Grundgedanke des Familienlasten-
ausgleichs, für den sich die Bundesregierung ent-
schieden hat. 

Im Vordergrund stehen hierbei die Überlegungen, 
daß die Entscheidung, eine Familie zu gründen, vom 
Staat auch dadurch gefördert werden muß, daß die 
damit verbundenen finanziellen Leistungen zumin-
dest teilweise ausgeglichen werden, daß das starke 
Absinken des Pro-Kopf-Einkommens in der Mehrkin-
derfamilie bei der Familienförderung eine besondere 
Berücksichtigung finden muß, daß das Einkommen, 
das von den Eltern selbst erwirtschaftet wird, soweit 
es für die Kinder benötigt wird, grundsätzlich nicht 
besteuert werden sollte und daß sich der Familienla-
stenausgleich vorrangig auf einen Einkommensaus-
gleich zwischen Kinderlosen und Eltern mit Kindern 
und weniger auf eine Umverteilung der Einkommen 
zwischen Familien konzentriert. 

1983 haben wir den Kinderfreibetrag wieder einge-
führt und diesen schrittweise erhöht. Wir werden ihn 
dynamisch weiterentwickeln. Wir haben neben dem 
steuerlichen Kinderfreibetrag einen Ausgleich für 
diejenigen Familien geschaffen, die diesen Kinder-
freibetrag nicht oder nicht ganz ausschöpfen können, 
und zusätzlich einen Kinderzuschlag ermöglicht. 

Meine Damen und Herren, als ich die Ausführun-
gen hier eben hörte, habe ich mich gefragt, was ei-
gentlich von 1969 bis 1982 für die Familien geleistet 
wurde. — Nichts. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Alle Rednerinnen der Opposition haben eben bestä-
tigt, daß wir mit der Erhöhung des Kindergeldes und 
mit der Einführung des Erziehungsgeldes Hervorra-
gendes geleistet haben. Sie haben 1975 — da hatten 
sie schon sieben Jahre die Verantwortung — das Kin-
dergeld so festgeschrieben. Wir haben es jetzt weiter 
erhöht. Ich meine, Sie sollten im Interesse der Fami-
lien dankbar sein, daß das möglich gemacht wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Frau Becker-Inglau hat eben deutlich gemacht 
— ich möchte mich dem Dank an die Regierung an-
schließen — , daß mit der Steigerungsrate beim Haus-
halt des Ministeriums für Familie und Senioren Ent-
scheidendes auf den Weg gebracht wurde. Es war ein 
großer familienpolitischer Erfolg in unserer Regie-
rungszeit, das Erziehungsgeld für Mütter und Väter 
auf den Weg zu bringen. Frau von Renesse, wenn Sie 
jetzt sagen, wir animierten die Väter nicht genügend, 
das in Anspruch zu nehmen, dann kann ich diese Mei-
nung nicht teilen; vielmehr möchte ich das unterstrei-
chen, was Sie zur Freiheit der Familie gesagt ha-
ben. 

Ich unterstreiche es allerdings nicht, wenn Sie die 
Regierungserklärung oder Teile der Regierungserklä-
rung des Herrn Bundeskanzlers als Familienkitsch be-
zeichnen. Aus Ihrer Position heraus mag das ja Kitsch 
gewesen sein. Ich dagegen beurteile jeden Redner 
danach, ob er hier aus seiner Werte-und-Normen-
Orientierung heraus das darlegt, für das er auch gern 
Verantwortung übernehmen möchte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe vom Bundeskanzler noch nie gehört, daß er 
kein Verständnis für die Familien hätte, von denen Sie 
ausschließlich gesprochen haben und die Sie alle an-
scheinend nur im Gerichtssaal getroffen haben. Ich 
kenne sehr viele Familien, denen gerade aus dieser 
Werte-und-Normen-Orientierung viel zugewachsen 
ist. Dabei verkennen wir nicht, daß es auch die ande-
ren gibt, die unsere Hilfe in Anspruch nehmen kön-
nen. 

Die Schwarzweißmalerei, die Sie gerade in der Fa-
milienpolitik auch konzeptionell hier dargestellt ha-
ben, macht eigentlich einen großen Bruch deutlich, 
über den wir vielleicht einmal in den Ausschüssen 
sprechen müssen, um wieder ein bißchen mehr zu 
einer Einheitlichkeit in der Beurteilung der Situation 
von Familien zu kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

— Danke schön, daß Sie mir das zugestehen. 
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Meine Damen und Herren, ich möchte jetzt, wenn 
auch nur sehr kurz, etwas zur Situation der alten 
Menschen sagen. Ich teile auch hier nicht Ihre Mei-
nung, daß wir nur in Sonntagsreden etwas zu der 
Situation der alten Menschen sagten. Es ist ebenfalls 
das Verdienst der Kollegin Lehr und anderer, nicht 
zuletzt der Kollegin Rönsch, sich dafür eingesetzt zu 
haben, daß gerade der Haushaltsansatz für die Senio-
renarbeit verdoppelt wird. Ich weiß überhaupt nicht, 
warum Sie das nicht sehen wollen. Sie alle können 
doch lesen, waren alle in der Schule. Was Wahrheit ist, 
muß doch Wahrheit bleiben! 
Ich gebe zu, es könnte immer noch mehr sein; aber 

es gibt objektive Grenzen. Immerhin ist der Haushalt 
der Kollegin Rönsch der drittgrößte. Um der Wahrheit 
die Ehre zu geben, will ich hier nur noch anmerken, 
daß dieser Haushalt bereits damals, als der Kollege 
Geißler und ich mit ihm gemeinsam die Freude hatten, 
die Verantwortung dafür zu tragen, der drittgrößte 
und nicht irgendein kleiner Haushalt war. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Heiner 
Geißler [CDU/CSU]: Natürlich!) 

Unter dem Strich ist folgendes zu sagen: Ich unter-
stütze die Konzeption, die jetzt im Hause von Frau 
Rönsch gefahren wird, nämlich in ganz entscheiden-
dem Maße Forschungsarbeiten im Bereich der Senio-
ren durchzuführen. Ich unterstütze dies mit allem 
Nachdruck. 
Mit allem Nachdruck unterstütze ich auch die Posi-

tion von Norbert Blüm, was die Durchsetzung der 
Pflegeversicherung anlangt. Wir haben da nicht bei 
Ihnen abgeschrieben. Darauf kommt es aber auch 
nicht an. 

(Zurufe von der SPD) 
Entscheidend ist, daß Sie mit uns in dieser Frage 
— wie es im Zusammenhang mit den Asylberechtig-
ten eben gesagt wurde — deutlich etwas auf den Weg 
bringen. 

(Zuruf von der SPD: Sehr richtig!) 
Dann können wir gemeinsam vielleicht auch noch die 
FDP davon überzeugen, und dann schaffen wir etwas 
ganz Vernünftiges für die alten Menschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP — Dr. Heiner Geißler [CDU/ 
CSU]: Nicht soviel Gemeinsamkeit, sonst 
wird es schon wieder verfassungswidrig!) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Abge-
ordnete Konrad Weiß. 

Konrad Weiß (Berlin) (Bündnis 90/GRÜNE): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Deutschland ist 
kein kinderfreundliches Land, schlimmer noch: Un-
sere Wirklichkeit ist kinderfeindlich. Dieser Feststel-
lung der Bundesministerin für Frauen und Jugend, 
Angela Merkel, kann ich mich nur anschließen. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Da ist was 
dran!) 

Jahr für Jahr sterben Hunderte von Kindern auf 
Deutschlands Straßen, tausende werden verletzt. Die 
Antwort der Bundesregierung ist der Bau immer 
neuer und immer schnellerer Straßen, ist die in West-

deutschland fortdauernde und in Ostdeutschland an-
gestrebte Duldung alkoholisierter Kraftfahrer. Der 
Verkehrsminister erhält Milliarden für das deutsche 
Hätschelkind Bundesautobahn und Bundesstraße, 
aber für 30 Ampeln vor Ostberliner Schulen fehlt das 
Geld. 

Im Namen des Kindes, das vor wenigen Monaten in 
meiner Straße auf dem Schulweg getötet wurde, im 
Namen der 554 im vergangenen Jahr getöteten Kin-
der fordere ich die Bundesregierung zu einer Umkehr 
ihrer kinderfeindlichen Verkehrspolitik auf. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Wir brauchen keine Luxusstraßen und Luxusautobah-
nen in Deutschland. Wir brauchen sichere Straßen 
und Wege und vor jeder Schule eine Ampel. 

Millionen Kinder in Deutschland leiden an schwe-
ren chronischen Krankheiten, die durch Umweltschä-
den verursacht sind. Etwa jedes dritte Kind in 
Deutschland hat heute Probleme mit Allergien; rund 
10 % leiden unter Bronchitis. Etwa jedes zehnte Kind 
hatte schon einen Pseudokruppanfall. Die Zahl der 
Kinder, die an Ekzemen erkranken, hat sich seit 1975 
verdoppelt; gegenwärtig sind es 1,2 Millionen Kinder 
in Deutschland. Immer mehr Kinder werden mit Miß-
bildungen geboren, immer mehr erkranken an Krebs. 
Krebs ist in Ostdeutschland die zweithäufigste Todes-
ursache bei Kindern. 

Die Verseuchung des Trinkwassers in vielen ost-
deutschen Städten ist katastrophal. Säuglinge und 
Kleinkinder sind durch die hohen Schadstoffbelastun-
gen extrem gefährdet. Aber nicht nur die Bitterfelder 
Giftluft oder das Dresdener Giftwasser sind hier anzu-
prangern. Auch in Westdeutschland ist die Belastung 
vielerorts unerträglich hoch. Die Vergiftung von  Kin

-

dern durch unsere Umwelt ist eine unerträgliche 
Menschenrechtsverletzung! 

Die Antwort der Bundesregierung ist eine Grenz-
wertpolitik, die der Indust rie nicht wehtut, aber für 
Kinder ein bleibendes Risiko darstellt, sind vorsichtige 
und allzuoft halbherzige Maßnahmen, die nicht ver-
hindern werden, daß weiterhin Millionen Kinder er-
kranken, sind Kompromisse, die den Tod von Kindern 
in Kauf nehmen. 

Ich fordere die Bundesregierung auf, den Rüstungs-
etat dieses Haushalts, der überflüssig ist, um minde-
stens 10 Milliarden DM zu kürzen und das Geld aus-
schließlich solchen Maßnahmen zufließen zu lassen, 
die das Überleben von Kindern in Deutschland er-
möglichen. 

(Vereinzelt Zustimmung bei der SPD) 

Kinder in Deutschland sind aber nicht nur der Um-
weltverschmutzung durch Chemikalien, sondern 
auch der Umweltvergiftung durch Pornographie und 
Gewalt ausgesetzt. Ich zitiere noch einmal die Bun-
desministerin für Frauen und Jugend: 

Die Lobby für Kinder ist zu klein. Es gibt zwar den 
Kinderschutzbund, der sich eifrig bemüht. Aber 
manchmal hat man den Eindruck, daß Kleingärt-
nervereine mächtiger sind als Vereinigungen, die 
sich mit Kinderfragen beschäftigen. 
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Immer häufiger und immer brutaler wird in den 
Medien, und zwar auch in den öffentlich-rechtlichen, 
Gewalt zu Sendezeiten dargestellt, zu denen Millio-
nen Kinder vor den Bildschirmen sitzen. Die Herstel-
lung und Verbreitung von Computerspielen und Vi-
deocassetten, die Gewalt darstellen, pornographisch 
sind oder Krieg, Militär und Nationalsozialismus ver-
herrlichen, wird weitgehend tole riert. Die Schutzbe-
stimmungen für Kinder greifen nicht mehr oder wer-
den nicht beachtet. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Kinder haben in ostdeutschen Videotheken fast unge-
hinderten Zugang zu allem Schmutz. 

(Zuruf von der FDP: Das ist nicht eine Frage 
des Gesetzes, sondern eine Frage der Durch

-

führung!) 

Oftmals sind den Inhabern nicht einmal die gel-
tenden Jugendschutzbestimmungen bekannt. Die 
Selbstkontrolle der Medien und der Medienindustrie 
ist fast unwirksam geworden. Auch hier ist die Bun-
desregierung in der Pflicht. Der Etat der Bundesprüf-
stelle für jugendgefährdende Sch riften bleibt 1992 
konstant bei 2 Millionen DM. Eine Reaktion auf die 
Anforderungen, die aus den östlichen Ländern, aber 
auch durch die neuen Medien hinzugekommen sind, 
ist bei diesem Etat so gut wie unmöglich. 

Ich fordere die Bundesregierung auf, ernsthafte 
Konzepte vorzulegen, die aufzeigen, wie auf die Ge-
fährdung der Kinder in Deutschland durch die neuen 
Medien reagiert werden kann. Ich erwarte auch haus-
haltspolitische Konsequenzen. Die schlimmen Zu-
stände in Deutschland in diesem Bereich haben ja 
wohl weder etwas mit Liberalität noch etwas mit 
christlichem Ethos zu tun. 

Dringenden Handlungsbedarf des Gesetzgebers 
sehe ich in einem angrenzenden Bereich, nämlich in 
der Frage der Gewalt gegen Kinder in der Familie. 
Hilflos sind Kinder den Schlägen ihrer Eltern ausge-
setzt. Eltern, die sich an ihren Kindern vergehen, kom-
men ungeschoren davon. Selbst der pornographische 
Mißbrauch von Kindern wird stillschweigend hinge-
nommen. Über die sozialen Defekte, die Eltern dazu 
bringen, sich an ihren Kindern zu vergehen, über ihre 
Nöte, Unsicherheiten und Ängste wird geschwiegen. 
Ich begrüße daher ausdrücklich den einstimmig ge-
faßten Beschluß der Justizminister der Länder zu ei-
nem Verbot der Gewalt gegen Kinder in der Familie. 
Die Prügelstrafe ist ein Relikt, das so bald wie möglich 
abgeschafft gehört. Bei dem zu erarbeitenden Gesetz 
wird der sexuelle Mißbrauch von Kindern auch in der 
Familie ebenso zu berücksichtigen sein wie die seeli-
sche Schädigung und Verletzung von Kindern durch 
Pornographie und Darstellung von Gewalt. Im Zusam-
menhang mit der längst überfälligen Abschaffung des 
antiquierten § 175 wird dann auch über einen wirksa-
men Rechtsschutz von Jungen und Mädchen vor se-
xuellem Mißbrauch außerhalb der Familie nachzu-
denken sein. 

Die Situation der Kinder in den östlichen Bundes-
ländern, meine Damen und Herren, ist besonders kri-
tisch. Ich weiß durchaus die Bemühungen zu schät-
zen, die von allen Partein in Bund und Ländern unter-
nommen werden, um das trübe Erbe der sozialisti-

schen Erziehung aufzufangen. Hier ist stärker als 
in allen anderen Bereichen die Solidarität aller in 
Deutschland gefragt. Jede Investition in die men-
schenwürdige und unautoritäre Erziehung der Kinder 
ist eine Investition für die Zukunft unseres Landes. 

Der Aufbau einer demokratischen Schule entschei-
det über die Zukunft unserer Demokratie. Deshalb 
müssen alle jene Krippen, Kindergärten und Schulen 
besonders gefördert werden, die dazu befähigt sind, 
und das sind in der Regel nicht die ehemaligen Staats-
kindergärten und Staatsschulen, sondern vor allem 
jene Kinderläden und Schulen in freier Trägerschaft, 
die nach der Wende entstanden sind, oft aber unter 
erheblichen finanziellen Schwierigkeiten leiden. 

Besonderer Anstrengungen bedarf es gegenwärtig 
bei der Erziehung der Erzieher. Auch hierfür sind 
wesentlich mehr Mittel erforderlich, als vorgesehen 
sind. Viele sind guten Willens, noch einmal neu zu 
beginnen und neu zu lernen, und das durchaus nicht 
nur aus billigem Opportunismus oder aus Angst um 
den Arbeitsplatz. Ich weiß, daß auch viele Lehrer und 
Erzieher in der DDR unter den Zwängen der soziali-
stischen Erziehungsdoktrin gelitten haben. 

Unerträglich aber finde ich es, wenn ehemalige 
Wehrerzieher, Staatskundelehrer oder Stasi-Offiziere 
heute an ostdeutschen Schulen Gesellschaftsunter-
richt erteilen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Ich habe nichts gegen einen Sportlehrer oder einen 
Biologielehrer, der in der SED war und heute parteilos 
ist; aber daß die Grundlagen unserer Demokratie aus-
gerechnet von den zuverlässigsten Kadern der SED 
vermittelt werden sollen, das vermag ich nicht zu be-
greifen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der SPD und des Abg. Norbert Ei

-

mer [Fürth] [FDP]) 

Die Verantwortung für die Kinder in Deutschland 
tragen wir alle. Sie läßt sich auch nicht an einen Mini-
ster abschieben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Politik für ein kinderfreundliches Deutschland muß 
ressortübergreifend sein. Jeder Abgeordnete, jeder 
Minister und jeder Beamte sollte bei jeder Entschei-
dung immer auch fragen: Welche Konsequenzen hat 
das für die Kinder im Lande? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Auch für unsere Debatte über den Schutz des unge-
borenen Lebens wäre es heuchlerisch, wenn wir nicht 
alles daransetzten, in unserem Lande den geborenen 
Kindern ein menschenwürdiges Leben zu ermögli-
chen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD — Zuruf von der CDU/CSU: Bei

-

den!)  

Kinder, sagt Janúsz Korczak, werden nicht erst zu 
Menschen, Kinder sind Menschen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Von Anfang an!) 
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Ich fürchte: Wir in Deutschland nehmen das Recht 
des Kindes auf Achtung, auf Würde, auf Respektie-
rung seiner Persönlichkeit nicht ernst genug. Die 
Strukturen unserer Gesellschaft sind autoritär. Das 
Selbstbestimmungsrecht der Erwachsenen wird über 
das Lebensrecht der Kinder gestellt. 

Gerade im Umfeld der Debatte über den Schutz des 
ungeborenen Lebens habe ich von jenen Parteien, die 
sich mit dem Att ribut „christlich" schmücken, ein 
deutlicheres Signal für eine Umgestaltung unserer 
Gesellschaft erwartet. Im vorgelegten Haushalt aber 
erkenne ich keinen Impuls für ein Deutschland, das 
kinderfreundlicher ist. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Zuruf 
von der CDU/CSU: Ohne den letzten Satz 

hätten auch wir geklatscht!) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile dem Abgeord-
neten Norbert Eimer das Wort. 

Norbert  Eimer (Fürth) (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Lieber Kollege Weiß, wenn Sie 
den letzten Satz weggelassen hätten, hätten Sie wahr-
scheinlich sehr viel Beifall bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In vielem von dem, was Sie aufgezählt haben, teile ich 
Ihre Meinung. Ich bin besorgt über die Entwicklung 
des Jugendschutzes in den neuen Bundesländern. Auf 
diesem Gebiet muß tatsächlich etwas gemacht wer-
den. Das ist natürlich in erster Linie Aufgabe der Ju-
gendämter, aber auch wir in Bonn können etwas tun. 
Das hat jetzt nur nichts mit dem Haushalt zu tun. Ich 
ärgere mich z. B. darüber, daß der Jugendschutz bei 
uns so zersplittert ist. Es gibt zwei Bundesgesetze, in 
jedem Bundesland zwei Gesetze, die sich mit Jugend-
schutz beschäftigen, und Staatsverträge. Wir sind 
hier, glaube ich, wirklich gefordert. 

Aber ich will auf die Ausführungen zum Haushalt 
zu sprechen kommen, zunächst einmal zu denen der 
Vertreter der PDS. Wenn man diesen Reden glaubt, 
dann wird im Bereich der Familienpolitik alles immer 
schlechter. Die Umfragen von unabhängigen Institu-
ten zeigen aber das Gegenteil. Es gibt mehr Hoffnung 
und mehr Besserung, und das kann man auch feststel-
len, wenn man die Betroffenen selbst fragt. 

(Zuruf von der PDS/Linke Liste) 

— Ich habe nicht nur „Hoffnung" gesagt; es wird auch 
tatsächlich besser. 

Ein zentraler Vorwurf der Opposition, auch der 
SPD, betraf den Mangel an Kindergärten. Ich teile die 
Sorge wegen der vor allem in den neuen Bundeslän-
dern fehlenden Kindergärtenplätze. Wir dürfen aber 
eines nicht vergessen: Wir sollen hier nicht nur popu-
listisch reden. Wir reden hier über den Bundeshaus-
halt. Zuständig dafür ist aber nicht der Bundeshaus-
halt; zuständig sind die Länder. 

Die Koalition wollte den Rechtsanspruch auf einen 
Kindergartenplatz haben. Gescheitert ist dies an den 
Bundesländern, auch an den SPD-regierten Ländern. 
Hätten die SPD-regierten Länder voll dahintergestan-

den, hätten wir uns wahrscheinlich etwas leichter ge-
tan. 

Nun hat die SPD im Bundesrat die Mehrheit. 

(Zuruf von der FDP: Leider! — Gegenruf des 
Abg. Dr. Uwe Küster [SPD]: Daß Ihnen das 

nicht paßt, ist klar!) 

Wir können nun sehen, ob sie das, was sie immer pre-
digt, auch verwirklichen will. Wir wollen einen zwei-
ten Anlauf nehmen und hoffen, daß wir dabei den 
Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz durch-
setzen können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der FDP: Sehr gut! Vor allem in 

Hessen!) 

Eines möchte ich aber auf alle Fälle deutlich ma-
chen: Es geht nicht, daß die Länder sagen: Wir wollen 
das eigentlich, wir wollen auch die Kompetenz nicht 
abgeben, aber zahlen wollen wir nicht. Das geht nicht! 
Ich meine, hier sind die Länder gefordert, dort, wo es 
notwendig ist und wo sie die Kompetenz haben und 
nicht abgeben wollen, dafür auch zu zahlen. 

(Zuruf von der SPD: Sonst wird es nämlich 
auf die Kommunen verschoben!) 

Nun ist es natürlich so, daß in vielen Bereichen der 
Familienpolitik die letzten Zuständigkeiten nicht 
beim Familienministerium liegen, sondern bei ande-
ren Ministe rien. Das trifft natürlich besonders dann 
zu, wenn es um die Haushaltsberatung geht. So will 
ich einige Bereiche aufzählen, die nicht bei uns be-
handelt werden, aber sehr wohl die Familienpolitik 
betreffen. 

Ich denke hier an die Mehrwertsteuer. Die Mehr-
wertsteuer ist viel familienfreundlicher, als es in der 
Öffentlichkeit dargestellt wird. Ich will das ganz kurz 
begründen. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Das kann man nicht 
kurz begründen! Dafür braucht man viel 

Zeit!)  

— Es ist, glaube ich, besser, wenn Sie zuhören und erst 
dann urteilen. 

Je mehr Kinder eine Familie hat und je geringer das 
Einkommen ist, desto größer ist der Anteil, den diese 
Familie für Lebensmittel ausgeben muß. Hierfür gilt 
der niedrige Mehrwertsteuersatz; damit ist auch die 
gesamte Mehrwertsteuer niedriger. 

Nun kann man das noch verbessern. Ich meine, wir 
müssen es auch verbessern. Ich habe einmal ausge-
rechnet: Wenn wir statt 7 % und 14 % Steuersätze von 
3 % und 15 % haben, sind die Steuereinnahmen 
gleich; die Familie wird aber sehr stark entlastet. 

Nun haben wir bei dieser Steuerreform die 7 % für 
Lebensmittel beibehalten. Dies ist in der Diskussion 
leider etwas untergegangen, ist aber ein Ansatz dafür, 
die Mehrwertsteuer etwas familienfreundlicher zu 
machen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Mir wäre eine bessere, eine größere Spreizung lieber. 
Trotzdem ist der Ansatz richtig; wir sollten diesen 
Weg auf alle Fälle nicht aus den Augen verlieren und 
weitergehen. 
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Auch der Familienlastenausgleich wird in erster 
Linie von den Finanzpolitikern bestimmt, mehr als von 
den Familienpolitikern. Wir wissen ja, leider fällt das 
Geld, das zur Verfügung steht, immer sehr knapp 
aus. 

Nun gibt es in diesem Haushalt eine deutliche Ver-
besserung des Familienlastenausgleichs; das muß 
man anerkennen. Es ist aber nur das — da will ich 
natürlich Frau von Renesse recht geben — , was ver-
fassungsgemäß notwendig ist, was von uns verlangt 
wird. 

Es hat gar keinen Zweck, daß wir uns darüber hin-
aus irgend etwas vormachen. Wir wissen aber auch, 
daß es Wohltaten auf Pump auch im sozialen Bereich 
nicht geben kann; denn später zahlen all das unsere 
Kinder. Deshalb, so meine ich, müssen wir uns nach 
der Decke strecken. Wir müssen sagen, daß es eine 
deutliche Verbesserung ist, daß es aber nicht das Ende 
sein kann, daß wir weitermachen müssen. 

Nun hat die Koalition auch eine Reihe von Maßnah-
men beschlossen, den Familienausgleich weiterzu-
entwickeln und zu verbessern, und zwar — ich wie-
derhole hier, was schon gesagt worden ist — gerade 
im Zusammenhang mit dem § 218. Nun hat die SPD 
einen Vorschlag gemacht, wie man das eventuell fi-
nanzieren könnte. Ich habe immer wieder darauf hin-
gewiesen, daß das nicht finanzierbar ist und daß ein 
Teil der Vorschläge der SPD verfassungsrechtlich gar 
nicht durchführbar ist. Ich bin außerordentlich dank-
bar, daß Frau von Renesse z. B. den Vorschlag von der 
Kappung des Ehegatten-Splittings nicht wiederholt 
hat. Sie versteht davon wahrscheinlich zuviel und 
weiß, daß es von der Verfassung her nicht geht. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Ich meine also, daß dieser Haushalt den richtigen 
Ansatz dafür zeigt, daß wir in der Familienpolitik und 
mit dem Familienlastenausgleich weiterkommen. Ich 
kann nur alle auffordern, diesen Weg weiterzugehen. 
Soweit es in der finanziellen Möglichkeit des Bundes-
tages und dieses Haushalts liegt, haben wir etwas 
getan. Aber es muß mehr gemacht werden, und ich 
gehe davon aus, daß das, was in dieser Koalition be-
schlossen worden ist, in den nächsten Haushalten 
weitergeführt wird und daß damit eine weitere Ver-
besserung des Familienlastenausgleichs erreicht wer-
den kann. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Hannelore Rönsch, 
Bundesministerin für Familie und Senioren, Sie haben 
das Wort. 

Hannelore Rönsch, Bundesministerin für Familie 
und Senioren: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Ich betrachte es als eine Untugend, wenn man 
hier eine Philippika gegen die Familienpolitik losläßt 
und danach den Saal verläßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich hätte mir gewünscht, daß Frau von Renesse jetzt 
noch hier säße und die eine oder andere Erwiderung 

auf Unrichtigkeiten und Halbwahrheiten entgegen-
nehmen könnte. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [FDP]: 
„Philippika" war höflich ausgedrückt, Frau 

Ministerin!)  
— Ich wollte mir keinen Ordnungsruf einhandeln. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Ministe rin, sind Sie 
bereit, eine Zwischenfrage von Frau Matthäus-Maier 
zuzulassen? 

Hannelore Rönsch, Bundesministerin für Familie 
und Senioren: Aber selbstverständlich! 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Frau Ministe rin, wol-
len Sie bitte zur Kenntnis nehmen, daß Frau Margot 
von Renesse sich entschuldigt hat, weil die Debatte 
sich sehr verzögert hatte und sie weg mußte. Meines 
Wissens hat sie Ihnen das mitgeteilt. Jedenfalls bat sie 
ausdrücklich um Entschuldigung, weil sie nicht länger 
bleiben konnte. Sie wissen, daß das bei einer solchen 
Verzögerung jedem von uns passieren kann. 

Hannelore Rönsch, Bundesministerin für Familie 
und Senioren: Frau Matthäus-Maier, ich nehme das 
zur Kenntnis. Aber Sie müssen auch zur Kenntnis neh-
men, daß ich das hier nicht beanstandet hätte, wenn 
Frau von Renesse mir das mitgeteilt hätte. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Okay, einverstan

-

den!)  
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich wende 

mich gleichzeitig an Konrad Weiß, denn ich hätte ihm 
gern für seine nachdenkliche Rede herzlich gedankt, 
die er über die Schwierigkeiten von Kindern in Fami-
lien gehalten hat. — Frau Kollegin Karwatzki! 

Irmgard Karwatzki (CDU/CSU): Herr Präsident? 

Vizepräsident Hans Klein: Entschuldigung! Sie kön-
nen eine Zwischenfrage stellen. 

Irmgard Karwatzki (CDU/CSU): Ich möchte bitte 
eine Bemerkung machen. Der Kollege Weiß hat mich 
extra gebeten, allen Kollegen zu sagen, daß er jetzt in 
die Kinderkommission müsse und um Entschuldigung 
bitte, daß er nicht mehr hier sein könne. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Auch ein Argu

-

ment!) 

Hannelore Rönsch, Bundesministerin für Familie 
und Senioren: Auch das nehme ich zur Kenntnis. Aber 
ich hätte ihm trotzdem sehr gern persönlich für die 
nachdenkliche Rede gedankt, die er gehalten hat. Sie 
betraf zwar nicht unseren Haushalt, Familie und Se-
nioren, sondern den Haushalt, über den wir vorher 
beraten haben, Frauen und Jugend; ich werde aller-
dings auch einige Punkte aufgreifen, die Herr Weiß 
angesprochen hat. Meiner Kollegin Angela Merkel 
werde ich empfehlen, diese Rede sehr aufmerksam 
nachzulesen, weil die meisten der Kompetenzen, die 
darin angesprochen sind, im Ressort von Frau Merkel 
angesiedelt sind. 

Vizepräsident Hans Klein: Darf ich Sie noch einmal 
eine Sekunde unterbrechen, Frau Ministerin. Ich wäre 
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dankbar, wenn ich von den Geschäftsführern oder von 
wem auch immer erfahren könnte, ob es tatsächlich 
zutrifft, daß die Kinderkommission tagt, während 
diese Debatte im Plenarsaal stattfindet. 

(Zustimmung — Ing rid Matthäus-Maier 
[SPD]: Das müssen Sie doch genehmigt ha

-

ben!) 

Hannelore Rönsch, Bundesministerin für Familie 
und Senioren: Ich hätte Herrn Weiß gern gesagt, daß 
es in vielen Städten Anlaufstellen des Kinderschutz-
bundes gibt und daß ich wünsche und hoffe, daß auch 
in den Städten der fünf neuen Länder so schnell wie 
möglich solche Anlaufstellen des Kinderschutzbundes 
geschaffen werden, damit auch dort Kinder, die in 
schwierigen familiären Situationen sind, entspre-
chende Möglichkeiten haben. 

Jetzt möchte ich zu dem kommen, was Frau von 
Renesse hier vorgetragen hat. Als erstes hat mich au-
ßerordentlich erstaunt, daß lediglich fünf Sätze der 
Seniorenpolitik gewidmet waren. Ich muß sagen, ich 
empfinde das als ausgesprochen traurig; denn die Se-
niorenpolitik nimmt in diesem Ministerium einen gro-
ßen Anteil ein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es war nur Pole
-mik!) 

Mittlerweile ist jeder fünfte Bundesbürger über 
60 Jahre alt, und ich meine, gerade die älteren Men-
schen hätten es verdient, in einer Rede zum Haushalt 
erwähnt zu werden und nicht nur in fünf Sätzen abge-
hakt zu werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Ich hätte mich gefreut, wenn das große Engage-
ment, mit dem die Rede vorgetragen worden ist, Ein-
fluß auf die Sozialdemokraten gehabt hätte, und zwar 
in der Zeit vor 1982. Wo ist denn die sozialdemokrati-
sche Familienpolitik, die von uns jetzt permanent ein-
gefordert wird, bei den Sozialdemokraten geblie-
ben? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es waren doch die Sozialdemokraten, die seinerzeit 
die Kinderfreibeträge nicht eingeführt haben. 

(Zuruf der Abg. Ing rid Matthäus-Maier 
[SPD]) 

—Es waren doch die Sozialdemokraten, die das Kin-
dergeld 1981 gekürzt haben, Frau Matthäus-Maier. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Familienpolitik hat doch erst wieder ab 1982 stattge-
funden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es! — Zuruf 
von der SPD: BAföG?) 

—BAföG? — Erinnern Sie sich noch, was Ihr damali-
ger Bundeskanzler, Helmut Schmidt, 1982 im Herbst 
gesagt hat? Ich habe es noch in den Akten und kann es 
Ihnen zeigen; ich habe es noch in meiner Schublade. 
Er hatte die Vernunft und hat gesagt: Wir müssen z. B. 
beim Schüler-BAföG sparen. Ich meine, Sie sollten 
sich daran erinnern. 

Ich kann es nur nicht ertragen, wenn sich Sozialde-
mokraten plötzlich hier vorne hinstellen und Weishei-
ten verkünden, für die sie finanziell nicht verantwort-
lich sind und die sie, als sie verantwortlich waren, 
nicht in die Tat umgesetzt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Erschreckt hat mich auch, Frau Kollegin Becker-

Inglau, daß bei Ihnen und bei der Kollegin von Re-
nesse sehr deutlich war, daß Sie ein Frauenbild haben, 
das sich auf nur eine Frau konzentriert, nämlich auf 
die eigenverantwortlich lebende, berufstätige Frau im 
mittleren Alter. Als Hessin läuft es mir da kalt über 
den Rücken. Wir haben in Hessen eine neue Frauen-
ministerin, die neulich verkündet hat, sie bekämpfe 
den Lebensentwurf von Frauen, die lediglich an der 
Seite ihres Mannes seien und Kinder erziehen wür-
den. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hört! Hört!) 
Mittlerweile hat diese Frauenministerin das zurück-
genommen. 

(Hans Peter Schmitz [Baesweiler] [CDU/ 
CSU]: Wie heißt die denn?) 

—Das ist Frau Pfarr, die ihr Unwesen in dieser Rich-
tung auch schon woanders get rieben hat. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Na, na! Das geht zu 
weit! — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Entschuldigung, an dieser Stelle muß ich Ihnen 
sagen: Wer die Familienfrauen derart diskriminiert — 
Frauen sind berufstätige Frauen und Frauen, die auch 
in der Familie leben —, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
ist als Frauenministerin nicht tragbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Ich meine, Frau Becker-Inglau, daß es auch bei Ih-

nen sehr deutlich geworden ist, daß Sie sich zu einsei-
tig auf die berufstätige Frau konzentriert haben. Das 
Familienbild der Sozialdemokraten müßte einmal 
überdacht werden. Sie können das, wie es eben von 
Frau von Renesse getan worden ist, nicht mit Famili-
enkitsch bezeichnen, wenn es noch intakte Familien 
gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Ministerin, gestat-
ten sie eine weitere Zwischenfrage? 

Hannelore Rönsch, Bundesministerin für Familie 
und Senioren: Aber sicher doch. 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte sehr. 

Ingrid Becker-Inglau (SPD): Frau Ministerin 
Rönsch, haben Sie vielleicht mitbekommen, daß ich in 
meiner Rede erstens die Forderung erhoben habe, die 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu fördern, und 
daß ich zweitens gerne möchte, daß Frauen eine freie 
Entscheidung treffen können, ob sie sich für die Fami-
lie oder für den Beruf oder für Familie und Beruf ent-
scheiden wollen, daß sie aber, wenn sie sich für die 
Familie entscheiden wollen, in vielen Fällen zwar gut 
abgesichert sind — das meine ich jedenfalls — , daß 
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sie aber bisher keine Chance haben, Familie und Be-
ruf zu vereinbaren? 

(Hans Peter Schmitz [Baesweiler] [CDU/ 
CSU]: Die Rede war dunkel!) 

Hannelore Rönsch, Bundesministerin für Familie 
und Senioren: Ich glaube, ich habe es mitgekriegt. 

Wir sind uns voll und ganz einig, Frau Becker-
Inglau, wenn wir darum streiten, daß Männer und 
Frauen Familie und Beruf miteinander vereinbaren 
können. 

Wir wären uns auch dann einig, wenn Sie mir hier 
und heute bestätigten, daß seitens der sozialdemokra-
tischen Frauen — ich habe eben Frau Pfarr genannt — 
die  Familienfrauen nicht zurückstehen müssen, son-
dern daß alle diese Frauen die Wahl haben, ihre Le-
bensplanung vorzunehmen, und zwar genau so wie 
die berufstätigen Frauen. Diese Familienfrauen dür-
fen wir nicht weiter diskriminieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich war, 
als Frau von Renesse hier gesprochen hat, wirklich 
sehr stark an eine Gerichtsverhandlung erinnert. Ich 
wollte dort nicht Angeklagte sein müssen; denn es 
muß doch auch ein Stückchen der Verteidigung mög-
lich sein. Wenn hier ein Familienbild dargestellt 
wurde, das offensichtlich permanent in Gerichtssälen 
vorkommt, so meine ich doch, daß das für unser 
Deutschland nicht repräsentativ ist. Danach sollte 
man seine Familienpolitik nicht ausrichten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Aber lassen Sie mich jetzt bitte zu der eigentlichen 
Arbeit des Ministeriums für Familie und Senioren 
kommen; denn ich merke, mir läuft mit den Richtig-
stellungen hinsichtlich dessen, was Frau von Renesse 
gesagt hat, die Zeit weg. 

Ich möchte hier deutlich machen, daß unser Haus-
halt mit 32,4 Milliarden DM der viertgrößte ist, Frau 
Karwatzki. 

(Irmgard Karwatzki [CDU/CSU]: Das ist 
schade!) 

— Auch wir hätten uns gefreut, wenn es der dritt-
größte wäre. Aber es ist nun einmal der viertgrößte, 
und wir müssen eingestehen, daß der größte Teil ge-
setzliche Leistungen sind. 

Aber es ist für mich eine ganz besondere Freude, 
daß wir in diesem Haushalt mit 14,7 % die größte Zu-
wachsrate aller Ressorts haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das macht deutlich, daß diese Bundesregierung für 
die Familien- und Seniorenpolitik bereit ist, Geld aus-
zugeben. 

(Zuruf von der SPD: Und für Öffentlichkeits

-

arbeit!) 

— Zur Öffentlichkeitsarbeit, Herr Kollege, komme ich 
noch, weil sie zwingend erforderlich ist. Wir können 
das natürlich auch schon jetzt abhandeln. 

Natürlich haben wir auch Öffentlichkeitsarbeit lei-
sten müssen, weil all die Leistungen, die diese Bun-

desregierung und der Sozialstaat Bundesrepublik 
Deutschland gewähren, bei den Männern und Frauen 
in den fünf neuen Bundesländern leider nicht sehr 
bekannt waren. Deshalb haben wir ganz ausführlich 
mit sieben Informationsbussen mit — je Bus — fünf 
Mitarbeitern in 37 Städten sieben Wochen lang infor-
miert. Wir haben nicht nur über Kindergeld informiert, 
sondern auch über alle Sozialleistungen, die unser 
Ministerium und auch die anderen Ministe rien erbrin-
gen. Wir haben für das Arbeitsministerium mit infor-
miert. Das hat zur Folge gehabt, daß 96 % der Kinder-
geldanträge bei Arbeitsämtern bzw. bei den Arbeitge-
bern ausgefüllt wurden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich muß sagen: Ich bin stolz darauf, daß wir das ge-
schafft haben. Wir haben, wie gesagt, nicht nur über 
Kindergeld informiert, sondern auch über Erzie-
hungsgeld und Erziehungsurlaub. 

Ich habe soeben von den Leistungen dieser Bundes-
regierung für die Familien- und die Seniorenpolitik 
gesprochen und möchte noch einmal deutlich ma-
chen, daß im Familienlastenausgleich weitere 7 Milli-
arden DM den Familien zugute kommen. Die Erhö-
hung des Erstkindergeldes von 50 auf 70 DM zum 
1. Januar 1992 ist schon angesprochen worden. 

(Günter Rixe [SPD]: Das ist mager!) 

Das andere sind die Kinderfreibeträge. Wir werden 
diese Kinderfreibeträge von jetzt 3 024 DM auf deut-
lich über 4 000 DM erhöhen. Die Familien sparen da-
durch über 4 Milliarden DM. Wir werden im Rahmen 
der Parlamentsbehandlung diese Zahl deutlich über 
4 Milliarden DM sicher noch diskutieren. 

Ich meine, es ist wesentlich wichtiger als die Frage, 
wie der Betrag genau festgeschrieben ist — ob es 
108 DM mehr oder 108 DM weniger sind —, festzu-
halten, daß die Familien mit 7 Milliarden DM entlastet 
worden sind. Das Bundesverfassungsgericht hat zwar 
in seinen Entscheidungen für die Berechnung des 
steuerfreien Existenzminimums auf die Regeln der 
Sozialhilfe verwiesen. Man kann der Tabelle nicht 
einen bestimmten Betrag entnehmen, sondern es 
spielen da die Bewertungen, beispielsweise der Woh-
nungs- und der Heizungskosten, eine Rolle. Ich 
denke, daß wir darüber, weil unterschiedliche Stand-
punkte vorhanden sind, hier im Bundestag noch dis-
kutieren müssen. Es wird uns nicht erspart bleiben, 
uns mit dieser Frage noch weiter auseinanderzuset-
zen. 

Mir läuft die Zeit weg, und ich kann gar nicht alle 
Leistungen der Bundesregierung deutlich machen. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Das ist auch nicht 
nötig!) 

— Aber Sie scheinen sie doch vergessen zu haben. 
Deshalb muß ich das noch einmal sagen; denn sonst 
würde das nicht so dargestellt. 

Ich spreche Erziehungsgeld und Erziehungsurlaub 
an, damit Sie wissen, daß ab dem 1. Januar 1993 die 
Eltern ein erhöhtes Erziehungsgeld erhalten und daß 
der Erziehungsurlaub auf drei Jahre verlängert wird. 
Wenn heute in den alten Bundesländern 96 % der 
Eltern Erziehungsgeld und 94 % Erziehungsurlaub in 
Anspruch nehmen, dann meine ich, daß all die Be- 
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fürchtungen der Sozialdemokraten, der Erziehungs-
urlaub hätte keine Wirkung, widerlegt sind. 

Ich will noch einmal an alle Bundesländer appellie-
ren, den Rechtsanspruch auf Erziehungsurlaub jetzt 
auszufüllen und ein Landeserziehungsgeld zu zah-
len. 

Ich will jetzt nicht in denselben Fehler wie Frau von 
Renesse verfallen, weil mir die Seniorenpolitik ein 
ganz besonderes Anliegen ist. Ich will noch einmal auf 
die Seniorenpolitik übergehen, weil ich meine, daß 
wir einen weiteren Meilenstein in der Politik für die 
älteren und alten Menschen setzen werden. 

Wir werden einen Bundesaltenplan erarbeiten — er 
orientiert sich am Bundesjugendplan — und Maßnah-
men mit unterschiedlichen Zielen zusammenfassen, 
nämlich die gesellschaftliche Beteiligung des älteren 
Menschen, die Förderung von hilfs- und pflegebe-
dürftigen Älteren, die Angleichung der Lebensver-
hältnisse im vereinten Deutschland und den Ausbau 
der internationalen Seniorenpolitik. 

Wir haben für diesen Bundesaltenplan in diesem 
Jahr 5 Millionen DM zur Verfügung. In der mittelfri-
stigen Finanzplanung ist eine Aufstockung auf minde-
stens 15 Millionen DM vorgesehen. Unsere senioren-
politischen Maßnahmen zielen auf die gesamte Viel-
falt der Bedürfnisse der älteren Menschen. Wir wollen 
diejenigen, die gerade in den Ruhestand gehen, die 
noch voll Tatendrang sind, unterstützen und ihnen 
helfen, soweit sie der Unterstützung bedürfen. 

Aber besondere Aufmerksamkeit widme ich gerade 
auch den Menschen, die jetzt schon im pflegenahen 
oder pflegebedürftigen Alter sind. 

Ich will an dieser Stelle kurz sagen, daß ich die 
Bemühungen um eine Vorlage für eine Pflegeversi-
cherung unterstütze und mir sehr gut vorstellen kann, 
daß die Pflegeversicherung nur unter dem Dach der 
gesetzlichen Krankenversicherung sein kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Das hat für mich als Familienministerin mehrere 
Gründe. Es kann nicht sein, daß alle Familienmitglie-
der mit Beitrag veranschlagt werden. Als Seniorenmi-
nisterin muß ich dafür sorgen, daß diejenigen, die jetzt 
schon akut pflegebedürftig sind, ebenfalls mit be-
dacht sind und daß auch die pflegenahen Jahrgänge 
in den Genuß einer Pflegeversicherung kommen, 
ohne zuviel bezahlen zu müssen. 

Ein weiteres will ich noch erwähnen. Für die Män-
ner und Frauen, die in Altenhilfeeinrichtungen in den 
fünf neuen Bundesländern untergebracht sind, hat 
die Bundesregierung im Rahmen des 16-Milliarden-
Programms Aufschwung Ost ein Investitionspro-
gramm von 5 Milliarden DM vorgelegt. In diesem 5-
Milliarden-Programm, wo 300 DM pro Einwohner an 
die Kommunen oder an die Landkreise gezahlt wor-
den sind, haben mir die Bürgermeister oder Landräte 
leider zu wenig Geld an die Alteneinrichtungen gege-
ben. 

(Zuruf von der SPD: Sie hätten den freien 
Trägern etwas geben sollen!) 

— und an die freien Träger; die sind von den Kommu-
nen vergessen worden —, 

(Zuruf von der SPD: Denen hätten Sie extra 
Geld geben müssen!) 

obwohl wir immer wieder appelliert haben. 
Weil Sie gerade das Stichwort freie Träger geben, 

will ich denen von dieser Stelle für ihre Aufbauarbeit 
gerade in den fünf neuen Bundesländern ausgespro-
chen danken. Es wurden mittlerweile 700 Sozialsta-
tionen von den freien Trägern aufgebaut, und wir 
werden im nächsten Jahr, schätze ich, 1 000 haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Warum haben Sie dann 

die Mittel gekürzt?) 
— Wir haben dort keine Mittel gekürzt. Wir haben 
gemeinsam mit den freien Trägern gerade neulich 
unser Programm vorgestellt und waren mit den freien 
Trägern — es waren alle da — in einer Pressekonfe-
renz eigentlich einer Meinung, daß wir gute Arbeit 
geleistet haben. Ich kann Ihnen gerne die Presseaus-
schnitte schicken. Es ist etwa drei Wochen her. 
Ich meine, daß die Maßnahmen in der Familien-

und Seniorenpolitik, die wir Ihnen heute hier darlegen 
konnten, uns ein gutes Stück weitergebracht haben. 
Es verdienen, meine ich, beide Personengruppen, 

daß wir uns gemeinsam um sie kümmern, daß wir 
gemeinsam an der Fortentwicklung all dessen weiter-
arbeiten, was hier an Initiativen vorgetragen wurde. 
Es wird sicher an der einen oder anderen Stelle Dis-
kussionen geben müssen. Aber lassen Sie uns in der 
Sacharbeit den Streit nicht so weit treiben, daß gute 
Projekte für Familien und Senioren dann vielleicht 
darniederliegen würden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Hans Peter Schmitz. 

Hans Peter Schmitz (Baesweiler) (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Der Haushalts-
entwurf 1992 ist für uns ein Dokument der Kontinuität 
unserer Politik. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Na, na, na!) 
Die Koalition setzt damit einen Weg fort, den wir seit 
der Übernahme der Regierungsverantwortung konti-
nuierlich beschritten haben, einen Weg der erfolgrei-
chen Wirtschafts- und Finanzpolitik, einen Weg der 
soliden Haushaltspolitik. Dieser Weg war und ist die 
Voraussetzung dafür, daß wir die Überwindung der 
Teilung Deutschlands auch in wirtschaftlicher und so-
zialer Hinsicht zügig in Angriff nehmen konnten. Wir 
werden dies fortsetzen. 
Unser vordringliches Ziel in diesen Jahren ist das 

endgültige Zusammenwachsen Deutschlands und die 
Schaffung einheitlicher Lebensverhältnisse in Ost und 
West. Dies stellt auch den Bundeshaushalt vor beson-
dere Aufgaben. Nur vor dem Hintergrund der Einheit 
unseres Vaterlandes sind die Belastungen, die mit 
diesem Haushalt verbunden sind, vertretbar. Nur vor 
diesem Hintergrund ist auch eine Nettoneuverschul-
dung in Höhe von 50 Milliarden DM zu verantworten, 
und nur so ist es zu verantworten, daß wir unserer 



3216 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 38. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. September 1991 

Hans Peter Schmitz (Baesweiler) 

Bevölkerung einen maßvoll und zeitlich bef ristet er-
höhten Steuerbeitrag zumuten. 
In diesem Zusammenhang darf ich allerdings in Er-

innerung rufen, daß die Sozialdemokraten 1969 
— man muß schon zurück in die Vergangenheit ge-
hen — einen Haushalt ohne Nettokreditaufnahme 
und eine gesunde Wirtschaft übernommen haben 

(Rudi Walther [Zierenberg] [SPD]: O Gott, o 
Gott, die alten Kamellen!) 

und von 1970 bis 1982 sage und schreibe insgesamt 
siebzehnmal die indirekten Steuern erhöht haben. 
Das ist interessant für die Debatte, die wir demnächst 
beim Steueränderungsgesetz führen. 

(Rudi Walther [Zierenberg] [SPD]: Die alten 
Kamellen!) 

— Lieber Rudi Walther, das ist nun einmal so. Die 
Wahrheit kommt an den Tag, ob man will oder 
nicht. 

(Rudi Walther [Zierenberg] [SPD]: Sogar der 
Präsident muß lachen!) 

Vizepräsident Hans Klein: Darf ich Sie eine Se-
kunde unterbrechen, Herr Kollege? Weil der Kollege 
Walther es für richtig hielt, den Präsidenten anzuspre-
chen, darf ich doch sagen: Sie haben Ihre Bemerkun-
gen über den Inhalt dieser Rede bereits gemacht, als 
Sie kaum zur Tür hereingekommen waren. 

(Rudi Walther [Zierenberg] [SPD]: Ich wußte 
ja, was der Kollege Schmitz sagen wollte!) 

Hans Peter Schmitz (Baesweiler) (CDU/CSU): Der 
Kollege Walther hat immer gewisse hellseherische 
Fähigkeiten. Ich nehme an, daß er es dann, wenn er 
danebenliegt, auch korrigiert. 
Insgesamt haben Sie die Umsatzsteuer, in diesem 

Falle die Mehrwertsteuer, dreimal erhöht. Ferner ha-
ben Sie fünfmal die Mineralölsteuer erhöht, ganz zu 
schweigen von der Branntweinsteuer, der Tabak-
steuer usw. Ich will das nicht alles aufzählen. Sie ha-
ben siebzehnmal die indirekten Steuern erhöht, und 
zwar in der Größenordnung von über 25 Milliarden 
DM. Deswegen, meine Damen und Herren, kann ich 
Ihnen auch sagen: Damals haben Sie die Inflation 
angeheizt. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Nun ist es aber 
gut!)  

Das Ergebnis war, daß Sie wegen der Einkommen-
steuerprogression profitiert haben. Die heimlichen 
Steuererhöhungen hat man das genannt. Es war so. 
Wir haben das korrigieren müssen. Auf diese Weise 
stieg in einigen Jahren das Lohnsteueraufkommen 
um bis zu 30 % gegenüber dem Vorjahr. Frau Mat-
thäus-Maier, Sie waren allerdings in einer anderen 
Partei mit dabei, um Ihnen das gleich zu sagen. Sie 
waren mit dabei. 
Auf diese Weise wurden im Jahre 1980 die Steuer-

quote auf 25,8 % und die Abgabenquote auf 42,6 % 
getrieben. Meine Damen und Herren, und das alles 
geschah ohne die Probleme, die wir nun durch die 
Übernahme eines maroden sozialistischen Systems 
haben und die wir jetzt als Last mittragen. 

Trotzdem ist erst eine Steuerquote von 24,5 % er-
reicht. Bei der Abgabenquote liegen wir trotz der ge-
schilderten Bedingungen gerade in der Größenord-
nung von 1980. Ohne die Wiedervereinigung hatten 
wir im Westen eine vorbildliche Steuerquote von 
23,7 % und eine Abgabenquote von 40,6 %. 

Betrachten wir einmal darüber hinaus die Abgaben-
und Steuervorschläge, die die sozialdemokratischen 
Musterökonomen — so hätte ich fast gesagt — in den 
letzten vier Jahren vorgelegt haben. Es sind 48 an der 
Zahl. Es reicht von A bis Z: von Abschöpfung unpro-
duktiven Kapitalvermögens bis zur Zuwachssteuer 
bei Grund und Boden. Sie können das durchdeklinie-
ren. Es sind 48 an der Zahl. 

Meine Damen und Herren, die Phantasie reicht gar 
nicht aus, um sich auszumalen, welche Belastungen 
das, wenn es Wirklichkeit geworden wäre, bei unse-
ren Bürgern verursacht hätte. 

Es war die Politik dieser Bundesregierung und es 
war die Politik dieser Koalition, die die öffentlichen 
Finanzen und die deutsche Wirtschaft nach 1982 wie-
der in Ordnung gebracht haben. Dies ist doch völlig 
klar; das kann niemand bestreiten. Es war unsere Poli-
tik, die dafür Sorge getragen hat, daß wir auf die 
Anforderungen, die jetzt auf uns zukommen, gut vor-
bereitet waren und daß wir sie erfüllen können. Denn 
das Bruttosozialprodukt betrug im Jahre 1983 
1,675 Billionen DM. Es beträgt 1992 schätzungs-
weise gut 2,75 Billionen DM in der Bundesrepublik 
Deutschland insgesamt. Unsere Politik hat über die 
Jahre hinweg reales Wachstum mit einer durch-
schnittlichen Quote von 3 % ermöglicht. 

Die Rekordzahl von rund 29 Millionen Beschäftig-
ten in den westlichen Ländern kann nicht oft genug 
wiederholt werden, weil sie dokumentiert, wie viele 
neue Arbeitsplätze in dieser Zeit geschaffen worden 
sind. Meine Damen und Herren, daß Sie das gerne 
negieren wollen, verstehe ich durchaus. Wenn die 
Arbeitslosenquote im Westen der Bundesrepublik 
Deutschland von 6,4 % im letzten Jahr auf voraus-
sichtlich 5,5 % im Jahre 1991 absinken wird, so gibt 
dies, meine ich, den Menschen in den neuen Bundes-
ländern auch Grund zur Hoffnung. Der Bundeskanz-
ler hat es sehr deutlich gesagt: Sie und andere — ich 
nenne auch gewisse Gewerkschaftskreise, die offen-
sichtlich daran interessiert gewesen sind — haben im 
Frühjahr Szenarien entworfen und sowohl einen hei-
ßen Sommer als auch einen heißen Herbst prognosti-
ziert. Wenn ich mir die Wirklichkeit anschaue, dann 
finde ich, daß sich die Menschen, die das gemacht 
haben, eigentlich korrigieren müßten. Mut und Mut

-

machen sind gefragt. Ich meine, das ist richtig. 

Unverzichtbare Basis unserer Politik ist die solide 
Finanzpolitik. Wir sind auf Kurs geblieben und blei-
ben auf Kurs. Wir werden dieses Ziel nicht aus den 
Augen verlieren, denn eines muß klar sein: Die Geld-
wertstabilität muß erhalten bleiben. Die Leistung muß 
sich lohnen. Der Staat muß strikte Ausgabendisziplin 
wahren. Diesen Weg haben wir beschritten. Von 1983 
bis 1989 stiegen die Lebenshaltungskosten um durch-
schnittlich 1,7 %. Selbst zum gegenwärtigen Zeit-
punkt, da Staat und Wirtschaft enormen Belastungen 
ausgesetzt sind, liegt die Inflation mit für 1991 ge-
schätzten 3,5 % — sicher ist das auch noch nicht — 
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unter jenen 5,8 To  aus dem Jahre 1980. Die Inflations-
rate von 5,8 % ist durch Ihre Politik — Sie wollten die 
Belastbarkeit der Wirtschaft ausprobieren — verur-
sacht worden. Daher ließen die Lohnabschlüsse, die 
damals getätigt worden sind, keinen realen Lohnfort-
schritt mehr zu. 
Leistung lohnt sich wieder, weil die Progression der 

Einkommensteuer durch den großen Wurf der Tarifre-
form von 1990 den Steuerpflichtigen mehr Verdienst 
beläßt, als die Sozialdemokraten es jemals fertigge-
bracht haben. Voraussetzung dafür ist, daß der Bund 
eine disziplinierte Finanzpolitik mit Augenmaß be-
treibt, denn der Ausgabenzuwachs von knapp 3 To 
—in den nächsten Jahren wird er durchschnittlich 
2,3 % betragen — liegt mittelfristig weit unter dem 
prognostizierten Wachstum des Bruttosozialpro-
dukts. 
Ich appelliere an alle Körperschaften, an Länder 

und Gemeinden, sich an dieser Ausgabendisziplin des 
Bundes zu orientieren. 
Nun zu Ihnen, verehrte Frau Kollegin Matthäus-

Maier. Ich will Ihnen einmal folgendes sagen: Sie ha-
ben gestern und in den Tagen zuvor, was die Schul-
den angeht, ein Horrorgemälde entworfen; Sie haben 
dabei sämtliche Schulden aller Körperschaften ad-
diert. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Das ist auch rich

-

tig!) 
—Ich habe nichts gegen eine solche Vergleichsrech-
nung, aber ehrlicherweise muß man dazusagen, daß 
es auch Schulden der SPD-regierten Länder sind. 

(Zurufe von der SPD) 
— Aber sie haben mit einem Soupçon den Versuch 
unternommen, dies alles der Bundesregierung und 
dem Finanzminister zu unterstellen. Ich halte das für 
nicht ganz ehrlich. Dann muß man sagen: Das sind 
auch unsere Schulden gewesen. Ich finde, dies ist ein 
Punkt, über den wir ehrlich miteinander diskutieren 
sollten. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Das gilt aber auch 
umgekehrt!) 

Vizepräsident Hans Klein: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage der Kollegin Matthäus-Maier? 

Hans Peter Schmitz (Baesweiler) (CDU/CSU): Aber 
gerne. 

Ingrid Matthäus -Maier (SPD): Herr Kollege, wenn 
Sie das so verstanden haben sollten, dann würde mich 
das wundern. Das war auch nicht die Absicht. Ich 
habe einfach den Schuldenstand 1982 im Vergleich zu 
dem von 1991 dargelegt. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, eine Zwi-
schenfrage! 

Ingrid Matthäus -Maier (SPD) : Ja. — Aber nachdem 
der Bundeskanzler nun gesagt hat, alle heutigen 
Schulden seien auf die Verzinsung der Schulden der 
SPD-Regierung zurückzuführen, darf ich Sie erstens 
fragen: Ist es nicht so, daß in dem Schuldenstand von 
1982, den ich genannt habe, auch alle Schulden der 

Länder enthalten waren, die damals von der CDU 
regiert wurden, und darf ich Sie zweitens fragen — ich 
glaube, das interessiert die Menschen heute —: Ist es 
nicht so, daß, selbst wenn alle Schulden von den Sozis 
gemacht worden wären, wir — Sie insbesondere, weil 
Sie die Regierung stellen — endlich sparen müssen? 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Das tun wir 
doch!) 

Hans Peter Schmitz (Baesweiler) (CDU/CSU): Ver-
ehrte Frau Kollegin, wenn Sie das so vorgetragen hät-
ten, wie Sie es gerade getan haben, dann wäre ich mit 
einer solchen Darstellung sehr einverstanden gewe-
sen. Aber Sie haben es in einen Kontext gestellt, der 
den Eindruck vermittelte, als seien wir diejenigen, die 
die Verantwortung für die gesamten Schulden und die 
Zinslast zu tragen haben. Dabei haben aber auch so-
zialdemokratisch regierte Länder und Gemeinden 
eine ganze Menge aufgenommen. Wir können gerne 
eine Vergleichsrechnung aufmachen, wer das solide 
finanziert hat und wer nicht. Über Nordrhein-Westfa-
len könnte ich Ihnen ein Lied singen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Sparen Sie 
doch endlich ! ) 

Ich sage Ihnen ganz klar und eindeutig: Wenn Sie bei 
der Haltung bleiben, die Sie gerade eingenommen 
haben: d'accord. Aber bleiben Sie bitte nicht bei der 
Haltung, die Sie vorhin bei Ihrer polemischen Rede 
eingenommen haben. In Polemik sind Sie gut. Das 
verstehe ich durchaus. Aber unter diesen Vorausset-
zungen sollten Sie Ihre Meinung an dieser Stelle so 
darstellen, wie Sie es gerade getan haben. Dann ist es 
korrekt. Vorher war es unkorrekt. Das wollte ich Ihnen 
nur sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir setzen auch an an-
derer Stelle Zeichen. Das Thema Familienpolitik ist 
hier diskutiert worden. Ich habe mich über die Rede 
von Frau von Renesse sehr gewundert. Auch als Rich-
terin sollte man ein gewisses Maß einhalten. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [FDP]: In 
einer Demokratie jedenfalls!) 

— In jedem Falle. — Ich habe innerlich ein sehr ungu-
tes Gefühl gehabt. Auch als Familienrichter muß man 
das Maß bewahren. Wer die Datenlage kennt, der 
weiß, daß wir in der Familienpolitik — Heiner Geißler 
hat den Anfang gemacht, und hier wird es fortgesetzt 
— die Leistungen von 27 Milliarden DM 1982 auf ins-
gesamt 55 Milliarden DM jetzt verdoppelt haben. Das 
so darzustellen, als wäre das nichts, ist den Bürgern 
etwas vorgemacht. Deswegen sollten Sie zur Wahr-
heit zurückkehren. Das ist der entscheidende Punkt, 
und das ist mein entscheidender Vorwurf. Sie machen 
in Ihrer Polemik Schritte, die dazu führen, daß dem 
Bürger Sand in die Augen gestreut wird. 

Das gilt auch für die ganze soziale Sicherung. Quer 
über alle Einzelpläne wendet der Bund insgesamt 
142 Milliarden DM dafür auf, fast ein Drittel des ge-
samten Haushalts. Deswegen ist es auch wichtig, ein-
mal darauf hinzuweisen, daß wir in den neuen Bun-
desländern 900 000 Witwenrenten erhöht haben. 
Frauen erhalten heute bereits 90 % der Westrenten, 
Männer immerhin 55 % der Westrenten. Das muß ein- 
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mal zur Kenntnis genommen werden. Ich bitte die 
Kollegen, die aus den neuen Bundesländern kommen, 
das einmal klar und deutlich zu sehen. Immerhin wur-
den 150 000 Witwenrenten erstmalig gezahlt. Das 
sind alles Frauen und Männer, die durch das SED-
Regime um die Früchte ihrer Arbeit und zum Teil ihres 
Lebens betrogen worden sind. Deswegen ist hier ein 
sozialer Ausgleich notwendig. 

Eines ist auch sicher: Durch das Rentenreformge-
setz, das am 1. Januar 1992 in Kraft tritt, haben wir 
sichergestellt, daß sich die lohn- und beitragsbezo-
gene Rente dynamisch entwickelt und daß die Rente 
sicher ist. Norbert Blüm tut gut daran, das oft und 
deutlich zu wiederholen. 

Auch die Förderung der deutschen Einheit kann 
sich sehen lassen. Wenn wir Ihnen geglaubt und Ihren 
Empfehlungen, das langsamer zu machen, gefolgt 
wären, stünden wir heute ganz woanders. Insgesamt 
haben wir für die deutsche Einheit Beträge in einer 
Größenordnung von 109 Milliarden DM vorgesehen. 
Das muß man Ihnen noch einmal in Erinnerung ru-
fen. 

Wenn wir das alles zusammennehmen, die Vor-
schläge, die zum Subventionsabbau gemacht worden 
sind — ich unterstütze diejenigen, die heute morgen 
gesagt haben, Subventionsabbau ist eine Dauerauf-
gabe; ich weiß, wie schwer das ist — , und das Steuer-
änderungsgesetz, dann pflichte ich denjenigen bei, 
die gesagt haben: Auch die Sozialdemokraten werden 
im Bundesrat nicht daran vorbeikommen, eine Ent-
scheidung zu treffen, auch in der Unternehmensbe-
steuerung. Wenn es darum geht, in Zukunft in Europa 
Arbeitsplätze zu sichern, hilft keine Polemik. Dazu 
müssen Sie sich schon erklären, meine Damen und 
Herren. Die sozialdemokratischen Länder fordern 
jetzt schon eine stärkere Mehrwertsteuererhöhung, 
als sie der Finanzminister im Rahmen der EG-Harmo-
nisierung vorgeschlagen hat. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Das war doch 
der Bundeskanzler!) 

Herr Kollege Vogel, der Tag wird kommen, an dem 
Sie das tun, was Ihnen der Bundeskanzler gestern vor-
ausgesagt hat: Hier werden Sie wahrscheinlich dage-
gen stimmen, und im Bundesrat wird die vereinte 
Mannschaft der SPD-Ministerpräsidenten unisono 
noch höhere Anhebungen fordern. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Um 3 Uhr 
nachts!) 

Ich prophezeie Ihnen das. Ich stimme da ausdrücklich 
dem Bundeskanzler zu. 

(Hans-Günther Toetemeyer [SPD]: Es wäre 
schlimm, wenn Sie das nicht täten!) 

Es ist in der Tat so: Wir legen einen Haushalt vor, 
der verantwortungsbewußt finanziert ist. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Na, na!) 

Durch eine maßvolle und zeitlich begrenzte Steuerer-
höhung und den Abbau von Finanzhilfen, steuerli-
chen Vergünstigungen und Sonderregelungen errei-
chen wir eine solide Finanzierung. Diese Vorschläge 
der Regierung werden sicher im Gesetzgebungsver-
fahren die eine oder andere Änderung erfahren, wie 

es zur parlamentarischen Demokratie gehört. Aber 
wir werden bei unserer Linie bleiben 

(Rudi Walther [SPD]: Das wäre schlecht! 
Schlechte Linie!) 

— nein — und mit der vorsichtigen Nettokreditauf-
nahme das Vertrauen der Bürger und der Finanz-
märkte in uns rechtfertigen. Wir werden peinlich dar-
auf achten — und da habe ich Vertrauen in die Kolle-
gen im Haushaltausschuß — , daß die Ausgaben den 
gegebenen Rahmen nicht sprengen. 
Unser Kurs ist klar: Eine solide Finanzpolitik bleibt 

das Markenzeichen dieser Koalition. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Schon wieder 
ein Markenzeichen!) 

Herzlichen Dank. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Abgeordneter Dr. 
Peter Struck, Sie haben das Wort. 

Dr. Peter Struck (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Man kann in der Tat 
nicht sagen, daß die Redner der Koalition in dieser 
Haushaltsdebatte, die nun zu Ende geht, Glanzlichter 
gesetzt hätten im Gegensatz zu den Rednern der SPD-
Fraktion. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Der kennt doch gar nichts vom Haus

-

halt! — Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 
Das nimmst du sofort zurück! — Rudolf Kraus 
[CDU/CSU]: Welche Selbstgerechtigkeit! — 
Hans-Werner  Müller [Wadern] [CDU/CSU]: 

Peter,  Peter!)  
Da schließe ich jetzt ausdrücklich den Kollegen 
Schmitz ein. 
Ich wende mich nun dem Bundeskanzler zu. Leider 

ist er nicht da. Er hat sicher andere Verpflichtun-
gen. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Wenn er hört, der 
Struck redet, kommt er! — Hans Peter 
Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Jetzt 
stiehlt er der Matthäus-Maier die Schau!) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Struck, darf 
ich Sie einen Moment unterbrechen? 

Dr. Peter Struck (SPD): Immer, Herr Präsident. 

Vizepräsident Hans Klein: Meine verehrten Kolle-
ginnen und Kollegen in der Mitte und rechts im 
Hause, Eigenlob ist parlamentarisch zulässig. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP — Zuruf von der CDU/ 

CSU: Auch wenn es  stinkt!)  

Dr. Peter Struck (SPD): Ganz genau. Ich denke, 
Herr Präsident, daß mein Beitrag vielleicht auch dazu 
geeignet sein kann, die Kolleginnen und Kollegen, die 
jetzt in ihren Büros sitzen und lauschen, doch ins Ple-
num zu locken, weil hier ein bißchen was los ist. 

(Beifall bei der SPD) 
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Der Bundeskanzler, Herr Präsident, hat gestern eine 
Wette angeboten — ich zitiere das noch einmal —: 

Aber ich sage Ihnen voraus, wie Sie abstimmen 
werden, und ich nehme Wetten darauf an: Sie 
werden hier im Bundestag 

—gemeint war das Thema Mehrwertsteuererhö-
hung — 

dagegenstimmen — in der bekannten Annahme, 
daß im Bundesrat dafür gestimmt wird. 

(Zuruf des Abg. Rudolf Kraus [CDU/CSU]: 
Nun mal ruhig!) 

Wenn er jetzt hier wäre, würde ich sagen: Topp, die 
Wette gilt. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Wie hoch?) 

Ich erkläre jetzt hier verbindlich für alle, die zuhö-
ren 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Das sind nicht 
viele!) 

und für das Protokoll des Deutschen Bundestages: Der 
Bundesrat wird die Mehrwertsteuererhöhung ableh-
nen. 

(Dr. Klaus Rose [CDU/CSU]: Schröder befür
-

wortet höhere Mehrwertsteuer!) 

Wenn er das entgegen meiner Erwartung nicht tun 
wird, werde ich als Einsatz in die Wette einen Heid-
schnuckenbraten bringen, den ich mit dem Bundes-
kanzler gemeinsam verzehren werde. 

(Beifall bei der SPD — Michael Glos [CDU/ 
CSU] : Das arme  Tier!)  

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Struck, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Weng? 

Dr. Peter Struck (SPD): Nein, noch nicht. Einen 
Augenblick! 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD] zu Abg. 
Dr. Klaus Rose [CDU/CSU]: Vom August 
1989? — Gegenruf des Abg. Dr. Klaus Rose 
[CDU/CSU]: Nein! Hier! Lesen Sie doch!) 

—Herr Präsident, bringen Sie doch den Kollegen Rose 
mal zur Ruhe! 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Herr Präsident, allerdings habe ich eine große 
Sorge: Der Herr Bundeskanzler ist schon einmal das 
Wagnis eingegangen, mit dem SPD-Bundestagsabge-
ordneten Peter Struck eine Wette abzuschließen. Das 
war — und einige derer, die hier sitzen, waren Zeu-
gen, so daß ich mich auch auf untadelige Kolleginnen 
und Kollegen wie Jochen Borchert 

(Jochen Borchert [CDU/CSU]: Vielen 
Dank!)  

oder Klaus Rose oder Wolfgang Weng 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Keine Übertrei

-

bungen!) 

oder aber, um aus meiner Fraktion den wichtigsten zu 
nennen, Rudi Walther berufen kann — 

(Beifall des Abg. Dr. Hans-Jochen Vogel 
[SPD] — Dr. Klaus Rose [CDU/CSU]: Aufste

-

hen!)  

am 11. Oktober 1988. Eingeladen war der Haushalts-
ausschuß beim Bundeskanzler. Damals habe ich mit 
dem Bundeskanzler folgende Wette abgeschlossen. 
Das ist dokumentarisch im „Spiegel" vom 31. Oktober 
1988 nachzulesen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eine gute Quelle! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

—Keine Angst, Theo! 

Kohl hat zu mir gesagt: Der nächste Kanzlerkandi-
dat der SPD — das war 1988 — werde Vogel sein, weil 
Lafontaine sich nicht traut. Ich habe dagegengehalten 
und gesagt: Lafontaine wird Kanzlerkandidat. Wie je-
der weiß, ist er das geworden. 

(Dr. Klaus Rose [CDU/CSU]: Dann habt ihr 
beide verloren! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

—Ich weiß ja, daß ihr auf den Begriff Kandidat Wert 
legt. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Mir geht es um etwas ganz anderes. Mir geht es um 
das Thema, wie der Kanzler mit einer Wette um-
geht. 

(Zuruf von der SPD: Jetzt wird es span- 
nend!) 

— Jetzt müßt ihr wirklich ruhig sein. Wir haben um 
fünf Flaschen Pfälzer Wein gewettet. Was ich hier 
sage, ist authentisch. Ich bin Jurist und sage immer die 
Wahrheit. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der CDU/ 
CSU) 

Ich warte bis heute auf die fünf Flaschen Wein des 
Kanzlers. 
Deshalb sage ich: Wenn er diese Wette, die ich jetzt 

hier symbolisch mit ihm eingehe, genauso behandelt, 
wie er die alte Wette behandelt hat, dann ist das eine 
kontinuierliche Fortsetzung seiner fatalen Politik. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Hans-Jochen Vo

-

gel [SPD]: Die kann er doch rüberschicken! 
— Dr. Klaus Rose [CDU/CSU]: So einfach ist 

das!) 

Vizepräsident Hans Klein: Jetzt noch einmal die 
Frage: Sind Sie bereit, eine Zwischenfrage des Kolle-
gen Weng zu beantworten? 

Dr. Peter Struck (SPD): Von Wolfgang Weng: ja. 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) (FDP): Herr Kollege 
Struck, sind Sie bereit, eine vergleichbare Wette auch 
bezüglich des Ergebnisses des Vermittlungsverfah-
rens anzunehmen, bei dem in letzter Konsequenz zu-
mindest ein Laufenlassen durch die SPD erforderlich 
wird? 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Dr. Peter Struck (SPD) : Herr Kollege Weng, diese 
Frage können Sie nur deshalb stellen, weil Sie nicht 
Mitglied des Vermittlungsausschusses sind und ich 
Ihnen die Einzelheiten in einem solchen Verfahren, 
die möglicherweise da und dort diskutiert werden 
müssen, wegen der begrenzten Redezeit von 25 Mi-
nuten jetzt nicht erläutern kann. Vielleicht machen 
wir das nachher mal im Privatissimum. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Es gibt ein weiteres Zwi-
schenfragebegehren, und zwar des Kollegen Auster-
mann. 

Dr. Peter Struck (SPD): Nur ungern. Aber trotz-
dem. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Dietrich Austermann (CDU/CSU): Kollege Struck, 
ich kann mich an diese Unterredung erinnern. Es gab 
bei diesem Essen lauter Sachen, die ein normaler 
Mensch nicht ißt. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Saumagen!) 
Aber war es nicht vielmehr so, daß der Bundeskanzler 
damals exakt gesagt hat: Wenn der Lafontaine so 
schlau ist, wofür ich ihn halte, dann tritt er nicht an? 

Dr. Peter Struck (SPD) : Nein, so war es nicht. Das 
Thema war eindeutig. 

(Heiterkeit bei der SPD) 
Er sagte: Lafontaine wird es nicht. Ich habe gesagt: Er 
wird es. Wir haben gewettet. Er hat fünf Flaschen Pfäl-
zer Wein verloren, und darauf warte ich noch. Das ist 
der Sachverhalt. Ich bitte den Kollegen Stavenhagen, 
die Angelegenheit mit dem Kanzler und Frau Weber 
zu klären, damit das in Ordnung kommt. 

(Beifall bei der SPD) 
Ich möchte, da das eine Schlußrunde im Haushalt 

ist, nicht so sehr zu den Finanzen sprechen. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [FDP]: Ha

-

ben Sie das Ganze mit Herrn Vogel abge

-

stimmt?) 
— Was ich mache, ist immer mit meinem Fraktions-
vorsitzenden abgestimmt. 
Ich möchte noch einmal zu Themen kommen, die 

gestern eine Rolle gespielt haben, 

(Hans-Gerd Strube [CDU/CSU]: Halte Dich 
doch nicht mit der Vergangenheit auf!) 

insbesondere zu dem Redebeitrag des Bundeskanz-
lers. Der Bundeskanzler hat, was für ihn immer ge-
fährlich ist, abweichend von seinem Redetext frei ge-
redet, zum Thema Schalck-Golodkowski. Ich sehe 
davon ab, die Äußerungen der Kollegin Köppe in ir-
gendeiner Weise zu kommentieren. Ich für meine Per-
son und auch für meine Fraktion sage, daß solche 
Äußerungen aus unserer Fraktion mit Sicherheit nicht 
gekommen wären. Aber das ist eine Sache, die jeder 
allein für sich entscheiden muß. 
Allerdings glaube ich, daß der Bundeskanzler in 

dieser Angelegenheit durch die Art seines Redebei-
trags bewiesen hat, daß er im Nerv getroffen ist, daß  

die Bundesregierung in der Angelegenheit Schalk-
Golodkowski im Nerv getroffen ist. Er hat eine Rund-
umschlagrede gehalten. 

(Dr. Klaus Rose [CDU/CSU]: Beim Rufmord 
ist immer jeder betroffen!) 

Er muß wissen, daß er in einen Strudel geraten kann, 
wenn er weiter so agiert und daß das für die Bundes-
regierung insgesamt, aber auch für das Ansehen der 
Bundesrepublik Deutschland einen schweren Scha-
den nach sich ziehen kann. 
Ich spreche hier in diesem Zusammenhang das 

Thema an, Herr Kollege Stavenhagen, das auch der 
Fraktionsvorsitzende der SPD, Jochen Vogel, gestern 
angesprochen hat: die Frage, ob Sie, Herr Kollege Sta-
venhagen, in Ihrer Eigenschaft als Staatsminister im 
Bundeskanzleramt das Parlament belogen haben, ja 
oder nein. 
Es steht objektiv fest, Herr Stavenhagen, daß Sie 

dem Kollegen Conradi eine falsche Antwort auf eine 
Frage im Bundestag gegeben haben. Es tut mir leid: 
Wenn jemand eine falsche Antwort gibt, dann ist er 
dafür verantwortlich; dann sind es nicht diejenigen, 
die ihm das aufgeschrieben haben. Dafür haben Sie 
die Verantwortung als Minister im Kanzleramt. 

(Zuruf von der SPD: Das ist nun mal so!) 

— Das ist so. 
Welche Umstände zu dieser Antwort geführt haben, 

werden wir noch aufzuklären haben, in der Parlamen-
tarischen Kontrollkommission und im Schalck-Unter-
suchungsausschuß. Wir werden natürlich unseren An-
trag, den wir in der Parlamentarischen Kontrollkom-
mission gestellt haben, nämlich Herrn Wieck, den sei-
nerzeitigen Präsidenten des Bundesnachrichtendien-
stes, zu diesem Thema zu hören, energisch verfol-
gen 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [FDP]: Ich 
wünsche viel Vergnügen bei der Verneh

-

mung!) 
und auf die Erklärungen von Herrn Wieck, die er ge-
stern über eine Presseagentur der Öffentlichkeit ver-
mittelt hat, eingehen. 

Vizepräsident Hans Klein: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfragen des Abgeordneten Dr. Rose? 

Dr. Peter Struck (SPD): Ja. 

Dr. Klaus Rose (CDU/CSU): Herr Kollege 
Dr. Struck, sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, 
daß der Präsident des Bundesnachrichtendienstes, 
Herr Porzner, gegenüber einer Gruppe von Parlamen-
tariern erklärt hat, daß Herr Schalck-Golodkowski für 
den Bundesnachrichtendienst nie tätig war, daß er 
auch nie Zuwendungen bekommen hat 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Keinen Per

-

sonalausweis?) 
und daß die Zurverfügungstellung des Personalaus-
weises zu einem Zeitpunkt passiert ist, in dem es mit 
dem Bundeskanzleramt — und deshalb auch nicht mit 
Herrn Kollegen Stavenhagen — eindeutig nicht abge-
stimmt war? 
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Dr. Peter Struck (SPD): Herr Kollege Rose, Sie sa-
gen mir nichts Neues. Nur, es geht nicht um das 
Thema, das Sie soeben angesprochen haben, sondern 
es geht um die Frage, wie der Kollege Stavenhagen 
eine Frage eines Abgeordneten im Parlament beant-
wortet hat. Er hat sie falsch beantwortet; er hat dort 
eine falsche Antwort gegeben. Das ist die Frage, der 
wir nachgehen wollen. Wer dafür die Verantwortung 
innerhalb des Komplexes trägt, der zu dem Verant-
wortungsbereich von Herrn Stavenhagen gehört, wird 
aufzuklären sein. 

Aber es ist für uns schon ein eigenartiger Vorgang, 
daß zunächst einmal eine Erklärung von Herrn Sta-
venhagen abgegeben wird, wie sich das alles abge-
spielt hat, und dann der damalige Präsident des BND 
eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Das ist nicht 
alltäglich! — Weiterer Zuruf von der SPD: 
Unglaublich! — Hans Peter Schmitz [Baes

-

weiler] [CDU/CSU]: Das rechtfertigt aber 
nicht den Vorwurf der Lüge!) 

Das werden wir aufklären; das ist der Punkt. Das ist 
jedenfalls kein normaler Vorgang. 

Ich spreche hier auch einen Vorgang an, der uns im 
Rahmen des Schalck-Untersuchungsausschusses 
ebenfalls beschäftigen wird. Wir wissen, daß Herr 
Schalck am 3. Dezember 1989 aus der damaligen DDR 
geflohen ist. Und wir wissen, daß Herr Schalck am 
2. Dezember 1989, einen Tag vor diesem Termin, mit 
Minister Schäuble ein Gespräch geführt hat. Ich 
denke mir, daß es schon interessant wäre — auch im 
Zusammenhang mit den Pässen für das Ehepaar 
Schalck — , zu erfahren, was denn wohl Gegenstand 
des Gespräches zwischen Herrn Schäuble und Herrn 
Schalck-Golodkowski gewesen ist. 

Ich freue mich sehr, daß Herr Schäuble seine Bereit-
schaft erklärt hat, vor dem Untersuchungsausschuß 
dazu auszusagen; wir sind schon sehr gespannt dar-
auf. Aber wir sollten aufpassen — das richte ich jetzt 
an das Bundeskanzleramt und auch an Minister 
Schäuble — , daß die Auskünfte, die dann gegeben 
werden, in der Tat der Wahrheit entsprechen. Nach 
den Erfahrungen, die wir mit Ihnen gemacht haben, 
ist Skepsis jedenfalls angebracht. 

Ich kann verstehen, daß sich insbesondere die Kol-
leginnen und Kollegen aus der CSU bei dem, was jetzt 
durch die „Quick"-Veröffentlichungen bekanntge-
worden ist, betroffen fühlen, soweit es die Person von 
Franz Josef Strauß angeht. Ich kann das, wie gesagt, 
verstehen, weil jeder von Ihnen mit ihm politisch 
sicher eng verbunden ist. 

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, ins-
besondere von der CSU, es ist doch eigenartig, daß 
ausgerechnet derjenige, der uns Sozialdemokraten 
immer sozusagen die Konspiration mit dem Klassen-
feind vorgeworfen hat, es war, der über die Schalck-
Connection engste wirtschaftliche Verknüpfungen 
mit der DDR gehabt hat. Das ist doch sehr eigenar-
tig! 

Die Verknüpfung, Herr Kollege Waigel, von Kom-
merz und Politik i n  diesem Zusammenhang ist in der 
Tat ein Vorgang, der uns, wenn wir ihn seinerzeit 
gekannt hätten — nicht eist, als Franz Josef Strauß  

gestorben war —, dazu veranlaßt hätte, seine politi-
schen Leistungen anders zu bewerten. Das sage ich 
Ihnen ganz deutlich. Das, was dort bekanntgeworden 
ist — es ist ja authentisch, wie ein Sohn von Franz 
Josef Strauß bestätigt hat — , läßt uns ein bißchen an 
dem Bild von Franz Josef Strauß zweifeln. 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: Wer 
kann denn das für authentisch erklären? — 
Gegenruf des Abg. Dr. Hans-Jochen Vogel 
[SPD]: Der Sohn kennt sich doch aus! Er weiß 
doch, wovon er redet! — Dr. Klaus Rose 
[CDU/CSU], zu Abg. Dr. Hans-Jochen Vogel 
[SPD] gewandt: Er hat es inzwischen wider

-

rufen!) 

— Er hat es doch erklärt; er ist ja dabeigewesen. 
Jochen Vogel hat es gestern doch ausdrücklich ge-
sagt. — Herr Kollege Waigel — wir haben uns heute 
auch im Ältestenrat darüber unterhalten — , ich 
meine, daß es nicht üblich ist, von der Regierungs-
bank Zwischenrufe zu machen. Wenn Sie sich denn 
dazu äußern wollen, gebe ich Ihnen gern die Möglich-
keit zu einer Zwischenfrage. 

Wenn wir das Thema Schalck — von dem ich, auch 
im Namen meiner Fraktion, sage daß wir es nicht 
sozusagen als Überthema für die Haushaltsdebatte 
oder für die nächsten Jahre innerhalb der Politik anse-
hen dürfen; wir würden diesem Menschen viel zuviel 
Ehre antun, wenn wir uns von diesem Thema zu sehr 
belasten ließen — und die Probleme, die damit ver-
bunden sind, nicht rückhaltlos aufklären, wird das 
schwersten Schaden, insbesondere bei den Menschen 
in den neuen Bundesländern, anrichten. Denn gerade 
die haben einen Anspruch darauf, daß aufgeklärt 
wird. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Ich denke, daß Sie, Herr Kollege Waigel, als CSU-
Vorsitzender hier eine besondere Verantwortung tra-
gen. 

Ich möchte einen Punkt ansprechen, der gestern in 
der Debatte überhaupt keine Rolle gespielt hat, von 
dem ich aber glaube, daß wir ihn hier wenigstens 
erwähnen müßten. 

Es hat in den letzten Tagen eine Reihe von Diskus-
sionen über die Frage gegeben, wieweit Bundestags-
abgeordnete sich auf Stasi-Vergangenheit überprü-
fen lassen. Wir haben darüber auch ein Gespräch im 
Kreis der Parlamentarischen Geschäftsführer ge-
führt. 

Ich möchte hier zunächst für meine Person erklären, 
daß ich der Auffassung bin, daß eine Regelung be-
schlossen werden muß, und zwar möglichst bald, die 
die Abgeordneten des Deutschen Bundestages nicht 
besser stellt als die Abgeordneten in den neuen Bun-
desländern, also auf dem Gebiet der ehemaligen DDR. 
Ich denke, daß wir uns nicht auf den Standpunkt stel-
len dürfen: Wir sind Bundestagsabgeordnete; vor al-
lem wir aus der alten Bundesrepublik haben damit 
nichts zu tun; die anderen müssen überprüft wer-
den. 

Ich glaube, wir müssen hier nach dem Prinzip der 
Gleichbehandlung verfahren. Ich weiß, daß es da 
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Dr. Peter Struck 

Schwierigkeiten und auch juristische Überlegungen 
in diesem Zusammenhang gibt. 

Ich möchte nur für mich erklären, erstens daß ich 
diesen Grundsatz für richtig halte, und zweitens, daß 
ich der Meinung bin, daß wir uns freiwillig zu dieser 
Überprüfung bereiterklären sollten. In unserer Frak-
tion wird das in der nächsten Zeit beraten werden. 

Aber ich glaube, es wäre gut, wenn wir ein Freiwil-
ligkeitsprinzip einführen würden. Ich habe auch für 
diejenigen Kolleginnen und Kollegen Verständnis, 
die das aus grundsätzlichen Erwägungen nicht wol-
len, und würde ihnen dabei auch keine schlechten 
Motive unterstellen. 

Nur, ich glaube, wir können nach den öffentlichen 
Diskussionen, die jetzt gewesen sind, dieses Thema 
nicht mehr so behandeln, wie wir es in der Vergan-
genheit behandelt haben. 

Zum Haushalt — als alter Haushälter möchte ich 
doch noch einige Punkte dazu ansprechen — ist, lie-
ber Herr Kollege Waigel, doch ein persönlicher Hin-
weis angebracht. Sie haben das Amt von Herrn Mini-
ster Stoltenberg übernommen. Als Sie das Amt über-
nommen haben, haben wir Ihnen alle Glück ge-
wünscht, weil Sie auch für unser Volk und für unseren 
Staat arbeiten. Ich habe gesagt: Der Theo Waigel, der 
macht das schon besser als der Gerd Stoltenberg. Das 
habe ich gedacht. 

Nun habe ich mich leider nach dem, was wir alles 
jetzt so erlebt haben, doch geirrt. 

(Widerspruch bei der [CDU/CSU]) 

Sie haben sich gedacht, daß ich jetzt so etwas sagen 
werde. 

Ich komme dann auf eine Meldung der „Wirt-
schaftswoche" zurück. Da ist in Japan offenbar je-
mand auf die Idee gekommen, daß man Minister, 
wenn sie nicht erfolgreich sind, dazu bringen kann, 
daß sie auf ihr Gehalt verzichten sollen. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

In dieser Meldung heißt es weiter: Theo Waigel hat 
also davon erfahren, und er hat dann — so wird hier in 
der „Wirtschaftswoche" vom 19. Juli zitiert — ge-
dacht: Wenn er sich seine Leistungen bei der Etatauf-
stellung und beim Subventionsabbau anschaue, sin-
nierte der gestreßte Haushälter, müßte ich ja 30 % 
mehr bekommen; außerdem stünde ihm dann wohl 
auch eine Möllemanni-Zulage zu. Das finde ich in 
Ordnung. Also, die Zulage Möllemanni ist schon rich-
tig. Aber nicht 30 % mehr, sondern 30 oder 50 % weni-
ger, lieber Kollege Waigel. 

Denn wenn wir Ihre Bilanz jetzt ansehen, was die 
Staatsfinanzen und die Verschuldung angeht, dann, 
glaube ich, unterscheiden Sie sich leider — ich sage: 
leider, weil ich Ihnen persönlich sehr viel Sympathie 
entgegenbringe — nicht sehr von Gerhard Stolten-
berg, Ihrem Amtsvorgänger. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Ich komme zu dem Thema Unternehmenssteuern 
und deren Reform. Jeder in der Welt weiß, daß die 
deutsche Wirtschaft international voll wettbewerbsfä-
hig ist. Das liegt natürlich nicht an der guten Regie-

rung. Das liegt an der guten Qualifikation und Moti-
vation unserer Arbeitnehmer, an den Fähigkeiten un-
serer Wirtschaftsmanager und nicht zuletzt an unserer 
öffentlichen Infrastruktur. Andere Länder beneiden 
uns darum. Das ist kein Verdienst der Regierung, son-
dern ein Verdienst der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer in diesem Land. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir brauchen wegen der Steuerhöhe auch gar keine 
Angst vor dem europäischen Binnemarkt zu haben. Im 
Gegenteil, die anderen Ländern befürchten, wie jeder 
weiß, daß sie von unserer, von der deutschen Wirt-
schaftskraft überrollt werden. Wenn deshalb in den 
anderen Ländern die Steuern gesenkt werden, ist das 
noch lange kein Grund, daß auch wir das tun. 

Sie wollen, Herr Kollege Waigel, in einen Steuer-
senkungswettlauf mit Spanien und Portugal eintreten. 
Ich will nicht bewerten, ob diese Länder eine bessere 
oder eine richtige Steuerpolitik machen. Aber wenn 
diese Länder es tatsächlich schaffen sollten, in der 
Europäischen Gemeinschaft etwas mehr aufzuschlie-
ßen und an uns heranzukommen, dann sollten wir das 
doch gut finden und nicht durch Gegenmaßnahmen 
konterkarieren. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [FDP]: Wol
-

len Sie dafür auch Arbeitslosigkeit in Kauf 
nehmen?) 

—Herr Kollege Weng, das ist die alte Platte. Ich 
dachte, Ihnen sei inzwischen etwas Neues eingefal-
len; wir machen ja nun schon lange Haushaltsdebat-
ten. Aber es ist immer das gleiche. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [FDP]: 
Wahrheit bleibt Wahrheit! Gutes kann gar 
nicht oft genug wiederholt werden! — Beifall 

bei Abgeordneten der FDP) 

—Das gilt für meinen Beitrag; da gebe ich Ihnen völ-
lig recht. 

Herr Kollege Glos hat heute vormittag versucht, 
noch einmal die Steuersenkungen zu begründen. Der 
Versuch ist Ihnen mißlungen, Herr Kollege Glos. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Na, na, na!) 

Das war nicht anders zu erwarten. Die Begründung, 
die Sie genannt haben, die Steuern für Großvermögen 
müßten deshalb gesenkt werden, damit die Wirtschaft 
mehr Eigenkapital bekommt, ist ein neuer Flop. Von 
Ihren Steuersenkungen profitieren doch nicht die 
kleinen Handwerker und die kleinen und mittleren 
Unternehmen — das weiß doch jeder —; von diesen 
Steuersenkungen profitieren nur die Großkonzerne. 
Über die kann man alles mögliche erzählen, aber ei-
nes nicht: daß sie nicht genügend Eigenkapital hät-
ten. Das ist doch wohl richtig. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Ein bedrückendes Kennzeichen der Haushaltspoli-
tik dieser Bundesregierung sind die Ausblendung 
massiver finanzpolitischer Risiken aus dem Haushalt 
und das Verstecken von finanziellen Risiken in Schat-
tenhaushalten. Die Kollegin Matthäus-Maier hat das 
in ihrer Rede schon angesprochen. 
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Sie, Herr Kollege Waigel, haben eine historische 
Chance im Zusammenhang mit der deutschen Eini-
gung versäumt. Damals hätten Sie — die gesamte 
deutsche Öffentlichkeit wäre Ihnen gefolgt; auch wir 
Sozialdemokraten wären Ihnen gefolgt — eine Blut-
Schweiß-und-Tränen-Rede halten können, welche Ri-
siken auf den bundesdeutschen Steuerzahler und auf 
uns alle zukommen. 

Sie haben das nicht getan. Im Gegenteil, Sie haben 
sich davor gedrückt, die Wahrheit zu sagen, um Wäh-
lerstimmen zu erschleichen. Heute holt Sie dieser fa-
tale Fehler wieder ein, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Ich will Ihnen ein Beispiel nennen, von dem wir 
meinen, daß Sie, wenn Sie richtig handelten, für un-
sere Wirtschaft und vor allen Dingen für die Situation 
der Menschen in den neuen Ländern viel mehr als das 
tun könnten, was Sie jetzt vorhaben. Wer wie Sie die 
Ausgaben für den Wohnungs - und Städtebau von 
rund 8,7 Milliarden DM 1992 auf 8,2 Milliarden DM 
1995 zurückführt, entzieht sich seiner politischen Ver-
antwortung für Millionen Menschen in der Bundesre-
publik Deutschland und vor allem für die Menschen in 
den neuen Ländern. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wer weiß, wie die Situation in den neuen Ländern 
ist, wer weiß, welche Bodenpreise dort verlangt wer-
den, wer weiß, welche Mieten dort verlangt werden, 
wer weiß, welche wahnsinnigen Spekulationsge-
winne nur deshalb gemacht werden, weil nicht genü-
gend Wohnraum zur Verfügung steht, der versündigt 
sich, wenn er nicht bereit ist, mehr Mittel für den Woh-
nungsbau bereitzustellen. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE sowie bei Abgeordneten der PDS/ 

Linke Liste) 

Wir Sozialdemokraten haben die finanzpolitisch 
bessere Alternative, und wir haben die intelligente-
ren Problemlösungen im Verhältnis zur Finanzpolitik 
der Bundesregierung. Es ist gestern schon sehr aus-
führlich dargestellt worden; aber weil Sie es offenbar 
immer noch nicht verstehen, versuche ich, es jetzt 
noch einmal kurz zusammenzufassen. 

An die Stelle der von der Bundesregierung verlang-
ten Mehrwertsteuererhöhung setzt die SPD den Ver-
zicht auf die von der Bundesregierung geplante Sen-
kung der Vermögensteuer und die geplante Abschaf-
fung der Gewerbekapitalsteuer. Dadurch stehen dem 
Staat mehr als 6 Milliarden DM jährlich zur Verfü-
gung. 

An die Stelle der Lippenbekenntnisse vom Sparen 
und vom Subventionsabbau und an die Stelle der Luft-
buchungen, Herr Kollege Waigel, setzen wir eine 
Vielzahl substantieller Vorschläge. Wir haben kon-
krete Vorschläge zur Kürzung von über 4 Milliarden 
DM im Einzelplan 14 — das ist der Verteidigungs-
etat — eingebracht. Wir haben konkrete Vorschläge 
zum Abbau von Subventionen gemacht, angefangen 
beim unsozialen Dienstmädchenprivileg bis zum 
Flugbenzin, denn dieser Skandal wurde von der Re-
gierung bis heute nicht beseitigt. Mit der Alternative  

der SPD stehen gegenüber den Regierungsvorschlä-
gen Finanzmittel in Höhe von rund 1 % Mehrwert-
steuererhöhung zusätzlich zur Verfügung. 

An die Stelle des von der Bundesregierung verfolg-
ten Konzepts der Mehrwertsteuererhöhung, das die 
Bezieher kleiner und mittlerer Einkommen viel stär-
ker belastet als die Bezieher hoher Einkommen und 
das mittelstandsfeindlich und ökonomisch verfehlt ist, 
setzt die SPD ihr Konzept des sozialen Lastenaus-
gleichs. Die mit den starken Schultern — das ist 
durchgängig seit 1982 die finanzpolitische Argumen-
tation der SPD, und wir haben von ihr nichts abzustrei-
chen — müssen stärker belastet werden als die mit 
den schwächeren Schultern. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE — Jochen Borchert [CDU/CSU]: 
Siehe Betreuungsgesetz in Nordrhein-West

-

falen!) 

— Herr Kollege Borchert, wir können uns natürlich 
gegenseitig das eine oder andere Land vorhalten; wir 
können uns auch — wie das schon wieder versucht 
worden ist — mit Erblast und mit anderen Fragen be-
schäftigen. Das bringt aber absolut nichts. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD] [zur CDU/ 
CSU]: Wir haben mehr Erblast als Sie!) 

Ich stelle hier zu dem Stichwort Erblast nur fest: Als 
Erblasser sind nicht nur die Sozialdemokraten aufge-
treten, sondern als Erblasser sind wohl auch die Kol-
leginnen und Kollegen aus dieser Fraktion dabeige-
wesen. 

(Zurufe von der FDP) 

Angesichts dessen ist es schon ein bißchen ärgerlich, 
wenn man auch aus der Reihe dort von einer Erblast 
reden hört. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP) 

Wie kann denn jemand über eine Erblast klagen, 
wenn er diese sozusagen selber geschaffen hat? Das 
kann ja wohl nicht zusammengehen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU und der FDP) 

Wir werden an die Stelle der verfehlten Haushalts-
und Finanzpolitik der Bundesregierung eine Steuer-
und Abgabenpolitik setzen, die den Finanzbedürfnis-
sen von Bund, Ländern und Gemeinden entspricht. 
Wir stellen uns dieser Verantwortung hier im Deut-
schen Bundestag, Herr Kollege Waigel, im Bundesrat, 
im Vermittlungsausschuß. Wir werden dann die so-
zialdemokratischen Positionen, die in der Debatte 
heute und gestern mehrfach vorgetragen worden 
sind, durchsetzen. Ich bin fest davon überzeugt, daß 
das Ergebnis dieser Steuerdiskussion nach dem Ver-
mittlungsausschuß und das Ergebnis der Haushalts-
beratungen deutlich eine sozialdemokratische Hand-
schrift haben werden. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE — Lachen bei der CDU/CSU und der 

FDP) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Abge-
ordnete Carl-Ludwig Thiele. 
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Carl-Ludwig Thiele (FDP) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Als Schlußredner der FDP in der 
Haushaltsdebatte habe ich mir während Teilen der 
bisherigen Debatte die Frage gestellt, was die Bevöl-
kerung eigentlich davon hält, wenn in diesem Land 
derzeit zwar Großartiges geleistet wird, aber seitens 
der Opposition diese Leistung mit fast keinem Wort 
erwähnt wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Dazu möchte ich ganz klar sagen — Herr Struck, 
das geht auch an Sie — : Die Situation in der Wirtschaft 
ist auch von der Stimmung abhängig. Das Abschießen 
immer neuer Giftpfeile durch die SPD schadet der sich 
ausbreitenden positiven Stimmung, schadet damit der 
Wirtschaft und schadet damit den Bürgern in den 
neuen Bundesländern. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Unruhe bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 

CSU: Sehr wahr! Ein guter Mann!) 

Wir müssen doch sehen, daß wir uns in einer Son-
dersituation befinden. Die deutsche Einheit wurde vor 
nicht einmal einem Jahr, am 3. Oktober 1990, herge-
stellt. In einem Kraftakt sondergleichen ist es der Bun-
desregierung gelungen, erhebliche Maßnahmen und 
Programme in den neuen Bundesländern zu starten. 

Dies war nur möglich, weil zuvor die Finanz- und 
Wirtschaftspolitik seriös war und ein erheblicher 
Rückgang der Nettoneuverschuldung erreicht wurde. 
Wären 1990 die deutsche Einheit und damit die Wäh-
rungs- und Sozialunion nicht gekommen, so wäre die 
Staatsverschuldung heute kein Thema. 

Die Bundesrepublik ist um ein Drittel größer gewor-
den, ebenso die Ausgaben im Haushalt; aber, die Ein-
nahmen aus den neuen Bundesländern fehlen noch. 
Das ist der wesentliche Grund für den vorübergehen-
den steilen Anstieg der Nettoneuverschuldung. 

Ich möchte das einmal plastisch darstellen: Wir hat-
ten vorher einen Haushalt von ca. 300 Milliarden DM. 
Deutschland ist um ein Drittel größer geworden. Der 
Haushalt sieht jetzt Ausgaben in Höhe von 400 Milli-
arden DM vor. Das ist genau das Drittel an Mehraus-
gaben. Allerdings fehlen die Einnahmen aus den 
neuen Bundesländern noch, weil diese total soziali-
stisch heruntergewirtschaftet wurden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Man muß sich einmal vorstellen, was es bedeutet, 
daß von August 1990 bis August 1991 800 000 neue 
Arbeitsverhältnisse in den alten Bundesländern und 
weit über eine halbe Million neue Arbeitsverhältnisse 
in den neuen Ländern entstanden sind. 

Insofern muß man doch festhalten, daß bei aller Kri-
tik an der derzeitigen Situation in den neuen Bundes-
ländern auch dort in zunehmendem Maße positive 
Entwicklungen zu verzeichnen sind. 

Einige davon möchte ich konkret benennen. Die 
Treuhandanstalt konnte bis Mitte dieses Jahres 3 000 
Unternehmen des produzierenden Gewerbes veräu-
ßern. Von den Investoren wurden dabei die Sicherung 
von mehr als einer halben Million Arbeitsplätzen so-
wie eine Investitionssumme von 70 Milliarden DM zu-
gesagt. Die Privatisierung von mehr als 16 000 Betrie-
ben des Groß- und Einzelhandels bzw. des Gast- und 

Dienstleistungsgewerbes ist weitgehend abgeschlos-
sen. Die berufliche Weiterbildung wird immer stärker 
angenommen. Allein im Juli dieses Jahres nahmen 
knapp 100 000 Personen entsprechende Angebote 
wahr. Vorher wurde noch davon gesprochen, daß die 
Ausbildungsplätze nicht gesichert seien. Sie sind in-
zwischen gesichert. Das muß man hier auch deutlich 
sagen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wie bereits an anderer Stelle in der Debatte ausge-
führt, haben wir zur Zeit im Rahmen des Gemein-
schaftswerks 280 000 Personen in AB -Maßnahmen 
beschäftigt. Weitere 120 000 Personen werden bis 
Ende dieses Jahres in AB-Maßnahmen in den neuen 
Bundesländern zusätzlich eingestellt werden. 

Nach einer Analyse des Münchner Ifo-Instituts hat 
sich das Bild seit dem Frühsommer in vielen Branchen 
gedreht. Im Außenhandel sind die Ausfuhren im Mai 
gegenüber dem Vormonat um ein Drittel, also deut-
lich gestiegen. Die umfangreichen Investitionen der 
Telekom haben bereits heute zu einer spürbaren Ver-
besserung der Kommunikationswege geführt. Allein 
1991 wurden in den neuen Bundesländern 500 000 
neue Telefonanschlüsse geschaffen. Wer sich einmal 
mit den Leuten unterhält, die dort arbeiten, die dort 
investieren wollen, der weiß: Die Behinderung in der 
Telekommunikation war eine der entscheidenden 
Schwierigkeiten beim Aufbau in den neuen Bundes-
ländern. Die Schaffung von 500 000 Telefonanschlüs-
sen hat zu spürbaren Verbesserungen geführt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Bis zum Sommer 1991 erhöhte sich das Realeinkom-
men eines Vier-Personen-Haushalts mit zwei Verdie-
nern gegenüber dem Jahresdurchschnittswert des 
Vorjahres um 18,5 %. Im Vergleich zu 1989 wird die 
reale Kaufkraft 1991 in den neuen Bundesländern um 
ein Drittel gestiegen sein. Bei dem Ein-Personen-
Rentner-Haushalt werden sich die Realeinkommen im 
Oktober 1991 gegenüber 1989 um nahezu die Hälfte 
erhöht haben. 

Es trifft daher leider für die Äußerungen der SPD, 
die in den neuen Bundesländern weder personell 
noch durch Wahlergebnisse den Rang einer Volkspar-
tei erreicht hat, folgendes zu: Die schlechten Nach-
richten über den Osten kommen immer aus dem We-
sten. 

Frau Matthäus-Maier — dies ist genau die Linie, auf 
der Sie sich bewegen —, ich empfehle Ihnen, sich 
doch einmal mit Ihrem Parteifreund, dem branden-
burgischen Ministerpräsidenten Stolpe zu unterhal-
ten, der festgestellt hat, daß die Maßnahmen der Re-
gierung in den neuen Bundesländern nach seiner Ein-
schätzung zu Erfolgen führen und daß diese Erfolge 
von den Bürgern auch so wahrgenommen werden, 
daß er, Stolpe, von einem Sieg der derzeitigen Koali-
tion bei den nächsten Bundestagswahlen auch in den 
neuen Bundesländern ausgeht. 

(Beifall bei der FDP — Zuruf von der SPD: Da 
irrt er!)  

Wäre es nach dem damaligen Kanzlerkandidaten Os

-

kar Lafontaine gegangen, so hätte die deutsche Ein

-

heit lange vorgeplant werden müssen, wie man sich 
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das als Sozialdemokrat, der auch in der Sozialistischen 
Internationale ist, immer so vorstellt. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Was haben 
Sie gegen die SI?) 

Wie wir heute wissen, wäre die deutsche Einheit bei 
einem solch langen Planungsprozeß wohl nie reali-
siert worden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr!) 

Heute wird man sagen können, daß ohne die Ver-
einigung Deutschlands, ohne die Befreiung des polni-
schen, tschechischen und ungarischen Volkes der 
Putsch in der Sowjetunion hätte gelingen können. 
Lassen Sie mich hier festhalten, daß der Friede der 
Welt durch die deutsche Einheit um ein Vielfaches 
sicherer geworden ist; und dieser Friede ist unbezahl-
bar. Das ist ein ganz hohes Gut. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ein weiterer Aspekt, der während dieser Plenarwo-
che behandelt wurde, war die Entwicklung im Osten 
Europas. Wir alle können uns nur darüber freuen und 
glücklich sein, daß der Putschversuch in der Sowjet-
union vom Volk und von den demokratisch gewählten 
Politikern der Sowjetunion vereitelt wurde. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Der erste 
richtige Satz!) 

— Ich habe schon einige andere richtige Sätze gesagt, 
Herr Vogel. Ich kann Ihnen meine Rede nachher ein-
mal geben, dann können Sie das nachlesen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

In diesem Zusammenhang wurde zu Recht geäu-
ßert, daß die Sicherheitspolitik nicht nur Verteidi-
gungspolitik sei. Gleichwohl gibt es doch zum Nach-
denken Anlaß, daß der Verteidigungsminister wäh-
rend der gesamten Debatte bisher nicht ein einziges 
Mal das Wort ergriffen hat, zumal im Bereich der zu-
künftigen Rolle der Bundeswehr noch viele Fragen 
offen sind. Es wäre gut, wenn der Verteidigungsmini-
ster hierzu einmal reden würde. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Sie würden sagen: Das nächste vernünftige Wort, was 
Sie gesagt haben. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Der zweite 
richtige Satz!) 

— Herr Vogel, ich bedanke mich dafür. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD  — 
Dr.  Hans-Jochen Vogel [SPD]: Wenn Sie sich 
steigern! — Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] 
[FDP]: Aufpassen, wenn die Falschen klat

-

schen, Herr Thiele! — Ingrid Matthäus

-

Maier [SPD]: Sie sollten zum Einzelplan 14 
reden!)  

— Zum Einzelplan 14 werden wir im Detail noch kom-
men, Frau Matthäus-Maier, und da freue ich mich 
auch schon auf die Abschlußlesung hier. 

Wir müssen uns ernsthaft darüber unterhalten, wie 
die sicherheitspolitische Rolle Deutschlands zukünftig 
auch im Verteidigungsetat berücksichtigt wird. 

(Beifall bei der FDP) 

Hans-Dietrich Genscher war einer der ersten Politi-
ker in Westeuropa, der öffentlich erklärte, daß er Mi-
chail Gorbatschow vertraue. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genscherist!) 

Ich möchte für mich hinzufügen, daß wir zwischen-
zeitlich in dem Stadium angelangt sind, in dem wir 
sagen können: Wir vertrauen der Bevölkerung, wir 
vertrauen den Menschen in der Sowjetunion. 

Der Warschauer Pakt ist inzwischen aufgelöst. 
Wenn die Entwicklung vertragsgemäß weitergeht 
— davon gehe ich aus, und das scheint ja sogar noch 
schneller abzulaufen —, wird Ende 1994 die Rote Ar-
mee aus Deutschland abgezogen sein. Die Polen ha-
ben zwischenzeitlich Verhandlungen mit der Sowjet-
union zum Abzug der dort stationierten Roten Armee 
aufgenommen. 

Wir alle sind immer davon ausgegangen, daß die 
Bundeswehr eine reine Verteidigungsarmee ist. „Ver-
teidigung" bedeutet aber, daß zumindest eine mögli-
che Bedrohung besteht. Ich kann für mich nur feststel-
len, daß spätestens zu dem Zeitpunkt, zu dem die Rote 
Armee aus Deutschland und aus Polen abgezogen 
sein wird, eine völlig neue Situation für Deutschland 
entstanden sein wird. Eine Bedrohung für die Bundes-
republik Deutschland durch konventionelle Streit-
mächte werde ich dann nicht mehr in der bisherigen 
Form feststellen können. Das heißt aber nicht, daß die 
Welt risikofrei geworden ist; wir erleben es ja gerade 
in Ost- und Südosteuropa. 

Wir warten darauf, daß der Verteidigungsminister 
dem Parlament entsprechende Vorstellungen zur Si-
cherheitslage Deutschlands und zu den Folgerungen 
daraus für die Bundeswehr unterbreitet. 
Sehr geehrte Damen und Herren, wir können heute 

feststellen, daß sich die Welt nach der deutschen Ein-
heit und auch durch die deutsche Einheit grundle-
gend geändert hat. Diese Änderung ist durch das ent-
schlossene Handeln der Bundesregierung und gegen 
Widerstände der Opposition energisch und konse-
quent betrieben worden. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Zum Glück — das muß ich jetzt wirklich sagen — wird 
in dieser Situation nur die SPD von dieser ihrer Ver-
gangenheit eingeholt und nicht das gesamte Volk. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP — Abg. 
Ingrid Matthäus-Maier [SPD] meldet sich zu 

einer Zwischenfrage) 

— Herr Präsident, wollten Sie Frau Matthäus-Maier 
eine Zwischenfrage gestatten? 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Danke 
schön!) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich bedanke mich, Herr 
Kollege Thiele. Ich hätte es selber fast auch ge-
merkt. 

(Heiterkeit) 
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Bitte, Frau Kollegin! 

(Carl-Ludwig Thiele [FDP]: Aber nicht an

-

rechnen!) 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Herr Kollege, da 
nicht nur Sie, sondern auch andere Redner von der 
Union und der FDP im Verlauf der Debatte immer 
wieder gesagt haben, die deutsche Einheit sei gegen 
unseren Widerstand zustande gekommen, frage ich 
Sie: Haben Sie nicht mitbekommen oder nicht zumin-
dest in der Zeitung gelesen, daß wir nicht nur den 
Verträgen mit ganz überwältigender Mehrheit zuge-
stimmt haben, sondern auch aktiv an der Gestaltung 
der Wirtschafts- und Währungsunion beteiligt waren, 
moniert haben, daß Sie die Wirtschaftsunion nicht or-
dentlich flankiert haben, nebenbei die SPD in Ost und 
West die Währungsunion vor Ihnen vorgeschlagen 
hat, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 
als Herr Waigel noch gesagt hat, das sei alles Käse, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt kommt Ge

-

schichtsklitterung!) 
wir gemeinsam im letzten Jahr und Anfang dieses 
Jahres versucht haben, für die Menschen möglichst 
viel herauszubekommen, 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Als Fortsetzung 
zur Matthäus-Passion nun die Matthäus

-

Union!)  
und würden Sie mir daher darin zustimmen, daß es 
zwar Dissense, Unterschiede in Einzelheiten gab, daß 
es aber wirklich perfide ist zu behaupten, wir seien 
dagegen gewesen? 

(Beifall bei der SPD) 

Carl-Ludwig Thiele (FDP): Herr Präsident, zunächst 
möchte ich darauf hinweisen, daß zwar immer gesagt 
wird, bei einer Zwischenfrage laufe die Uhr nicht wei-
ter, daß sie aber gerade gesprungen ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und das war eine 
lange Zwischenfrage! — Dr. Wolfgang Weng 
[Gerlingen] [FDP]: Das tut sie, auch wenn es 

gesagt wird!) 
Ich bitte, einen Stopp vorzunehmen; denn sonst 
komme ich nachher nicht mehr zu meinen restlichen 
Ausführungen. 
Ich möchte jetzt aber zunächst auf die Frage von 

Frau Matthäus-Maier eingehen. — Ich war zu dem 
Zeitpunkt, als die deutsche Einheit vor der Tür stand, 
von Willy Brandt begeistert, 

(Gerlinde Hämmerle [SPD]: Das können Sie 
auch heute noch sein!) 

der sich als einziger klar und deutlich zu der deut-
schen Einheit bekannt hat und dazu, daß die deutsche 
Einheit so schnell wie möglich kommen sollte. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das war der ein

-

zige! — Michael Glos [CDU/CSU]: Deswe

-

gen muß man von dem nicht begeistert 
sein!)  

Ich fand es ferner ausgezeichnet, daß der Bundes-
kanzler entgegen der Empfehlung der Deutschen 
Bundesbank für eine schnelle Realisierung der Wäh-

rungs- und Sozialunion eingetreten ist und das auch 
durchgesetzt hat. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Wer hat das 
vorgeschlagen, Herr Kollege? — Gegenruf 
von der CDU/CSU: Die Frau Matthäus

-

Maier! — Lachen bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

— Sie waren es nicht. Sollten Sie es doch gewesen 
sein, wäre ich Ihnen dankbar, wenn Sie es mir belegen 
könnten. Sie waren es meines Wissens nicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und heute 
schimpft sie darüber!) 

Ich muß wirklich sagen: Der Bundeskanzler, dem 
sonst vorgeworfen wurde, er sitze die Probleme nur 
aus, hat in dieser entscheidenden Phase gehandelt, 
das Heft an sich gerissen und gemeinsam mit dem 
Außenminister dafür gesorgt, daß diese Angelegen-
heit international, auch von unseren westlichen Nach-
barn flankiert, positiv aufgenommen wurde. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Ingrid  Matthäus-Maier [SPD]: Und die 

SPD?) 

Ich bedanke mich; ich hoffe, die Frage ist beantwor-
tet. 

Ich bin der Auffassung, daß wir zukünftig in Sicher-
heitsfragen stärker mit unseren östlichen Nachbarn 
zusammenarbeiten müssen. Dies darf allerdings nicht 
unter Aufgabe unserer Westbindung geschehen, son-
dern nur in Einbindung mit unseren westlichen Bünd-
nispartnern und Freunden, die nach dem Zweiten 
Weltkrieg mitgeholfen haben, unsere Freiheit und Si-
cherheit zu verteidigen. Wenn ich von Freunden und 
Freundschaft spreche, dann bedeutet dieses nach 
meinem Verständnis, daß Dinge, die eine ungute Ent-
wicklung nehmen, auch offen angesprochen werden 
müssen. 

Ich möchte deshalb an dieser Stelle der befreunde-
ten französischen Regierung mitteilen, daß es inner-
halb der deutschen Bevölkerung keinerlei Verständ-
nis dafür gibt, daß neue atomare Kurzstreckenwaffen 
in Frankreich stationiert werden, die ausschließlich 
auf das Gebiet der Bundesrepublik gerichtet sind. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Der Hinweis darauf, daß es sich hierbei um mobile 
Atomwaffen handelt, die auch unsere Sicherheit 
schützen können, vermag mich in keiner Weise zu 
überzeugen. Dieses würde nämlich voraussetzen, daß 
wir einer Stationierung dieser Waffen auf unserem 
Territorium zustimmen. Das tun wir nicht. 

Ich erwarte allerdings auch, daß die SPD-Opposi-
tion und möglicherweise sogar Willy Brandt als Vor-
sitzender der Sozialistischen Internationale seinen 
Parteifreund und früheren Vorsitzenden der Soziali-
stischen Partei Frankreichs, François Mitterrand, ein-
dringlich auffordert, diese Waffen zu beseitigen. Auch 
Herrn Engholm, der vorgestern im Deutschen Bun-
destag sein Hobby des name-dropping pflegte 

(Dr. Reinhard Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: 
Was ist sein Hobby?) 
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— name-dropping: Er erzählt immer mal, mit wem er 
sich gerade unterhält; das hebt die eigene Wichtig-
keit — , indem er mitteilte, daß er mit Jacques Delors 
zu speisen gedächte, möchte ich empfehlen, einen 
intensiven politischen Kontakt zu seinen Genossen im 
französischen Parlament aufzunehmen, damit diese 
Waffen, die nicht mehr in diese Welt passen, ver-
schwinden. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Muß er uns das 
sagen?) 

— Ja, von Ihnen hat es bislang keiner gesagt. Deswe-
gen scheint es so zu sein. 

(Gerlinde Hämmerle [SPD]: Das ist wirklich 
Unsinn!) 

Wenn Alfred Dregger zu Recht bemerkte, daß nicht 
Deutschland allein die Mitte Europas ist, sondern 
Frankreich und Deutschland gemeinsam die Mitte 
Europas bilden — ich möchte hinzufügen, daß ich 
diese Auffassung für den Westen Europas teile —, 
dann halte ich es für angebracht, wenn der Bundes-
kanzler ebenfalls seinem Freund François Mitterrand 
erklärt, daß für die Stationierung dieser Waffen von 
uns Deutschen kein Verständnis aufgebracht wird. 

Wir haben jetzt endlich die Chance, international 
noch weitergehende Abrüstung einzuleiten, als die-
ses bisher möglich war. Wir müssen zwar die Entwick-
lung in Osteuropa sorgfältig beobachten, müssen uns 
aber auf der anderen Seite für den Tag, an dem ein 
Großteil der Bedrohung in Europa verschwunden ist, 
so vorbereiten, daß dann auch weitere Abrüstung er-
folgen kann. 

Hierbei sollten wir Deutsche, die den Frieden, die 
deutsche Einheit und die Souveränität nur deshalb 
erreicht haben, weil unsere Nachbarn von unserer 
Friedfertigkeit überzeugt waren, mit gutem Beispiel 
vorangehen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Ulrich Briefs. 

Dr. Ulrich Briefs (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Haushaltsdebatten kön-
nen leicht Ritual, können leicht Routine werden. Im 
Falle des Haushalts 1992 liegt das wie schon beim 
Haushalt 1991 vor allem an der stereotypen Beschöni-
gung und am Selbstlob der Bundesregierung durch 
die Bundesregierung und durch die Koalitionspar-
teien. 

Heute, nach drei Tagen Debatte, ist kein Konzept, 
kein planmäßiger Ansatz für die finanz- und haus-
haltspolitische Lösung der Aufgabe im Osten wie im 
Westen sichtbar. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da haben Sie wohl 
nicht zugehört!) 

Um ein Wort von heute morgen aufzugreifen: Die 
Bundesregierung und die Koalitionsparteien prakti-
zieren eine Rührei-Ökonomie: konturenlos, profillos, 
phantasielos. Es mangelt insbesondere jeder Ansatz 
für Industriepolitik, jene Strukturpolitik, die wir in  

wenigen Jahren so notwendig haben werden wie nur 
irgend etwas. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da sind Sie Ex

-

perte!) 

Statt dessen, wie immer: mehrfache Berufung auf 
Ludwig Erhard. Ihn mit Marx zu vergleichen ist etwas, 
was nur knapp oberhalb der Schwachsinnsgrenze an-
gesiedelt ist. Statt eines soziale und ökologische Per-
spektiven aufweisenden Konzepts der dumpfe 
Glaube an die Allmacht der Marktkräfte und — da 
müssen wir besonders hellhörig sein — „Doitschtü-
melei". 

Ich bitte unsere ausländischen Freundinnen und 
Freunde: Laßt uns nicht mit diesen engstirnigen und 
engherzigen, zunehmend wieder national gestimm-
ten Deutschen allein. Gerade im Zusammenhang mit 
dem welthistorischen Umbruch, den wir gegenwärtig 
erleben, gilt: Es darf nie wieder das aggressive, auto-
ritäre, brutale Deutschland der Vergangenheit ge-
ben. 

(Dr. Reinhard Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: 
Was sagen Sie denn zum Putsch in Mos

-
kau?) 

Den politischen Kräften, die sich die Lufthoheit über 
deutschen Stammtischen in einem intellektuellen 
Tiefflug sondersgleichen sichern wollen, 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Waren Sie auf 
seiten der Putschisten?) 

sei an dieser Stelle in Erinnerung gerufen: Der Natio-
nalsozialismus, das verbrecherischste politische Ter-
rorsystem der Menschheitsgeschichte, war auch ein 
Produkt des Kapitalismus. 

(Dr. Reinhard Meyer zu Bentrup [CDU/CSU] : 
Auch Stalin ist tot!) 

Der Kapitalismus, mit dem wir auf lange Zeit leben 
müssen, bedarf der ständigen, sorgfältigen, demokra-
tischen, politischen, ökonomischen, sozialen und in 
der Zukunft besonders intensiv der ökologischen Kon-
trolle. Dazu bedarf es gerade in der Bundesrepublik 
Deutschland, gerade im neuen Deutschland, einer 
starken Linken. Mit dem Zusammenbruch des soge-
nannten real existierenden Sozialismus, der sich in 
zentralen Strukturen eben nicht oder kaum vom Kapi-
talismus unterschied — das ist übrigens eine der Leh-
ren aus der Existenz des KoKo-Imperiums unter 
Schalck-Golodkowski —, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Vor zwei Jahren 
wurde das Gegenteil gesagt!) 

nehmen die ökonomischen und sozialen, die politi-
schen und die ökologischen Widersprüche des Kapi-
talismus nicht ab, sondern zu, die Widersprüche zwi-
schen arm und reich, zwischen Nord und Süd, zwi-
schen den Geschlechtern, zwischen den Generatio-
nen, zwischen Nationalitäten und Religionen. Und 
nochmals, auch wenn es Ihnen hier auf der Rechten 
nicht paßt: Eben deshalb braucht das neue, ökono-
misch und politisch mächtige Deutschland mit seiner 
unheilvollen politischen Tradition eine starke Linke. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
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Wir als demokratische Sozialisten wenden uns da-
her dagegen, daß die finanzpolitische Stabilität im 
Zusammenhang mit der falschen, weil insbesondere 
unsozialen Finanzierung des Haushalts 1992 und der 
weiteren Haushalte bis 1995 restlos geopfert wird. Wir 
wenden uns gegen die Verschuldungsorgie des Bun-
desministeriums der Finanzen. Wir wenden uns auch 
deshalb gegen die falsche Schwerpunktsetzung in 
diesem Haushalt — wir haben das schon ausge-
führt — : Die unsoziale Finanzierung, die falsche 
Schwerpunktsetzung in der Haushalts- und Finanz-
politik der Bundesregierung gehen nicht zu Lasten 
der Holz- oder Plüschklassenfahrer, wie heute mor-
gen gesagt worden ist, sondern zu Lasten der wach-
senden Zahl sozial Schwacher, der Arbeitslosen, der 
Sozialhilfeempfänger, der Sozialrentner mit kleinen 
Renten, der zunehmenden Zahl der Langzeitarbeitslo-
sen, der Familien mit geringen Einkommen und hoher 
Kinderzahl, der Alleinerziehenden, und sie richten 
sich vor allem gegen die überwiegende Mehrheit der 
Mehrheit der Bevölkerung, gegen die Frauen. Sie ge-
hen also zu Lasten derjenigen, die unter die Räder 
geraten — das ist das richtige Bild. In diesem Zusam-
menhang von Plüsch- oder Holzklasse zu reden ist 
absurd. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Aus diesem Grunde darf es auch keinen blindwüti-
gen Sturmlauf gegen Subventionen geben. Die Sub-
ventionierung von Kindergärten, wie sie Petra Bläss 
vom Unabhängigen Frauenverband mit Bezug auf die 
Forderung der Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft fordert, ist aus unserer Sicht insbesondere in 
dieser kinderfeindlichen Gesellschaft sinnvoll. Die 
Subventionierung des Jägers 90, der Weltraumfahrt 
und -forschung, der Atomtechnik ist aus unserer Sicht 
schädlich. Sie führt insbesondere auch dazu, den 
Wachstumswettlauf der reichen Industrieländer wei-
ter anzuheizen, mit dem Ergebnis, daß wir schließlich 
die Erde völlig zerstören, die Erde, die wir bekanntlich 
von unseren Kindern und Enkeln nur geborgt haben. 
Auch und gerade das erfordert im übrigen Industrie-
politik, erfordert Strukturpolitik. 

Übrigens: Gerade die weitere ökologische Zerstö-
rung, die Zerstörung der natürlichen Lebens- und 
Überlebensbedingungen hat etwas mit den ureigen-
sten Funktionsgesetzen des heutigen, des modernen 
industriellen Kapitalismus zu tun. Je reicher die Wirt-
schaft wird, z. B. auch durch die von der Bundesregie-
rung geplanten Unternehmensteuersenkungen, um 
so größer wird zwangsläufig das Rad, das in der näch-
sten Runde wirtschaft lich gedreht werden muß, in 
Form von noch mehr Investitionen, von noch mehr 
Produktion, von weiterer Eroberung von Märkten, von 
weiterer Wegrationalisierung von Arbeitsplätzen, von 
noch mehr Geld- und Warenspekulation, mit zwangs-
läufig weiter zunehmendem Ressourcenverbrauch, 
mit weiter zunehmenden Schadstoffemissionen, mit 
immer mehr Müllanfall, mit der Zerstörung der tropi-
schen Regenwälder usw. usf. Kapitalismus, kapitali-
stische Dynamik und Expansion vertragen sich nicht 
mit einem sorgsamen Umgang mit unserer Umwelt. 
Das ist die Wahrheit, und dieser ökologisch zerstöre-
rischen Entwicklung arbeiten Sie mit Ihrer Finanz-
und Haushaltspolitik zu. 

Dazu kommt jetzt — das ist zu befürchten — der 
Generalangriff auf die Gewerkschaften und auf von 
ihnen durchgesetzte Rechte. Der Ang riff auf den Jahr-
hundertvertrag oder die Wiedereinführung von Ka-
renztagen gehören hierzu ebenso wie die Politik der 
weiteren Deregulierung, die Sie wohl bereits intensiv 
planen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Haben Sie noch 
etwas anderes?) 

Übrigens, Herr Minister Möllemann — er ist jetzt 
nicht da, aber es wird ihm sicherlich irgendwann auf-
fallen — , Ihre Zahlen sind Ergebnis einer Milchmäd-
chenrechnung. Laut DIW-Wochenbericht 51/52 des 
Jahres 1990 betrugen die Subventionen pro Arbeits-
platz im Steinkohlenbergbau 1987 35 328 DM. Ihre 
Zahlen sind also falsch. 

Umgekehrt: Eine überschlägige Rechnung ergibt, 
daß, wenn wir von 500 000 Unternehmen, also von 
einer sehr hohen Zahl von subventionierten Unter-
nehmen, ausgehen, jedes dieser Unternehmen jedes 
Jahr 160 000 DM an Finanzhilfen und Steuervergün-
stigungen erhält. 

Beziehen wir die Subventionen auf alle Unterneh-
men — auf über zwei Millionen Unternehmen — , er-
gibt sich rein rechnerisch, daß jeder Unternehmer pro 
Unternehmen im Jahr immerhin 38 000 DM Subven-
tionen erhält. Unternehmerische Tätigkeit ist also, 
was dabei immer vergessen wird, prinzipiell eine ganz 
schön mit staatlichen Mitteln gepolsterte Tätigkeit. 
Nach solchen Summen kann sich der normale abhän-
gig Beschäftigte, ganz zu schweigen von Sozialhil-
feempfängern oder Obdachlosen, nur die Finger lek-
ken. 

Bleiben Sie bei der Wahrheit, und versuchen Sie 
nicht, uns auf dem Wege über die Kündigung des 
Jahrhundertvertrags Apartheid-Kohle aus Südafrika 
oder über 20 000 Kilometer mit entsprechenden öko-
logischen Risiken herangeschipperte Australien

-

Kohle oder gar weitere Atomkraftwerke aufzudrük-
ken. 

Was die angeblichen Horrorszenarien bet rifft: Die 
schreiben Sie doch selbst als Fakten. Einschließlich 
Kurzarbeit und verdeckter Arbeitslosigkeit haben wir 
im Osten bereits 40 % Arbeitslosigkeit, und es wird 
leider noch mehr geben. 

Im Westen wurden Ende der 70er Jahre in ebensol-
chen angeblichen Horrorszenarien — auch das haben 
Sie als Horrorszenarium abzutun versucht — für 1985 
1,5 Millionen Arbeitslose vorausgesagt. Tatsächlich 
waren es mehr als drei Millionen einschließlich der 
stillen Rese rve. Heute sind es im Westen immer noch 
mehr als zwei Millionen. 

Die Augen schließen oder die vor sich gehende un-
soziale Entwicklung zu beschönigen, wie Sie das in 
dieser Haushaltsdebatte getan haben, ist falsch, ist 
verhängnisvoll. Wir fordern von Ihnen statt flauer 
Worte und Eigenlob tatkräftige Maßnahmen der Indu-
strie- und Strukturpolitik. Legen Sie Ihre ideologi-
schen Scheuklappen ab! Lösen Sie sich von Ihren nai-
ven marktwirtschaftlichen Vorstellungen! Tun Sie 
endlich etwas für die sozial schwachen Menschen im 
Osten wie im Westen. 
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Wir werden daher in den kommenden Beratungen 
in den Fachausschüssen und im Haushaltsausschuß 
Anträge zu folgenden Schwerpunkten einbringen: 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege B riefs, das 
geht jetzt leider nicht mehr. Sie sind schon weit über 
die Zeit. 

Dr. Ulrich Briefs (PDS/Linke Liste): Wir haben in 
den vorhergehenden Debattenteilen erhebliche Zeit-
anteile vergeben. Erlauben Sie mir noch drei Sätze. 
Erstens fordern wir den Abbau der Arbeitslosigkeit, 

zweitens die Wiederaufnahme des sozialen Woh-
nungsbaus, drittens die Streichung von Rüstungspro-
jekten und die Reduzierung des Rüstungshaushalts 
um 10 Milliarden DM als Einstieg in den völligen Ab-
bau von Rüstung und Armee, viertens die Umwid-
mung von Haushaltsmitteln für die militärische und 
ökologische Konversion, fünftens die Sicherung von 
Mitteln für ein selbstbestimmtes Leben von sozial 
Schwachen, von Frauen, von Asylanten und Asylan-
tinnen in Verbindung mit dem Ausbau der Hilfe für 
die Dritte Welt. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Abgeordneter — — 

Dr. Ulrich Briefs (PDS/Linke Liste): Sechstens — als 
letzter Punkt — fordern wir den Abbau aller Haus-
haltsansätze, die der offenen oder verdeckten Repres-
sion dienen. 
Das kann Ihnen genug zum Denken geben. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Abgeordneter, bitte 
kommen Sie zum Schluß! 

Dr. Ulrich Briefs (PDS/Linke Liste): Das würde Ih-
nen wirklich weiterhelfen, meine Damen und Herren 
auf der Rechten. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste — Dr. Rein

-

hard Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Rück

-

gabe des SED-Vermögens!) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich muß jetzt einmal an 
die Adresse des Kollegen B riefs und auch an die 
Adresse seiner Gruppe folgendes sagen: Ich bin, 
wenn ich merke, jemand setzt zur Landung an, immer 
gerne bereit, ihm nicht gleich ins Wort zu fallen. Aber 
wenn Sie dann anfangen, sechs Punkte aufzuzählen, 
ändert sich das. Die Geschäftsordnung sieht vor, bei 
der Mahnung des Präsidenten, zum Schluß zu kom-
men, nur noch einen Satz zu sagen. 
Das bedeutet natürlich, daß ich beim nächsten Mal 

sofort, sobald das rote Licht aufleuchtet, Schluß zu 
machen trachte. Ich bitte Sie doch herzlich: Halten Sie 
sich an die Regeln, dann haben wir es alle leichter 
miteinander. 

(Beifall bei der FDP) 
Als nächster hat der Abgeordnete Dr. Klaus Rose 

das Wort. 

Dr. Klaus Rose (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Ausführungen des PDS-Ver-

treters mit Negierung strafend, komme ich zum Haus-
halt 1992. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP) 

Es ist nur drei Monate her, seit der erste gesamt-
deutsche Haushalt verabschiedet wurde. Wir erinnern 
uns: Was hat es damals nicht für Aufregungen gege-
ben, und was ist nicht alles prophezeit worden wegen 
der zusätzlichen Ausgaben für den Golfkrieg, für den 
Abzug der sowjetischen Truppen, für den Aufbau der 
neuen Bundesländer usw? 

(Georg Gallus [FDP]: Wie finanzieren wir 
den Frieden statt den K rieg?) 

Inzwischen sind diese Klippen gemeistert und die 
Oppositionswarnungen von der Wirklichkeit wider-
legt. Es ist auch nicht zu der von den Gewerkschaften 
noch im Juli prophezeiten Bruchlandung gekommen. 
Schon nach wenigen Wochen sind die Unterstellun-
gen der IG Metall, der Finanzminister sei ein Schul-
denmacher und Jobkiller, eindeutig widerlegt. Der 
Schuldenanstieg wird deutlich zurückgeführt, und 
auch die Lage auf dem Arbeitsmarkt stabilisiert sich, 
wie wir in diesen Tagen vernehmen konnten. 

In den neuen Bundesländern ist die Zahl der Ar-
beitslosen zum erstenmal seit der Währungsunion ge-
sunken. Im vierten aufeinanderfolgenden Monat ist 
dort die Kurzarbeit vermindert. Auch in den westli-
chen Bundesländern hat die Arbeitslosenquote abge-
nommen. Wir werden, meine Damen und Herren, die 
Bundesanstalt für Arbeit noch in diesem Jahr weiter 
unterstützen, damit sie vor allem die Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen in den neuen Bundesländern ver-
stärken kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Detlev von Larcher [SPD]: Nicht schlecht!) 

Wir haben Ihnen versprochen, daß der Haushalts-
entwurf für 1992 die Rückkehr zur haushaltspoliti-
schen Stetigkeit nachdrücklich bekräftigen wird. Die 
Bundesregierung und ihr Finanzminister haben die-
ses Versprechen mit dem jetzt eingebrachten Haus-
haltsentwurf und den begleitenden finanzpolitischen 
Entscheidungen in überzeugender Weise eingelöst. 
Der Entwurf belegt nämlich, daß die Finanzpolitik 
trotz der gewaltigen nationalen und internationalen 
Herausforderungen weiterhin auf dem eingeschlage-
nen erfolgversprechenden Kurs bleibt. Wir werden im 
Haushaltsausschuß darauf achten, daß die strikte 
Konsolidierungspolitik fortgesetzt wird. 

Mit dem vorgesehenen Volumen des Haushaltsent-
wurfs von 422,5 Milliarden DM ist es gelungen, die 
Steigerungsrate auf 3 % zu begrenzen. Die Koalitions-
fraktionen bestärken den Finanzminister, den durch-
schnittlichen Ausgabenanstieg für die Jahre bis 1995 
noch weiter zu drücken, damit er deutlich unter dem 
Wachstum des Bruttosozialprodukts liegt. Dies ist eine 
wesentliche Voraussetzung für die Fortführung des 
bereits im neunten Jahr ununterbrochenen Wirt-
schaftswachstums. 

Vom Gesamtvolumen des Bundeshaushalts sind mit 
109 Milliarden DM mehr als ein Viertel einigungsbe-
dingte Ausgaben. Wir werden auch in Zukunft umfas-
sende Unterstützung für die neuen Länder und die 
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Menschen dort leisten und damit unser Wort halten, 
bald einheitliche Lebensverhältnisse in ganz Deutsch-
land zu verwirklichen. 

Ich füge gerne hinzu: Es ist ja nicht bloß ein Transfer 
von West nach Ost. Er kommt vielmehr auch auf 
Grund der Entwicklung im Osten den westlichen Bun-
desländern zugute. Er kommt Deutschland insgesamt 
zugute. Wir sollten diese nationale Aufgabe fortfüh-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die positiven Impulse, die von den vielfältigen För-
dermaßnahmen ausgehen, machen sich zunehmend 
in der wirtschaftlichen Entwicklung der neuen 
Bundesländer bemerkbar. Die Finanztransfers in die 
neuen Bundesländer werden, was auch die Bundes-
bank fordert, zunehmend auf investive Zwecke kon-
zentriert. Im Rahmen des erfolgreichen Gemein-
schaftswerks Aufschwung Ost liegt 1992 das Gewicht 
bei dauerhaften Investitionen für die Infrastruktur. 

Meine Damen und Herren, die Begrenzung des 
Ausgabenanstiegs wird nur durch äußerste Haus-
haltsdisziplin erreicht werden können. Mit den zu-
sätzlichen Einsparungen im Bundeshaushalt 1992 in 
Höhe von 12 Milliarden DM gegenüber 1991 haben 
wir seit 1990 ein Einspar- und Entlastungsvolumen im 
Haushalt von insgesamt 62 Milliarden DM erreicht. 

(Dr. Reinhard Meyer zu Bentrup [CDU/ 
CSU]: Sehr gut!) 

Wir können unsere Konsolidierungspolitik jedoch 
nur fortsetzen, wenn wir weiterhin strenge Maßstäbe 
an neue Ausgabenwünsche legen. Ich begrüße es 
sehr, daß der Herr Bundeskanzler diese Linie erst 
kürzlich bekräftigt hat, daß er sogar sagt, das sei in-
zwischen Chefsache, und daß auch Theo Waigel in 
dieser Woche eine st rikte Sparsamkeit bekundete. 
Dazu gehört auch, daß wir uns im internationalen Be-
reich — ich denke hier vor allem an die Sowjet-
union — die notwendigen Beschränkungen auferle-
gen. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Renate 
Schmidt) 

Der Vorsitzende des Haushaltsausschusses hat deut-
lich davon gesprochen. Ich bin gespannt, wie die Bun-
destagsfraktion der SPD darauf reagieren wird. 

Wir haben, gerade was die Sowjetunion anbelangt, 
große Vorleistungen erbracht, die, wie die jüngste 
Entwicklung gezeigt hat, ein wichtiger Beitrag für die 
Stabilität der demokratischen Entwicklung geworden 
sind. Die deutsche Volkswirtschaft darf aber nicht 
überfordert werden. Hier ist die Solidarität aller west-
lichen Industrienationen gefordert. Ich halte es in die-
sem Zusammenhang auch für völlig verfehlt, über 
weitere Steuererhöhungen zu diskutieren. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, wir 
nehmen das Sparen ernst und handeln entsprechend. 
Sparen bedeutet aber nach unserer Philosophie auch, 
notwendige Umschichtungen vorzunehmen. Als Bei-
spiel nenne ich hier die Stärkung der für die Infra-
struktur so wichtigen Verkehrsinvestitionen in den 
Bereichen öffentlicher Personennahverkehr, Bundes-
fernstraßen, Bundesbahn und Reichsbahn. Insgesamt  

werden in den Jahren 1992 bis 1995 die Verkehrsin-
vestitionen des Bundes allein in diesen Bereichen ge-
genüber der bisherigen Planung um über 30 Milliar-
den DM aufgestockt. 

Sie reden nur vom Sparen, fordern aber an allen 
Fronten die Übernahme zusätzlicher Lasten durch den 
Bund. Ein Beispiel aus jüngster Zeit ist die von Ihnen 
geforderte Aufstockung des Bildungshaushalts um 
1,5 Milliarden DM. Der Haushaltsausschuß hat in die-
sem Bereich eine besondere Verantwortung und 
nimmt sie auch wahr. Als Beispiel nenne ich den vor-
gesehenen Stellenabbau in der Bundesverwaltung, 
der von uns im Haushaltsausschuß beschlossen 
wurde. 

Frau Kollegin Matthäus-Maier — Sie können an-
schließend noch reden — , die Koalitionsfraktionen im 
Haushaltsausschuß werden sich sehr genau auch mit 
dem Verteidigungshaushalt auseinandersetzten. Wir 
werden dies aber im Gegensatz zu Ihnen nicht ständig 
neu verfrühstücken. Wir werden das alles ohne Pole-
mik mit großer Sachlichkeit abhandeln und dabei in 
Rechnung stellen, daß im Einzelplan 14 allein durch 
die Lohnrunde 1991 ein Betrag von 1,4 Milliarden DM 
aufgefangen werden mußte und daß für Umwelt-
schutzmaßnahmen und zur Verbesserung der Infra-
struktur in den neuen Bundesländern ein Betrag von 
bis zu 1 Milliarde DM vorgesehen ist. Das sind einige 
Gründe dafür, daß der Verteidigungshaushalt jetzt am 
Anfang nicht ständig zurückgefahren wird. 

Die Koalition hat auch beim Subventionsabbau 
Wort gehalten. Das Einsparungsziel von jährlich rund 
10 Milliarden DM bei den Finanzhilfen und den steu-
erlichen Vergünstigungen ist erreicht und im Haus-
haltsentwurf und im Finanzplan berücksichtigt wor-
den. Die Koalitionsfraktionen haben am 2. September 
1991 die Konzeption im wesentlichen gebilligt. Das 
Gesamtvolumen wird daher in jedem Falle eingehal-
ten. 

Durch die Begrenzung des Ausgabenanstiegs wird 
es gelingen, die Nettokreditaufnahme des Bundes um 
rund 16,5 Milliarden DM auf unter 50 Milliarden DM 
zurückzuführen. Bis 1995 wird diese Nettokreditauf-
nahme stufenweise auf rund 25 Milliarden DM zu-
rückgeführt, und sie liegt damit ab 1992 wieder deut-
lich unter den investiven Ausgaben. 

Nach den einigungsbedingten Ausnahmejahren 
1990 und 1991 setzen wir also unsere finanzpolitische 
Linie der Rückführung der Neuverschuldung eindeu-
tig fort. 

Dies ist ein deutliches vertrauensbildendes Zeichen 
für die Finanzmärkte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir entsprechen damit auch in vollem Umfang dem 
Wunsch der Deutschen Bundesbank in ihrem Monats-
bericht vom August dieses Jahres, daß die staatliche 
Kreditfinanzierung mittelfristig wieder zurückgeführt 
werden muß. 

Meine Damen und Herren von der SPD, Sie müssen 
den Bundesbankbericht sehr genau lesen und dürfen 
nicht nur kurze Zitate daraus bringen, die Ihnen an-
geblich politisch nutzen. Die Bundesbank hat nämlich 
in ihrer vorsichtigen Art ausdrücklich bekräftigt, Herr 
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Fraktionsvorsitzender Vogel — Sie runzeln in Ihrer 
bekannten Art die Stirn —, 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Was denn? 
Ich bin ganz Ohr!)  

daß es die vor der Vereinigung bei der Konsolidierung 
der Finanzlage der öffentlichen Haushalte erzielten 
Fortschritte bis zu einem gewissen Grade erleichtert 
haben, vorübergehend mehr Kredite aufzunehmen, 
und daß der Kreditmarkt die starke Zunahme des Kre-
ditbedarfs der öffentlichen Hand bisher ohne größere 
Probleme verkraftet hat. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Warum 
wurde dann der Leitzins erhöht?) 

Die Bundesbank hat weiter festgestellt, daß das 
Wachstum der öffentlichen Verschuldung vor der 
deutschen Vereinigung erheblich gedämpft werden 
konnte, obwohl nach der 1982 bis 1985 im Vorder-
grund stehenden Rückführung der Haushaltsdefizite 
der Weg mehrstufiger Steuersenkungen beschritten 
worden war. 

Ein besseres Zeugnis, Herr Vogel, für die erfolgrei-
che Finanz- und Haushaltspolitik der Koalition kann 
nicht ausgestellt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — Dr. 
Hans-Jochen Vogel [SPD]: Warum ist der 

Leitzins erhöht worden?) 

Daran ändern auch die Schreckensgemälde nichts, 
die die SPD im Hinblick auf die angeblich erdrük-
kende Staatsverschuldung in die Welt setzt. 

Die ganze Diskussion um die sogenannten Schat-
tenhaushalte ist unredlich aufgezogen. Es werden 
hier Zahlen aus dem öffentlichen Bereich und aus dem 
privaten Sektor in unzulässiger Weise vermengt. So 
kann z. B. die Treuhandanstalt nicht dem öffentlichen 
Sektor zugerechnet werden. Sie deckt außerdem ei-
nen Teil der Schulden durch Erlöse. Eine Zuordnung 
der Treuhandanstalt zum öffentlichen Sektor wäre nur 
dann gerechtfertigt, wenn sie den Forderungen der 
SPD entsprechend in eine gigantische Beschäfti-
gungsgesellschaft umfunktioniert werden würde. 
Dies lehnen wir aber entschieden ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Auch die Schulden der Wohnungswirtschaft gehen 
zum großen Teil nicht in den Bundeshaushalt ein. 
Generell lassen sich die rein privatwirtschaftlichen 
Tätigkeiten der öffentlichen Hand nicht dem öffentli-
chen Sektor zuordnen. 

Der Fonds Deutsche Einheit und der Kreditabwick-
lungsfonds sind ebenfalls keine Schattenhaushalte; 
sie sind der Öffentlichkeit ja aus breiter Diskussion 
bekannt. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Aha, Sie ver

-

wechseln das mit Geheimhaushalt!) 

Ihre Wirtschaftspläne werden dem jährlichen Haus-
halt beigefügt, und die Schuldendienstleistungen 
werden in den Haushalt eingestellt. 

Die Kampagne der SPD soll denn auch nur den Bür-
ger verunsichern und von der eigentlichen Schulden-
macherpartei SPD ablenken. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir haben die Finanz-
politik im Gegensatz zur Zeit Ihrer Regierung, die ja 
am Schluß gescheitert war, im G riff. Das Finanzie-
rungsdefizit Deutschlands liegt genau im europäi-
schen Durchschnitt. Auch die Kritik an der Höhe der 
Staatsquote ist unredlich, wenn man sich vor Augen 
führt, daß in dieser historischen Ausnahmesituation 
zwei Volkswirtschaften vereinigt worden sind, von 
denen eine einen 100prozentigen Staatsanteil hatte 

Wir werden auch die Preisentwicklung im Griff be-
halten. Beim gegenwärtigen Anstieg des Preisindexes 
sind neben den notwendigen Steuererhöhungen ins-
besondere die Lohn- und Einkommensentwicklungen 
von besonderer Bedeutung. Die künftige Lohnpolitik 
der Tarifparteien muß sich hier wieder ihrer gesamt-
wirtschaftlichen Verantwortung bewußt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, die Haushaltspolitik der 
Koalition ist eingebettet in eine finanzpolitische Ge-
samtkonzeption, deren Inhalte sind: Stabilität, Verläß-
lichkeit, Stärkung der Marktkräfte und Verbesserung 
der steuerlichen Rahmenbedingungen für Investitio-
nen und Arbeitsplätze. Genau diese Linie wird auch 
mit dem Steueränderungsgesetz 1992 fortgesetzt. 

Die Familien werden durch die Anhebung der Kin-
derfreibeträge um über 1 000 DM und die Erhöhung 
des Erstkindergeldes deutlich entlastet. Seit 1982 
wurden damit die finanziellen Aufwendungen des 
Bundes für die Familien mehr als verdoppelt, nämlich 
von 27,4 Milliarden DM auf 55,6 Milliarden DM. 

Bedingt durch die Einführung des Binnenmarktes 
zum 1. Januar 1993 werden die Rahmenbedingungen 
für Investitionen und Arbeitsplätze durch eine Entla-
stung der Unternehmen im Bereich der ertragsunab-
hängigen Steuern verbessert. Das Gesetzespaket ist 
ausgewogen. Familien und Unternehmen werden mit 
jeweils 7 Milliarden DM entlastet. 

Bei der Gewerbeertragsteuer und der Vermögen-
steuer gibt es Mittelstandskomponenten. Länder und 
Gemeinden erhalten durch ihre Beteiligung an der 
Umsatzsteuererhöhung, am Subventionsabbau sowie 
durch die verstärkte Förderung des öffentlichen Per-
sonennahverkehrs und des kommunalen Straßenbaus 
einen Ausgleich. Für die Gemeinden kommt die Ver-
minderung der Gewerbesteuerumlage hinzu. 

Wir werden erneut alles tun, meine Damen und 
Herren, um bei den jetzt anstehenden Beratungen im 
Haushaltsausschuß die Bundesrepublik Deutschland 
auf dem international anerkannten hohen Standard zu 
halten. Dazu bedarf es natürlich auch des Schweißes 
der Edlen. Die Edlen sind in diesem Fall die Mitglieder 
des Haushaltsausschusses und später auch wieder das 
Gesamtparlament. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Die Steuer

-

zahler!) 

Packen wir es an! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nachdem aber in diesen Tagen auch so viel von 
Unterstellungen gegenüber verstorbenen Politikern 



3232 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlpe riode — 38. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. September 1991 

Dr. Klaus Rose 

die Rede war, meine Damen und Herren, möchte ich 
doch noch folgendes sagen: 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [FDP]: Jetzt 
kriegt der Struck die Wahrheit gesagt!) 

Einen Politiker wie Franz Josef Strauß, der in Jahr-
zehnten wie kaum ein anderer zum Aufbau der demo-
kratischen Bundesregierung Deutschland beigetra-
gen hat und der wie kaum ein anderer die Anerken-
nung eines großen, für Sie nicht vorstellbaren Teils 
der Bevölkerung in seinem eigenen Freistaat Bayern 
bekommen hat, einen Politiker wie Franz Josef Strauß, 
der weltweit eine anerkannte Persönlichkeit war, 
jetzt, nachdem er tot ist, auf Grund von Aussagen 
eines Vertreters eines korrupten, zusammengebro-
chenen Regimes als Verbrecher oder gar als Zerstörer 
dieses Landes darzustellen, 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Vorsicht, da 
sagt Max Strauß etwas anders!) 

halte ich für unerträglich. Es ist ein schäbige Art, wie 
Sie mit ihm umgehen. Es wäre für mich ebenso schä-
big, wenn wir z. B. über verstorbene Politiker aus Ih-
ren Reihen heute etwas Negatives erzählen würden, 
weil es im Aktenmaterial früher einflußreicher Leute 
so dargestellt worden wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — Dr. 
Hans-Jochen Vogel [SPD]: Wir erzählen es 
doch nicht! Wer erzählt es denn? Wir doch 

nicht!) 

Meine Damen und Herren, wir sollten uns in diesem 
Hause nicht dazu verleiten lassen, Vorverurteilungen 
vorzunehmen, bevor ein Ergebnis des Untersu-
chungsausschusses vorliegt. Wir sollten uns in diesem 
Hause auch nicht dazu verleiten lassen, Nachverurtei-
lungen vorzunehmen, wenn Leute verstorben sind 
und sich nicht mehr wehren können. Bitte merken Sie 
sich das als Vertreter eines angesehenen deutschen 
Parlaments. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat die 
Frau Kollegin Ingrid Matthäus-Maier. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Herr Rose, eines zur Klar-
stellung: Nicht die SPD erzählt etwas über Franz Josef 
Strauß, sondern das tut Schalck-Golodkowski in Ver-
merken, und der Sohn Max Strauß sagt, dies sei 
authentisch. Das ist der Stand, und jetzt werden wir 
weitersehen. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Ein mutiger 
Mann ist der Herr Schalck, hat er gesagt!) 

— Sie hören es. 

Herr Rose, Sie reden dauernd vom Sparen. Es gibt 
da ein einfaches Rezept von E rich Kästner, nämlich: 
„Es gibt nichts Gutes, außer man tut es". 

(Jochen Borchert [CDU/CSU]: Machen wir 
doch seit 1983! — Weiterer Zuruf von der 
CDU/CSU: Fangen Sie doch damit an!) 

Nutzen Sie die nächsten Wochen. Wenn ich sehe, daß 
der Bundesrechnungshof noch heute kritisiert hat, 
daß der Etat der Bundesregierung für die Öffentlich

-

keitsarbeit mit fast 500 Millionen DM zu großen Tei-
len rechtswidrig ist — ich erinnere z. B. an die be-
rühmten Schallplatten des Kanzlers vom letzten Jahr 
u. ä. — , dann, finde ich, sollten Sie damit einmal an-
fangen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Aber ich habe mich zu einem anderen Punkt gemel-
det. Als der SPD-Fraktionsvorsitzende Vogel in dieser 
Debatte darauf hinwies, daß die von Ihnen einge-
führte Ergänzungsabgabe von allen Arbeitnehmern 
in den neuen Ländern mit einem Monatslohn von 
842 DM bezahlt werden muß, haben viele CDU-Kolle-
gen und auch viele FDP-Kollegen sehr ungläubig ge-
schaut. Sie wollten diese Zahl einfach nicht glau-
ben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie stellt man das 
fest?) 

Ich darf Sie daran erinnern, daß die Steuerpflicht und 
damit auch die Pflicht zur Entrichtung der Ergän-
zungsabgabe in den alten Bundesländern bereits bei 
einem Monatslohn von 792 DM einsetzt. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Hört! Hört!) 

Das werden viele von Ihnen wiederum nicht glauben. 
Das nehme ich Ihnen auch ab. 

Meine Damen und Herren, wer in dieser Situation 
bei der Steuerpflicht und der Pflicht zur Zahlung der 
Ergänzungsabgabe ab 792 DM im Monat eine Ergän-
zungsabgabe ohne Einkommensgrenze einführt, tut 
unseres Erachtens Unrecht. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Ul rich 
Briefs [PDS/Linke Liste]) 

Wer angesichts dieses Unrechts außerdem noch die 
Senkung der Vermögen- und die Abschaffung der 
Gewerbekapitalsteuer verlangt, der handelt entwe-
der völlig unverantwortlich, oder er weiß nicht, was er 
tut. Ich habe bei vielen von Ihnen das Gefühl, daß Sie 
einfach nicht wissen, was Sie hier angesichts einer 
Steuerpflicht ab 792 DM im Monat tun. 

(Dietrich Austermann [CDU/CSU]: Wie hoch 
ist die Abgabe?) 

— Herr Kollege, fragen Sie Herrn Waigel, ob die Zahl 
stimmt. Er wird es bestätigen. Sie stimmt. Lassen Sie 
uns lieber gemeinsam darüber reden, wie wir das än-
dern können! 

(Dr. Reinhard Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: 
Wie hoch ist die Abgabe?) 

Wir Sozialdemokraten weisen seit Jahren darauf 
hin, daß der steuerliche Grundfreibetrag zu gering 
ist, denn es werden bereits Steuern auf Einkommen 
erhoben, die man als Sozialhilfe steuerfrei erhält. Seit 
Jahren fordern wir vom Finanzminister eine Anhe-
bung des Grundfreibetrages auf mindestens 
8 000 DM für Alleinstehende und 16 000 DM für Ver-
heiratete. 

Spätestens seit der Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts zur Steuerfreiheit des Existenzmini-
mums von Kindern vom Sommer 1990 weiß der Fi-
nanzminister, daß der Grundfreibetrag verfassungs-
widrig ist. Deshalb hat er im Herbst 1990 die Finanz-
ämter ja auch angewiesen, alle Steuerbescheide nur 
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für vorläufig rechtskräftig zu erklären. Das ist aber 
leider auch alles. 

Wir sind ein Jahr weiter, und der Finanzminister tut 
nichts, um diesen Zustand in der Sache zu verändern, 
sondern er versucht, durch immer neue Hakenschläge 
den Konsequenzen des Grundgesetzes zu entkom-
men. Wir sehen hier einen Bundesfinanzminister auf 
der Flucht vor der Verfassung, übrigens — nebenbei 
gesagt — wie weiland Innenminister Höcherl, der da-
mals meinte, man müsse das Grundgesetz nicht im-
mer unter dem Arm haben. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Der war aber 
in Ordnung!) 

— Persönlich ist auch Herr Waigel in Ordnung. Darum 
geht es nicht. 

Ich habe vor wenigen Stunden die neueste Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofs zu diesem Thema 
auf den Schreibtisch bekommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Ich stelle es Ihnen gerne zu, Herr Kollege. Es ist 
wirklich ein sehr ernstes Thema. Ich finde, wenn ich 
das unpolemisch anpacke, dann sollten Sie sich das 
genau anhören. 

(Beifall bei der SPD) 

In dieser Kostenentscheidung vertritt der Bundes-
finanzhof die Auffassung, daß der Grundfreibetrag 
schlicht und einfach verfassungswidrig zu niedrig ist, 
ja, mehr noch — das ist das Wichtige und Neue —: 
Der Bundesfinanzhof vertritt die Auffassung, daß die 
Steuerbürger das Recht auf einstweiligen Rechts-
schutz haben. Das heißt, sie haben — wenigstens bei 
niedrigen Einkommen — das Recht, die zuviel festge-
setzten Steuern gar nicht erst zu zahlen, sie zurückzu-
halten. Jedermann weiß: Das ist eine schwerwie-
gende Entscheidung mit weitreichenden Folgen. 

Übrigens: Offenbar hat das Bundesfinanzministe-
rium mit allen möglichen Verfahrenstricks versucht, 
diese Entscheidung zu verhindern. Nachdem die Sa-
che beim Bundesfinanzhof anhängig wurde und be-
reits eine mündliche Verhandlung anberaumt war, 
sollte offenbar eine höchstrichterliche Entscheidung 
vermieden werden. Die Finanzverwaltung hat auf die 
Bezahlung der Steuern ganz verzichtet. Der Bundes-
finanzhof hat sich aber nicht auf den Arm nehmen 
lassen und, was äußerst ungewöhnlich ist, in einer 
langen Kostenentscheidung — die sind normaler-
weise vier Zeilen lang — dargelegt, wie er die Sache 
selber entschieden hätte, wenn die Verwaltung nicht 
nachgegeben hätte, nämlich zugunsten unseres be-
troffenen Steuerbürgers, dessen Grundfreibetrag zu 
gering ist. 

Meine Damen und Herren, ich halte die Entschei-
dung des Finanzhofs für richtig. Dies bedeutet: Sie 
werden nicht daran vorbeikommen, Herr Bundesfi-
nanzminister, die Vollziehung der Steuerbescheide 
bei Geringverdienern auszusetzen. Das ist der Inhalt 
dieser Entscheidung. Daß bedeutet, das Bürgerinnen 
und Bürger mit geringem Einkommen die Steuern 
einbehalten dürfen, die ihnen der Staat heute in ver-
fassungswidriger Weise einbehält. Wenn Sie die Fi-
nanzämter weiter anweisen, diese Steuern bei den 

Niedrigverdienern einzutreiben, wird es zu einer Flut 
von Einsprüchen kommen. 

Ich spreche dieses Thema am Schluß der Haushalts-
debatte unmittelbar vor Ihrer Schlußrede an, Herr 
Waigel, weil ich finde, wir alle haben ein Recht darauf, 
daß sie dem Parlament über diesen Sachverhalt end-
lich Auskunft erteilen. Wir haben in dieser Debatte 
dieses Thema mindestens fünfmal angesprochen, in 
verschiedener Art und Weise, und Sie sagen einfach 
nichts dazu. Jedermann weiß: Die Anhebung des 
Grundfreibetrages um nur 100 DM kostet etwa 
700 Millionen DM. Deswegen kann es doch nicht sein, 
daß eine Haushaltsdebatte von zweieinhalb Tagen zu 
Ende geht, ohne daß der Finanzminister über seine 
künftige Linie und die Finanzierung Auskunft gibt. 

Ich fordere Sie auf, in Ihrer folgenden Rede zu mei-
nen Fragen Auskunft zu geben, nämlich: 

Erstens. Wie beurteilen Sie diese Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs? 

Zweitens. Welche Folgerungen ziehen Sie daraus? 

Drittens. Werden Sie die Aussetzung des Vollzugs 
für Niedrigverdiener anordnen? 

Viertens. Wenn nicht: Wie wollen Sie das begrün-
den? 

Fünftens. Wollen Sie den Grundfreibetrag anhe-
ben? 

Sechstens. Wann? 

Siebtens. Auf welche Höhe? 

Achtens. Welche Auswirkungen hat das auf die 
Haushalte von Bund, Länder und Gemeinden? 

Neuntens. Wie wollen Sie diese Steuerausfälle fi-
nanzieren? Wie wollen Sie dieses enorme Risiko für 
die Haushalte von Bund, Länder und Gemeinden be-
handeln? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zehntens fehlt 
noch! — Bartholomäus Kalb [CDU/CSU]: Sie 
können doch gleich eine schriftliche Anfrage 

einreichen!) 

Ich bin der Ansicht, die bisherige Behandlung die-
ses Themas im ganzen Sommer und auch in dieser 
Haushaltsdebatte gehört zu den Kapiteln Schönen 
und Verdrängen. Das muß jetzt aufhören. Herr Bun-
desfinanzminister, bitte geben Sie uns hier klare und 
verbindliche Auskunft! 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat der 
Bundesminister der Finanzen, Dr. Theo Waigel. 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Frau Präsident! Meine Damen und Herren! Merkwür-
dig ist, Frau Matthäus-Maier, daß Sie die Erhöhung 
des Grundfreibetrages als Thema erst seit 1982 er-
kannt haben. Warum haben Sie sich denn nicht vorher 
entschieden dafür eingesetzt, daß er erhöht wird? Sie 
waren doch eine maßgebliche Spreche rin der damali-
gen Koalition. Sie entdecken das Thema erst jetzt. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Nein!) 
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Sie haben zum damaligen Zeitpunkt weder etwas für 
den Familienlastenausgleich getan noch für den 
Grundfreibetrag. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 
Das Thema der Steuerpolitik, auch unserer Steuerpo-
litik, das Existenzminimum von der Steuer freizustel-
len, haben Sie erst jetzt entdeckt, in einer ganz 
schwierigen Zeit, wo das mit vielen anderen Dingen 
konkurriert und wo wir nicht alles auf einmal verwirk-
lichen können, was wir steuerpolitisch gern tun wür-
den, auch in diesem Bereich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin 
Matthäus-Maier? 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Frau Präsidentin, ich möchte jetzt meine Rede fortfüh-
ren. Die Frau Kollegin hat sich heute schon oft gemel-
det und kann über mangelnde Behandlung im Proto-
koll nicht klagen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der SPD) 
Selbstverständlich werden wir die von Ihnen ange-

sprochene Kostenentscheidung des BFH mit den Län-
dern besprechen. Es ist ganz normal, daß man mit den 
Ländern besp richt, welche Konsequenzen wir daraus 
ziehen. Wir waren uns auch bisher schon darüber im 
klaren, daß sowohl der Kinderfreibetrag als auch der 
Grundfreibetrag in der zweiten Stufe einer Steuerre-
form erhöht und verbessert werden müssen. Das ge-
hört zu unserer Konzeption. 
Wir würden das gerne noch in dieser Legislaturpe-

riode tun. Wenn es aber konkurriert mit unabdingbar 
notwendigen anderen Entscheidungen, vor allen Din-
gen für Investitionen und für die Menschen in den 
neuen Bundesländern, dann, glaube ich, ist es vertret-
bar, auch ein erstrebenswertes Ziel kurzfristig zurück-
zustellen. Das ist die Situation, in der wir stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Übrigens, was Hermann Höcherl und seine Bemer-

kung über das Grundgesetz angeht, sollten Sie sehr 
vorsichtig sein. Da muß man erstens etwas von Humor 
und zweitens etwas von Bayern verstehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Frau Präsidentin 
lacht!) 

Ich kann mich gut erinnern, wie, als Höcherl noch 
lebte, Ihr früherer Kollege Bahr das Thema einmal 
erwähnt hat und eine solche Abreibung von Hermann 
Höcherl bekam, 

(Dr. Klaus Rose [CDU/CSU]: Eine ver

-

diente!) 
daß er sich nie mehr an das Thema gemacht hat. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 
Kollege Vogel, Sie werden sich wahrscheinlich daran 
erinnern können. Ich habe meinen Freund Hermann 
Höcherl selten so wütend und so empört gesehen. 

(Dr. Klaus Rose [CDU/CSU]: Und so gut!) 
Er hat dann in seiner unnachahmlichen Art zu Herrn 
Bahr gesagt: Wenn Sie einen Funken Anstand haben, 

dann entschuldigen Sie sich sofort. Was glauben Sie 
denn eigentlich? Eine Unverschämtheit, mit mir so 
umzugehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
des Abg. Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]) 

Seien Sie froh, daß er das heute von den hohen Gefil-
den milde lächelnd mitbekommen hat. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Herr Waigel, 
wer froh sein muß, daß er das nicht erlebt mit 
dem Schalck, darüber reden wir noch!)  

—Herr Kollege Vogel, dieser Einwurf in der Form hat 
nicht hierher gepaßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der CDU/CSU: Oberlehrer!) 

Aber nun komme ich gerne zu Ihnen, bin Ihnen dank-
bar, daß Sie da sind. Kollege Peter Struck kann nicht 
mehr da sein. Er hat mir das aber mitgeteilt. Ich habe 
Verständnis dafür. 

Es geht jetzt um den Umgang mit der Wahrheit und 
auch um den Umgang mit Toten. Es ist eigentlich 
beschämend für einen früheren Justizminister, daß er 
hier vorgestern mit Verdächtigungen und mit Unter-
stellungen gearbeitet hat. Ich kann mich erinnern, wie 
Sie sich empört haben, Herr Kollege Vogel, als damals 
Ihr Freund Lappas verdächtigt wurde. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Wieso ist das 
mein Freund?) 

—Nicht Freund, gut, Kollege. 

(Zuruf von der FDP: „Genosse" heißt das!) 

—Genosse. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Und da reden 
Sie von Verdächtigungen!) 

— Sie haben jedenfalls damals auf dem Gewerk-
schaftstag und auch hier im Bundestag Stellung bezo-
gen und sich gegen Verdächtigungen und gegen 
diese damals angeordnete Verhaftung gewehrt. 
Wenn Sie Herrn Lappas gegen Verdächtigungen ver-
teidigt haben, dann ist es um so schäbiger, hier mit 
Verdächtigungen und mit Unterstellungen — und 
nichts anderes haben Sie vorgestern bieten können — 
zu arbeiten. Es ist für einen früheren Justizminister 
eine Schande, daß er zu diesem Mittel der politischen 
Auseinandersetzung greift. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Das erinnert mich an die Verleumdungsarie im 
„Barbier von Sevilla", wo es heißt: „Kaum vernehm-
bar im Entstehen, kriechend, schleichend, das Ge-
murmel wird Geheule". So fängt man an: Man spricht 
von „stärker werdenden Verdachtsmomenten", ohne 
etwas konkret beweisen oder vorlegen zu können. 

Herr von Bülow und Teile der SPD — ich unterstelle 
das nicht der gesamten SPD, weil ich mir das nicht 
vorstellen kann — wollen nicht Aufklärung und 
Wahrheit, sondern sie wollen einen Toten diskreditie-
ren, sie wollen mit Verdächtigungen denunzieren, 
und sie wollen eine durchsichtige Kampagne, um von 
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eigenen Fehlleistungen in der Vergangenheit abzu-
lenken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer wie Herr von Bülow Strauß der Spionage be-
zichtigt, der handelt wie ein politischer Totenfledde-
rer und sollte sich schämen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist unglaublich: Vor 1982 und auch kurz danach 
war Strauß für die SPD ein rechter Reaktionär, ein 
Kalter Krieger, waren er und wir friedensunfähig, dia-
logunfähig. Heute werden Gespräche und Verhand-
lungen, die Strauß und andere geführt haben, von 
denen denunziert, die in den 80er Jahren in Strategie-
gesprächen und Strategiepapieren die Gemeinsam-
keiten zwischen SPD und SED beschrieben und fixiert 
haben. 

Nur: Auch damals war die SED schon eine verbre-
cherische Organisation, und man wußte genau, wie es 
um sie steht. Über gemeinsame Strategie, über ge-
meinsame Koexistenz, über gemeinsames humanisti-
sches Erbe haben wir nie gesprochen, aber wir haben 
in der Tat mit den Mächtigen der SED darüber gespro-
chen, wie wir den Menschen in Ost und West helfen 
können. Das war die Grundlage und auch die Zielset-
zung unserer Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Diese Gespräche von Schäuble, vorher Jenninger, von 
Strauß und vielen anderen hatten auch Erfolg; nicht 
zuletzt der Abbau der Schußanlagen, die Freilassung 
Tausender, die Ausreise Zehntausender, ja Hundert-
tausender sprechen dafür. 

Wir haben uns die Gesprächspartner nicht ausge-
sucht. Dieser Gesprächspartner wurde von Herrn 
Wischnewski, wie ich erfahren habe, seinem Nachfol-
ger empfohlen. Was ist daran eigentlich schändlich? 
Ich kritisiere Herrn Wischnewski nicht, und ich kriti-
siere die nicht, die die Empfehlung von Wischnewski 
aufgenommen und diese Gespräche geführt haben. 

Ich bitte Sie, bevor Sie mit Ihren Unterstellungen 
weiterfahren, nachzulesen, was Klaus Bölling und 
Günter Gaus über den Betreffenden gesagt haben. Ich 
fühle mich etwas an den Lockheed-Skandal von 
1975/76 erinnert. Sie waren damals Justizminister, 
Herr Vogel, und etwas erinnert mich das an das 
Strickmuster von damals. Da wurden Bestechungs-
vorwürfe gegen Beamte und Politiker bis zur Wahl 
1976 erhoben. Nach der Wahl wurde von der intermi-
nisteriellen Arbeitsgruppe die völlige Haltlosigkeit al-
ler Vorwürfe bestätigt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Schäbig!) 

Fast ein Jahr lang, bis zum Wahltag, wurde die Über-
nahme und damit auch die Auswertung der von der 
Regierung der Vereinigten Staaten angebotenen Ak-
ten verzögert, obwohl die damalige SPD-geführte 
Bundesregierung schon frühzeitig über die Haltlosig-
keit der Vorwürfe und die Unglaubwürdigkeit des 
damaligen Kronzeugen durchaus im Bilde war. Sie 
waren damals Justizminister und tragen auch dafür 
eine gewisse Verantwortung. 

Ich selber sollte vor einigen Wochen Opfer einer 
solchen Kampagne werden. Es gab eine ZDF-Sen-

dung mit der unverschämten Behauptung und Unter-
stellung, ich hätte hier quasi Begünstigung im Amt 
betrieben. Wir haben die Dinge in kürzester Zeit klar-
stellen können. Es war völlig falsch und konnte doku-
mentarisch widerlegt werden. Daraufhin hat sich das 
ZDF in einer — anfangs etwas gewundenen — Erklä-
rung entschuldigt, die Dinge klargestellt. Zwischen-
zeitlich hat sich der Intendant bei mir in aller Form 
entschuldigt. 

Wenn Sie, Frau Präsidentin, jetzt nicht amtierende 
Präsidentin wären, würde ich mich gern auch damit 
auseinandersetzen, was die Landesvorsitzende der 
SPD zu dem Thema gesagt hat. Es hat immerhin fast 
acht Tage gedauert, bis die entsprechende Klärung 
des anfänglich mir gegenüber erhobenen Vorwurfs 
erfolgte. 

(Dr. Reinhard Meyer zu Bentrup [CDU/ 
CSU]: Hört! Hört!) 

Nun zu den Gesprächen mit Schalck: Max Streibl 
und ich haben hier nichts zu verschweigen und nichts 
zu verbergen. Ein erstes Gespräch — nachdem ich 
Parteivorsitzender der CSU geworden war — fand am 
13. Februar 1989 in München statt. Es hat bis zum 
Mauerfall keine Fortsetzung dieses Gesprächs gege-
ben. Dann fand ein zweites und letztes Gespräch am 
15. November 1989 in Bonn statt. 

Es handelte sich bei diesen Gesprächen um ganz 
normale, selbstverständliche Gespräche über die poli-
tische Situation in der DDR, über die Gegensätze der 
damaligen Politik, z. B. über die Notwendigkeit der 
Modernisierung von Kurzstreckenwaffen in unserem 
Bereich — eine sehr gegensätzliche Position — , aber 
auch über gemeinsame ökologische Probleme, die wir 
z. B. in Bayern mit dem angrenzenden Thüringen und 
Sachsen haben. Weitere Gespräche hat es nicht gege-
ben. Die Frage, ob es sie geben sollte, haben wir offen-
gelassen. Und wenn Max Streibl, der bayerische Mini-
sterpräsident, für mögliche Kontakte seine beiden Se-
kretärinnen benannt hat, dann dürfte das so ziemlich 
das Normalste der Welt sein. Ich habe mir vorbehal-
ten, wen ich dafür benenne. Es ist zu einer solchen 
Benennung nicht gekommen. 

Es ist eine freie Erfindung, was mir in dem Zusam-
menhang in diesen sogenannten Papieren über Franz 
Josef Strauß in den Mund gelegt wird. Das mit den 
angeblichen Geschäften ist erfunden; denn ich kenne 
solche Geschäfte nicht. Wenn man sie nicht kennt, 
kann man auch nicht darüber reden; das ist auch nicht 
meine Art. 

Nun zu der Frage: Was ist authentisch? Wer kann 
Material für authentisch erklären? Doch nur der, der 
dabei ist und der das wirklich beurteilen kann. Ich 
kann erklären, ob sogenannte Aufzeichnungen über 
Gespräche mit mir authentisch sind oder nicht. Das 
kann ich, aber das kann sonst niemand. 

(Zuruf von der SPD: Herr Schalck!) 

Sie haben sich ein paarmal auf den Sohn von Franz 
Josef Strauß, Herrn Max Strauß, berufen. Herr Max 
Strauß hat dem Chefredakteur der „Süddeutschen 
Zeitung" mit Schreiben vom 4. September 1991 fol-
gendes geschrieben — ich zitiere aus dem B rief: 

... der oben genannte Artikel 
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— Bezug nehmend auf die „Süddeutsche Zeitung" 
vom 4. September 1991 — 

enthält Unrichtigkeiten und irreführende Darstel-
lungen, die einer Korrektur bedürfen: 

1. Ich habe die Papiere Schalcks nicht für authen-
tisch erklärt, da ich nicht, wie Sie behaupten, 
einen Großteil, sondern nur einen kleinen Aus-
schnitt kenne; ich habe gesagt, daß die Unterla-
gen, soweit ich sie kenne, offensichtlich von 
Schalck-Golodkowski stammen, dessen persönli-
chen Eindruck wiedergeben und generell auch 
aus dessen Richtung zu interpretieren sind, da er 
sich wohl bei seinen Vorgesetzten wichtig ma-
chen wollte. Inwieweit sie sachlich richtig sind 
und mit welcher konkreten Absicht sie verfaßt 
wurden, weiß ich nicht. Ich kann auch nicht beur-
teilen, ob nachträglich noch Behauptungen hin

-

eingefälscht wurden, da die Akten monatelang 
unkontrolliert in den Händen unbekannter Perso-
nen waren und mir nur eine geringe Anzahl von 
Kopien zugänglich war. Einzelheiten kann nur 
der Untersuchungsausschuß im Bundestag klä-
ren. 

Frau Präsidentin, wäre es möglich, daß diese rote 
Lampe abgestellt wird? — Danke. 

Er sagt dann in einem anderen Punkt: 

Der Artikel unterschlägt völlig, daß ich mich zur 
Person Schalck sehr kritisch geäußert habe. 
Schalck war bis zu seiner letzten Sekunde im Amt 
der willige und stets bereite treue Diener eines 
Unrechts- und Unterdrückungsregimes. Die von 
mir zu Recht angeführten deutsch-deutschen 
Verdienste Schalcks können nicht darüber hin-
wegtäuschen, daß er als Rad und nicht als Räd-
chen im System Mitschuld am Unterdrückungs-
apparat trägt. Inwieweit er sich strafrechtlich re-
levante Handlungen konkret zuschulden hat 
kommen lassen, muß die Berliner Staatsanwalt-
schaft klären. 

Ich bitte Sie, das zur Kenntnis zu nehmen und Ihre 
auch heute, vielleicht weil Sie den B rief noch nicht 
kannten, mehrfach geäußerten Bemerkungen in der 
Richtung, was „authentisch" anbelangt und was von 
Herrn Strauß erklärt wurde, zu korrigieren. 

Ich sage nur noch einmal: Weder Max Streibl noch 
ich, noch die CSU haben irgendetwas zu verbergen 
oder zu befürchten. Wir brauchen auch keine Auffor-
derung zur Aufklärung, weil wir das Notwendige zum 
richtigen Zeitpunkt gesagt haben. 

Ich muß auch noch im Interesse der OFD Kiel etwas 
richtigstellen, was gestern von Frau Köppe gesagt 
wurde. Eigentlich ist das von Stil und Auftreten her 
einer Antwort nicht würdig. Dennoch möchte ich es 
nicht im Raum stehen lassen. 

Es ist absolut falsch, zu behaupten, die zuständige 
OFD Kiel sei immer noch nicht von dem Verdacht 
unterrichtet worden, die U-Boot-Geschäfte mit Süd-
afrika wären möglicherweise über KoKo gelaufen. 
Die OFD hat sich bereits am 13. August 1991 in einer 
Presseinformation zur behaupteten Verwicklung in 
die U-Boot-Affäre des Devisenbeschaffers Schalck- 

Golodkowski geäußert, und sie hat das Notwendige 
dazu gesagt. 

Meine Damen und Herren, ich hielt es für wichtig, 
diese Dinge in dieser Debatte hier am Schluß noch 
einmal geklärt zu haben, weil ich es nicht zulasse, daß 
hier in dieser Form und in diesem Stil mit diesen Ver-
dächtigungen weiter gearbeitet wird. Korrigieren Sie 
Ihren Stil, Herr Vogel, und sorgen Sie dafür, daß in der 
SPD wieder ein anständiger Umgang mit der Wahr-
heit, mit Fakten, mit Lebenden und mit Toten ein-
kehrt! 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU und der FDP — Widerspruch und Ge

-

genrufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zu dieser 
ersten Lesung noch ein paar abschließende Berner-
kungen machen. Die SPD hat die Erfolge der Bundes-
regierung bei der Verwirklichung der Wiedervereini-
gung in den letzten 18 Monaten nicht verkraftet. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir haben eindeutig recht bekommen, was das 
Tempo der Wiedervereinigung anbelangt. Und wir 
sind in allen Bereichen der Wiedervereinigungsauf-
gabe — in der Sozialpolitik, in der Wi rtschaftspolitik, 
in der Währungspolitik und beim Verwaltungsauf-
bau — gut vorangekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es ist auch falsch, wenn Sie behaupten, daß die 
angeblichen Einsparerfolge überwiegend aus Abga-
ben- und Gebührenerhöhungen stammten. Tatsache 
ist: Zwei Drittel der Haushaltsentlastung von bisher 
60 Milliarden DM sind Ausgabeneinsparungen und 
Umschichtungen, und ein Drittel sind Einnahmever-
besserungen bei den Sozialversicherungsbeiträgen. 

Sie behaupten, weltweit gingen die Zinsen zurück, 
bei uns aber stiegen sie. Tatsache ist: Die Kapital-
marktzinsen im Januar 1991 betrugen 9,1 %, Anfang 
September 1991 betragen sie 8,5 %. 

Ich darf Ihnen, Herr Kollege Vogel, damit Sie auch 
den Zusammenhang zwischen Leitzinsen und 
Realzinsen mitbekommen, folgenden B rief der KfW 
vorlesen, der mir gestern zugegangen ist. 

(Zuruf von der SPD: Jetzt reicht's!) 

— Wenn es Ihnen reicht, können Sie ja gehen. Aber 
ich sehe, daß meine Freunde gern noch eine Fortset-
zung der Debatte wünschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich zitiere aus dem Schreiben der KfW vom 2. Sep-
tember. Dort heißt es: 

Auf Grund der Entwicklung am Kapitalmarkt se-
hen wir uns heute in der Lage, die Konditionen in 
unserem Eigenmittelprogramm zu verbessern. 
Wir werden mit Wirkung vom 3. September 1991 
den Nominalzinssatz für unser KfW-Mittelstands-
programm von 8,5 % auf 8,25 % für den Endkre-
ditnehmer senken. 

Sehen Sie, das ist die Wirklichkeit. In dieser Möglich-
keit reflektiert sich das Vertrauen der Märkte in die 
Stetigkeit und in die Zielsetzung unserer Finanzpoli-
tik, neben dem Glauben an die Geld- und Währungs- 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 38. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. September 1991 	3237 

Bundesminister Dr. Theodor Waigel 

politik der Bundesbank. Das ist das Entscheidende, 
und das wirkt sich positiv aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Übrigens: Der Anteil der Finanzhilfen und Steuer-
vergünstigungen am Bruttosozialprodukt betrug 1980 
1,7 %. Im Jahre 1990 betrug er 1,2 %. 

Was die Bundesbankgewinne anlangt, so haben wir 
die Regelung eingeführt, daß dies nur bis zu einem 
Betrag in Höhe von 7 Milliarden DM in die Nettokre-
ditaufnahme geht, während der darüber hinausge-
hende Betrag zur Tilgung von Altschulden verwandt 
wird. Das ist eine sehr stabilitätsgerechte Lösung, die 
darauf verzichtet, kurzfristige schnelle Erfolge bei der 
Nettokreditaufnahme zu erzielen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Es bleiben 
80 Milliarden, die Sie kassiert haben!) 

Was die privaten Ersparnisse anlangt, so wurden sie 
1982 zu 51 % durch öffentliche Hände in Anspruch 
genommen. Tatsache ist: In diesem Jahr wird die Kre-
ditaufnahme durch die öffentlichen Haushalte ca. 
150 Milliarden DM — vielleicht etwas weniger — be-
tragen. Die Ersparnisse der p rivaten Haushalte und 
der Unternehmen liegen bei gut 300 Milliarden DM. 
Es erfolgt also trotz der Herausforderungen durch die 
deutsche Einheit prozentual keine wesentlich höhere 
Inanspruchnahme der Ersparnisse als 1982. 

Zu dem Schuldenvorwurf und der Verzinsung der 
Schulden — darauf ist gestern der Herr Bundeskanz-
ler schon eingegangen — ist folgendes zu sagen. In 
den letzten acht Jahren der SPD-Regierungszeit hat 
sich der Schuldenstand verfünffacht. In unserer Zeit 
hat er sich verdoppelt — aber angesichts einer riesi-
gen Herausforderung, der wohl schwierigsten in der 
zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts. 

Sie behaupten, Sie wollten mehr sparen. In Wirk-
lichkeit müssen Sie, Frau Kollegin Matthäus-Maier, 
einmal addieren, was bei Ihnen noch an Haushaltsbe-
lastungen hinzukäme. Sie sind gegen Kürzungen bei 
der Kohlehilfe. Die Umstellung des Familienlasten-
ausgleichs auf das Kindergeld macht Mehrkosten in 
Höhe von 3 bis 4 Milliarden DM aus. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Nein!) 

Sie üben Kritik am „skandalösen Sparkurs" in der 
Forschungspolitik. Sie fordern dort aber eine Anhe-
bung auf mindestens 10 Milliarden DM. Sie fordern 
die Beteiligung der Länder und Gemeinden am Mine-
ralölsteueraufkommen. Natürlich wären auch unsere 
Länder und Kommunen gern dabei; das räume ich 
gern ein. 

Aber all das wirkt sich natürlich zu Lasten der Fi-
nanzen des Bundes aus. Wenn Sie das alles addieren, 
sehen Sie, daß das doch nicht mit einem stringenten 
und konsequenten Konsolidierungskurs zusammen-
paßt. 

Wir wollen im Nachtrag 1991 die Minderausgaben 
von 5,6 Milliarden DM einsetzen, die Sonderzufüh-
rung an die Bundesanstalt für Arbeit in Höhe von 
5 Milliarden DM sowie 0,6 Milliarden DM Abschluß-
zahlungen im Rahmen der Strukturhilfe. Darauf ist 
heute schon eingegangen worden. 

Wie sehen denn die jüngsten Arbeitsmarktdaten 
aus? Wir haben im Westen einen Rückgang der Ar-
beitslosigkeit gegenüber dem Vorjahr um 8 %. Nie 
zuvor gab es im westlichen Teil der Bundesrepublik 
Deutschland über 29 Millionen Beschäftigte. 

Sie haben mir vorgerechnet, wieviel Schulden wir 
aufnehmen müssen, während ich rede. Ich kann nur 
sagen: Das, was jedesmal an Kapital abfließen würde, 
wenn man Sie in der internationalen Welt hörte, könn-
ten wir immer nur mit viel Mühe und Glaubwürdig-
keit seitens der Koalition wiedergutmachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Ingrid  Matthäus-Maier [SPD]: Das war dürf

-

tig!) 

Ich habe vorgestern den Kollegen Apel zur Steuer-
politik zitiert. Sie, Herr Kollege Vogel, haben dann 
den Zwischenruf gemacht: „1977! Und was ist aus ihm 
geworden?" Ich finde, das ist einfach ein merkwürdi-
ger Umgang mit einem Kollegen, der es gewagt hat, 
sich mit Ihrer Steuerpolitik und mit der Art auseinan-
derzusetzen, 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Ach du lieber 
Gott!)  

in der Sie diesen Kollegen, mit dem wir viel gestritten 
haben, behandelt haben. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Sagen Sie 
nichts über Umgang! — Dr. Hans-Jochen Vo

-

gel [SPD]: Über Umgang müssen Sie re

-

den!) 

Darüber sollten Sie einmal reflektieren, bevor Sie den 
Zuruf machen: „Und was ist aus ihm geworden?" 

(Zuruf des Abg. Dr. Hans-Jochen Vogel 
[SPD]) 

Was ist das für eine Tonart „Was ist aus ihm gewor-
den?"? Hans Apel ist jedenfalls ein ehrenwerter 
Mann, und er nimmt heute drüben in den neuen Bun-
desländern eine interessante Aufgabe wahr. Ich re-
spektiere seine unabhängige Meinung, die er sich von 
Ihnen nie hat abkaufen oder abnehmen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Beim Verdrehen ist er Klasse!) 

Das steuerpolitische Konzept, das wir vorlegen, 
enthält allein etwa ein Viertel der Gesamtentlastung 
für den Mittelstand. Das erfolgt durch eine Staffelung 
im Eingangsbereich der Gewerbeertragsteuer, durch 
eine Vervierfachung des Freibetrags, durch die Über-
nahme der Steuerbilanzwerte bei der Vermögen-
steuer und der Erbschaftsteuer. Der Kollege Rose hat 
darauf schon hingewiesen. 

Wir halten uns auch hier erneut an das, was wir 
bereits seit 1982 gegenüber Ländern und Kommunen 
einhalten. Früher war es so, daß Länder und Kommu-
nen überproportional belastet wurden, während wir 
seit 1982 darauf sehen, daß Länder und Kommunen 
gerecht behandelt werden, wodurch sich deren Fi-
nanzlage besser entwickelt hat als die Finanzlage des 
Bundes. Wir brauchen uns also weder länder- noch 
kommunalunfreundliches Verhalten vorhalten zu las-
sen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Meine Damen und Herren, Ministerpräsident Eng-
holm hat gestern an Immanuel Kant und an das Jubi-
läum der Universität in dessen Heimatstadt Königs-
berg erinnert. Nach Immanuel Kant gibt es Situati-
onen, in denen die Notwendigkeit zu entscheiden 
weiter reicht als die Möglichkeit zu erkennen. — Die 
Chance, Freiheit und Einheit herbeizuführen, war wie 
ein kategorischer Imperativ. Wir haben diese Chance 
genutzt. Unsere Entscheidung war richtig. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Hans-Jochen Vogel. 

Dr. Hans-Jochen Vogel (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Die 
Ausführungen des Herrn Bundesfinanzministers ma-
chen es notwendig, daß ich gemäß § 30 der Geschäfts-
ordnung sofort und auf der Stelle erwidere. 

Herr Kollege Waigel, es ist die Frage Ihres Ge-
schmacks und es ist Ihre Sache, ob Sie die Herren 
Lappas und Strauß in einem Atemzug nennen wollen. 
Sie haben das getan. Ich habe das nicht zu kommen-
tieren. 
Ich wehre mich entschieden dagegen, daß Sie 

meine damalige Haltung hier entstellt wiedergeben. 
— Ich habe mich gegen den Akt der Verhaftung auf 
einem Gewerkschaftskongreß zu Beginn dieses Ge-
werkschaftskongresses gewandt und habe die Frage 
der Verhältnismäßigkeit aufgeworfen. Dazu stehe ich 
und ich sehe keinerlei Anlaß, Kritik daran entgegen-
zunehmen. 
Jetzt zu dem Komplex, dem Sie Ihre Ausführungen 

weit überwiegend gewidmet haben. Sie haben be-
hauptet, die SPD erzähle. Nehmen Sie zur Kenntnis, 
Herr Bundesfinanzminister: Nicht wir haben etwas 
erzählt, sondern Herr Schalck hat viele Seiten mit 
Berichten zu Papier gebracht, und veröffentlicht ha-
ben nicht wir, sondern hat eine Illustrierte, die nun 
weiß Gott nicht zu Ihren politischen Gegnern, sondern 
in der Vergangenheit eher zu Ihren politischen Freun-
den gezählt hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Was Herrn Schalck angeht, so war mir interessant 
—Herr Waigel, wenn in dem B rief etwas anderes 
steht, dann sagen Sie es mir fairerweise! —, daß sich 
Herr Strauß jun. offenbar einschränkend hinsichtlich 
der Authentizität geäußert hat, obwohl auch das noch 
der genaueren Prüfung bedarf, weil dieser Satz in der 
Geschwindigkeit nicht voll aufzunehmen war. Nach 
dem B rief, den Sie verlesen haben, hat Herr Strauß 
jedenfalls folgendes nicht dementiert oder einge-
schränkt: 

Er hat nicht seine Aussage dementiert, daß Herr 
Schalck-Golodkowski, der Urheber all dieser Mittei-
lungen, Opfer der linken Mafia in der Bundesrepublik 
sei. Hat er das dementiert? Er hat nicht dementiert, 
daß er, Strauß jun., den Mut des Herrn Schalck be-
wundere. Hat er das dementiert? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was soll das 
jetzt?) 

—Ich bitte Sie um alles in der Welt: Wenn Herr Strauß 
jun. Herrn Schalck so charakterisiert, dann können 
Sie von uns doch nicht verlangen, daß wir gegenüber 
den von Herrn Schalck herrührenden Berichten Au-
gen und Ohren verschließen und sie nicht zur Kennt-
nis nehmen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Völlig unlogisch!) 

Herr Strauß hat folgende Feststellung nicht demen-
tiert: 

Gleichzeitig distanzierte sich Max Strauß von der 
Kampagne führender CSU-Politiker, die den 
Schalck-Notizen keinen Wahrheitsgehalt zumes-
sen und von Stasi-Lügen sprechen. Diese Taktik 
sei 

— Sie haben nicht behauptet, daß das dementiert wor-
den ist —, 

gelinde gesagt, äußerst kompliziert. 

Sie 

—damit meint er die CSU-Führung — 

können nicht sagen, der lichtvolle Strauß hat den 
lichtvollen Milliardenkredit unter lichtvollen Um-
ständen mit dem größten Verbrecher, Schieber, 
Dreckschwein aller Zeiten gemacht. Das geht 
nicht. 

Das haben Sie hier nicht dementiert. Das steht nicht in 
dem B rief. 

(Friedrich Bohl [CDU/CSU]: Ja und? Ent

-

schuldigen Sie sich doch einmal für Herrn 
Bülow! Was ist das für ein Niveau!) 

Wenn all diese Behauptungen von einer seriösen 
Illustrierten veröffentlicht werden, wenn Herr Strauß 
jun. über den Urheber dieser Berichte diese Äußerun-
gen abgibt, dann dürfen Sie sich doch nicht wundern, 
daß diese Mitteilungen die Menschen beschäftigen, 
sie beunruhigen und daß diese Mitteilungen die Men-
schen empören. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir wundern uns 
bloß, daß die Verleumdungen weitergetra

-

gen werden!) 

Es ist die Pflicht der Opposition — es wäre im Grunde 
die Pflicht des gesamten Parlaments — , Vorgänge, die 
unser ganzes Volk und die bayerischen Mitbürgerin-
nen und Mitbürger in besonderem Maße beschäfti-
gen, aufzuklären und zu ihnen Stellung zu nehmen. 

(Beifall bei der SPD — Fried rich Bohl [CDU/ 
CSU]: Das geschieht doch im Untersu

-

chungsausschuß! — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Aber nicht vorher! Vorverurteilun

-

gen!) 

Wir, meine Damen und Herren, haben einen Unter-
suchungsausschuß beantragt. Sie, Herr Kollege Bohl, 
haben zunächst erklärt, der Untersuchungsausschuß 
sei überflüssig, 

(Friedrich Bohl [CDU/CSU]: Genau!) 

er werde nichts erbringen. Sie waren an der Aufklä-
rung zunächst überhaupt nicht interessiert. 

(Friedrich Bohl [CDU/CSU]: Das ist Unsinn! 
Sie bauen da einen Popanz auf!) 
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Es ist unsere Pflicht, zu diesen unser Volk bewegen-
den Dingen Stellung zu nehmen. Glauben Sie denn, 
daß es möglich ist, daß sich die Medien intensiv damit 
beschäftigen und wir hier über diesen Sachverhalt 
schweigen und zur Tagesordnung übergehen? 

(Beifall bei der SPD) 

Das Ihnen das angenehm wäre, will ich wohl glauben. 
Aber wir würden unsere Pflicht verletzen. 

(Friedrich Bohl [CDU/CSU]: Sagen Sie das 
Herrn Wischnewski!) 

Sie haben behauptet — auch der Bundeskanzler hat 
das getan — , meine gestrigen Ausführungen seien ein 
Rachefeldzug. Dies ist völlig abwegig. Ich habe ge-
genüber Herrn Strauß keinerlei Rachegefühle. 

(Bartholomäus Kalb [CDU/CSU]: Mit wem 
hat denn eigentlich Helmut Schmidt gespro

-

chen?) 

Ich habe dazu auf Grund meiner politischen Tätigkeit 
und der Zeiten der Zusammenarbeit mit ihm über-
haupt keinen Grund. Aber ich habe das gesagt, was 
ich als Jurist veranworten kann. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich bitte Sie um alles in der Welt: Lesen Sie meine 
Ausführungen nach. Ich habe gesagt — jetzt wieder-
hole ich es —, daß sich auf Grund all dieser Veröffent-
lichungen der Verdacht verstärkt, daß in dem Dreieck 
März, Schalck und Strauß kommerzielle und politi-
sche Interessen zusammengeflossen sind. 

(Dr. Klaus Rose [CDU/CSU]: Wann pfeifen 
Sie Bülow zurück?) 

Es hat sich der Verdacht verstärkt, daß internes Re-
gierungswissen in erheblichem Umfang von der Infor-
mationsquelle abgeschöpft und zu den Machthabern 
in der DDR transportiert worden ist. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Dr. Vogel, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Bohl? 

Dr. Hans-Jochen Vogel (SPD) : Ich gestatte gern 
eine Zwischenfrage. 

Friedrich Bohl (CDU/CSU): Herr Kollege Vogel, 
würden Sie dem Hohen Hause mitteilen, ob Sie den 
Vorwurf Ihres Kollegen von Bülow, Franz Josef Strauß 
sei ein Spion gewesen, aufrechterhalten oder zurück-
nehmen? 

Dr. Hans-Jochen Vogel (SPD): Herr Kollege Bohl, 
ich habe zunächst einmal das zu vertreten, was ich 
gesagt habe. Ich habe diesen Ausdruck nicht verwen-
det. Ich würde den juristischen Ausdruck, der hier 
eine Rolle gespielt hat, an das Ende der Untersuchun-
gen stellen und auf das Ergebnis der Untersuchungen 
stützen. Dies ist, glaube ich, der korrekte Weg. 

(Beifall bei der SPD — Bartholomäus Kalb 
[CDU/CSU]: Entweder ein Ja oder ein Nein! 
— Friedrich Bohl [CDU/CSU]: Eiertanz! — 

Unruhe)  

Dieser Erklärung, Herr Kollege Bohl, ist, glaube ich, 
zu entnehmen — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann ziehen Sie 
Herrn Bülow zurück aus dieser Erklärung?) 

— Ich ziehe überhaupt niemanden zurück! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Doch!) 
— Ich denke gar nicht daran! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Haben Sie das 
Heft nicht mehr in der Hand?) 

Ich habe erklärt, wie ich diesen Beg riff verwenden 
würde und wann ich ihn verwenden würde. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
Ich will Ihnen aber gern auch noch einmal erklären, 

weswegen ich in dieser Art und Weise Stellung ge-
nommen habe. — Ich glaube nicht, daß hier eine Be-
schränkung der Redezeit am Platz ist, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eine beschränkte 
Rede!) 

nachdem der Herr Bundesminister das Zweifache der 
vorgesehenen Redezeit verwendet hat. — Ich habe 
das getan, weil sich in mir der Eindruck verstärkt, 
meine Damen und Herren  — 

(Dr.  Klaus Rose [CDU/CSU]: Die Präsidentin 
traut sich sowieso nichts mehr zu machen!) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Doch, doch, die 
Präsidentin traut sich! 

(Dr. Klaus Rose [CDU/CSU]: Wir sind das 
Volk! Wir bestimmen!) 

Dr. Hans-Jochen Vogel (SPD): — daß hier seitens 
Franz Josef Strauß — — 

(Unruhe)  

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Dr. Vogel, 
darf ich Sie kurz unterbrechen? 

Dr. Hans-Jochen Vogel (SPD): Bitte! 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Der Herr Bundes-
minister der Finanzen 

(Unruhe) 
— darf ich einmal kurz um Ruhe bitten! — hat die 
Redezeit, die der Koalition noch zur Verfügung ge-
standen hat, bis zur letzten Minute ausgenutzt. Die 
Redezeit, die der Oppositionsfraktion SPD zur Verfü-
gung stand, ist jetzt ausgenutzt, und das muß ich sa-
gen. Im Moment läuft die Zeit allerdings zu Ihren 
Ungunsten. 
Herr Bohl, zur Geschäftsordnung! 

Friedrich Bohl (CDU/CSU): Frau Präsidentin, ich 
glaube, es ist eine Selbstverständlichkeit, daß dann, 
wenn der Führer der Opposition spricht, er so lange 
reden kann, wie er möchte. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Wenn Einver-
ständnis damit besteht, dann ist das in Ordnung. 
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Dr. Hans-Jochen Vogel (SPD): Herr Kollege Bohl, 
was Sie gerade empfohlen haben und freundlicher-
weise gesagt haben 

(Dr. Klaus Rose [CDU/CSU]: Ein guter 
Mann!)  

— im übrigen auch im Einklang mit der Geschäfts-
ordnung; denn der § 30 sieht die sofortige Erwide-
rung — — 

(Dr.  Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Aber nur 
fünf Minuten! Lesen Sie es nach!) 

—Dazu gibt es keine zeitliche Beschränkung! 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Doch, 
fünf Minuten! Das steht im letzten Satz des 

§ 30!) 

—Meine Damen und Herren, ich würde vorschlagen,  

daß wir zum eigentlichen Thema zurückkehren. Ist 
das möglich? 

Ich möchte Ihnen gern darlegen, welches die Be-
weggründe für meine Stellungnahme waren: 

Der eine Beweggrund ist der, daß sich in mir der 
Eindruck verstärkt, daß hier gerade das geschehen 
sein könnte, was der Betreffende seinen politischen 
Gegnern bei jeder Gelegenheit mit äußerster Schärfe 
vorgeworfen hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe eine sehr starke Abneigung dagegen, daß 
Reden und Handeln nicht übereinstimmen. 

Der zweite Beweggrund. Ich war Bundesjustizmini-
ster in einer Zeit, in der wegen Kontakten und Wei-
tergabe von Informationen Freiheitsstrafen in emp-
findlicher Höhe verhängt worden sind. Ich bitte, nach-
zuvollziehen, daß mich auch in meinem Bewußtsein 
und in meinem Gewissen bewegt, daß Menschen für 
einmalige Kontakte, für die Weitergabe von Belanglo-
sigkeiten verurteilt worden sind. Solange dies im 
Raum steht und sich der Verdacht verstärkt, werde ich 
mich in der Weise äußern, in der ich das getan 
habe. 

(Beifall bei der SPD — Bartholomäus Kalb 
[CDU/CSU]: Wir können uns doch die Ge

-

sprächspartner nicht aussuchen! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Herr 
Bundesfinanzminister ist auch noch einmal auf das 
Dialog- und Streitpapier meiner Partei eingegangen. 
— Ich wundere mich, Herr Bundesfinanzminister. Sie 
waren am 17. Juni 1989 hier bei der Rede, die Erhard 

Eppler gehalten hat. Sie haben mit zu denen gehört, 
die Erhard Eppler zu dieser Rede gratuliert haben — 
ich sehe noch, wie der Kollege Dregger hierhergegan-
gen ist und gratuliert hat und gesagt haben: Das ist 
eine Artikulation, die allgemeine Zustimmung finden 
kann. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Dieser Erhard Eppler und wir haben ein Papier zu-
stande gebracht, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

das keine Vereinbarung und keinen Vertrag bedeu-
tet, wie Sie ständig behaupten, sondern ein Papier, auf 
das sich die Opposition in der damaligen DDR immer 
wieder und mit steigendem Nachdruck berufen hat. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste — Lachen des Abg. Bar

-

tholomäus Kalb [CDU/CSU] — Zuruf von der 
CDU/CSU: Der Herr Axen hat sich darauf 

berufen!) 

— Fragen Sie die Repräsentanten der Bürgerbewe-
gung, und dann wird sich herausstellen, was mehr 
geholfen hat: die Kontakte Schalck, März und Strauß 
oder dieses Papier, das der Bürgerbewegung Rückhalt 
und Ermutigung gab! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD — Beifall bei 
Abgeordneten der PDS/Linke Liste — Wider

-

spruch bei der CDU/CSU — Bartholomäus 
Kalb [CDU/CSU]: Das war jetzt aber 

schlimm!) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Weitere Wortmel-
dungen liegen mir nicht vor. Ich schließe damit die 
Aussprache. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Druck-
sache 12/1000 sowie Unterrichtungen durch die Bun-
desregierung auf Drucksache 12/1001 sollen gemäß 
§ 95 Abs. 1 unserer Geschäftsordnung an den Haus-
haltsausschuß überwiesen werden. — Ich sehe dazu 
keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Tages-
ordnung. Ich wünsche einen schönen Abend und be-
rufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundestages 
auf morgen, Freitag, den 6. September 1991, 9.00 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20.01 Uhr) 
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